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D Durchschnitt (bei nicht addierfähigen Größen) 
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a. n. g. anderweitig nicht genannt

o. a. S. ohne ausgeprägten Schwerpunkt

Mill. Million

Mrd. Milliarde

ZEICHENERKLÄRUNG

– nichts vorhanden

0 weniger als die Hälfte von 1 in der letzten besetzten Stelle, jedoch mehr als nichts

. Zahlenwert unbekannt oder geheim zu halten

. . . Angabe fällt später an

X Tabellenfach gesperrt, weil Aussage nicht sinnvoll

I oder — grundsätzliche Änderung innerhalb einer Reihe, die den zeitlichen Vergleich beeinträchtigt

/ keine Angaben, da Zahlenwert nicht sicher genug

( ) Aussagewert eingeschränkt, da der Zahlenwert statistisch relativ unsicher ist

Abweichungen in den Summen ergeben sich durch Runden der Zahlen.

Tiefer gehende Internet-Verlinkungen sind in der Online-Ausgabe hinterlegt.
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Papier: Metapaper Smooth, FSC-zertifiziert, klimaneutral, zu 61% aus regenerativen Energien
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EDITORIAL
Dr. Georg Thiel

Präsident des Statistischen Bundesamtes

LIEBE LESERIN, LIEBER LESER,

der Wandel auf dem Arbeitsmarkt betrifft mittlerweile längst nicht mehr nur Wirt-
schaftsstrukturen und Erwerbsformen: „Arbeit 4.0“ bezeichnet die Auswirkungen des 
digitalen Zeitalters auf die gesamte Arbeitswelt. Ein Beitrag der vorliegenden Ausgabe 
von WISTA befasst sich mit dem langfristigen Strukturwandel am deutschen Arbeits-
markt und diskutiert dabei auch den Einfluss der Digitalisierung aus einer fachlichen 
Perspektive. Die organisatorische Perspektive steht im Fokus eines Beitrags, der Hand-
lungsfelder und Maßnahmen für agile Arbeitsweisen im Statistischen Verbund von 
Bund und Ländern identifiziert und beschreibt: Was muss eine Statistikbehörde tun, 
um eine hinreichende Agilität zu erreichen und gut gerüstet in die Zukunft gehen zu 
können? 

Ein Beispiel für eine gelungene Zusammenarbeit im Statistischen Verbund sind die 
gemeinsam entwickelten zwanzig Entscheidungskriterien für die Auswahl eines 
Geheimhaltungsverfahrens, die im sogenannten Kriterienkatalog definiert sind und 
im aktuellen Heft vorgestellt werden. Der daran anschließende Artikel präsentiert ein 
konkretes Anwendungsbeispiel und erläutert die fachliche Abwägung der Vor- und 
Nachteile des Geheimhaltungsverfahrens der Fünferrundung in der Ausländerstatistik. 

Deutsche Importe von Agrarprodukten sind verbunden mit Flächenbelegungen der 
jeweiligen Rohstoffe im Ausland. Eine in diesem Heft vorgestellte Simulationsrech-
nung liefert Aussagen über die Höhe dieser Flächenbelegung und leistet damit einen 
interessanten Beitrag zur Globalisierungsdebatte.

Ich wünsche Ihnen eine wie immer abwechslungsreiche Lektüre.
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Kennzahlen
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IN EIGENER SACHE

Beate Glitza neue Vizepräsidentin 
des Statistischen Bundesamtes 

Anfang Mai 2018 wurde Beate Glitza zur neuen Vize-
präsidentin des Statistischen Bundesamtes berufen. 
Die Diplom-Mathematikerin leitete bisher die Abtei-
lung „Informationstechnik, Mathematisch-statistische 
Methoden“ und befasst sich bereits seit 1987 schwer-
punktmäßig mit informationstechnischen, methodi-
schen und organisatorischen Fragen der Gestaltung 
und Optimierung der Produktions- und Unterstützungs-
prozesse. Sie hat die wesentlichen Entwicklungen in 
Richtung eines vernetzten Daten- und Informations-
managements auch im Statistischen Verbund mitgestal-
tet. In ihrer neuen Position wird sie die für die Herausfor-
derungen der Digitalisierung notwendige strategische 
Planung weiter stärken.

Gemeinsames Statistikportal 
mit regionalen Daten modernisiert

In welchem Bundesland ist der Anteil betreuter Kinder 

in Tageseinrichtungen am höchsten? Wie hoch ist die 

Beschäftigtenquote in den einzelnen Ländern und wie 

viele Pflegebedürftige gibt es? Antworten auf diese und 

weitere Fragen nach regionalen Daten liefert das moder-

nisierte Statistikportal der Statistischen Ämter des Bun-

des und der Länder. Die Webseite bildet den zentralen 

Zugang zu gemeinsamen Datenangeboten und Veröf-

fentlichungen des Statistischen Verbunds.

Bauen, Gesundheit oder Wirtschaftsleistung – das Sta-
tistikportal ermöglicht einen schnellen Überblick über 

unterschiedliche Themenbereiche. Tabellen und Karten 
zeigen dabei regionale Besonderheiten auf einen Blick. 
Auf welchen Methoden und Rechtsgrundlagen die jewei-
ligen Statistiken basieren, ist ausführlich erläutert und 
mit den jeweiligen Themenbereichen verknüpft.

 www.statistikportal.de

Innovationspreis 2018 verliehen

Für das „Verfahren zur Klassifikation von Einheiten im 
statistischen Unternehmensregister (URS) mit maschi-
nellen Lernverfahren“ wurden Jörg Feuerhake und Katja 
von Eschwege aus dem Statistischen Bundesamt sowie 
Florian Dumpert von der Universität Bayreuth mit dem 
Innovationspreis 2018 ausgezeichnet. Mit diesem Preis 
prämiert das Statistische Bundesamt alle zwei Jahre 
Beschäftigte, die ein herausragendes Produkt entwickelt 
und zur Anwendung geführt haben.

AUS EUROPA

37. Sitzung des AESS

Der Ausschuss für das Europäische Statistische System 
(AESS) behandelte auf seiner Sitzung am 17. Mai 2018 
unter anderem folgende Themen:

> Entwurf des Jahresarbeitsprogramms 2019

> Vorstellung des Entwurfes für das europäische statisti-
sche Mehrjahresprogramm 2021 bis 2027

> Ergebnisse des Zertifizierungsverfahrens 2017 für 
IT-Sicherheit sowie den Fahrplan für 2018/2019

KURZNACHRICHTEN
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Kurznachrichten

> Monitoringbericht über die Peer-Review-Runde, die 

von 2013 bis 2015 durchgeführt wurde. Hier wurde 

in erster Linie ein Überblick über die seit der letzten 

Runde Ende 2016 erzielten Fortschritte vermittelt.

> Strategie des Europäischen Statistischen Systems 

(ESS) für Indikatoren zu Gewerbeimmobilien. Hier 

sprach das European Systemic Risk Board im Okto-

ber 2016 Vorschläge aus, um bestehende Daten-

lücken zu Immobilien, insbesondere zu Gewerbe-

immobilien, zu schließen. Die Empfehlung richtet sich 

zwar an die nationalen makroprudenziellen (also die 

auf die Stabilität des gesamten Finanzsystems ge -

richteten) Aufsichtsbehörden, enthält jedoch auch 

erhebliche statistische Anforderungen in den Zustän-

digkeitsbereichen des Europäischen Systems der 

Zentralbanken und des ESS. Deutschland begrüßte 

die europäische Initiative zur Verbesserung der Daten-

grundlage insbesondere zu Gewerbeimmobilien, eben- 

so die vorgesehene Einrichtung einer Task Force 

„Commercial Real Estate Indicators“. Diese soll kurz-, 

mittel- und langfristig geeignete Lösungsansätze iden-

tifizieren und durch die Koordinierung empirischer 

Pilotprojekte in den Mitgliedstaaten, die Klärung 

methodischer Fragen sowie die Eruierung relevanter 

Datenquellen wichtige Schritte einleiten.

AUS DEM INLAND

Geheimhaltung beim Zensus 2021

Die Geheimhaltung in der amtlichen Statistik ist in  

§ 16 Bundesstatistikgesetz geregelt. Danach sind Einzel-

angaben über persönliche und sachliche Verhältnisse, 

die für eine Bundesstatistik gemacht werden, von den 

jeweils durchführenden statistischen Stellen geheim zu 

halten, soweit nichts anderes bestimmt ist. Für die Ver-

öffentlichungstabellen beim Zensus 2021 muss somit 

gewährleistet werden, dass keine Rückschlüsse auf ein-

zelne Personen oder andere Einzelfälle möglich sind. 

Bereits für das Auswertungsprogramm des Zensus 2011 

hatte sich im Vorfeld gezeigt, dass eine vollständige und 

konsistente Geheimhaltung durch Sperrverfahren nicht 

realisierbar wäre. Dies liegt in erster Linie daran, dass 

es beim Zensus kein vorab definiertes „abschließen-

des“ Tabellenprogramm, sondern ein flexibles Online-

Auswertungssystem für die Nutzerinnen und Nutzer 

gibt. Beim Zensus 2011 wurde deshalb die statistische 

Geheimhaltung von ausgezählten Fallzahltabellen | 1   

durch das Verfahren SAFE (Sichere Anonymisierung 

für Einzeldaten) sichergestellt. Bei SAFE wird ein Rück-

schluss auf Einzeldaten verhindert, indem bereits die 

Mikrodaten leicht verändert werden und Auswertungs-

tabellen mit diesen veränderten Daten erstellt werden. 

Im Zensus 2021 wird ein seit 2011 beim australischen 

Zensus zur Geheimhaltung eingesetztes Verfahren der 

stochastischen Überlagerung Anwendung finden. Bei 

diesem Verfahren | 2 werden nicht Mikrodaten verändert, 

sondern die Änderungen erst bei der Erzeugung der 

Ergebnistabellen vorgenommen. Dabei wird nach einem 

auch als „Cell Key“-Methode bezeichneten Zufallsver-

fahren jedem Ergebnis (beziehungsweise Tabellenfeld, 

englisch: Cell) fest ein kleiner „Überlagerungswert“ 

zugewiesen. Anstelle des Originalergebnisses wird je -

weils die Summe aus Originalergebnis und „Überlage-

rungswert“ veröffentlicht, man spricht von einer sto-

chastischen Überlagerung der Originalergebnisse. 

Das Verfahren behandelt grundsätzlich alle Ergebnisse 

gleich – auch Rand- und Zwischensummen. Der Über-

lagerungswert für ein in einer Tabelle als Randsumme 

dargestelltes Ergebnis errechnet sich nicht als Summe 

der Überlagerungswerte der entsprechenden Tabellen-

innenfelder – ähnlich wie man auch beim kaufmänni-

schen Runden Tabellenrandsummen erst exakt berech-

net und anschließend rundet anstatt bereits gerundete 

Innenwerte aufzuaddieren. Durch dieses Vorgehen 

kann auch für geheim gehaltene Randwerte die glei-

che Genauigkeit erzielt werden wie für Innenwerte. Der 

bekannte Hinweis „Dadurch können sich bei der Sum-

mierung von Einzelangaben geringfügige Abweichungen 

in der Endsumme ergeben“ gilt also bei stochastischer 

Überlagerung sinngemäß. Außerdem bleibt durch dieses 

 1 Im Gegensatz dazu ist bei hochgerechneten Fallzahltabellen die 
statistische Geheimhaltung bereits durch die stichprobenbedingte 
Unsicherheit des Ergebnisses (Standardfehler) gewährleistet.

 2 Fraser, Bruce/Wooton, Janice. A proposed method for confidentialis-
ing tabular output to protect against differencing. In: Monographs of 
Official Statistics. Joint UNECE/Eurostat work session on Statistical 
Data Confidentiality. Luxemburg 2006, Seite 299 ff.; Thompson, 
Gwenda/Broadfoot, Stephen/Elazar, Daniel. Methodology for the 
Automatic Confidentialisation of Statistical Outputs from Remote  
Servers at the Australian Bureau of Statistics. Working paper pre-
sented at the Joint UNECE/Eurostat Work Session on Statistical Data  
Confidentiality. Ottawa 2013. [Zugriff am 4. Juni 2018]. Verfügbar 
unter: www.unece.org
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Kurznachrichten

Vorgehen die tabellenübergreifende Konsistenz erhal-
ten, da bei Geheimhaltung nach der „Cell Key“-Methode 
logisch identische Ausprägungskombinationen automa-
tisch immer denselben konsistenten Überlagerungswert 
erhalten. 

Die mit diesem Verfahren behandelten Tabellen sind in 
der Regel nicht exakt additiv.

Die Nicht-Additivität wird jedoch in Kauf genommen, 
da durch das Verfahren zwei wichtige Vorteile gegeben 
sind: 1. Konsistenz inhaltlich identischer Tabellenfelder 
über die Tabellen hinweg sowie 2. eine hohe Genauig-
keit der Ergebnisse. 

(Birgit Kleber/Sarah Gießing)

Neue Finanzierungsrechnung 
ergänzt Gesundheitsausgaben-
rechnung

Eine neu entwickelte Finanzierungsrechnung ergänzt seit 
dem Frühjahr 2018 die Gesundheitsausgabenrechnung. 
Sie beantwortet detailliert, wie das Gesundheitssystem 
und ihre Ausgabenträger finanziert werden. Aufgrund 
der konzeptionellen Anbindung an das Referenzsystem 
„System of Health Accounts“, das von der Organisation 
für wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung 
(OECD), dem Statistischen Amt der Europäischen Union 
(Eurostat) und der Weltgesundheitsorganisation (WHO) 
entwickelt wurde, ist auch die internationale Vergleich-
barkeit gewährleistet. Umfangreiche Daten und Zeitrei-
hen zur Gesundheitsausgaben- und Finanzierungsrech-
nung sind in der Datenbank GENESIS-Online sowie im 
Informationssystem der Gesundheitsberichterstattung 
des Bundes abrufbar.

 www-genesis.destatis.de
 www.gbe-bund.de

VERANSTALTUNGEN

Call for Papers 
für die 9. Nutzerkonferenz 
„Forschen mit dem Mikrozensus“

Am 27. und 28. November 2018 führen das German 
Microdata Lab des Leibniz-Instituts für Sozialwissen-
schaften (GESIS) und das Statistische Bundesamt in 
Zusammenarbeit mit den Forschungsdatenzentren der 
Statistischen Ämter des Bundes und der Länder in 
Mannheim die 9. Mikrozensus-Nutzerkonferenz durch. 
Zum Thema „Analysen zur Sozialstruktur und zum sozia-
len Wandel in Deutschland“ können auf der Basis von 
Mikrozensusdaten gewonnene Forschungsergebnisse 
vorgestellt und diskutiert werden. Die Konferenz bie-
tet ein Forum für den Erfahrungsaustausch der Daten-
nutzerinnen und Datennutzer untereinander sowie mit 
den Vertreterinnen und Vertretern der amtlichen Statis-
tik. Sie wendet sich an Wissenschaftlerinnen und Wis-
senschaftler, die mit dem Mikrozensus arbeiten oder 
dies planen. Der Call for Papers endet am 30. Juni 2018.

 www.gesis.org

IMAODBC 2018

Die International Marketing and Output Data Base Con-
ference (IMAODBC) bringt Fachleute aus nationalen sta-

tistischen Ämtern und internationalen Organisationen 
zusammen, um den Meinungsaustausch über aktuelle 
Trends, neue Ideen und aufkommende Technologien 
für eine benutzerorientierte Kommunikation von Sta-
tistiken zu unterstützen. Die jährliche Konferenzreihe 
konzentriert sich auf Web-Entwicklung, soziale Medien, 
Datenbanken und Verbreitungsinstrumente für die digi-
tale Kommunikation. In diesem Jahr wird sie vom 16. bis 
20. September in Wiesbaden vom Statistischen Bundes-
amt ausgerichtet.

 www.destatis.de
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Kurznachrichten

NEUERSCHEINUNGEN

Hochschulen auf einen Blick 2018

Wie viele Studierende sind an deutschen Hochschulen 
immatrikuliert? Welches Bundesland ist bei Studien-
anfängerinnen und Studienanfängern am beliebtesten? 
Nach wie vielen Semestern erreichen die Studierenden 
ihren Abschluss? Wie viel Geld geben die deutschen 
Hochschulen für Lehre und Forschung aus? Und wie sieht 
die Personalausstattung der Hochschulen aus? Antwor-
ten auf diese und weitere Fragen rund um die deutsche 
Hochschullandschaft gibt die aktuelle Ausgabe 2018 der 
Broschüre „Hochschulen auf einen Blick“. Darin werden 
die Hochschulsysteme der Bundesländer im Hinblick auf 
Hochschulzugang, Studiendauer und Abschluss, Perso-
nalstruktur, überregionale Attraktivität sowie finanzielle 
Ausstattung verglichen und die Veränderungen in den 
vergangenen zehn Jahren aufgezeigt.

Schulen auf einen Blick 2018

Kaum ein gesellschaftlicher Bereich in Deutschland ist 
so stark vom Föderalismus geprägt wie das Schulwesen. 
Die aktuelle Ausgabe 2018 der Broschüre „Schulen auf 
einen Blick“ macht die Schullandschaften vergleichbar: 
Kennzahlen von der Einschulung bis zu den erreichten 
Abschlüssen zeigen die aktuelle Bildungsbeteiligung 
und den Bildungserfolg an allgemeinbildenden Schu-
len – in den Bundesländern und für ganz Deutschland. 
Zugleich beleuchtet die Broschüre, wohin sich das 
Schulwesen in den vergangenen zehn Jahren entwickelt 
hat: So lernen Kinder mit und ohne sonderpädagogi-
schen Förderbedarf zunehmend gemeinsam, Spanisch 
wird immer häufiger als Fremdsprache gelehrt und die 
Integrierten Gesamtschulen verdrängen vielerorts die 
Haupt- und Realschulen.
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AGILE STATISTIKBEHÖRDE –  
EINE HERAUSFORDERUNG FÜR DEN 
STATISTISCHEN VERBUND
Handlungsfelder, Maßnahmen und Beispiele

Dr. Georg Thiel, Irina Meinke

Dr. Georg Thiel

studierte Rechtswissenschaften 

und promovierte an der Universität 

zu Köln. Er ist seit 2017 Präsident 

des Statistischen Bundesamtes 

und Bundeswahlleiter. Zuvor war 

er Vizepräsident des Statistischen 

Bundesamtes und Stellvertreter 

des Bundeswahlleiters, ständiger 

Vertreter der Abteilungsleiterin O 

„Verwaltungsmodernisierung, Ver-

waltungsorganisation“ im Bundes-

ministerium des Innern und Präsi-

dent der Bundesanstalt Technisches 

Hilfswerk. Er ist Autor zahlreicher 

Veröffentlichungen auf dem Gebiet 

der Verwaltungsmodernisierung.

Irina Meinke

studierte Politikwissenschaft, 

Betriebswirtschaftslehre sowie 

Technologie- und Innovations-

management. Sie arbeitete von 

2013 bis 2018 im Referat „Daten-

qualität, abteilungsübergreifende 

Methodenentwicklung“ des Statis-

tischen Bundesamtes und befasste 

sich mit der nationalen Umsetzung 

des Verhaltenskodex für europä-

ische Statistiken, der Einführung 
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Im Zusammenhang mit dem Thema Digitalisierung wird häufig hervorgehoben, dass 

agile Arbeitsweisen kurze Reaktionszeiten auf sich ändernde Anforderungen ermög-

lichen. Der Beitrag identifiziert und beschreibt verschiedene Handlungsfelder und 

Maßnahmen, mit denen die Agilität des Statistischen Verbunds, also der Statistischen 

Ämter von Bund und Ländern, erhöht werden kann. Für ausgewählte Maßnahmen 

werden Good-Practice-Beispiele aus dem Unternehmensbereich, der Verwaltung und 

anderen europäischen Statistikämtern aufgezeigt, die Impulse für eine mögliche Aus-

gestaltung der Maßnahmen geben sollen.
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ABSTRACT

When discussing digitalisation issues, it is often emphasised that agile working prac-

tices make it possible to respond quickly to changing requirements. This article identi-

fies and describes various action areas and activities aimed at increasing the agility 

of the official statistics network, that is, the statistical offices of the Federation and the 

Länder. Good practice examples of businesses, public authorities and other statistical 

institutes in Europe are outlined for selected activities to provide inspiration and ideas 

for designing the relevant measures.
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1

Einleitung

„Nicht die Großen fressen die Kleinen, sondern die 
Schnellen überholen die Langsamen.“

Eberhard von Kuenheim | 1 

Dieses Zitat trifft den Zeitgeist: Die Digitalisierung | 2 for-
dert und fördert die Beschleunigung aller Prozesse. Um 
bei diesen Entwicklungen und Umwälzungen Schritt zu 
halten, muss die Agilität des Statistischen Verbunds | 3 
erhöht werden. Agilität bedeutet, notwendige Verände-
rungen flexibel, proaktiv, antizipativ und initiativ umzu-
setzen. Auch im 21. Jahrhundert soll der Statistische 
Verbund weiterhin der führende Informationsdienstleis-
ter für qualitätsgesicherte Daten und statistische Infor-
mationen in Deutschland bleiben und im Wettbewerb 
auf dem Informationsmarkt bestehen. 

In diesem Aufsatz wird der Frage nachgegangen, was 
notwendig ist, um eine hinreichende Agilität zu errei-
chen. Es werden verschiedene Handlungsfelder und 
Maßnahmen identifiziert und beschrieben, die ange-
gangen werden müssen, um die Agilität des Statisti-
schen Verbunds weiter zu steigern. Für ausgewählte 
Maßnahmen werden Good-Practice-Beispiele aus dem 
Unternehmensbereich, der Verwaltung und anderen 
europäischen Statistikämtern aufgezeigt, die Impulse 
für eine mögliche Ausgestaltung der Maßnahmen geben 
sollen.

 1 Eberhard von Kuenheim war von 1970 bis 1993 Vorstandsvorsitzen-
der der BMW AG.

 2 Riede und andere (2018) thematisieren, welche Möglichkeiten die 
Digitalisierung dem Statistischen Bundesamt bietet und welche 
Herausforderungen damit einhergehen. Mit der Digitalen Agenda hat 
sich das Statistische Bundesamt konkrete Ziele für die digitale Trans-
formation bis 2020 gesetzt.

 3 Zum Statistischen Verbund gehören neben dem Statistischen Bun-
desamt die 14 Statistischen Landesämter. Bis auf das Statistische 
Amt für Hamburg und Schleswig-Holstein sowie das Amt für Statistik 
Berlin-Brandenburg verfügt jedes Bundesland über ein eigenes Sta-
tistisches Landesamt. Die Statistischen Ämter der Länder sind in der 
Regel dafür zuständig, die Erhebungen durchzuführen und bis zum 
Landesergebnis aufzubereiten. Aufgabe des Statistischen Bundes-
amtes ist es, dafür zu sorgen, dass die Bundesstatistiken überschnei-
dungsfrei, nach einheitlichen Methoden und termingerecht durchge-
führt werden.

2

Handlungsfelder eines agilen 
Statistischen Verbunds

Die fünf Handlungsfelder

> Etablieren einer Kultur der Wandlungsbereitschaft,

> schnell agierende strategische Steuerung,

> adaptive Organisationsstrukturen und agiles Projekt-
management,

> strategisches Personalmanagement und

> moderne IT-Werkzeuge zur Unterstützung der Projekt-
durchführung

wurden identifiziert und werden im Folgenden näher 
erläutert. Es werden zudem Maßnahmen zur Zielerrei-
chung aufgezeigt.

2.1 Etablieren einer Kultur 
der Wandlungsbereitschaft

Das dynamische Wesensmerkmal von Agilität bedeu-
tet, sich dem stetigen Wandel zu stellen. Eine Kultur der 
Wandlungsbereitschaft stellt die Chancen von Verände-
rungen in den Mittelpunkt, fördert kontinuierliche Selbst-
reflexion sowie regelmäßiges Hinterfragen und motiviert 
alle Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter dazu, Verände-
rungen optimistisch anzugehen. Wandel muss als eine 
Chance gesehen werden. Gebot der Stunde im Hinblick 
auf die neuen Gestaltungsmöglichkeiten ist Optimismus 
und nicht Pessimismus, dass Bewährtes aufgegeben 
werden muss. Führungskräfte sind in Wort und Tat nun 
ganz besonders gefordert, um Räume für Mitgestaltung 
anzubieten und vorzuleben. Folgende Bausteine stehen 
beim Etablieren einer Kultur der Wandlungsbereitschaft 
im Vordergrund:

Leben agiler Werte und Prinzipien

Agile Werte und Prinzipien zu leben bedeutet beispiels-
weise Offenheit und Flexibilität gegenüber anstehenden 
Veränderungen oder neuen Aufgaben, ebenso (Risiko-)
Bereitschaft, Mut und Selbstvertrauen, notwendige Ver-
änderungen mitzutragen und mitzugestalten. Rechtzei-
tig aufgebaut erleichtern unterstützende Kompetenzen 
die Umsetzung (siehe Abschnitt 2.4).
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Die Führungskräfte betätigen sich hierbei als Lotsen 

in das neue Aufgabenspektrum. Sie haben die Auf-

gabe, Veränderungsbedarfe aufzuzeigen und mit den 

Beschäftigten gemeinsam Lösungswege zu finden. Auch 

Impulse von den Beschäftigten selbst für Veränderungs-

bedarfe oder zu aktuellen Entwicklungen sowie kreative 

und innovative Lösungswege müssen berücksichtigt 

werden. Agilität erfordert eine Denkweise, die weniger 

die Zuständigkeiten, sondern vielmehr die gemeinsame 

Verantwortung für den gesamten Prozess und/oder das 

Produkt in den Fokus rückt.

Damit einhergehend flachen die Hierarchien ab: 

Beschäftigte beteiligen sich stärker, Vorgesetzte treten 

mehr Verantwortung an untergeordnete Hierarchiegrup-

pen ab oder verlagern sie nach unten. Führung leitet 

sich nicht mehr aus der Hierarchie ab, sondern aus der 

Kompetenz. So nähert sich die Entscheidungsbefugnis 

der eigentlichen Leistungserstellung an und stellt sicher, 

dass Entscheidungen problemnah getroffen werden. 

Dies ermöglicht einen Raum für kreative und innovative 

Lösungswege. Agile Rahmenwerke, wie zum Beispiel 

Scrum oder Design Thinking (siehe Abschnitt 2.3), sind 

ideal, um eine solche Kultur zu fördern und „zum Leben 

zu bringen“.

Verändertes Rollenverständnis 
der Führungskräfte und Beschäftigten

Eine Behörde, die agile Werte und Prinzipien lebt und 

sich durch flache Hierarchien auszeichnet, benötigt also 

ein verändertes Rollenverständnis ihrer Führungskräfte: 

Die Führungskraft fördert eine Vernetzung der unter-

schiedlichen Akteure in einem enthierarchisierten und 

digitalisierten Umfeld, in dem Teams interdisziplinär 

arbeiten. Weiterhin gibt die Führungskraft eine Orien-

tierung für die Beschäftigten, damit diese sich in einem 

zunehmend virtuellen Raum (der zeitlich und räumlich 

entgrenzt ist, wo also zeitliche oder räumliche Struktu-

ren aufgehoben oder aufgelöst werden) zurechtfinden. 

Die Führungskraft gewährt Gestaltungsspielräume, es 

gibt keine direkten Vorgaben hinsichtlich des Wegs zur 

Aufgabenlösung. 

Agilität schlägt sich auch in einem veränderten Rollen-

verständnis der Beschäftigten nieder: Sie gehen mit 

mehr Mut, Risikobereitschaft und Selbstvertrauen an 

die Arbeit und sind bereit, Verantwortung zu überneh-

men und Entscheidungen zu treffen. Eine stärkere 

Beteiligung der Beschäftigten und die Erwartung, dass 

die Beschäftigten mehr Verantwortung übernehmen, 

setzen aber auch voraus, dass die Beschäftigten in 

eine Lage versetzt werden müssen, in der sie das auch 

können. Ihnen muss also das entsprechende Know-how 

vermittelt werden, zum Beispiel durch Fortbildungen 

(siehe Abschnitt 2.4). Die flache Hierarchie muss sich 

in der Organisation der Behörde und in den entspre-

chenden dienst- und arbeitsrechtlichen Regelungen 

widerspiegeln. Beschäftigte müssen weiterhin mehr 

Verantwortung übernehmen dürfen. Schließlich ist es 

wichtig, dass die Beschäftigten dieses veränderte Rol-

lenverständnis auch annehmen wollen. Zur Übernahme 

von Verantwortung und Entscheidungen, zu Offenheit, 
Mut, Risiko bereitschaft und Selbstvertrauen sind die 

Beschäftigten zu motivieren, indem beispielsweise die 

Führungskraft eine Vorbildrolle übernimmt. Dies kann 

in folgende einfache Formel übersetzt werden: Agilität 

setzt Können + Dürfen + Wollen voraus.

Das Handelsunternehmen Otto Group startete Anfang 

2017 die Initiative „Kulturwandel 4.0“ und hat hierfür 

ein Team etabliert, das den Kulturwandel mit verschie-

denen Aktivitäten kontinuierlich vorantreibt. Ziel ist es, 

den Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern unter anderem 

bestimmte Werte und Prinzipien näher zu bringen: Füh-

rungskräfte werden dazu angehalten, auf Augenhöhe zu 

agieren, bei der Umsetzung von Aufgaben zu unterstüt-

zen und die Übernahme von Verantwortung zu fördern, 

während Beschäftigte dazu ermuntert werden, mehr Ver-

antwortung zu übernehmen. Maßnahmen dieses Teams 

sind beispielsweise regelmäßig stattfindende #agile-

Groupie Barcamps, in denen verschiedene Themen wie 

„agile Führung“ und „warum Scheitern dazu gehört“ 

behandelt werden. Ein Barcamp (häufig auch als Unkon-

ferenz bezeichnet) ist eine offene Tagung mit offenen 

Workshops, deren Inhalte und Ablauf von den Teilneh-

merinnen und Teilnehmern zu Beginn der Tagung selbst 

entwickelt und im weiteren Verlauf gestaltet werden.

Etablieren einer Fehler- und Lernkultur

Um die Wandlungsfähigkeit einer Verwaltung auszu-

bauen, ist es außerdem notwendig, eine Fehler- und 

Lernkultur zu etablieren. Grundlegend hierfür ist eine 

vertrauensvolle und verlässliche Zusammenarbeit: Der 

gegenseitige Umgang ist respektvoll, gegenläufige Mei-

nungen werden gehört und in die eigenen Überlegungen 

einbezogen und gegebenenfalls berücksichtigt. Einfach 
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ausgedrückt: „Wie würden wir entscheiden, wenn wir 
mutig wären?“

Diese neue Kultur fördert einen offenen Umgang mit Feh-
lern und Defiziten, Kritik kann geäußert und angenom-
men werden, ohne dass dabei Schaden für die Zusam-
menarbeit entsteht. Für eine Lernkultur ist es zwingend 
notwendig zu ermöglichen, offen und ehrlich über Fehler 
zu reden, um das Vertuschen und Leugnen von Fehlern 
zu vermeiden. Das wiederum setzt ein Arbeitsklima vor-
aus, das frei von Ängsten, Rechtfertigungen und Schuld-
zuweisungen ist. Die Anzeige von Risiken und Vorschläge 
zur Vermeidung dieser müssen beim täglichen Miteinan-
der selbstverständlich sein.

Beim Produktionssystem des Automobilkonzerns Toyota 
Motor Corporation (Toyota Production System) gilt die 
Regel, dass Fehler zwar unerwünscht, aber trotzdem 
nicht völlig zu vermeiden sind. Fehler zu vertuschen 
ist inakzeptabel, denn dadurch würde der Beschäftigte 
sein Unternehmen der Chance berauben, aus dem 
gemachten Fehler zu lernen. Zugespitzt lautet die Forde-
rung bei Toyota: Wenn durch einen Fehler Mehrkosten 
entstehen, dann möchte Toyota zumindest daraus etwas 
lernen! Bei Toyota muss daher nicht derjenige sich recht-
fertigen, der einen Fehler macht, sondern derjenige, der 
einen gemachten Fehler zu vertuschen versucht, statt 
ihn offenzulegen. 

2.2 Schnell agierende 
strategische Steuerung

Neben einer Kultur, die die Wandlungsfähigkeit der 
Verwaltung fördert und sicherstellt, sind noch weitere 
Handlungsfelder für einen agilen Verbund relevant. 
Beim Handlungsfeld „strategische Steuerung“ steht die 
laufende Justierung des Strategie- und Planungszyklus 
im Zentrum.

Laufende Justierung des  
Strategie- und Planungszyklus

Laufendes Beobachten und Bewerten des relevanten 
Umfelds ist typisch für eine agile strategische Steuerung. 
Sie erkennt dadurch frühzeitig neu erforderliche Ziele 
und Veränderungen (Analyse), implementiert die darauf 
zugeschnittene Strategie schnell (Reaktion) und nutzt 
das Controlling und die regelmäßige Evaluation, um 

Strategie und Implementierung zu verbessern (Aktion). 
Eine agile strategische Steuerung bedeutet also, dass 
auf neue Entwicklungen und sich ändernde Rahmenbe-
dingungen schnell reagiert werden kann, indem die stra-
tegischen Ziele laufend angepasst werden. Dabei verkür-

zen sich die Zyklen, in denen neue Steuerungs impulse 
notwendig werden, wesentlich. Umsetzungsphasen von 
mehreren Jahren gehören der Vergangenheit an. 

Erfolgreiches Beispiel des Statistischen Bundesamtes 
(Strategie- und Planungszyklus) | 4: Bei der jährlich im 
Herbst stattfindenden Leitungsklausur der Amtsleitung 
und aller Abteilungsleitungen wird das strategische Ziel-
system „Vision–Handlungsfelder–Ziele“ unter externer 
Moderation überprüft und gegebenenfalls angepasst. 
In der Leitungsklausur werden damit die Eckpunkte für 
die mittel- bis längerfristige zukünftige Ausrichtung des 
Hauses festgelegt und beschlossen. 

Kern der operativen, das heißt kurzfristigen Planung bil-
den die jährlich im Januar stattfindenden Jahresarbeits-
planungsgespräche zwischen der Amtsleitung und den 
einzelnen Abteilungen. Dabei werden aus dem strategi-
schen Zielprogramm konkrete Maßnahmen für das kom-
mende Jahr abgeleitet und vereinbart. 

In der Arbeitsphase werden die vereinbarten Maßnah-
men bearbeitet beziehungsweise implementiert. Eine 
Zwischensteuerung und laufende Justierung der Maß-
nahmen und Prioritäten erfolgt durch die monatlich 
stattfindende Abteilungsleitungsbesprechung. Das Cont-
rolling des Statistischen Bundesamtes erstellt monatlich 
einen Bericht mit Kennzahlen zur Statistikproduktion 
(Termintreue und Aktualität), hausrelevanten Themen 
sowie aktuellen Sachständen zu ausgewählten Maßnah-
men. Die Controllingberichte werden monatlich in der 
Abteilungsleitungsbesprechung sowie den unterjährig 
stattfindenden Performance-Dialogen thematisiert. Ein 
dezentrales Controlling kümmert sich um abteilungs-
spezifische Kennzahlen und Maßnahmen. 

 4 Das Statistische Bundesamt wird von der unabhängigen Unterneh-
mensberatung BearingPoint (die sich auf das Thema „agile Verwal-
tung“ spezialisiert hat) als ein erfolgreiches Beispiel im Bereich 
„strategische Steuerung“ genannt.
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2.3 Adaptive Organisationsstrukturen 
und agiles Projektmanagement

Ein agiler Statistischer Verbund muss in der Lage sein, 
eine auf neuen Zielen basierende Strategie schnell zu 
implementieren, das heißt ihre Organisationsstruktur 
schnell daran auszurichten. Das setzt voraus, dass die 
grundlegenden Strukturen hinreichend adaptiv bezie-
hungsweise beweglich sein müssen. Im Folgenden wer-
den Maßnahmen aufgezeigt, die notwendig sind, um 
adaptive Organisationsstrukturen zu ermöglichen.

Feststellen und Maximieren der Projektfähigkeit

Organisatorische Agilität wird unter anderem erreicht, 
indem ihre Projektfähigkeit maximiert wird, ohne die 
Erledigung der unverzichtbaren Daueraufgaben in der 
Linienorganisation zu gefährden. | 5 Die Projektarbeit 
wird zunehmend an Bedeutung gewinnen. Die Organi-
sation muss sich Spielregeln für die Einrichtung, Arbeit 
und Ausgestaltung der Projektteams geben. Die Arbeit in 
Projektteams muss für Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter 
attraktiv und karrierefördernd sein. Die Sicherung und 
Implementierung der Projektergebnisse sowie der Wis-
senstransfer aus dem Projekt in die Organisation hinein 
muss ebenso festgelegt werden wie „lessons learned“ 
hinsichtlich der Frage „Was ist in dem Projekt gut oder 
schlecht gelaufen?“.

Das Statistikamt der Niederlande (Statistics Nether-
lands – CBS) hat im Bereich Informationstechnik (IT) 
fünf Teams mit je fünf bis sieben Beschäftigten gebil-
det. Diese Teams stehen permanent zur Verfügung und 
haben Zugriff auf sämtliche Software des Hauses. Bei 
kleineren, in bis zu drei Wochen abzuschließenden 
IT-Aufträgen wird eines dieser fünf Teams mit der Durch-
führung beauftragt. Die Priorisierung der Projekte, also 
welche Projekte wann durchgeführt werden, erfolgt 
durch die Leitungsebene. Der Auftraggeber beziehungs-
weise der Bedarfsträger selbst arbeitet für diese drei 
Wochen im Team mit. Drei dieser Teams befassen sich 
schwerpunktmäßig mit Entwicklungen hinsichtlich Pro-
duktion und Verfahren, während die anderen beiden 
Teams mit Entwicklungen hinsichtlich Output und Pro-
dukten betraut sind.

 5 Handelt es sich um wiederholende (Dauer-)Aufgaben, die über lange 
Zeiträume gleichartig angelegt sind, dann eignet sich deren Bewälti-
gung in der Linienorganisation.

Agile Projektteams und Vorgehensmethoden

Agile Projektteams und Vorgehensmethoden weisen ver-
schiedene Kernelemente auf. Da schwer planbare Pro-
jektaufgaben, bei denen die Aufgabenstellung komplex 
und neuartig ist, häufig das Know-how verschiedener 
Organisationseinheiten erfordern, sollten die Projekt-
strukturen Referats- beziehungsweise Abteilungsgren-
zen überschreiten und können auch ämterübergreifend 
erforderlich werden. Solche interdisziplinären Teams 
setzen sich aus Fachkräften verschiedener Bereiche 
zusammen und können vorteilhaft sein zur Bewältigung 
komplexer Aufgaben, die vielfältiges Wissen vorausset-
zen. Außerdem sollte das Team so klein wie möglich und 
so groß wie nötig sein – die Literatur benennt eine unge-
fähre Größenordnung von drei bis neun Personen. Das 
stellt eine effiziente Kommunikation ebenso sicher wie 
eine schnelle Entscheidungsfindung und eine reibungs-
lose Lösung potenzieller Konflikte. | 6

Agilität spiegelt sich auch in der entsprechenden 
Arbeitsweise oder Vorgehensmethode wider. Agile Vor-
gehensmodelle helfen dabei, sich in einer schnell verän-
dernden Welt erfolgreich zu bewegen. Die IT außerhalb 
der öffentlichen Verwaltung setzt seit Ende der 1990er-
Jahre verstärkt auf einen agilen Ansatz (beispielsweise 
auf das Vorgehensmodell Scrum). Dieser hat sich bei der 
Bewältigung komplexer und schwer planbarer Projekte 
bewährt. | 7 

Die klassische Vorgehensmethode des Wasserfall-
modells setzt auf möglichst genaue Arbeitsanweisungen, 
alle Details werden vorher lange geplant und wasser-
fallartig in langen Phasen abgearbeitet und umgesetzt. | 8 
Dagegen ist der Ansatz von Scrum inkrementell und 

 6 Projekte, die größere Teams erfordern, können gegebenenfalls durch 
das Zusammenspiel kleinerer Einheiten abgebildet werden: Scrum of 
Scrums. 

 7 Weitere agile Arbeitsweisen sind beispielsweise SAFe (Scaled Agile 
Framework, das verschiedene Ansätze oder Disziplinen zusammen-
bringt wie die agilen Softwareentwicklung, Lean Development und 
Systemtheorie), Kanban (unter anderem zur Abbildung des bestehen-
den Workflows) und Extreme Programming (bei dem das Lösen einer 
Programmieraufgabe im Vordergrund steht und einem formalisierten 
Vorgehen geringe Bedeutung zugemessen wird).

 8 Das klassische Wasserfallmodell ist ein lineares (nicht iteratives) Vor-
gehensmodell, das wasserfallartig in aufeinanderfolgende Projekt-
phasen organisiert ist. Dabei gehen die Phasenergebnisse wie bei 
einem Wasserfall immer als bindende Vorgaben für die nächsttiefere 
Phase ein. Eine Rückkopplung zwischen den Phasen ist selten und 
meistens nur zwischen zwei direkt aufeinanderfolgenden Phasen 
möglich. Einen prüfbaren Wert gibt es erst am Ende des Projektes. 
Änderungen sind nach Planungsabschluss eher schwierig, da diese 
hohe Umsetzungskosten verursachen (insbesondere je später die 
Änderungen im Prozess erfolgen).
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iterativ, also schrittweise und wiederholend: Im Rahmen 
eines Projekts, bei dem Scrum eingesetzt wird, werden 
kleinere Teilziele gesetzt, die potenziell noch nicht das 
endgültige Ergebnis, aber wichtige Erkenntnisse liefern. 
Basierend auf den im Verlauf des Projektes gewonnenen 
Kenntnissen werden das Vorgehen und der Fahrplan 
aktualisiert und in wiederholten festen Zyklen weiter 
verfeinert. Damit wird in kurzen Entwicklungsschritten 
das Projekt weiterentwickelt und dabei Feedback von 
den Nutzerinnen und Nutzern berücksichtigt. Die Pro-
jekte werden von interdisziplinären Teams in alleiniger 
Zuständigkeit und mit einem hohen Grad an Selbstorga-
nisation umgesetzt. Die fachübergreifenden Teams wer-
den temporär zusammengezogen mit dem Ziel, schnelle 
und kostengünstige Arbeitserfolge zu erzielen.

Der Statistische Verbund muss sich darauf einstellen, 
dass die Digitalisierung und das dadurch vorgegebene 
Tempo kaum noch klassische Vorgehensmethoden 
zulassen. Agiles Vorgehen ist neu in der deutschen 
Behördenlandschaft. Deshalb müssen verschiedene 
Kompetenzen durch Fortbildungen gemeinsam aufge-
baut werden. Ferner müssen alle Ämter schon bei der 
Personalgewinnung die neu erforderlichen Kompeten-
zen und Fähigkeiten in den Vordergrund stellen (siehe 
Abschnitt 2.4). Das Statistische Bundesamt führt des-
halb zum Beispiel derzeit eine umfassende Evaluierung 
seiner Personalgewinnung durch.

Auch das Statistische Bundesamt wird verstärkt agile 
Arbeitsweisen einsetzen, sowohl in der IT als auch in 
IT-fremden Bereichen. | 9 So können auch Bereiche 
außerhalb der IT (zum Beispiel bei methodisch-angeleg-
ten Projekten oder Innovationsvorhaben) von der Über-
nahme einiger Elemente des agilen Vorgehensmodells 
profitieren: Sie können beispielsweise ebenfalls inter-
disziplinäre Teams bilden, in kleinen iterativen Schrit-
ten vorgehen, ihre eigene Arbeit mit entsprechenden 
Medien visualisieren und sich bei Bedarf jeden Tag zum 
Besprechen der Fortschritte treffen. 

 9 Bereits heute werden im Statistischen Bundesamt teilweise ganze 
Projekte nach Scrum durchgeführt (im IT-Bereich beispielsweise 
bei der Gebäude- und Wohnungszählung im Rahmen des Zensus 
2021) oder es werden die wichtigsten Elemente agiler Arbeitsweise 
angewandt. Das Statistische Bundesamt fördert seit Anfang 2018 ver-
stärkt die Anwendung agiler Vorgehensmodelle und plant hierfür die 
entsprechenden Rahmenbedingungen zu ermöglichen. So werden 
von Klein und anderen im Rahmen des Papiers „Rahmenbedingun-
gen für agile Softwareentwicklung im Statistischen Verbund“ (2017) 
die Anforderungen und Rahmenbedingungen der agilen Software-
entwicklung und des Statistischen Verbundes gegenübergestellt und 
eine mögliche Umsetzung betrachtet. 

Geht es um die Entwicklung von innovativen Produkten 
und Services, so kann der Ansatz „Design Thinking“ her-
angezogen werden, der zum Lösen von Problemen und 
zur Entwicklung neuer Ideen führen soll. Design Thinking 
basiert auf der Annahme, dass Probleme besser gelöst 
werden können, wenn Menschen unterschiedlicher 
Disziplinen in einem die Kreativität fördernden Umfeld 
zusammenarbeiten, gemeinsam eine Fragestellung und 
dann Konzepte entwickeln, die mehrfach geprüft wer-
den. Kernelemente beim Design Thinking sind Benutzer-
orientierung, Visualisierung, Simulation sowie iteratives 
und oft auch forschendes Vorgehen.

Das Statistikamt der Niederlande (Statistics Nether-
lands – CBS) organisiert die Erstellung von Pressemit-
teilungen wie ein Mini-Projekt, das in etwa vier Wochen 
abgeschlossen wird. Zu diesen Mini-Projekten kommen 
Fachstatistikerinnen und Fachstatistiker mit Journa-
listinnen und Journalisten zusammen und entwickeln 
gemeinsam eine Art Geschichte, die als Pressemittei-
lung veröffentlicht werden soll. Zusätzlich beschäftigen 
sich etwa zehn Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter mit der 
Produktion von Videos. In einem „CBS Newsroom“, zu 
dem auch ein Fernsehstudio gehört, werden sowohl 
Aufzeichnungen als auch Live-Schaltungen angeboten 
und von den Medien in wachsendem Umfang genutzt. In 
inhaltlicher Hinsicht verfolgt das CBS dabei einen phä-
nomenologischen Ansatz. Weniger von den statistischen 
Indikatoren, sondern eher von sozialen, wirtschaftlichen 
oder ökologischen Fragestellungen ausgehend, soll eine 
ebenso umfassende wie differenzierte statistische Auf-
bereitung eines Themas zur Verfügung gestellt werden. 
Diese Neuausrichtung der Medienarbeit des CBS im 
Laufe der vergangenen drei Jahre konnte nur durch die 
Schaffung entsprechender rechtlicher, organisatorischer 
und personeller Voraussetzungen erreicht werden.

Als eine der ersten deutschen Behörden hat das Bun-
desamt für Migration und Flüchtlinge (BAMF) ein zu -
kunftweisendes IT-Labor eingerichtet, das eine agile 
Softwareentwicklung systematisch fördert. Es kann als 
ein kreativer Raum verstanden werden, wo hochkom-
munikative und rollenorientierte Teamstrukturen beste-
hen. Was bislang in erster Linie von großen IT-Konzernen 
oder einschlägigen Start-Ups bekannt war, wird im BAMF 
Ausgangspunkt zukünftiger IT-Innovationen sein. Das 
IT-Labor im BAMF besteht aus drei Räumen: einem 
Arbeitsraum mit hochmoderner technischer Ausstat-
tung, einem Kommunikationsraum sowie einem Prä-
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sentations- und Meetingraum. Diese Strukturen ermög-
lichen der IT, die Fachbereiche noch besser zu beraten. 
Marktbeobachtung, kurzfristige Proof-of-Concepts und 
ständiger Ideenaustausch machen das Arbeiten und 
mögliche Weiterentwicklungen transparent.

Einbinden agiler Projekte 
in die Verwaltungsorganisation

Es gibt verschiedene Möglichkeiten, Projekte organisa-
torisch in Verwaltungsstrukturen einzubinden: 

Ein Projekt kann in der klassischen Linienstruktur einge-
bettet werden. Die Beschäftigten erhalten ihre Weisun-
gen durch eine eindeutig bestimmte vorgesetzte Person. 
Diese Organisationsstruktur führt zu spezialisierten Auf-
gabengebieten. Es gibt klar festgelegte Kompetenzen 
mit festen Hierarchien. Das Hierarchieprinzip trennt die 
Entscheidungsbefugnis von der eigentlichen Leistungs-
erstellung und somit von der Problemnähe, indem eine 
Person einen Vorgang zwar fachlich begleitet, die aus-
schlaggebende Entscheidung aber die vorgesetzte Stelle 
fällt. Dies kann dazu führen, dass sich Beschäftigte 
demotiviert fühlen, ebenso können Zuständigkeitsden-
ken und Bereichsegoismus (das heißt die Beschränkung 
der Verantwortungs- und Leistungsbereitschaft auf den 
eigenen Bereich) entstehen. Außerdem leidet der Infor-
mationsfluss, da ein Austausch zwischen den Mitarbei-
terinnen und Mitarbeitern von Organisationseinheiten 
auf gleicher Ebene selten stattfindet.

Zur klassischen Linienstruktur mit festen Hierarchien 
bilden Projekte mit agilem Ansatz eine notwendige 
Ergänzung. Wichtig ist, agile Projektteams aus den 
Linienstrukturen (möglichst auch räumlich | 10) heraus-
zulösen. Kernelemente eines jeden agilen Projektma-
nagements sind ein hohes Maß an Eigenständigkeit, 
Verantwortung, Selbstorganisation und Anpassungsfä-
higkeit hinsichtlich der Aufgabenerledigung. Um dies zu 
gewährleisten, sind Projektmitglieder idealerweise zu 
100 % (oder zumindest zu festgelegten Zeitanteilen) für 
das Projekt abzustellen. Damit wird eine konkurrierende 
Einbindung in Linien- und Projektaufgaben möglichst 
vermieden und idealerweise eine volle Fokussierung auf 
das Projekt ermöglicht. 

Eine temporäre Herauslösung des agilen Projektteams 
aus der hierarchisch geprägten Linienorganisation (bei 
gleichzeitig weiterhin bestehender Linienorganisation 
für Daueraufgaben) wird am ehesten mit einer Matrix-
Projektorganisation erreicht.  Grafik 1  Bei der Matrix-
Projekt organisation kommen die Projektmitglieder aus 
verschiedenen Fachabteilungen zusammen, nach Pro-
jektende kehren sie in ihre „Heimatabteilungen“ zurück. 
Jede und jeder Beschäftigte hat zwei Vorgesetzte, eine 
(disziplinarische) Personalvorgesetzte beziehungsweise 
einen (disziplinarischen) Personalvorgesetzten und eine 
(fachliche) Projektleitung. Die Projektleitung kümmert 

10 Die Bedeutung einer räumlichen Herauslösung veranschaulicht das 
Good-Practice-Beispiel zum IT-Labor des BAMF.

Grafik 1
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sich um Arbeitspakete wie Projektplanung, Koordina-
tion oder Überwachung. Die fachliche Führung der Pro-
jektmitarbeiterinnen und -mitarbeiter obliegt damit der 
Projektleitung, die disziplinarische Führung verbleibt in 
der Linie bei der oder dem Personalvorgesetzten. Somit 
besitzt die Projektleitung hohe Verantwortung und agiert 
mit großem Gestaltungsspielraum.

Bei der Einbindung agiler Projekte in die Verwaltungs-
organisation bestehen verschiedene Hürden:

> Zentrales Element der Matrix-Organisation ist die 
Regelung der Koordination zwischen Personal- und 
Projektverantwortung. Dieses Organisationskonzept 
kann nur dann funktionieren, wenn Verantwortung 
und Kompetenz von Linienvorgesetzten und Projekt-
leitung klar geregelt sind oder die Kompetenzen einer 
Person vollständig übertragen werden.

> Verwaltungsvorschriften können agile Organisations-
strukturen – die sich beispielsweise durch Matrix-
Projektstrukturen mit zwei Vorgesetzten und fachüber-
greifenden Teams, die temporär zusammengezogen 
werden, bilden – behindern. Ein Beispiel dafür sind 
Richtlinien für die Beurteilung von Beamtinnen und 
Beamten: Wie kann eine Linienvorgesetzte oder ein 
Linienvorgesetzter die Arbeit von Beschäftigten beur-
teilen, wenn diese temporär an einem Projekt mitar-
beiten und die Ergebnisse an die Projektleitung und 
nicht die Linien- beziehungsweise Personalvorgesetz-
ten gehen? Das dienstrechtliche „Inventar“ der Per-
sonalsteuerung hinkt den aktuellen Entwicklungen 
weit hinterher. Nicht das omnipräsente Wissen der 

einzelnen Beurteilerin oder des einzelnen Beurteilers, 
sondern die vernetzte Erkenntnisgewinnung bestimmt 
künftig die Leistungseinschätzung in Zeiten agiler 
Organisationsstrukturen.

> Traditionell bewerten Gremien die Zielerreichung und 
die Entscheidungsfindung. Eine Einbindung von Gre-
mien in agile Projektteams erweist sich allerdings als 
schwierig oder gar unrealistisch: Deren Zeitpläne sind 
zu starr und nicht kompatibel mit der flexiblen und 
eigenverantwortlichen Arbeitsweise agiler Projekt-
teams. Die traditionelle Gremienarbeit mit der agi-
len Vorgehensweise zu vereinbaren ist eine wichtige 
Schlüsselfrage, deren Bedeutung zunehmen wird. 

> Für den Statistischen Verbund muss erprobt und ein-
geübt werden, ob die Möglichkeit besteht, agile Pro-
jektteams zu implementieren, bei denen zahlreiche 

Akteure aus verschiedenen Statistikämtern räumlich 
verteilt sind. Auf der einen Seite erfordern komplexe 
Projektaufgaben, dass zahlreiche Fachleute einge-
bunden und idealerweise räumlich zusammengezo-
gen werden. Auf der anderen Seite ist die Anzahl der 
Akteure zu begrenzen, um Abstimmungsbedarf zu 
reduzieren und die Gefahr möglicher Redundanzen zu 
minimieren.

In der Stadtverwaltung Karlsruhe herrscht eine agile, 
kreativitäts- und innovationsfördernde Arbeitsweise, 
die  Quervernetzungen über Fach- und Hierarchiegren-
zen hinweg erlaubt, einschließlich der Einbindung von 
Personen aus der Stadtgesellschaft. Diese Quervernet-
zungen werden mithilfe von Korridorthemen ermöglicht. 

Das Medienunternehmen Spotify ist in kleinen Teams 

mit hohem Autonomiegrad organisiert. 2 000 Mitarbei-
terinnen und Mitarbeiter sind als Matrixorganisation in 
kleinen Teams (Squads) mit jeweils acht Beschäftigten 
strukturiert. Die Squads entscheiden autonom über 
Inhalt, Zeitplan und Kooperationspartner für Projekte 
und tägliche Arbeit. Diese agile Struktur bietet enor-
mes Potenzial, um den Austausch zu fördern und agile 
Arbeitsweisen zu unterstützen.

2.4 Strategisches Personalmanagement

Das Personalmanagement kann zur nachhaltigen Imple-
mentierung von Zielen und zur kontinuierlichen Organi-
sationsentwicklung beitragen, um schnell auf neue Auf-
gaben und geänderte Anforderungen zu reagieren. 

Aufgabenkritik, um Spielräume zur Bewältigung 
neuer Aufgaben zu schaffen

Sich ändernde Rahmenbedingungen erfordern eine um -
fassende Transformation, Leistungsangebote sind zu 
überprüfen und neu zu definieren. Die klassische Auf-
gabenkritik muss verstärkt darauf ausgerichtet werden, 
eine größtmögliche Agilität in der Statistikproduktion zu 
erreichen. Die Digitalisierung eröffnet hierbei zahlreiche 
neue Möglichkeiten. Diese konsequent zu nutzen, ist 
eine wichtige Aufgabe der kommenden Monate.
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Laufende Justierung des  
quantitativen Personaleinsatzes

Eine agile Verwaltung muss in der Lage sein, eine auf 
neuen Zielen basierende Strategie schnell zu imple-
mentieren und auf neue Rahmenbedingungen rasch zu 
reagieren, indem sie ihre Personalressourcen schnell 
daran ausrichtet. Eine optimale Justierung des quantita-
tiven Personaleinsatzes kann den aktuellen und künfti-
gen Herausforderungen begegnen.

Ziel eines strategischen Personalmanagements hin-
sichtlich einer laufenden Justierung des quantitativen 
Personaleinsatzes ist es, die Leistungsfähigkeit der Ver-
waltung vor dem Hintergrund des demografischen Wan-
dels zu sichern. Eine Personalbedarfsermittlung soll den 
für eine vorgegebene Aufgabe erforderlichen Personal-
bedarf überprüfen und feststellen. 

Im Spannungsfeld zwischen Ressourcenstagnation und 
ständig wachsenden Anforderungen rückt zunehmend 
in den Mittelpunkt, wie groß die Veränderungsbereit-
schaft der Beschäftigten ist. Die Rotation von Beschäf-
tigten zwischen verschiedenen Aufgabengebieten wirkt 
sich günstig auf eine agile Verwaltung aus: Die Vielsei-
tigkeit und die Flexibilität der Beschäftigten werden 
gefördert, ihre Erfahrungen bereichern die Projektarbeit, 
ebenso ihr erweiterter Blickwinkel. Gerade bei der Frage 
nach dem Personaleinsatz „an der richtigen Stelle“ ist 
entscheidend, wie Beschäftigte für Ad-hoc-Aufgaben 
(zum Beispiel für eine Task Force oder Projektarbeiten) 
gewonnen werden können. 

Gewinnung von qualifiziertem Personal 
und Personalqualifizierung

Eine weitere wichtige Komponente für das strategische 
Personalmanagement ist die Einstellung von qualifizier-
tem Personal mit neuen Fähigkeiten und Wissen, das zur 
Erledigung neuer Aufgaben notwendig ist. Bisher stand 
bei Neueinstellungen die Frage im Mittelpunkt, wel-
che Fertigkeiten bereits entwickelt wurden und für die 
aktuell ausgeschriebene Stelle benötigt werden. Künf-
tig sollte auch die Frage Berücksichtigung finden: Was 
wird für die Aufgaben von morgen gebraucht? Und hat 
die Bewerberin oder der Bewerber die Eignung für die 
Aufgaben von morgen? Interdisziplinäre Fähigkeiten, Er -
fahrungen in Projektarbeit und agilen Vorgehensmetho-
den rücken deshalb besonders in den Vordergrund. Zur 
Gewinnung von hochqualifizierten Beschäftigten helfen 

auch Promotionsarbeitsplätze, die seit 2012 im Statisti-

schen Bundesamt angeboten werden. 

Arbeitswelt und Aufgaben befinden sich in einem stän-

digen Wandel, erfordern Anpassungen und Neuorien-

tierungen. Veränderungen bringen Chancen, aber auch 

Risiken mit sich. Um diesen zu begegnen, sind auch 

neue Kompetenzen notwendig. Ein umfassendes Fort- 

und Weiterbildungsangebot ist für eine agile Behörde 

unentbehrlich. Qualifizierungsmaßnahmen sollen den 

Beschäftigten ermöglichen, sich weiterzubilden und 

neue Kompetenzen zu erlangen. Arbeitgeber müssen 

dafür Sorge tragen, dass das entsprechende Know-how 

für die Bewältigung neuer und innovativer Aufgaben ver-

mittelt werden kann. Das Statistische Bundesamt bietet 

daher ein breites Fortbildungsangebot zu den Themen 

„agiles Arbeiten“, „agiles Projektmanagement (Scrum)“ 

sowie „agiles Führen“ an. Andere aktuelle Themen, die 

neue Fertigkeiten von den Beschäftigten verlangen, sind 

beispielsweise die Nutzung neuer Datenquellen (unter 

anderem Big Data), Machine Learning oder die Anwen-

dung geografischer Informationssysteme. Auch hierzu 

gibt es Fortbildungsangebote. Der Statistische Verbund 

hat sich dazu entschlossen, das Fort- und Weiterbil-

dungsangebot gemeinsam weiterzuentwickeln.

Aufbau eines Wissensmanagements

Ein weiterer wichtiger Aspekt einer agilen Verwaltung ist 

der Aufbau eines Wissensmanagements. Die Auflösung 

von Wissensinseln erleichtert die flexible und schnelle 

Reaktion auf neue und immer komplexer werdende 

Anforderungen oder Aufgaben. Bei organisatorischen 

und personellen Veränderungen muss sichergestellt 

sein, dass Wissen erhalten bleibt und ausgebaut werden 

kann. Auch das lange Suchen nach Informationen und 

Ansprechpersonen kann sich eine agile Verwaltung nicht 

leisten. Außerdem unterstützt die bereits thematisierte 

Etablierung einer Fehler- und Lernkultur (siehe Abschnitt 

2.1) den Aufbau und die Verteilung von Wissen. 

Ein Wissensmanagement verbessert die Identifikation 

und Bewahrung von Wissen und verfolgt folgende Ziele: 

das vorhandene Wissen schnell und gezielt auffindbar 

machen, offen und systematisch Wissen zwischen den 

Beschäftigten austauschen, bewahrenswertes Wissen 

identifizieren und Wissen bei einem Personalwech-

sel erhalten. Ein strategisches Wissensmanagement 

umfasst dabei auch die Aspekte einer verstärkten Ver-
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netzung und Kooperation, einer gezielten Personal-
gewinnung und -qualifizierung sowie einer Modernisie-
rung der verfügbaren IT-Werkzeuge. Seit Anfang 2017 
arbeitet eine abteilungsübergreifende Steuerungs-
gruppe im Statistischen Bundesamt an der Verbesse-
rung und Weiterentwicklung des Wissensmanagements. 
Wissensstafetten, „lessons learned“ und Veranstaltun-
gen zur Wissensvermittlung sind fester Bestandteil des 
Wissensmanagements im Statistischen Bundesamt.

Etablieren von Kooperationen

Im Hinblick auf die Bewältigung zunehmend komplexer 
Aufgaben sind „siloorganisierte“ Strukturen, in denen 
wenig Austausch zwischen verschiedenen Bereichen 
stattfindet, kontraproduktiv. Wichtig für eine erfolgrei-
che, zielgerichtete und schnelle Bewältigung komplexer 
Aufgaben sind Vernetzung, Zusammenarbeit und der 
Austausch von Wissen innerhalb einer Behörde. Glei-
ches gilt auch behördenübergreifend und innerhalb des 
Europäischen Statistischen Systems (mit anderen natio-
nalen Statistikämtern und Eurostat, dem Statistischen 
Amt der Europäischen Union) sowie mit externen Part-
nern (beispielsweise aus dem privaten Sektor oder der 
Wissenschaft). 

Quervernetzungen innerhalb einer Behörde tragen 
dazu bei, Wissenssilos aufzubrechen. Im Rahmen eines 
Inhouse-Consultings können bestimmte Organisations-
einheiten Beratungsdienstleistungen für die eigene 
Behörde erbringen und dabei dazu beitragen, Potenziale 
der einzelnen Fachabteilungen gemeinsam zu nutzen, 
Doppelarbeiten zu vermeiden und sich Synergieeffekte 
zu eigen zu machen.

Neben einer verstärkten Zusammenarbeit innerhalb 
einer Behörde sollten weiterhin auch behördenüber-
greifende Kooperationen etabliert und weiter ausgebaut 
werden. So können Vorhaben, Einwicklungen und Trans-
formationen gemeinsam angegangen, von den Erfah-
rungen der anderen Behörden profitiert und ähnliche 
Projektvorhaben in der eigenen Behörde erleichtert wer-
den. Dies kann sowohl auf nationaler (behördenüber-
greifend), europäischer (mit anderen nationalen Sta-
tistikämtern und Eurostat) oder internationaler Ebene 
erfolgen.

Ein Beispiel für eine behördenübergreifende Koope-
ration auf nationaler Ebene ist die vom Bundesamt für 
Migration und Flüchtlinge ins Leben gerufene Initiative 
„Netzwerk – Experten digitale Transformation der Ver-
waltung“ (NexT). Das Netzwerk soll innovative Digita-
lisierungsvorhaben behördenübergreifend voranbrin-
gen. Am Netzwerk beteiligen sich rund 20 verschiedene 
Behörden, neben dem Bundesamt für Migration und 
Flüchtlinge beispielsweise das Bundesministerium des 
Innern, für Bau und Heimat, das Bundesamt für Karto-
graphie und Geodäsie, das Bundeskriminalamt, das 
Bundesverwaltungsamt und die Bundeswehr. 

Kooperationen mit Wissenschaft, Wirtschaft und Behör-
den erhöhen die Agilität der eigenen Organisationsein-
heit.

2.5 Moderne IT-Werkzeuge zur Unter-
stützung der Projektdurchführung

Die Informationstechnik kann die öffentliche Verwaltung 
bei der möglichst effektiven und effizienten Erfüllung 
ihrer Aufgaben unter anderem unterstützen, indem sie 
moderne Werkzeuge bereitstellt. IT-Tools sollten eine 
agile Projektdurchführung unterstützen und dem agi-
len Team mehr Freiheiten verschaffen, nicht diesem ein 
technisches Korsett aufzwingen. Oft übersteigt der Ver-
waltungsaufwand den erwarteten Nutzen und verhindert 
eine effiziente Anwendung der IT-Werkzeuge. Dies gilt es 
zu ändern: Den Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern ist 
zu ermöglichen, verschiedene unterstützende IT-Tools 

anzuwenden, und diese sind aufwandsarm zugänglich 
und bekannt zu machen. | 11

IT-Werkzeuge für die Team-Kommunikation

Befinden sich die Teams an unterschiedlichen Stand-
orten und sind somit räumlich verteilt, können diese 
über Audio, Video und Messaging eingebunden wer-
den. Wünschenswert ist, dass nicht nur Videokonferenz-
räume zur Verfügung stehen, sondern es auch möglich 

11 Die IT kann die öffentliche Verwaltung bei der schnellen Ausrichtung 
auf neue Erfordernisse unterstützen und dazu eine moderne IT-Archi-
tektur bereitstellen. Diese zeichnet sich aus durch das Standardisie-
ren von Anwendungen (in Optik und Haptik) und durch eine hohe 
Serviceorientierung (das heißt einzelne eigenständig funktionierende 
Services können flexibel nach dem Baukastenprinzip zu neuen Pro-
zessen kombiniert werden). Dieses Thema wird ein weiterer Aufsatz 
in einer der nächsten Ausgaben dieser Zeitschrift behandeln. 
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ist, direkt am Arbeitsplatz Videokonferenzen schalten 

zu können (zum Beispiel über das Tool Microsoft Skype 

for Business). Per Chat könnten die Team-Mitglieder bei-

spielsweise formlos einen digitalen Text, eine Tabelle 

oder eine Präsentation (zeitlich und räumlich unabhän-

gig voneinander) diskutieren.

Gerade bei räumlich verteilten Teams ist eine standort-

übergreifende visuell unterstützte Echtzeit-Zusammen-

arbeit wünschenswert. Das sogenannte Screen-Sharing 

ermöglicht die Übertragung eines Bildschirminhaltes 

eines Computers an einen oder mehrere andere Com-

puter in Echtzeit und findet beispielsweise bei Telefon- 

oder Videokonferenzen Anwendung. Sämtliche Inhalte 

können mittels einer solchen Bildschirmübertragung 

oder -steuerung ad hoc gezeigt werden. Dies ermöglicht 

eine flexible und einfachere Kommunikation und Zusam-

menarbeit auch über große Distanzen hinweg. 

Durch Collaborative-Writing-Tools lassen sich Doku-

mente bequem im Team bearbeiten. Wenn Menschen 

gemeinsam an einem Projekt arbeiten, so tun sie dies 

meistens auf Basis von Textdokumenten. Daher kann es 

sehr hilfreich sein, Software-Werkzeuge zur Verfügung 

zu stellen, die das gleichzeitige Bearbeiten eines Textes, 

aber auch von Tabellen und Präsentationen durch meh-

rere Personen ermöglichen. 

3

Fazit

In diesem Aufsatz wurden fünf Handlungsfelder einer 

agilen Verwaltung identifiziert und beschrieben. Good-

Practice-Beispiele zeigen auf, dass Unternehmen, Ver-

waltungen und auch andere Statistikämter in Europa 

bereits wichtige Schritte hin zu mehr Agilität unternom-

men haben. 

Ebenso wie Start-Ups und Großkonzerne muss der 

Statistische Verbund seine Agilität ausbauen, um mit 

neuen Entwicklungen und Umwälzungen Schritt zu hal-

ten. Hierfür gibt es keinen Masterplan, sondern zahlrei-

che Handlungsfelder beziehungsweise Hebel, die die 

Agilität erhöhen. Dabei sind jedoch der Kulturwandel 

und das Führungsverhalten von herausragender Bedeu-

tung. Diesen Faktoren ist besondere Aufmerksamkeit zu  

widmen. 
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ZUSAMMENFASSUNG

Der vorliegende Aufsatz beschreibt den langfristigen Strukturwandel am deutschen 

Arbeitsmarkt. Im Fokus stehen strukturelle Verschiebungen der Erwerbstätigkeit zwi-

schen den Wirtschaftssektoren, deren Ursachen sowie die Auswirkungen auf Erwerbs-

formen. Vor dem Hintergrund einer anhaltend guten Konjunktur in Deutschland und 

einer hohen Nachfrage nach Arbeitskräften wird auch die Frage nach Engpässen bei 

Fachkräften thematisiert. In welchem Ausmaß in Zukunft Arbeitskräfte benötigt wer-

den, hängt zudem vom Strukturwandel durch die Digitalisierung der Arbeitswelt ab. 

Hierzu werden einschlägige wissenschaftliche Aussagen diskutiert. 

 Keywords: employment – labour market – structural change – digitalisation – 

tertiarisation

ABSTRACT

This article describes the long-term structural change in the German labour market. 

The analysis focuses on structural shifts of employment between the economic sec-

tors, the driving forces behind them and the implications on forms of employment. 

Against the background of the consistently good economic situation in Germany and 

high labour demand, the article also addresses the issue of skilled labour shortages. 

The future extent of labour demand will also depend on the structural change caused 

by the spread of digital technology in the world of work. This is discussed by making 

reference to leading scientific studies in the field.
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1

Strukturwandel und Tertiarisierung

Eine langfristige Betrachtung der Erwerbstätigkeit führt 

auch zu einer Beschreibung des wirtschaftlichen Wan-

dels. Insbesondere Wirtschaftswachstum, technolo- 

gischer Fortschritt und Globalisierung sind entschei-

dende Gründe dafür, dass sich die Struktur der wirt-

schaftlichen Leistung und damit auch der Kontext von 

Erwerbstätigkeit verändert hat und weiter ändern wird. 

Mit dem Fokus auf den Wirtschaftsbereichen, in denen 

Wertschöpfung und Erwerbstätigkeit geleistet werden, 

wird der Wandel in einer sehr langfristigen Betrachtung 

oft in einer Drei-Sektoren-Beschreibung zusammen-

gefasst (Schmidt, 2010). Dabei wird angenommen, dass 

sich in jeder Volkswirtschaft im Zuge der wirtschaft lichen 

Entwicklung die Schwerpunkte der wirtschaft lichen 

Tätigkeiten in ähnlicher Weise verlagern: zunächst vom 

primären Sektor (Agrarwirtschaft) auf den sekundären 

Sektor (Industrie und Baugewerbe) und dann auf den 

tertiären Sektor (Dienstleistungen). Für Deutschland 

wird dieser strukturelle Wandel anhand der Daten in 

Kapitel 2 dargestellt.

Die Industrialisierung und der damit verbundene Rück-

gang der Landwirtschaft steht als Abschnitt der Wirt-

schaftsgeschichte Deutschlands an dieser Stelle weni-

ger im Fokus. Von Interesse ist vielmehr das sich im 

Zeitablauf verändernde Verhältnis von Produzierendem 

Gewerbe und Dienstleistungsbereichen. In den vergan-

genen Jahrzehnten verlor der industrielle Bereich in 

Deutschland an Gewicht. Dies hing mit der sich verän-

dernden Bedeutung nationaler Produktionsstandorte 

in der globalen Arbeitsteilung zusammen (siehe Kapi-

tel 3). Zum anderen führte auch der Einsatz innovativer 

Automatisierungstechnologie (beispielsweise Compu-

ter und Industrieroboter) zu einer Neuorganisation der 

Produktion und einer abnehmenden Nachfrage nach 

Arbeitskräften in der Industrie. Während die Bedeu-

tung der Erwerbstätigkeit im Produzierenden Gewerbe 

in Deutschland rückläufig war, nahm sie in den Dienst-

leistungsbereichen kontinuierlich zu. Hierzu trug auch 

das allgemein steigende durchschnittliche Wohlstands-

niveau bei (Beck, 1986). Diese Entwicklung wird mit 

Bezug auf die Drei-Sektoren-Beschreibung mit dem 

Begriff Tertiarisierung bezeichnet. Auch wenn in der 

Vergangenheit diese Dimension von Strukturwandel für 

Deutschland einen klaren Trend aufweist, ist diese Ent-

wicklungsrichtung für die Zukunft keineswegs gesichert. 

Derzeit verursacht die fortschreitende Digitalisierung 

umfangreiche Veränderungen im Bereich von Produk-

tionssystemen und Arbeitsorganisation. Es ist noch 

nicht abzusehen, in welchem Ausmaß und in welcher 

Weise sich der Strukturwandel in Deutschland künftig 

auf die Erwerbstätigkeit in den Wirtschaftsbereichen 

auswirken wird. Bereits jetzt ist anhand der Zeitreihen 

bei der Zahl der Erwerbstätigen jedoch erkennbar, dass 

sich das Tempo der Tertiarisierung in der jüngsten Ver-

gangenheit verlangsamt hat. Zukünftige Szenarien von 

Tertiarisierung hängen dabei auch von Gestaltungsopti-

onen im Handlungsfeld Digitalisierung ab.

Der Strukturwandel im Zuge der Tertiarisierung hat fer-

ner Berufsbilder und Erwerbsformen verändert. Durch 

die gestiegene Zahl der Erwerbstätigen in den Dienst-

leistungsbereichen und die zunehmende Erwerbsbetei-

ligung von Frauen hat die Relevanz von atypischen bezie-

hungsweise marginalen Beschäftigungsformen und die 

Bedeutung von Teilzeitarbeit im Zeitablauf zugenommen 

(siehe Kapitel 4). Die Bedeutung von klassischer Nor-

malbeschäftigung (sozialversicherungspflichtige Voll-

zeitbeschäftigung) im Rahmen von Industriearbeit hat 

abgenommen.

Durch die Änderungen in der Altersstruktur wird das 
Erwerbspersonenpotenzial in Zukunft zurückgehen. 
Nach einer zwölf Jahre währenden Phase des konjunktu-
rellen Aufschwungs am deutschen Arbeitsmarkt werden 
daher in einer Reihe von Wirtschaftsbereichen zuneh-
mend Engpässe bei der Besetzung von Arbeitsstellen 
erkennbar (Kapitel 5). Ob in Zukunft jedoch durch fort-
schreitenden Strukturwandel vielleicht auch weniger 
Arbeitskräfte benötigt werden, dürfte ebenfalls von ver-
änderten Formen der Arbeitsorganisation durch Digita-
lisierung abhängen. Auswirkungen der Digitalisierung 

auf die Erwerbstätigkeit werden in den Kapiteln 6 und 7 
besprochen.

Methodische Anmerkungen

Die im Folgenden beschriebenen Ergebnisse basieren 
auf Daten und Konzepten des Europäischen Systems 
Volkwirtschaftlicher Gesamtrechnungen (ESVG) 2010 
und auf der Klassifikation der Wirtschaftsbereiche, Aus-
gabe 2008 (WZ 2008). Mit der in diesem Kapitel darge-
stellten Dreiteilung der Erwerbstätigkeit nach Sektoren 
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wird jedoch eine begriffliche Abgrenzung verwendet, 
die sich von der Sektoren-Terminologie des ESVG 2010 
unterscheidet und nicht damit verwechselt werden darf: 
Die in diesem Aufsatz dargestellten Sektoren beziehen 
sich auf eine Zusammenfassung von Wirtschaftsbe- 
reichen der WZ 2008 in primären Sektor (Landwirtschaft, 
Forstwirtschaft, Fischerei), sekundären Sektor (Pro-
duzierendes Gewerbe und Baugewerbe) und tertiären 
Sektor (Dienstleistungsbereiche). Die in den Volkswirt-
schaftlichen Gesamtrechnungen (VGR) gängige Sekto-
renabgrenzung basiert dagegen nicht auf fachlichen 
Wirtschaftsbereichen, sondern auf sogenannten insti-
tutionellen Sektoren. In dieser Perspektive werden die 
wirtschaftlichen Akteure unter anderem nach den Kate-
gorien Unternehmen, private Haushalte, Staat und pri-
vate Organisationen ohne Erwerbszweck unterschieden. 
Die VGR-Definition von Sektoren wird in diesem Artikel 
nicht verwendet.

Die andere wichtige Quelle zum Thema Erwerbstätigkeit 
in der amtlichen Statistik, die EU-Arbeitskräfteerhebung 
(AKE), hat dagegen vor allem die Analyse soziodemo-
grafischer Strukturen im Fokus. Zwischen der Zahl der 
Erwerbstätigen nach ESVG und nach Konzepten der AKE 
bestehen methodische Abgrenzungsunterschiede.

2

Deutschland im internationalen  
Vergleich

Der wirtschaftliche Strukturwandel in der Bundesrepu-
blik Deutschland ist im Zeitablauf anhand der Zahl der 
Erwerbstätigen nachvollziehbar. War am Anfang der 
1950er-Jahre noch ein Viertel der Erwerbstätigen in der 
Landwirtschaft tätig, schrumpfte dieser Anteil auf rund 

1 % im Jahr 2017. | 1 Während die Tätigkeiten im primären 
Sektor zurück gingen, nahm zeitgleich in den anderen 
Wirtschaftssektoren die Nachfrage nach Arbeitskräften 
zu. Zunächst stieg die Relevanz der Arbeit im sekun-
dären Sektor: Bereits 1950 lag der Anteil aller Erwerbs-
tätigen hier bei 43 % und wuchs bis 1965 auf einen his-
torischen Höchststand von 49 %. Seitdem ist der Anteil 
weitgehend rückläufig und hat sich bis zum Jahr 2017 
mit einem Rückgang auf 24 % mehr als halbiert. Spiegel-
bildlich zur Entwicklung der anderen Sektoren hat sich 
der tertiäre Sektor entwickelt: Im Jahr 2017 wurde das 
Wirtschaftsgeschehen von den Dienstleistungsberei-
chen geprägt, hier arbeiteten rund drei Viertel aller 
Erwerbstätigen in Deutschland.  Grafik 1

 1 1950 bis 1990: früheres Bundesgebiet, ab 1991: Deutschland. Bis 
1990 nach der WZ 2003; ab 1991 nach der WZ 2008. Zwischen 1950 
und 1969 ohne Abgrenzung nach dem ESVG, gegliedert nach der 
Klassifikation der Wirtschaftszweige, Ausgabe 1979 (WZ 1979). Auf-
grund der unterschiedlichen Klassifikationen ist die Vergleichbarkeit 
der Ergebnisse im Zeitverlauf vor 1991 nur eingeschränkt möglich.

Grafik 1
Entwicklung der Erwerbstätigen in Deutschland nach Wirtschaftssektoren
in % aller Erwerbstätigen (Inlandskonzept)
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Die Tertiarisierung in Deutschland fügt sich in das Bild 
anderer weit entwickelter Volkswirtschaften ein, wie ein 
internationaler Vergleich zeigt. Im Folgenden werden die 
vier bevölkerungsreichsten Länder der Europäischen 
Union (EU) nach Deutschland – das sind Frankreich, 
Italien, Spanien und das Vereinigte Königreich – sowie 
außereuropäisch als weit entwickelte große Volks-
wirtschaften die Vereinigten Staaten und Japan mit 
Deutschland verglichen. Aufgrund methodisch konsis-
tenter Wirtschaftszweigklassifika tionen und um Son-
dereffekte der deutschen Verei nigung | 2 auszuklam-
mern, beschränkt sich die Analyse auf eine Betrachtung 
ab dem Jahr 1995. 

Dabei werden sowohl Unterschiede wie auch Gemein-
samkeiten bei der Wirtschaftsstruktur und beim Status 
des strukturellen Wandels deutlich. Während sich etwa 
in Deutschland, dem Vereinigten Königreich und in den 
Vereinigten Staaten der Anteil der Erwerbstätigen in 
der Landwirtschaft bereits seit dem Jahr 2000 unter-
halb von 2 % eingependelt hat, war die Relevanz der 
Landwirtschaft für die Erwerbstätigkeit in Italien, Spa-
nien, Frankreich und Japan zu diesem Zeitpunkt noch 
vergleichsweise höher. Seitdem ist die Bedeutung der 
Landwirtschaft für die Erwerbstätigkeit aber auch in die-
sen Ländern kontinuierlich rückläufig.  Grafik 2

 2 Sondereffekte der deutschen Vereinigung werden explizit im nächs-
ten Kapitel thematisiert.

Beim sekundären Sektor, zu dem das Produzierende 
Gewerbe und die Bauwirtschaft zählen, zeigt sich struk-
turell eine wesentlich stärkere Bedeutung in Japan, Ita-
lien und Deutschland verglichen mit Frankreich, dem 
Vereinigten Königreich und den Vereinigten Staaten. 
Gemeinsam für alle betrachteten Länder ist die abneh-
mende Bedeutung des sekundären Sektors im Zeit-
ablauf. Eine Sonderentwicklung liegt in Spanien vor: 
zunächst ein Anstieg beim Anteil des sekundären Sek-
tors bis Ende der 1990er-Jahre, gefolgt von einer rück-
läufigen Entwicklung wie in den anderen betrachteten 
Ländern. Im Zuge der Finanzkrise 2009 kam es dann 
zu einem deutlichen Einbruch des sekundären Sektors, 
welcher auf spekulative Übertreibungen in der spani-
schen Bauwirtschaft zurückzuführen war und eine Ban-
kenkrise mit einer makroökonomischen Schieflage aus-
löste (Mai/Schwahn, 2017a).  Grafik 3

Spiegelbildlich zum abnehmenden Anteil des sekun-
dären Sektors bei den Erwerbstätigen verläuft der Anteil 
des tertiären Sektors. In allen ausgewählten Staaten ist 
eine mehr oder weniger aufwärtsgerichtete Entwicklung 
des Anteils der Erwerbstätigkeit in den Dienstleistungs-
bereichen seit 1995 zu erkennen. In Deutschland hat 
sich jedoch die Tertiarisierung seit mehr als zehn Jahren 

1 International vergleichbare Daten liegen bei der OECD erst ab dem Jahr 2000 vor.

Quellen: Statistisches Amt der Europäischen Union (Eurostat); Organisation für wirtschaft-
liche Zusammenarbeit und Entwicklung (OECD)
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Grafik 2
Entwicklung der Erwerbstätigen (Inlandskonzept) im
primären Sektor im internationalen Vergleich
in %
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Quellen: Statistisches Amt der Europäischen Union (Eurostat); Organisation für wirtschaft-
liche Zusammenarbeit und Entwicklung (OECD)
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Grafik 3
Entwicklung der Erwerbstätigen (Inlandskonzept)
im sekundären Sektor im internationalen Vergleich
in %
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nur noch abgeschwächt fortgesetzt. Im internationa-
len Vergleich ist dies unter den betrachteten Ländern 
ansonsten nur in den Vereinigten Staaten zu beobach-
ten. Für Deutschland ist hierbei zu berücksichtigen, dass 
es im Zuge der Finanzkrise 2009 aufgrund arbeitsmarkt-
politischer Maßnahmen nicht zu gesamtwirtschaft-
lichen Beschäftigungsverlusten kam. Davon hat nicht 
zuletzt die Beschäftigung im Produzierenden Gewerbe 
in Deutschland profitiert. In anderen Ländern mussten 
dagegen teilweise deutliche Beschäftigungsverluste 
hingenommen werden.  Grafik 4

Wenngleich sich die beschriebenen Prozesse des wirt-
schaftlichen Strukturwandels in allen Volkswirtschaften 
der EU abspielen, befinden sich nicht alle Länder am 
selben Punkt des Wandels. Dies zeigt ein Vergleich des 
Ausmaßes der Tertiarisierung in den Mitgliedstaaten der 
EU deutlich: Während im EU-Durchschnitt knapp drei 
Viertel (74 %) der Erwerbstätigen im Jahr 2016 im terti-
ären Sektor arbeiteten, waren es in Rumänien 46 % und 
in den Niederlanden 83 %.  Grafik 5

1 .International vergleichbare Daten liegen bei der OECD erst ab dem Jahr 2000 vor

Quellen: Statistisches Amt der Europäischen Union (Eurostat); Organisation für wirtschaft-
liche Zusammenarbeit und Entwicklung (OECD)
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Grafik 5

Ausmaß der Tertiarisierung in der Europäischen Union 2016
Verteilung der Erwerbstätigen (Inlandskonzept) auf die Sektoren in %

Tertiärer Sektor Sekundärer Sektor Primärer Sektor

Quelle: Statistisches Amt der Europäischen Union (Eurostat)
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3

Strukturwandel im deutschen  
Produzierenden Gewerbe

Seit 1991 kam es in Deutschland zu deutlichen Beschäf-

tigungsverlusten im sekundären Sektor. Insgesamt ging 

im Zeitraum 1991 bis 2017 die Zahl der Erwerbstä-

tigen im Produzierenden Gewerbe (einschließlich Bau-

gewerbe) um 3,2 Millionen zurück (– 23 %). Der in der 

Erwerbstätigenstatistik festzustellende Strukturwandel 

der deutschen Industrie hat verschiedene Ursachen, 

etwa die Verlagerung von Teilen der Produktion an 

externe Dienstleister im Inland (Outsourcing) und im 

Ausland (Offshoring), aber auch die wirtschaft lichen 

Konsequenzen des deutschen Einheitsprozesses. 

 Grafik 6

Die deutsche Vereinigung mit der Übertragung des markt-

wirtschaftlichen Wirtschaftssystems auf das Gebiet der 

ehemaligen DDR hatte zunächst Anfang der 1990er-

Jahre erhebliche Folgen für das ostdeutsche Produzie-

rende Gewerbe. Viele ostdeutsche Betriebe waren durch 

die Währungsreform mit der 1:1-Übertragung der Löhne 

und Gehälter in die D-Mark sowie durch die größtenteils 

überalterte Infrastruktur und eine niedrige Produktivität 

ökonomisch überfordert. Unrentable Betriebe muss-

ten geschlossen werden, in anderen Betrieben wurde 

durch öffentliche Investitionshilfen das Produktions- 

kapital modernisiert. Infolgedessen wurde ein erheb-

licher Teil der Belegschaft im ostdeutschen Produzie-

renden Gewerbe entlassen (Brenke, 2014). Bereits 

im ersten Jahr nach der Vereinigung sank die Zahl der 

Erwerbstätigen in den neuen Ländern (ohne Berlin) um 

12,1 % beziehungsweise um rund 824 000 Personen 

(Erwerbstätigenrechnung des Bundes und der Länder, 

2017). Die Entwicklung der Erwerbstätigkeit im Produ-

zierenden Gewerbe wurde in dieser Zeit zusätzlich von 

der Weltkonjunktur negativ beeinflusst. So verschärfte 

sich die zunächst spezifische ostdeutsche Entwicklung 

bis Mitte der 1990er-Jahre auf gesamtdeutscher Ebene, 

bedingt durch den Anstieg des Ölpreises im Zusammen-

hang mit dem Golfkrieg 1990/1991. Dieser bewirkte 

eine globale wirtschaftliche Rezession, die auch im frü-

heren Bundesgebiet negative Auswirkungen auf die Zahl 

der Erwerbstätigen im Produzierenden Gewerbe hatte 

(Räth, 2009). 

Aufgrund der weltweiten Handelbarkeit industrieller 

Güter steht das Produzierende Gewerbe im globalen 

Wettbewerb. Verstärkt wurde die weltweite Arbeitstei-

lung durch das europäische Zusammenwachsen des 

Binnenmarktes, die EU-Erweiterungen und den Abbau 

anderer Zollbestimmungen. Daher führte eine Strate-

gie der Unternehmen zur Optimierung der Produktions-

kosten häufig dazu, dass Produktionskapazitäten an 

ausländische Standorte verlagert wurden (Offshoring). 

Auch im Inland waren der Zwang zur Spezialisierung und 

das Ziel, mehr Flexibilität gegenüber konjunkturellen 
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Grafik 6
Erwerbstätige (Inlandskonzept) im Produzierenden Gewerbe (einschließlich Baugewerbe)
Veränderung gegenüber dem Vorjahr in 1 000 Personen
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Schwankungen zu erlangen, Motive der Unternehmen, 
unternehmensinterne Leistungen an externe Dienstleis-
ter auszulagern (Outsourcing). Anhand der Vorleistungs-
quoten, dem Anteil der Vorleistungen am Produktions-
wert in den Volkswirtschaftlichen Gesamtrechnungen, 
kann dieser Trend veranschaulicht werden. Die Vorleis-
tungen von Unternehmen entsprechen den für die Pro-
duktion eingekauften Waren und Dienstleistungen von 
anderen Unternehmen und damit dem Teil der Leistung 
in der Wertschöpfungskette, der nicht vom Unternehmen 
selbst erbracht wird. Eine steigende Vorleistungsquote 
zeigt somit ein zunehmendes Ausmaß an Arbeitsteilung 
und wirtschaftlicher Verflechtung zwischen den Unter-
nehmen an. Im Zeitverlauf wird dieser Trend deutlich: 
Die Vorleistungsquoten der Industrie lagen während der 
1970er- und 1980er-Jahre recht stabil bei etwa 60 %  
(Grömling, 2010). Dagegen war seit 1991 ein deut licher 
Anstieg im Produzierenden Gewerbe zu erkennen, der 
bis unmittelbar vor der Finanzkrise 2009 andauerte. Im 
Zeitraum 1991 bis 2009 nahm die Vorleistungsquote 
im Produzierenden Gewerbe um 6,6 Prozentpunkte zu. 
Die steigenden Vorleistungsquoten in diesem Zeitraum 
waren mit sinkenden Erwerbstätigenzahlen in den ver-
schiedenen Wirtschaftsbereichen des Produzierenden 
Gewerbes verbunden, woran der Strukturwandel in den 
entsprechenden Branchen sichtbar wird. Die Zahl der 

Erwerbstätigen im Produzierenden Gewerbe insgesamt 
nahm in diesem Zeitraum um 27 % ab.  Grafik 7

 Grafik 8 veranschaulicht, dass die Vorleistungsquoten 
im Produzierenden Gewerbe in den meisten Wirtschafts-
bereichen hingegen seit 2009 rückläufig sind. | 3 (2009 
bis 2017: – 2,6 Prozentpunkte für das Produzierende 
Gewerbe insgesamt). Gleichzeitig stieg die Zahl der 
Erwerbstätigen im Produzierenden Gewerbe insgesamt 
auch wieder an (2009 bis 2017: + 5,0 %). In wissen-
schaftlichen Beiträgen werden daher verschiedentlich 
auch Rückverlagerungen von produktiven Kapazitäten 
aus dem Ausland nach Deutschland als mögliche Ten-
denz thematisiert (beispielsweise in Eickelpasch, 2015). 
Gründe hierfür könnten mangelnde Fertigungsqualität 
und steigende Lohnkosten ausländischer Produktions-
standorte sein, aber auch Einschnitte in den Liefer- und 
Wertschöpfungsketten bedingt durch die Finanzkrise 
2009. 

 3 Für die Darstellung von einzelnen Wirtschaftsbereichen des Produzie-
renden Gewerbes liegen aktuell Ergebnisse lediglich bis einschließ-
lich Berichtsjahr 2015 vor.

Grafik 7
Veränderung der Vorleistungsquoten und der Erwerbs-
tätigkeit in ausgewählten Wirtschaftsbereichen des
Produzierenden Gewerbes im Zeitraum 1991 bis 2009
in %
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Grafik 8
Veränderung der Vorleistungsquoten und der Erwerbs-
tätigkeit in ausgewählten Wirtschaftsbereichen des
Produzierenden Gewerbes im Zeitraum 2009 bis 2015
in %
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4

Strukturwandel in den Dienstleistungs-
bereichen in Deutschland

Anders als im Produzierenden Gewerbe entwickelte sich 
die Beschäftigung in den Dienstleistungsbereichen seit 
1991 durchweg positiv. So stieg im Zeitraum zwischen 
1991 und 2017 die Zahl der Erwerbstätigen im tertiä-
ren Sektor um 9,1 Millionen (+ 39 %). Dabei ist in den 
einzelnen Wirtschaftsbereichen eine sehr heterogene 
Entwicklung festzustellen. Der größte Beschäftigungs-
anstieg im Vergleich zum Jahr 1991 war bei den Unter-
nehmensdienstleistern zu verzeichnen. Allein in diesem 
Wirtschaftsbereich stieg die Zahl der Erwerbstätigen 
zwischen 1991 und 2017 um 3,7 Millionen (+ 162 %). 

 Grafik 9

Doch auch andere Dienstleistungsbereiche wiesen 
deutliche Zuwächse auf. Im Bereich der öffentlichen 
Dienstleister, Erziehung und Gesundheit lag der Anstieg 
im gleichen Zeitraum bei 2,9 Millionen Erwerbstätigen 
(+ 35 %) und im Handel, Verkehr, Gastgewerbe stieg 
die Zahl der Erwerbstätigen um 1,3 Millionen (+ 14 %). 
 Grafik 10 auf Seite 32

Insbesondere der Bedeutungsgewinn der Unterneh-
mensdienstleister kann im Zusammenhang mit Aus-
lagerungsprozessen von Teilen der Wertschöpfungsket-
ten aus dem Produzierenden Gewerbe (Outsourcing und 

Offshoring) und den damit verbundenen steigenden 

Vorleistungsquoten gesehen werden. Neben diesen 

Auslagerungsprozessen können aber auch eine gestie-

gene Komplexität und Wissensintensität von Aufgaben 

verantwortlich für die Zunahme der Zahl der Erwerbs- 

tätigen bei den Unternehmensdienstleistern sein. Hinter 

dem Oberbegriff der Unternehmensdienstleister stehen 

sehr verschiedene Aufgaben. Auf der einen Seite sind 

wissensintensive Bereiche enthalten, wie die Rechts- 

und Steuerberatung, die Wirtschaftsprüfung, die Unter-

nehmensberatung, Architektur- und Ingenieurbüros und 

die Beschäftigung in der Forschung und Entwicklung. 

Andere Unternehmensdienstleistungen umfassen dage-

gen eher Aufgaben mit weniger anspruchsvollen Quali-

fikationsprofilen, beispielsweise bei Wachdiensten, der 

Gebäudebetreuung oder bei Landschaftsgärtnereien. 

Eine gewisse Sonderrolle spielt im Bereich der Unterneh-

mensdienstleister die Überlassung von Arbeitskräften. 

Kennzeichnend für die Arbeitnehmerüberlassung ist ein 

Dreiecksverhältnis zwischen Beschäftigten, Verleihern 

und Entleihern. Hierbei sind der Arbeitsvertrag und das 

Beschäftigungsverhältnis zu trennen. Ein Arbeitsvertrag 

besteht zwischen einem oder einer Beschäftigten und 

einer Leiharbeitsfirma, während die Arbeitsleistung bei 

einem Entleiherunternehmen erfolgt. In der Regel wird 

damit die ausgeübte Tätigkeit in einem anderen Wirt-

schaftsbereich als im Bereich der Unternehmensdienst-

leister erbracht, auch wenn die Beschäftigten dort sta-
tistisch zugeordnet werden. In einer Analyse über den 
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Grafik 9
Entwicklung der Erwerbstätigen (Inlandskonzept) im Bereich Unternehmensdienstleister
Veränderung gegenüber dem Vorjahr in 1 000 Personen
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wirtschaftlichen Strukturwandel gilt es daher auch zu 
berücksichtigen, dass laut Daten der Bundesagentur 
für Arbeit | 4 45 % der Leiharbeitnehmerinnen und Leih-
arbeitnehmer beziehungsweise 446 000 Personen im 
Jahr 2016 einem Beruf nachgingen, welcher eher dem 
Produzierenden Gewerbe zuzurechnen ist. Dies sind 
insbesondere Tätigkeiten in der Metallerzeugung und 
-bearbeitung, dem Metallbau oder der Maschinen- und 
Fahrzeugtechnik. Der langfristige Strukturwandel in 
Deutschland hin zu den Dienstleistungsbereichen wird 
somit aufgrund der Arbeitnehmerüberlassung statis-
tisch leicht überzeichnet. 

Der deutliche Anstieg der Beschäftigung in den Dienst-
leistungsbereichen ist jedoch auch eng verbunden mit 
einem Wandel in den Erwerbsformen und einem gleich-
zeitigen Rückgang der durchschnittlichen Arbeitszeit je 
Erwerbstätigen. Änderungen der Erwerbsformen hin zu 
marginaler Beschäftigung und einer Ausweitung von 
Teilzeitbeschäftigung haben eine Diskussion um die 

zunehmende Substitution der sogenannten Normal-
arbeitsverhältnisse durch atypische Beschäftigung 
ausgelöst (Mückenberger, 2010). Das Konzept der aty- 
pischen Beschäftigung ist jedoch nicht gleichbedeu-
tend mit prekärer Beschäftigung, beispielsweise kön-

 4 Arbeitnehmerüberlassungsstatistik, Datenabruf am 6. März 2018, 
Statistik der Bundesagentur für Arbeit: „Leiharbeitnehmer und Ver-
leihbetriebe“.

nen Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer in Spitzen- 
po sitionen auch befristet beschäftigt sein. Zu den aty-
pischen Beschäftigungsformen werden – in Abgrenzung 
zum Normalarbeitsverhältnis – Teilzeitbeschäftigungen 
mit 20 oder weniger Arbeitsstunden je Woche, gering-
fügige Beschäftigungen, befristete Beschäftigungen so -
wie Zeitarbeitsverhältnisse gezählt.

Als Alternative bietet sich an, nicht die atypische Be -
schäftigung näher zu untersuchen, sondern den Fokus 
auf eine Analyse der marginalen Beschäftigung | 5 zu 
legen. Im Zeitraum zwischen 1991 und 2007 stieg die 
Zahl der marginal Beschäftigten um rund 3,4 Millionen 
Personen an. Allein 93 % dieser zusätzlichen marginal 
Beschäftigten arbeiteten im Dienstleistungsgewerbe. 
Das verdeutlicht den engen Zusammenhang zwischen 
der Tertiarisierung der Wirtschaft und dem Strukturwan-
del bei den Erwerbsformen. Den Zusammenhang zwi-
schen marginaler Beschäftigung und Arbeitnehmerin-
nen und Arbeitnehmern insgesamt veranschaulicht 
deren Relation, die sogenannte Marginalitätsquote. Die 
Margina litätsquote betrug im Jahr 2006 gesamtwirt-
schaftlich im Schnitt 17,1 %, gemessen an allen Arbeit-
nehmerinnen und Arbeitnehmern, und war damit mehr 
als doppelt so hoch wie im Jahr 1991. Der enge Bezug 

 5 Marginale Beschäftigung besteht aus geringfügiger Beschäftigung, 
kurzfristiger Beschäftigung und Arbeitsgelegenheiten im Rahmen der 
Arbeitsförderung.

Grafik 10
Veränderung der Zahl der Erwerbstätigen (Inlandskonzept) in den Dienstleistungsbereichen
von 1991 bis 2017
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zwischen marginaler Beschäftigung und den Dienst-
leistungsbereichen zeigt sich in der sektoralen Darstel-
lung: Im Jahr 2006 betrug die Marginalitätsquote für 
die Dienstleistungsbereiche 20,2 %, im Produzierenden 
Gewerbe hingegen 7,9 %.  Grafik 11

Nach 2006 stieg die marginale Beschäftigung jedoch 
nicht mehr weiter an, bereits ab 2005 setzte sogar ein 
Wachstum der sozialversicherungspflichtigen Beschäf-
tigung ein (Mai/Schwahn, 2017b). Auch dieser Anstieg 
fand in erster Linie in den Dienstleistungsbereichen 
statt und ist eng verbunden mit einer Ausweitung der 
Teilzeitbeschäftigung. Im Jahr 2016 betrug die Teilzeit-
quote der Erwerbstätigen im Alter zwischen 20 und 
64 Jahren 26,8 %. Noch im Jahr 1991 hatte dieser Wert 
bei lediglich 14,3 % gelegen. | 6 Auch die sozialversiche-
rungspflichtige Teilzeitbeschäftigung ist somit eng mit 
dem tertiären Sektor verknüpft; der weit überwiegende 
Teil dieser Erwerbstätigengruppe (89 %) arbeitete 2016 
in den Dienstleistungsbereichen (Bundesagentur für 
Arbeit, 2017a) | 7. 

 6 Ergebnisse der EU-Arbeitskräfteerhebung.

 7 Angaben für Juni 2016.

5

Aktuelle Lage am Arbeitsmarkt 
und Engpässe bei Fachkräften 

Die Entwicklung der Erwerbstätigkeit in Deutschland 
während der vergangenen Jahre verlief stabil auf-
wärtsgerichtet. Im Jahr 2017 wurde mit 44,3 Millionen 
Erwerbstätigen zum zwölften Mal in Folge ein neuer 
Höchststand seit der deutschen Vereinigung erreicht. 
Im Zeitraum 2005 bis 2017 stieg die Zahl der Erwerbs-
tätigen um fast 5 Millionen Personen. Auch aufgrund der 
anhaltend guten Konjunktur wird in der wissenschaft-
lichen Diskussion zunehmend befürchtet, dass der 
Bedarf an Arbeitskräften schon bald nicht mehr gedeckt 
werden könnte (Grömling, 2017). Die Zahl der offenen 
Stellen in Deutschland befand sich im Jahr 2017 auf 
einem Höchststand. So wurden im vierten Quartal 2017 
knapp 1,2 Millionen unbesetzte Arbeitsplätze ausgewie-
sen (IAB, 2018). 

Nach den Projektionen des Instituts für Arbeitsmarkt- 
und Berufsforschung (IAB) der Bundesagentur für Arbeit 
könnte sich die Divergenz zwischen zu besetzenden 
Arbeitsstellen und dem vorhandenen Arbeitskräftean-
gebot in Zukunft noch verschärfen. In einer mittleren 
Projektionsvariante | 8 würde das Erwerbspersonen- 
potenzial in Deutschland altersstrukturbedingt zwischen 
2015 und 2030 um über 1 Million Menschen und bis 
2060 sogar um fast 7 Millionen Menschen sinken (Fuchs 
und andere, 2017). Derzeit gibt es bereits in einigen 
Regionen und in einigen Berufen vermehrt Engpässe bei 
der Besetzung einer gemeldeten Arbeitsstelle mit einer 
geeigneten Arbeitskraft. Die Vakanzzeit | 9 für zu beset-
zende Stellen, also die Dauer zwischen Besetzungs-

termin und Abmeldung einer offenen Stelle, ist seit 2010 
in allen Wirtschaftsbereichen gestiegen. Dies deutet 
auf eine zunehmende Relevanz von Engpässen auf der 
Angebotsseite des Arbeitsmarktes hin. Laut Analyse der 
Bundesagentur für Arbeit ist derzeit aber noch kein flä-
chendeckender Fachkräftemangel erkennbar (Bundes-
agentur für Arbeit, 2017b).  Grafik 12

 8 Annahme einer jährlichen Zuwanderung von 200 000 Personen und 
weiter steigende Erwerbsquoten für Frauen und Ältere.

 9 Nach Konzepten der Bundesagentur für Arbeit.
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Grafik 11
Entwicklung der Marginalitätsquote
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In den letzten Jahren konnte sowohl eine Steigerung 

der Erwerbsneigung (insbesondere bei Frauen und Älte-

ren) als auch vermehrte (Arbeits-)Migration die alters-

strukturbedingten Rückgänge bei den Erwerbspersonen 

kompensieren (Mai/Schwahn, 2017). Jedoch befinden 

sich die Erwerbstätigenquoten von Frauen und auch 

von Älteren in Deutschland bereits jetzt auf einem ver-

gleichsweise hohen Niveau | 10; Eine weitere Steigerung 

der Erwerbsbeteiligung wird vermutlich bald an eine 

Obergrenze stoßen. Auch die Deckung des Arbeitskräfte-

bedarfs durch Zuwanderung dürfte dauerhaft nur bis zu 

einem bestimmten Ausmaß möglich sein. Trotz zuneh-

mender Engpässe auf der Angebotsseite des Arbeits-

marktes stellt sich aber auch die Frage, welche Entwick-

lungen künftig auf der Nachfrageseite zu erwarten sind. 

Technischer Fortschritt könnte in der Zukunft auch eine 

geringere Arbeitsnachfrage induzieren. Insbesondere 

Digitalisierung und Automatisierung könnten Impulse 

für eine neue Dimension von Strukturwandel bewirken. 

 10 Die Erwerbstätigenquote der 20- bis 64-jährigen Frauen in Deutsch-
land lag im dritten Quartal 2017 bei 75 % (EU: 67 %) und diejenige 
der 55- bis 64-jährigen Erwerbspersonen bei 73 % (EU: 61 %).

6

Strukturwandel durch Digitalisierung

Aktuelle Entwicklungen im Bereich der Informations-

technologie deuten auf Änderungen in der Arbeitswelt 

hin. Ein umfassender Strukturwandel bedingt durch den 

Einfluss von Digitalisierung erscheint nicht unrealistisch 

(Bundesministerium für Wirtschaft und Technologie, 

2015). Die gegenwärtigen Digitalisierungstrends wer-

den mit Begriffen wie „Industrie 4.0“, „Wirtschaft 4.0“ 

oder „Arbeit 4.0“ bezeichnet und wirken sich auf Organi-

sationsformen in den Unternehmen und Koordinations-

mechanismen zwischen den Unternehmen aus (Bun-

desministerium für Arbeit und Soziales, 2016). Merkmal 

des digitalen Strukturwandels ist die umfassende infor-

mationstechnische Vernetzung von Produktion, Wert-

schöpfungsketten und Produktabsatzmechanismen. 

Durch die vollständige Vernetzung aller involvierten 

Teilprozesse und der entsprechenden Teilakteure kann 

beispielsweise in der Bauwirtschaft ein informationel-

1 Dauer zwischen Besetzungstermin und Abmeldung einer offenen Stelle.
Jeweils gleitender Jahreszeitraum von Januar bis Dezember.

Quelle: Bundesagentur für Arbeit
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ler Reibungsverlust bei der Leistungserstellung verhin-

dert werden („building information modeling“). Durch 

vernetzte Sensoren in Maschinen und automatischen 

Bauteilen kann ein Wartungsintervall abhängig vom tat-

sächlichen Verschleiß kalkuliert werden. So kann einem 

zufallsbedingten Ausfall einer Maschine oder eines 

Produktionssystems vorgebeugt werden („predictive 

maintainence“). Auch bislang für Automatisierung nicht 

relevante kognitive Aufgaben erscheinen mittlerweile 

durch den Einsatz von autonom lernenden Algorithmen 

für Digitalisierungsprozesse zugänglich, sodass Aus-

wirkungen grundsätzlich nicht mehr nur im Bereich von 

Routine tätigkeiten erwartet werden können.

Nach Daten des Betriebspanels beim IAB waren im 

Jahr 2017 bei über einem Drittel der Betriebe starke 

Trends einer digitalen Vernetzung der internen Produk-

tions- oder Dienstleistungskette zu erkennen (Warning/

Weber, 2017). Dabei hatten entsprechende Trends nicht 

nur im Wirtschaftsbereich Information und Kommu-

nikation hohe Relevanz, auch in Betrieben in den Berei-

chen Finanzdienstleistungen, Maschinenbau sowie im 

Gesundheits- und Sozialwesen stieg die Bedeutung von 

Digitalisierung. Die Ergebnisse deuten an, dass Digitali-

sierung im Sinne von Vernetzung selbst in jenen Teilen 

der Wirtschaft, die traditionell nicht mit Automatisierung 

in Verbindung gebracht wurden, an Relevanz gewinnt.

Im Zuge der Durchdringung des Alltags mit mobilen 

internetfähigen Geräten und der gestiegenen Internet-

nutzung allgemein (Initiative D21, 2017) haben sich 

auch Absatz- und Marketingwege für Waren und Dienst-

leistungen verändert. Den Ausgleichsmechanismus von 

Angebot und Nachfrage übernehmen nun auch zuneh-

mend Marketing-, Verkaufs- und Vermittlungsplattfor-

men, auf die Konsumentinnen und Konsumenten oder 

Einkäuferinnen und Einkäufer von Vorleistungsgütern 

online mit vergleichsweise geringen Transaktionskos-

ten zugreifen können. Auch Arbeitsvermittlung findet 

über Online-Plattformen statt. Exemplarisch stehen die 

folgenden Plattformtypen für neue Formen von Markt-

zugang und Erwerbstätigkeit:

> Freiberufler-Marktplätze für Auftragsarbeiten, die ten-

denziell durch qualifizierte Tätigkeiten gekennzeich-

net sind (zum Beispiel Programmierarbeiten oder 

spezialisierte Handwerkertätigkeiten). 

> Vermittlung von Microtasking-Arbeit („cognitive 

piecework“), das heißt von kleinteiligen repetitiven 

Aufgaben für ungelernte und austauschbare Hilfs-
kräfte, in der Regel Datenverarbeitungstätigkeiten 
(zum Beispiel manuelle Datenprüfungen).

> Vermittlung von ortsgebundenen Dienstleistungen 

(„Gigwork“), zum Beispiel im Bereich Beherbergung, 
Transportdienstleistungen, Essenslieferdienste oder 
haushaltsnahe Dienstleistungen.

7

Auswirkungen von Digitalisierung  
auf den Arbeitsmarkt

Diese Entwicklungen deuten an, dass der sektorale 
Strukturwandel bei der Erwerbstätigkeit auch durch die 
Digitalisierung weitere Impulse bekommen wird. Ver-
änderte Organisationsformen in der industriellen Leis-
tungserstellung und in der Dienstleistungsökonomie 
werden nicht zuletzt auch veränderte Anforderungen 
an die Qualifikation der Erwerbstätigen stellen. In wel-
che Richtung der Strukturwandel die Erwerbstätigkeit in 
Zukunft beeinflusst, ist derzeit Gegenstand einer zum 
Teil auch kontroversen wissenschaftlichen Diskussion. 
Die Einschätzungen hierzu bewegen sich zwischen 
den Fragen „Geht uns allen die Arbeit aus?“ und „Wer-
den gegenwärtig relevante Tätigkeiten lediglich durch 
andere Aufgabenprofile der Erwerbstätigen abgelöst?“. 

> Eine viel beachtete Studie von Frey/Osborne 2013 

an der Universität Oxford über die Zukunft der Arbeit 

kommt für die Vereinigten Staaten zu dem Schluss, 
dass in den kommenden Jahrzehnten fast jeder zweite 
Beruf durch Rationalisierung infrage gestellt werden 
wird. Nach Frey/Osborne arbeiteten zum Zeitpunkt 

der Analyse 47 % der Beschäftigten in den Vereinig-
ten Staaten in Berufen mit einer hohen zukünftigen 
Automatisierungswahrscheinlichkeit. Im inhaltlichen 
Fokus der Studie stand die Substitution von Berufen 
mit einem hohen Anteil von Routinetätigkeiten durch 
Algorithmen. Unter Einbezug von Expertenwissen wur-
den Automatisierungswahrscheinlichkeiten festgelegt 
und Schlussfolgerungen im Hinblick darauf gezogen, 
welche Berufe mit hoher Automatisierungswahr-
scheinlichkeit in Zukunft nicht mehr am Arbeitsmarkt 
nachgefragt sein könnten. Jedoch wurde dieser Ansatz 
auch kritisiert, da er nicht zwischen verschiedenen 
Tätigkeiten innerhalb von Berufen differenziert und 
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gesamtwirtschaftliche Wechselwirkungen im Wirt-
schaftskreislauf außer Acht lässt.

> Das Zentrum für Europäische Wirtschaftsforschung 
(ZEW) in Mannheim führte im Jahr 2015 eine Stu-
die analog zur Methode von Frey/Osborne anhand 
der Klassifikation der Berufe 2010 der Bundesagen-
tur für Arbeit in einer entsprechenden Modellrech-
nung durch. Dabei wurde zunächst ermittelt, dass in 
Deutschland 42 % der Beschäftigten in Deutschland 
in Berufen arbeiten, für die eine hohe Automati-
sierungswahrscheinlichkeit besteht. In einem weite-
ren Schritt wurde die pauschal berufsbezogene Per-
spektive von Frey/Osborne um eine Differenzierung 
nach fachlichen Tätigkeiten erweitert. Dabei wurde 
davon ausgegangen, dass sich komplexe und interak-
tive Tätigkeiten mit geringen Automatisierungswahr-
scheinlichkeiten in den meisten Berufen finden. Mit 
diesem veränderten Ansatz gelangte das ZEW zu der 
Einschätzung, dass die Automatisierungswahrschein-
lichkeit von Arbeitsplätzen in Deutschland bei 12 % 
und in den Vereinigten Staaten bei 9 % liegt. Damit 
scheint das Ausmaß möglicher Arbeitsmarkteffekte 
durch die digitale Transformation auf Grundlage der 
tätigkeitsbasierten Betrachtung wesentlich geringer 
auszufallen im Vergleich zur rein berufsbasierten Ein-
schätzung von Frey/Osborne.

> Um zu Einschätzungen über die künftigen Arbeits-
markteffekte von Digitalisierung zu gelangen, müssen 
jedoch auch umfassendere ökonomische Zusammen-
hänge betrachtet werden. So hängt die Vorteilhaftig-
keit der Substitution von menschlicher Arbeit durch 
Maschinen auch von der Entwicklung der relativen 
Preise für Arbeit (Löhne) und Investitionsgüter ab. 
Technik produzierende Sektoren könnten zudem eine 
erhöhte Arbeitsnachfrage aufweisen und mögliche 
Nachfragesteigerungen durch rationalisierungsin- 
duzierte Preissenkungen könnten sogar einen 
Beschäftigungsaufbau bewirken. Nicht zuletzt müs-
sen auch Annahmen über berufliche Weiterbildung 
und Umorientierung der Erwerbstätigen mitberück-
sichtigt werden. Diese Aspekte wurden vom IAB in 
einer umfassenden makroökonomischen Modell-
rechnung | 11 einbezogen, mit dem Ergebnis, dass die 

11 Das IAB/INFORGE-Modell ist ein nach Produktionsbereichen und 
Gütergruppen tief disaggregiertes ökonometrisches Prognose- und 
Simulationsmodell für Deutschland, das von der Gesellschaft für 
Wirtschaftliche Strukturforschung (GWS) entwickelt worden ist und 
seit 1996 durchgehend betrieben und aktualisiert wird.

Gesamtbeschäftigungseffekte der Digitalisierung per 
saldo gering sind. Gleichzeitig wird jedoch von einer 
erheblichen Strukturänderung der Erwerbstätigkeit 
ausgegangen, da automatisierbare Tätigkeiten durch 
neu geschaffene Tätigkeiten ersetzt werden. Bis zum 
Jahr 2025 werden nach Ergebnissen der Modellrech-
nung 920 000 Arbeitsplätze zwischen den Berufsfel-
dern umgeschichtet, 490 000 Arbeitsplätze gehen ver-
loren, 430 000 werden neu geschaffen. Die Nachfrage 
nach höher Qualifizierten nimmt dabei zu, während 
die Nachfrage nach Arbeitskräften mit niedriger beruf-
licher Bildung abnimmt (Wolter und andere, 2015).

Diese Studien verdeutlichen, dass die Auswirkungen der 
Digitalisierung derzeit durchaus unterschiedlich bewertet 
werden. Sie bewegen sich im Ergebnis zwischen den Sze-
narien eines technologieinduzierten Rückgangs der Zahl 
der Erwerbstätigen und einem Wandel der Berufsprofile 
ohne gesamtwirtschaftliche Beschäftigungseffekte. 

Eine offene Frage in diesem Kontext ist, wo durch Digi-
talisierung neu geschaffene Arbeitsplätze entstehen: 
in Deutschland oder in anderen Teilen der Welt? Denk-
bar ist auf der einen Seite eine Wiederansiedlung von 
Produktionskapazitäten in Deutschland vor dem Hinter-
grund neuer digitaler Effizienzvorteile. Genauso denkbar 
ist aber auch auf der anderen Seite eine verstärkte geo-
grafische Verlagerung für den Fall, dass die entscheiden-
den Innovationen in anderen Teilen der Welt stattfinden. 

Im Hinblick auf die künftige Entwicklung ist es nicht 
unwahrscheinlich, dass sich auch mit der Digitalisie-
rung als Einflussfaktor der sektorale Strukturwandel bei 
der Erwerbstätigkeit in Richtung weiterer Tertiarisierung 
fortsetzen wird. Das tätigkeitsbasierte Szenario des IAB 
geht davon aus, dass die Erwerbstätigkeit im Verarbei-
tenden Gewerbe weiter zurückgehen und in den Dienst-
leistungsbereichen weiter ansteigen wird. Von herausra-
gender Bedeutung dürfte dabei der Bereich Information 
und Kommunikation sein. 

Nicht nur die Arbeitsnachfrage der Unternehmen und die 
Qualifikationsprofile der Erwerbstätigen sind ein Thema, 
das im Rahmen der Digitalisierungsprozesse von Rele-
vanz ist. Auch die Qualität der Arbeit ist ein Feld, auf 
dem sich neue Entwicklungen abzeichnen könnten. Der 
Wandel zur Dienstleistungsgesellschaft war bereits mit 
einer gesteigerten Vielfalt der Erwerbsformen verbunden 
(siehe Kapitel 1). Mögliche Aspekte künftiger Entwick-
lungen sind:
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> Beschleunigung von Innovationszyklen und höhere 
Relevanz von persönlicher Weiterbildung und 
Beschäftigungsfähigkeit (Implikationen für Politik, 
Unternehmen, Erwerbstätige)

> Entgrenzung von Erwerbsarbeit und Privatsphäre 
durch mobiles Arbeiten und mobile Erreichbarkeit

> höhere Relevanz von Solo-Selbstständigkeit im 
Zusammenhang mit der Direktvermarktung von 
Dienstleistungen

> möglicherweise höhere Relevanz von Nebenjobs und 
geringfügiger Beschäftigung im Gigwork-Dienstleis-
tungssegment

Im Hinblick auf die kommenden Jahrzehnte am Arbeits-
markt stellt sich somit auch die Frage, in welche Rich-
tung sich die Qualität der Erwerbsarbeit entwickeln 
wird. 
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ZUSAMMENFASSUNG

Die diesem Beitrag zugrundeliegende Bachelorarbeit analysiert Beschäftigungs-
wirkungen nach Einführung des gesetzlichen Mindestlohns in Deutschland. Mithilfe 
kleinräumiger Daten der Bundesagentur für Arbeit und einem Regressionsmodell nach 
Garloff (2016) wird der Zusammenhang zwischen regionaler Mindestlohnbetroffen-
heit und dem Beschäftigungswachstum untersucht. Während die Ergebnisse für er-
wachsene Beschäftigte im Einklang zu bisherigen Studien stehen, divergieren sie für 
Jugendliche. Arbeitnehmer ab 25 Jahren profitieren im Durchschnitt vom Mindestlohn, 
der für diese im Zusammenhang mit einem Aufbau von regulären sozialversicherungs-
pflichtigen Beschäftigungsverhältnissen und einem Abbau von geringfügigen Stellen 
steht. Für jugendliche Beschäftigte unter 25 Jahren ist der Effekt des Mindestlohns 
dagegen netto negativ.

 Keywords: minimum wage – employment growth – minimum wage relevance – 

regional variations – youth employment

ABSTRACT

The Bachelor’s thesis presented in this article focuses on the employment effects fol-
lowing the introduction of a statutory minimum wage in Germany. Using small-area 
data of the Federal Employment Agency and employing a Garloff regression model 
(2016), the relationship between the regional relevance of the minimum wage and 
employment growth is studied. While the results of adult employment are in line with 
the findings of previous studies, those of youth employment differ. On average, em-
ployees aged 25 years and over have profited from the introduction of the minimum 
wage as, for them, it is related, on the one hand, to an increase in regular employment 
subject to social insurance contributions and, on the other, to a decrease in marginal 
employment. However, the analysis reveals a negative impact of the minimum wage on 
the employment of young people under 25 years.
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1

Einleitung 

Die Einführung eines gesetzlichen Mindestlohns von 
8,50 Euro | 1 zum 1. Januar 2015 war die bedeutendste 
Arbeitsmarktreform der vergangenen Dekade. Der 
flächen deckende Mindestlohn resultierte aus einem 
kontinuierlichen Rückgang der Zahl von Arbeitnehmerin-
nen und Arbeitnehmern, deren Beschäftigung durch 
Tarifverträge abgedeckt war, sowie aus einer steigenden 
Lohnungleichheit im Niedriglohnsektor.

Das Mindestlohngesetz wurde im Jahr 2014 verabschie-
det und umfasst mit sozialversicherungspflichtigen und 

geringfügig Beschäftigten alle abhängigen Beschäf-
tigungsverhältnisse (Spielberger und Schilling, 2014). 
Analog zum Gros der europäischen Mindestlohnrege-
lungen enthält auch das Mindestlohngesetz Ausnah-
men. | 2 Diese bilden Jugendliche unter 18 Jahre, Aus-
zubildende, Praktikantinnen und Praktikanten, zuvor 
Langzeit arbeitslose in den ersten sechs Monaten einer 
Beschäftigung sowie ehrenamtliche Tätigkeiten. Zudem 
wurden für bestimmte Branchen Übergangs phasen ver-
einbart, die bis Ende 2017 abweichende Stundenlöhne 
ermöglichen. Damit sollte in vermeint lichen Risikobran-
chen die Stundenlohnerhöhung vorsichtig an das neue 
Niveau herangeführt werden.

Die Erwartungen an das neue Mindestlohngesetz waren 
hoch, da neben der Eindämmung von Lohnspreizun-
gen das Ziel einer möglichst hohen Beschäftigung nicht 
gefährdet werden sollte. Im Vorfeld sahen insbesondere 
Ökonomen in der Einführung einer flächendeckenden 
Lohnuntergrenze ein potenzielles Risiko für negative 
Beschäftigungseffekte (Knabe und andere, 2014). Erste 
deskriptive Analysen zeigten jedoch trotz Mindestlohn 
eine anhaltend gute gesamtwirtschaftliche Arbeits-
marktentwicklung.

Diese Situation nahm die gleichzeitig von der Bundes-
regierung eingerichtete Mindestlohnkommission, welche 
zweijährlich über Anpassungen verhandelt, zum Anlass, 
um eine Mindestlohnerhöhung zum 1. Januar 2017 auf 
8,84 Euro anzuraten (Mindestlohnkommission, 2016a). 

 1 Brutto, je geleistete Arbeitsstunde.

 2 Für eine Übersicht zu den unterschiedlichen Mindestlohnsystemen in 
der Europäischen Union siehe Rumscheidt (2014).

In einem ausführlichen Bericht analysierte die Kommis-
sion zudem deskriptiv erste Auswirkungen der Mindest-
lohneinführung (Mindestlohnkommission, 2016b). | 3 
Aufgrund der bislang unzureichenden Datenlage, ins-
besondere durch das Fehlen geeigneter Mikrodaten zur 
Lohn- und Beschäftigungsstruktur in Deutschland, ist 
eine umfassende Evaluation des Mindestlohn gesetzes 
erst im Jahr 2020 vorgesehen. Die diesem Beitrag 
zugrundeliegende Bachelorarbeit leistete frühzeitig 
einen ersten Beitrag zur Ex-post-Evaluation des Min-
destlohns und damit zur zeitnahen Mindestlohn- 
begleitforschung. | 4

Der Fokus liegt auf der Analyse ausgewählter Beschäf-
tigungseffekte. Hierfür wird ökonometrisch eine regio-
nale Variation in der Mindestlohnbetroffenheit unter 
Verwendung kleinräumiger Daten der Bundesagentur 
für Arbeit genutzt (Garloff, 2017, 2016, 2015; Schmitz, 
2017). Somit kann der Zusammenhang zwischen regio-
naler Mindestlohnbetroffenheit und Beschäftigungs-
wachstum analysiert werden. Beschäftigungseffekte 
werden sowohl für Erwachsene als auch für Jugendliche 
berücksichtigt, die eine potenzielle Risikogruppe des 
Mindestlohns darstellen. Bislang blieben solche Risiko-
gruppen in der Mindestlohnforschung für Deutschland 
weitgehend unberücksichtigt.

2

Literaturübersicht

Im Vorfeld der Mindestlohneinführung war die ökono-
mische Debatte in Deutschland durch Erkenntnisse aus 
theoretischen Modellen und empirischen Ergebnissen 
aus anderen Ländern gekennzeichnet. 

 3 Die Evaluationsergebnisse der Mindestlohnkommission sowie 
Erkenntnisse aus extern vergebenen Forschungsaufträgen werden 
ebenfalls alle zwei Jahre in einem umfassenden Bericht offengelegt.

 4 Neben der Mindestlohnkommission evaluieren insbesondere das Ins-
titut für Arbeitsmarkt- und Berufsforschung (IAB) sowie das Deutsche 
Institut für Wirtschaftsforschung (DIW Berlin) intensiv die Mindest-
lohneinführung. Das IAB veröffentlichte bereits den fünften Bericht 
zum Forschungsprojekt „Arbeitsmarktspiegel: Entwicklungen nach 
Einführung des Mindestlohns“ (vom Berge und andere, 2018). Die 
Infrastruktureinheit „Sozio-oekonomisches Panel“ (SOEP) am DIW 
Berlin begleitet die Mindestlohneinführung mit dem Projekt „EVA-
MIN“ auf Basis der SOEP-Mikrodaten (Burauel und andere, 2017; 
Schupp/Wagner, 2015).
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Modelltheoretische Betrachtungen ermöglichen zwar 
Ex-ante-Wirkungsanalysen, sind allerdings mit großer 
Unsicherheit behaftet (Möller, 2014). Denn abseits des 
einfachen neoklassischen Arbeitsmarktes mit vollstän-
digem Wettbewerb, wo ein Mindestlohn oberhalb des 
gleichgewichtigen Lohnsatzes Beschäftigungsverluste 
verursacht, zeigen sich in erweiterten Modellen mit kom-
plexeren Arbeitsmarktstrukturen positive, negative oder 
neutrale Beschäftigungsreaktionen (Manning, 2003, 
2006; Garloff, 2010; Brown, 2014).

Ein Großteil einflussreicher empirischer Studien unter-

suchte regionale und branchenspezifische Beschäf-
tigungseffekte in den Vereinigten Staaten. Brown und 
andere (1982) fassten in einer Übersicht erste For-
schungswellen zusammen und fanden für die am 
meisten untersuchte Altersgruppe, Jugendliche unter 
19 Jahren, einen negativen Mindestlohneffekt auf die 
Beschäftigung. Auch für junge Erwachsene zwischen 
20 und 24 Jahren fanden sich überwiegend negative 
Effekte, allerdings in geringerem Ausmaß. Card/Krue-
ger (1994) veröffentlichten eine der bekanntesten und 
kontroversesten Mindestlohnstudien, als sie Beschäf-
tigungseffekte jugendlicher Arbeitnehmerinnen und 
Arbeitnehmer in Fast-Food-Restaurants untersuchten. 
Erstaunlicherweise identifizierten sie einen positiven 
Einfluss des Mindestlohns auf die Beschäftigung. Die-
ses Ergebnis blieb erwartungsgemäß nicht unumstritten 
und eine Replikation der Studie von Neumark/Wascher 
(2000) identifizierte mithilfe administrativer Gehalts-
abrechnungen negative Beschäftigungsreaktionen.

Insgesamt zeigten internationale Ergebnisse keine ein-
deutigen Befunde und variierten nach Region, Branche 
oder Altersgruppe. Vorrangig wurden negative Beschäf-

tigungseffekte – sofern vorhanden – für Jugendliche 
und junge Erwachsene identifiziert (Belman, 2015; 
Laporsek, 2013; Dolton/Rosazza-Bondibene, 2012; 
Majchrowska/Zółkiewski, 2012; Williams, 2006; Neu-
mark/Wascher, 2004; Dolado und andere, 1996).

Die ersten evidenzbasierten Wirkungsanalysen zum 
gesetzlichen Mindestlohn in Deutschland stützten sich 
auf ökonometrische Analysen (Bossler/Gerner, 2016; 
Bossler, 2016). | 5 Im Rahmen dieser Arbeit sind insbe-

 5 Zuvor forcierten in Auftrag gegebene Studien des Bundesministeri-
ums für Arbeit und Soziales die deutschen Branchenmindestlöhne. In 
diesen fanden sich keine eindeutigen Beweise für negative Beschäf-
tigungswirkungen (Fitzenberger/Doerr, 2016; Möller, 2012).

sondere die Studien von Garloff (2017, 2016) hervor-
zuheben, der administrative Daten der Bundesagentur 
für Arbeit analysierte. Die Ergebnisse zeigten, dass sich 
reguläre sozialversicherungspflichtige Beschäftigungs-
verhältnisse in Regionen mit einer hohen Mindestlohn-
betroffenheit dynamischer entwickelten als in weni-
ger stark betroffenen Regionen. Dieser positive Effekt 
zeigte sich auch bei einer Kombination aus Regionen 
und Wirtschaftszweigen (Garloff, 2015). Ein umgekehr-
ter Zusammenhang fand sich hingegen für geringfügig 
Beschäftigte. Zum Einfluss des Mindestlohns auf die 
Arbeitslosigkeit fanden die Studien keine signifikan-
ten Effekte. Unter Verwendung derselben Datenbasis 
konnte Schmitz (2017) die positiven Ergebnisse für 
reguläre Beschäftigte nicht nachweisen, bestätigte 
jedoch den negativen Mindestlohneinfluss auf geringfü-
gige Beschäftigungsverhältnisse.

3

Datenbasis

Für die Analyse zur Beschäftigungsdynamik nach Min-
destlohneinführung wurde analog zu den Studien von 
Garloff (2017, 2016, 2015) eine regionale Variation 
genutzt. Aufgrund fehlender Mikrodaten diente als 
Datengrundlage die administrative Beschäftigungs-
statistik der Bundesagentur für Arbeit. Da sich der 
Bestand auf Grundlage der arbeitgeberseitigen Melde-
pflicht zur Sozialversicherung ergibt, ist die Datenqua-
lität besonders hoch. Die monatlichen Makrodaten zur 
Beschäftigungsstruktur in Deutschland können unter 
anderem regional und soziodemografisch individuali-
siert werden. Eine solche Disaggregationsmöglichkeit ist 
essenziell, da die reine Betrachtung gesamtwirtschaft-
licher Entwicklungen keine ausreichenden Rückschlüsse 
von isolierten Mindestlohneffekten auf die Beschäfti-
gung zulässt. So wäre es möglich, dass die Effekte auf-
grund überlagernder konjunktureller und anderer makro-
ökonomischer Einflüsse zustande gekommen sind. Die 
geeignete Disaggregation der verfügbaren Daten bietet 
einen verwertbaren Ansatz, da Regionen aufgrund unter-
schiedlicher Lohnstrukturen auch unterschiedlich stark 
vom Mindestlohn betroffen sind (Card, 1992). Diese 
regionale Lohnheterogenität bildet die Grundlage für 
Beschäftigungsanalysen nach der Mindestlohneinfüh-
rung.
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Zusätzlich enthält die Beschäftigungsstatistik auch 
Informationen zu erzielten Entgelten. Diese sind jeweils 
im Dezember eines Jahres verfügbar und können analog 
zur Beschäftigung für eine Vielzahl an Merkmalen indi-
vidualisiert werden. Mithilfe der Entgeltinformationen 
kann die segmentspezifische Mindestlohnbetroffen-
heit ermittelt werden. Diese wird als Eingriffstiefe, dem 
sogenannten Mindestlohn-Bite, gemessen und ergibt 
sich aus dem relativen Beschäftigungsanteil mit einem 
Brutto monatsentgelt unterhalb einer festgelegten Min-
destlohnschwelle (Garnero und andere, 2014; Card, 
1992). Im Rahmen dieser Arbeit sind ausschließlich 
Lohndaten für sozialversicherungspflichtige Vollzeit-
beschäftigte verwertbar, da für andere Beschäftigungs-
formen keine Angaben über geleistete Arbeitsstunden 
vorliegen.

Der selbst erstellte Datensatz individualisiert die verfüg-
baren Makrodaten nach Geschlecht (sex), Alter (age) und 
Region (region). Man erhält ein Sample, in dem die Beob-
achtungen durch „sex-age-region“-Zellstrukturen gekenn-
zeichnet sind (siehe Tabelle 1). Neben dem Geschlecht 
werden fünf Alterskohorten (15 bis 24 Jahre, 25 bis 34 
Jahre, 35 bis 44 Jahre, 45 bis 54 Jahre und 55 bis 64 
Jahre) gebildet sowie die Regionen in Deutschland nach 

Kreisen differenziert. | 6 Durch diese Disaggregation ent-
steht ein Datensatz mit 4 020 Datenzellen. Der Datensatz 
umfasst reguläre sozialversicherungspflichtige Beschäf-
tigungsverhältnisse (ohne Auszubildende und Praktikan-
tinnen/Praktikanten), marginal (ausschließlich kurzfristig 
und ausschließlich geringfügig) Beschäftigte sowie die 
Gesamtbeschäftigung. | 7 

Für alle Zellen wurde auch die segmentspezifische 
Mindestlohnbetroffenheit ermittelt. Sie ergibt sich aus 
dem Anteil der Vollzeitbeschäftigten mit einem Brutto-
monatsentgelt unter 1 400 Euro im Verhältnis zu allen 
Vollzeitbeschäftigten. Damit lässt sich der Zusammen-
hang zwischen Eingriffstiefe des Mindestlohns und dem 
zellspezifischen Beschäftigungswachstum untersuchen. 
Die unterstellte Mindestlohnschwelle von 1 400 Euro 
resultiert aus einer Wochenarbeitszeit von 38 Stunden 
(165 Stunden je Monat). Dieser Mindestlohn-Bite ist 
analog zu Garloff (2016) aus zwei Gründen nur ein Proxy 

 6 Im vorliegenden Datensatz wurden ausschließlich Personen im 
erwerbsfähigen Alter berücksichtigt. Zu den Kreisen in Deutschland 
gehören 295 Landkreise und 107 kreisfreie Städte (Stand 2014).

 7 Zur Vereinfachung werden nachfolgend sozialversicherungspflichtige 
und marginal Beschäftigte auch als reguläre beziehungsweise gering-
fügig Beschäftigte bezeichnet. Ausschließlich geringfügig Beschäf-
tigte sind durch ein maximales Arbeitsentgelt von 450 Euro im Monat 
gekennzeichnet und sind, wie auch kurzfristig Beschäftigte, von der 
Sozialversicherungspflicht befreit.

Tabelle 1

Mindestlohnbetroffenheit der sozialversicherungspflichtig Vollzeitbeschäftigten 2014

N
(Anzahl im 
Datensatz)

Beschäftigung Mindestlohn-Bite in % Kaitz-Index

insgesamt Mindestlohn-
betroffen-
heit | 1

mean min max

Alter (age)

15 bis 24 Jahre 804 1 458 859 299 915 20,56 4,95 52,40 0,68

25 bis  34 Jahre 804 4 991 040 332 544 6,66 1,43 31,39 0,51

35 bis  44 Jahre 804 4 547 395 248 838 5,47 0,78 32,25 0,44

45 bis  54 Jahre 804 6 089 386 291 495 4,79 0,53 27,26 0,42

55 bis  64 Jahre 804 3 548 507 185 659 5,23 0,61 30,07 0,43

Geschlecht (sex)

Männer 2 010 13 679 940 583 808 4,27 0,61 52,40 0,43

Frauen 2 010 6 955 247 774 643 11,14 3,20 50,80 0,52

Region (region)

West 3 250 16 780 563 923 356 5,50 0,52 50,11 0,45

Ost 770 3 854 624 435 095 11,29 3,70 52,40 0,60

Insgesamt 4 020 20 635 187 1 358 451 6,58 0,52 52,40 0,47

Angaben zum Mindestlohn-Bite in Prozent. Separate Berechnung für den Kaitz-Index, da nicht in Datensatz enthalten, keine Prozentangabe.
Quelle: Beschäftigungsstatistik der Bundesagentur für Arbeit, eigene Berechnungen

1 Unterstellte Mindestlohnschwelle: Bruttomonatsentgelt einer vollzeitbeschäftigten Person liegt unter 1 400 EUR.
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für die tatsächliche Betroffenheit. Zum einen muss die 
Mindestlohnschwelle geschätzt werden, da keine detail-
lierten Informationen zu geleisteten Arbeitsstunden 
vorliegen. Die Eingriffstiefe kann daher nur für Vollzeit-
beschäftigte berechnet werden. | 8 Zum anderen approxi-
miert der verwendete Bite die Mindestlohnbetroffenheit 
in nachfolgenden ökonometrischen Analysen dann für 
reguläre, aber auch geringfügig Beschäftigte.

 Tabelle 1 zeigt die Mindestlohnbetroffenheit im 

Jahr vor der Mindestlohneinführung. Demnach waren 

1,36 Millionen (6,58 %) sozialversicherungspflichtige 

Vollzeitbeschäftigte im erwerbsfähigen Alter direkt 

vom Mindestlohn betroffen. Die Daten unterschätzen 

zwar die tatsächliche Eingriffstiefe, da ein Großteil der 

vom Mindestlohn betroffenen Arbeitnehmerinnen und 

Arbeitnehmer vermutlich in marginalen Beschäftigungs-

verhältnissen angestellt ist, bilden jedoch eine gute 

Approximation für die Relation in der unterschiedlichen 

Mindestlohnbetroffenheit zwischen den Personengrup-

pen. So zeigten die neuen Bundesländer gegenüber 

den alten eine nahezu doppelt so hohe Mindestlohn-

betroffenheit.  Grafik 1 visualisiert die Eingriffstiefe 

auf Kreis ebene und bestätigt die regionalen Unter-

schiede. 

Gleichzeitig lässt sich im vorliegenden Datensatz die 
Eingriffstiefe für das Geschlecht und verschiedene 
Altersgruppen separat bestimmen. Besonders fällt die 
extreme Betroffenheit von jugendlichen Beschäftig-
ten zwischen 15 und 24 Jahren auf. Während in den 
Altersgruppen über 24 Jahren die durchschnittliche Ein-
griffstiefe zwischen 5,2 % und 6,7 % liegt, übertrifft die 
Mindestlohnbetroffenheit von Jugendlichen und jungen 
Erwachsenen diese um das Zwei- bis Dreifache (20,6 %). 
Eine mögliche Erklärung ist, dass junge Arbeitnehmerin-
nen und Arbeitnehmer aufgrund geringerer Berufs-
erfahrung über eine niedrigere Produktivität verfügen 
(Möller, 2014). Damit werden die Löhne selbst bei Voll-
zeitbeschäftigung unter dem Lohnniveau erwachsener 
Beschäftigter liegen. Aggregiert man im vorliegenden 
Sample den Mindestlohn-Bite über alle Dimensionen, 
dann waren ostdeutsche Frauen im Alter zwischen 15 
bis 24 Jahren die am stärksten von der Mindestlohn-
einführung betroffene Arbeitnehmergruppe. Mit einer 

 8 Der Begriff  Vollzeit bezieht sich auf die im Betrieb übliche Wochen-
arbeitszeit. Die Anzahl der vertraglich geregelten Arbeitsstunden 
kann für Vollzeitbeschäftigte daher je nach Betriebsvereinbarung 
variieren.

durchschnittlichen Eingriffstiefe von 36,34 % verdiente 
jede dritte junge Vollzeitbeschäftigte in Ostdeutschland 
unter 1 400 Euro brutto im Monat.

Im Weiteren bestätigt ein von Kaitz (1974) entwickelter 

Indikator, der das Verhältnis zwischen Mindestlohn und 

Medianeinkommen misst, einen massiven Eingriff in die 

Lohnverteilung von Jugendlichen (siehe Tabelle 1). Für 

bestehende Lohnuntergrenzen in Europa scheint ein 

Konsens ungefähr auf halber Höhe des Medianeinkom-

mens | 9 zu existieren (Arpaia und andere, 2017; Arni und 

andere, 2014). Nach Daten der Bundesagentur für Arbeit 

lag der Kaitz-Index für Erwachsene unterhalb dieses ver-
meintlichen 50 %-Konsens, wohingegen er diesen für 
Jugendliche deutlich übersteigt. 

Das Risiko für negative Beschäftigungseffekte ist dort 
am höchsten, wo viele Personen von der Mindestlohn-
einführung betroffen sind, und wo gleichzeitig das 
Mindestlohnverhältnis zum Marktlohn besonders aus-
geprägt ist (Möller, 2014). Beide Argumente vereinen 
sich in Deutschland bei Beschäftigten unter 24 Jahren, 
wodurch Jugendliche als potenzielle Risikogruppe des 
Mindestlohns identifiziert wurden.

4

Methodik und Ergebnisse 

4.1 Methodik

Zur Analyse des Zusammenhangs zwischen der Beschäf-
tigungsentwicklung und Mindestlohnbetroffenheit nutzt 
das ökonometrische Modell eine regionale Variation. 
Die Kombination aus Beschäftigungsdaten und Entgelt-
informationen ermöglicht Analysen zur monatlichen 
Beschäftigungsdynamik in Zellen mit einer unterschied-
lichen Mindestlohnbetroffenheit. Ausgangspunkt waren 
die Studien von Garloff (2017, 2016, 2015). 

Folgt man klassischen Argumenten ökonomischer Theo-
rien, sollte sich das Beschäftigungswachstum nach der 
Mindestlohneinführung in Regionen mit einer hohen 
Mindestlohnbetroffenheit schlechter entwickeln als in 

 9 Ein Wert des Kaitz-Index auf halber Höhe des Medianeinkommens 
entspricht 0,5 beziehungsweise 50 %.
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Grafik 1
Mindestlohnbetroffenheit der sozialversicherungspflichtig Vollzeitbeschäftigten auf Kreisebene 2014
in %
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Zellen mit einer niedrigen Eingriffstiefe. Zudem könnten 

negative Beschäftigungseffekte insbesondere bei jungen 

Beschäftigten auftreten, weshalb Mindestlohn effekte 

auf diese Altersgruppe mitberücksichtigt werden sollten.

Aufgrund der unterschiedlichen Größe der Datenzellen 

kommt als Variable für die Beschäftigungsentwicklung 

nur die Wachstumsrate infrage. Der Vergleich erfolgt  

zwischen den Beobachtungen, da analysiert wird, ob  

die Beschäftigung in Zellen mit einer hohen Eingriffs- 

tiefe nach Einführung des Mindestlohns schneller oder 

langsamer wächst als in Zellen mit einer niedrigen 

Betroffenheit.

 Grafik 2 zeigt, dass sich die Wachstumsraten der 

sozial versicherungspflichtigen Beschäftigung auch nach 

der Mindestlohneinführung weiterhin positiv entwickel-

ten. Diese Entwicklung fiel in Ostdeutschland verhal-

tener aus. Die Wachstumsraten für marginal Beschäftigte 

verlangsamten sich zwar bereits vor der Mindestlohn-

einführung, brachen zum Einführungszeitpunkt jedoch 

abermals ein. Dieser Rückgang war in Ostdeutschland 

stärker ausgeprägt. Bereits hier fällt eine zeitliche Ko-

inzidenz zur Mindestlohneinführung auf.

Um solche Entwicklungen präziser auf den Mindestlohn 

zurückzuführen wurde das folgende lineare Schätz-

modell auf die Daten angepasst:
 

 

∆L(t) 	=	α(t) 	+	β(t)
i,j,k i,j,k  bitei,j,k	+	β(t) �bite .

i,j,k 	 	dage1 2 k=1�	+ γ�t� χi,j,k	+	εi,j,k
(t)  

  

 

 

∆Li,j,k
(t) 	=	αi,j,k

(t) 	+	β1
(t) bitei,j,k	+	β2

(t) �bitei,j,k 	.	dagek=1�	+ γ�t� χi,j,k	+	εi,j,k
(t)  .

Die abhängige Variable ist das Beschäftigungswachstum 

(∆Li,j,k ) zum Vorjahresmonat in Region i ∈ {1,…,402}, 

Geschlecht j ∈ {1,2} und Altersgruppe k ∈ {1,…,5} im 

jeweiligen Monat t. Der zentrale Regressor zur Kontrolle 

des Zusammenhangs zwischen Beschäftigungsdyna-

mik und Mindestlohn ist dessen Eingriffstiefe im Jahr 

vor der Einführung (bitei,j,k ∈ {0, …, 1} ). Darüber hinaus 

enthält χi,j,k Dummyvariablen für das Geschlecht, Alter 

und Region sowie weitere zellspezifische Kontrollvaria-

blen wie den langfristigen Beschäftigungstrend oder die 

Minijobquote. Ein Interaktionsterm aus der Eingriffstiefe 

und einem Dummy für Jugendliche (

 

 

bitei,j,k	.	dagek=1 ) 
ermöglicht separate Effekte für junge Beschäftigte (15 

bis 24 Jahre) und Erwachsene (25 bis 64 Jahre). Das 

Modell wird als Querschnittsregression für jeden Monat 

nach der Mindestlohneinführung separat geschätzt. Der 
hochgestellte Index t beschreibt die einzelnen Monate 
zwischen Januar und Dezember 2015; er stellt keinen 

Exponenten dar.

Grafik 2

Beschäftigungswachstum gegenüber dem jeweiligen
Vorjahresmonat
in %
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4.2 Ergebnisse

 Grafik 3 zeigt den Einfluss der Mindestlohnbetrof-
fenheit auf das Vorjahresbeschäftigungswachstum mit-
hilfe monatlicher Kleinste-Quadrate-Regressionen. Der 
Fokus liegt auf dem zentralen Regressor zur Kontrolle 
des Zusammenhangs zwischen Mindestlohnbetrof-
fenheit und Beschäftigungswachstum, dem Mindest-
lohn-Bite. Durch Interaktionsterme wurden separate 
Beschäf tigungseffekte für Erwachsene und Jugendliche 
berücksichtigt. Aus diesem Grund zeigt Grafik 3 bereits 
die durchschnittlichen marginalen Effekte, also die par-
tielle Ableitung der Schätzfunktion (∂L/∂bite ). Mithilfe 
marginaler Effekte (hier: average marginal effects) kön-
nen die Koeffizienten direkt interpretiert werden (Wool- 
dridge, 2010, Kapitel 6.1) und geben die Wirkungsrich-
tung des Mindestlohns auf das Beschäftigungswachs-
tum an. 

Für erwachsene Beschäftigte über 24 Jahre konnten die 
Ergebnisse von Garloff (2017, 2016, 2015), der aus-
schließlich Beschäftigte im Haupterwerbsalter zwischen 
30 bis 54 Jahren untersucht | 10 und ebenfalls monatliche 
Querschnittsregressionen in seinen Robustheitstest ver-
wendet, auch in einem erweiterten Altersintervall sowie 
über einen längeren Zeitraum bestätigt werden (siehe 
Grafik 3). Der verbleibende Zusammenhang zwischen 
dem Beschäftigungswachstum von regulär Beschäftig-
ten und der Mindestlohnbetroffenheit ist positiv und 
hoch signifikant. Demnach entwickelte sich das sozial-
versicherungspflichtige Beschäftigungswachstum für 
Erwachsene in Regionen mit einer hohen Mindestlohn-
betroffenheit besser als in Regionen mit einer niedrige-
ren Eingriffstiefe.

Auch die Effekte für marginal Beschäftigte bestätigten 
Ergebnisse bisheriger Studien. Der negative Koeffi zient 
zeigt, dass der Einfluss der Mindestlohnbetroffenheit auf 
das Beschäftigungswachstum der geringfügig Beschäf-
tigten in Regionen mit einer hohen Eingriffstiefe deutlich 
schwächer war im Vergleich zu weniger stark betroffenen 
Zellen. Damit lässt sich für Erwachsene festhalten, dass 

 10 In einem ersten Schritt konnten die Ergebnisse für sein Altersintervall 
repliziert werden. Der vorliegende Datensatz kann jedoch mit Perso-
nen im erwerbsfähigen Alter eine größere Variation berücksichtigen. 
Auch bei einer schrittweisen Ausweitung des Altersintervalls auf 25- 
bis 64-Jährige blieben die Ergebnisse stabil. Lediglich die Aufnahme 
der Altersgruppe unter 24 Jahren lieferte inkonsistente Ergebnisse 
und ließ damit vermuten, dass Mindestlohneffekte für junge und 
erwachsene Beschäftigte unterschiedlich wirken.

der Mindestlohn im Zusammenhang mit einem Aufbau 
der sozialversicherungspflichtigen und einem Abbau der 
geringfügigen Beschäftigung steht. Gleichzeitig fanden 
sich Hinweise für einen positiven, wenngleich schwä-
cheren, Effekt auf das Gesamtbeschäftigungswachstum.

Grafik 1 konnte deskriptiv zeigen, dass sich auch nach 
Einführung des Mindestlohns die reguläre Beschäf-
tigung weiterhin positiv entwickelte, während sie für 
geringfügig Beschäftigte rückläufig war. Durch die 
Regressionsanalyse für erwachsene Arbeitnehmerinnen 
und Arbeitnehmer wurde deutlich, dass dieser Zusam-
menhang insbesondere für Beschäftigte galt, die stark 
von der Mindestlohneinführung betroffen waren. Das 
Negativwachstum bei marginal Beschäftigten und die 
positive Entwicklung von regulär Beschäftigten zeigten 
sich insbesondere in stark vom Mindestlohn betroffe-
nen Zellen. Dies könnte als Hinweis auf Substitutions-
effekte zwischen beiden Beschäftigungsverhältnissen 
interpretiert werden. In Regionen mit überdurchschnitt-
lich hohen Eingriffstiefen könnten, ausgelöst durch die 
Einführung des gesetzlichen Mindestlohns, verstärkt 
geringfügige in reguläre Arbeitsverhältnisse umgewan-
delt worden sein. 

In der Tat wurde zum Jahresbeginn 2015 eine über-
durchschnittliche Anzahl marginal Beschäftigter auf 
eine sozial versicherungspflichtige Stelle gemeldet. 
Dieser Rückgang der geringfügigen Beschäftigung ließ 
sich zu 50 % aus Übergängen in reguläre Beschäf-
tigungsverhältnisse erklären. Zusätzlich ließen sich 
40 % der Abgänge als inaktiv mit unbekanntem Ziel 
erklären und 10 % der vormals geringfügig Beschäftig-
ten wurden arbeitslos (vom Berge und andere, 2016).

Bislang blieb mit Beschäftigten unter 24 Jahren eine 
potenzielle Risikogruppe des Mindestlohns unbe-
rücksichtigt. Tatsächlich bestätigte sich der Verdacht 
auf unterschiedliche Beschäftigungseffekte für diese 
Altersgruppe. Während erwachsene Arbeitnehmerin-
nen und Arbeitnehmer durchschnittlich vom Mindest-
lohn profitierten, waren die Koeffizienten der Jugend-
lichen für regulär und marginal Beschäftigte sowie für 
das Gesamtbeschäftigungswachstum allesamt negativ 
(siehe Grafik 3). Vor allem in besonders stark betroffe-
nen Untersuchungseinheiten entwickelte sich damit der 
Beschäftigungsaufbau gegenüber dem Vorjahr deutlich 
schwächer als in weniger stark betroffenen Zellen. Dies 
galt demnach für alle drei untersuchten Beschäftigungs-
dimensionen.
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Anmerkungen: Durchschnittliche marginale Effekte ð -M( L/ bite), sogenannte "average marginal effects", mit Standardfehlern nach Delta ethode. Vorherige Berechnung der Regressions-ð
koeffizienten auf Basis monatlicher Kleinste-Quadrate-Schätzungen mit robusten Standardfehlern. Eingriffstiefe (Mindestlohn-Bite) mit unterstellter Mindestlohnschwelle: Bruttomonatsentgelt
einer vollzeitbeschäftigten Person liegt unter 1 400 EUR. Zusätzliche Kontrollvariablen: Geschlecht, Alter, Region (auf Kreisebene), durchschnittliches Beschäftigungswachstum zwischen
2006 bis 2013 und Minijobquote.

Quelle: Beschäftigungsstatistik der Bundesagentur für Arbeit, eigene Berechnungen.

Grafik 3

Durchschnittliche marginale Effekte vom Mindestlohn-Bite für reguläre und marginale Beschäftigung sowie
Gesamtbeschäftigung nach Altersgruppen 2015

2018 - 01 - 0461

Junge Beschäftigte (15 bis 24 Jahre)

Insgesamt

-0,6

-0,4

-0,2

0,0

0,2

0,4

Jan. Feb. Mrz. Apr. Mai Jun. Jul. Aug. Sept. Okt. Nov. Dez.
-0,6

-0,4

-0,2

0,0

0,2

0,4

Jan. Feb. Mrz. Apr. Mai Jun. Jul. Aug. Sept. Okt. Nov. Dez.

-0,6

-0,4

-0,2

0,0

0,2

0,4

Jan. Feb. Mrz. Apr. Mai Jun. Jul. Aug. Sept. Okt. Nov. Dez.

-0,6

-0,4

-0,2

0,0

0,2

0,4

Jan. Feb. Mrz. Apr. Mai Jun. Jul. Aug. Sept. Okt. Nov. Dez.

Geringfügig Beschäftigte

Erwachsene Beschäftigte (25 bis 64 Jahre)

-0,6

-0,4

-0,2

0,0

0,2

0,4

Jan. Feb. Mrz. Apr. Mai Jun. Jul. Aug. Sept. Okt. Nov. Dez.

-0,6

-0,4

-0,2

0,0

0,2

0,4

Jan. Feb. Mrz. Apr. Mai Jun. Jul. Aug. Sept. Okt. Nov. Dez.

Insgesamt

Geringfügig Beschäftigte

Sozialversicherungspflichtig Beschäftigte Sozialversicherungspflichtig Beschäftigte

95-%-Konfidenzintervall

Effekt

95-%-Konfidenzintervall

Effekt

95-%-Konfidenzintervall

Effekt

95-%-Konfidenzintervall

Effekt

95-%-Konfidenzintervall
Effekt

95-%-Konfidenzintervall

Effekt

Statistisches Bundesamt | WISTA | 3 | 201848



Kritische Analyse ausgewählter Effekte unter der Einführung des gesetzlichen Mindestlohns

Betrachtet man zunächst den Einfluss der Eingriffstiefe 

auf das sozialversicherungspflichtige Beschäftigungs-

wachstum, so liegen die geschätzten Koeffizienten zwi-

schen – 0,088 und – 0,137. Bei Jugendlichen hat sich 

damit der Beschäftigungsaufbau nach der Mindest-

lohneinführung in Regionen mit einer hohen Eingriffs-

tiefe noch einmal deutlich schwächer gegenüber gering 

betroffenen Zellen entwickelt.

Für marginal Beschäftigte zwischen 15 und 24 Jahren 

deutete sich ein negativer Zusammenhang lediglich an. 

Die Koeffizienten sind volatiler, teilweise insignifikant, 

jedoch überwiegend negativ. Zwischen September und 

Dezember 2015 ist der Koeffizient fast null oder sogar 

positiv. Eine Vermutung wäre, dass insbesondere am 

Anfang des Jahres mindestlohninduzierte Beschäf-

tigungsreaktionen bei den Minijobs der Jugendlichen 

stärker ausfielen. Andererseits könnte es sein, dass 

die Vollzeitquote dieser Altersgruppe verhältnismäßig 

niedrig ist. Der verwendete Mindestlohn-Bite verliert in 

diesem Fall insbesondere für jugendliche geringfügig 

Beschäftigte an Approximationskraft.

4.3 Zur Robustheit der Ergebnisse

Ein Nachteil der Beschäftigungsstatistik ist die einge-

schränkte Verwertbarkeit von Entgeltangaben. Für Voll-

zeitbeschäftigte existieren keine genauen Informationen 

zur geleisteten Arbeitszeit, weshalb die Mindestlohn-

schwelle geschätzt werden muss. Die bisher unterstell-

ten 1 400 Euro wurden in einem ersten Robustheitstest 

auf 1 500 Euro (41 Wochenstunden) erhöht. Der Test 

bestätigte bisherige Ergebnisse dieser Arbeit. Ein zweiter 

Test kontrollierte die Wahl der verwendeten Altersgrup-

pen. Bisher wurde unterstellt, dass lediglich für Jugend-

liche unter 24 Jahren negative Beschäf tigungseffekte zu 

erwarten seien. Daraus ergab sich die Annahme, dass 

die Effekte für Alterskohorten zwischen 25 und 64 Jahren 

in dieselbe Richtung wirken. Aus diesem Grund wurden 

anschließend Interaktionseffekte für alle Alterskate-

gorien (15 bis 24 Jahre, 25 bis 34 Jahre, 45 bis 54 Jahre, 

55 bis 64 Jahre) separat in das Modell aufgenommen. In 

dieser Spezifikation war der Koeffi zient für Jugendliche 

als einziger durchgehend statistisch signifikant. Es zeigte 

sich zudem, dass durch die konsolidierte Betrachtung 

der Altersgruppen über 24 Jahre keine weiteren nega-

tiven Effekte unterschlagen wurden. Damit bestätigte 

auch dieser Test bisherige Befunde. Für Erwachsene war 

ausschließlich der Einfluss der Mindestlohnbetroffenheit 

auf die Beschäftigungsdynamik für geringfügig Beschäf-

tigte negativ. Eine ausschließlich negative Korrelation 

verblieb hingegen nur bei Jugendlichen.

Natürlich hängen die Ergebnisse jeder modellgestütz-

ten Analyse sowohl von den Daten als auch vom ange-

passten Modell ab. Daher sollte erwähnt werden, dass 

Paneldatenmodelle gegenüber Querschnittsregressio-

nen bevorzugt werden sollten. In diesen können über die 

Zeitdimension auch längerfristige Beschäftigungsverän-

derungen sowie das typische Zellwachstum kon trolliert 

werden. Damit erhöht sich die Sicherheit, dass identifi-

zierte Effekte auch tatsächlich auf die Mindestlohnein-

führung zurückgeführt werden können. Querschnitts-

regressionen bieten dennoch eine erste, einfache 

Analysemöglichkeit, mit der sich zusätzlich die zeitliche 

Struktur der Koeffizienten untersuchen lässt. Für Erwach-

sene zeigten sich zudem ähnliche Befunde zu bisherigen 

Forschungsergebnissen und bestätigen diese. Gleichzei-

tig wiesen die Schätzungen darauf hin, dass Mindest-

lohnwirkungen für Beschäftigte unter 25 Jahren in eine 

andere Richtung divergieren können. Weiterführende 

Analysen sollten das mitberücksichtigen.

Im verwendeten Datensatz liegen auch kleine Ungenau-

igkeiten vor. Dies betrifft unter anderem die gewählte 

Altersstruktur. Gemäß Mindestlohngesetz sind Jugend-

liche unter 18 Jahren vom Mindestlohn ausgenommen, 

waren jedoch durch die Wahl der jüngsten Altersgruppe 

Teil der Grundgesamtheit. Das gleiche Argument gilt für 

Branchen, die im Jahr 2015 aufgrund der Übergangs-

regelungen befristet vom Mindestlohn ausgenommen 

waren. Auch die Verwendung des Mindestlohn-Bite 

aus dem Jahr 2014 kann ungenaue Ergebnisse hervor-

rufen. Sollten bereits im Vorfeld der Mindestlohnein-

führung Antizipationseffekte aufgetreten sein, könnten 

die Schätzungen verzerrt werden. Die Ähnlichkeit zu 

den Ergebnissen von Garloff (2017, 2016, 2015), der 

seine Eingriffstiefe im Dezember 2013 ermittelt, lässt 

zunächst nicht darauf schließen.

Um die identifizierten Effekte weiter abzusichern, wären 

zusätzliche Analysen erforderlich. Die Betrachtung einer 

Branchenvariation wäre hilfreich, um festzustellen, ob 

stark vom Mindestlohn betroffene Wirtschaftszweige 

ebenfalls eine bessere oder schlechtere Beschäftigungs-

entwicklung aufweisen als weniger stark betroffene Sek-

toren. Für erwachsene Beschäftigte wurde dies bereits 
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von Garloff (2015) bestätigt, jedoch waren Jugendliche 
in dieser Betrachtung nicht enthalten. Da Branchen 
und Unternehmen in Deutschland teilweise regional 
geclustert sind, fängt die regionale Variation zumindest 
einen Teil dieser Effekte endogen auf. Des Weiteren 
wären Zellstrukturen denkbar, die unter anderem das 
Anforderungs- oder Bildungsniveau berücksichtigen, 
um Beschäftigungseffekte für weitere Risikogruppen zu 
analysieren.

Zur Robustheit der Ergebnisse trägt auch die Verwen-
dung unterschiedlicher Maße zur Arbeitsmarkentwick-
lung oder Mindestlohnbetroffenheit bei. Eine Alternative 
für die Betroffenheit wäre der Kaitz-Index als Maß für 
den Mindestlohneingriff in die Lohnverteilung. Zusätz-
lich könnte auch der Zusammenhang zwischen Min-
destlohnbetroffenheit und Arbeitslosigkeit untersucht 
werden. Insbesondere vor dem Hintergrund der identifi-
zierten negativen Beschäftigungseffekte für Jugendliche 
wäre das sinnvoll. Sollte sich in stark vom Mindestlohn 
betroffenen Regionen gleichzeitig ein überdurchschnitt-
lich hohes Wachstum der Arbeitslosenquote für Jugend-
liche identifizieren lassen, wäre das ein alarmierendes 
Zeichen.

5

Fazit

Die deutsche Wirtschaft befindet sich bereits seit Jah-
ren in einer anhaltenden Aufschwungphase (Sachver-
ständigenrat, 2014, 2015) und auch der Arbeitsmarkt 
entwickelte sich aus gesamtwirtschaftlicher Perspektive 
durchweg positiv. Der gesetzliche Mindestlohn wurde 
damit in einem expandierenden konjunkturellen Umfeld 
und scheinbar mit Augenmaß eingeführt. Allerdings 
wäre es möglich, dass negative Effekte erst in rezessiven 
Konjunkturphasen auftreten. Zur Analyse langfristiger 
Mindestlohnauswirkungen sollte daher ein vollständi-
ger Konjunkturzyklus berücksichtigt werden. Stresstests 
für den gesetzlichen Mindestlohn stehen dementspre-
chend noch aus.

Zudem wurde angedeutet, dass die Mindestlohneinfüh-
rung keineswegs beschäftigungsneutral war. Unter Ver-

wendung eines Regressionsmodells auf Basis monat-
licher Querschnittsregressionen ließ sich für Erwachsene 
zeigen, dass der Mindestlohn im Zusammenhang mit 

einem Aufbau der regulären und einem Abbau der 
marginalen Beschäftigung steht. Für Jugendliche unter  
24 Jahren, einer ausgewiesenen Risikogruppe des 
Mindestlohns, war der Effekt hingegen netto negativ. 
Insbesondere in stark vom Mindestlohn betroffenen 
Segmenten entwickelte sich der Beschäftigungsaufbau 
wesentlich schwächer.

Die Identifikation ausschließlich negativer Beschäf-
tigungseffekte für Jugendliche erscheint aus theore-
tischer Perspektive, aufgrund der geringeren Arbeitspro-
duktivität gegenüber erfahreneren Arbeitnehmerinnen 
und Arbeitnehmern und insbesondere aufgrund empi-
rischer Ergebnisse internationaler Mindestlohnstudien 
durchaus plausibel. Bereits der Sachverständigenrat 
(2014) befürchtete, dass im Zuge der Mindestlohnein-
führung Jugendliche aus dem Arbeitsmarkt gedrängt 
werden könnten.

Die diesem Artikel zugrundeliegende Bachelorarbeit 
präsentierte frühzeitig einen Beitrag zur evidenzbasier-
ten Ex-post-Evaluation des gesetzlichen Mindestlohns. 
Im Ergebnis lässt sich festhalten, dass potenzielle Risi-
kogruppen in die Untersuchungen einbezogen werden 
sollten. 
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ZUSAMMENFASSUNG

Die Organisation des Zusammenlebens in Familien erfordert von Eltern in der Regel 

einen Kompromiss zwischen der Kinderbetreuung und dem Erwirtschaften des Lebens-

unterhaltes. Dies gilt insbesondere für Eltern mit kleinen Kindern unter drei Jahren, die 

in besonders starkem Umfang der Betreuung bedürfen. Der vorliegende Aufsatz stellt 

aktuelle Zahlen zur Erwerbstätigkeit von Eltern aus dem Mikrozensus 2016 dar, dabei 

wird das Konzept der „realisierten Erwerbstätigkeit“ zugrunde gelegt (Personen, die 

ihre Erwerbstätigkeit durch Mutterschutz oder Elternzeit unterbrochen haben, werden 

bei diesem Konzept nicht zu den Erwerbstätigen gezählt). Im Mittelpunkt der Betrach-

tung stehen Mütter und Väter mit mindestens einem minderjährigen Kind. Es zeigt 

sich, dass vor allem Mütter mit Kleinkindern seltener einer realisierten Erwerbstätig-

keit nachgehen als Väter und dazu noch erheblich häufiger in Teilzeit tätig sind.

 Keywords: employment – realised employment – microcensus – 

family reconciliation arrangements – family and work

ABSTRACT

Organising family life usually entails a compromise between childcare and gainful em-

ployment. This is especially relevant for parents with children below the age of three, 

who are more in need of care. This article presents current figures on employment 

of parents using data from the German microcensus 2016. It applies the concept of  

“realised employment” (people who interrupted their employment by maternity or  

parental leave are not considered as persons in employment under this concept). The 

focus is on mothers and fathers with at least one minor child. It is shown that especially 

mothers with small children pursue realised employment less often than fathers and, 

in addition, they work much more often part-time.
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Realisierte Erwerbstätigkeit von Müttern und Vätern zur Vereinbarkeit von Familie und Beruf

1

Einleitung

Die Vereinbarung der Erwerbstätigkeit von Müttern und 
Vätern mit ihren familiären Verpflichtungen erzeugt 
ein Spannungsfeld, das in diesem Beitrag mithilfe des 
Konzepts der realisierten Erwerbstätigkeit näher unter-
sucht wird. Im Mikrozensus wird die Erwerbstätigkeit 
nach dem Konzept der Internationalen Arbeitsorganisa-
tion (International Labour Organization – ILO) erhoben. 
Danach zählen zu den Erwerbstätigen alle Personen, 
die in der Woche vor der Befragung mindestens eine 
Stunde gegen Entgelt gearbeitet haben oder selbst-
ständig oder mithelfend tätig waren. Auch Personen im 
Mutterschutz oder in Erziehungszeit zählen beim ILO-
Konzept zu den Erwerbstätigen. Hierdurch wird jedoch 
die tatsäch liche Erwerbtätigkeit insbesondere von Müt-
tern mit kleinen Kindern überschätzt. Das Konzept der 
realisierten Erwerbstätigkeit erlaubt eine realistischere 
Einschätzung des tatsächlichen Erwerbsverhaltens. Rea-
lisierte Erwerbstätigkeit ist gegeben, wenn eine Person 
erwerbstätig im Sinne des ILO-Konzepts ist und diese 
Erwerbs tätigkeit nicht aufgrund von „Mutterschutz“ 
oder „Elternzeit“ unterbrochen hat. | 1 

Das zweite Kapitel vergleicht erwerbstätige Mütter und 
Väter mit allen Frauen und Männern in Deutschland. 
Auf die Situation von Eltern mit minderjährigen Kindern 
geht das dritte Kapitel ein. Hierbei werden Mütter und 
Väter jeweils getrennt betrachtet. Das Alter des jüngsten 
Kindes ist in diesem Zusammenhang eine zentrale Ein-
flussgröße. Weiterhin untersucht werden der Anteil der 
Teilzeittätigen sowie die Gründe für eine Teilzeittätigkeit 
von Müttern und Vätern. 

In Paarfamilien gibt es eine Vielzahl von Möglichkeiten, 
wie die Erwerbstätigkeit zwischen den Eltern organisiert 
wird. Das vierte Kapitel untersucht daher die Kombina-
tion der Erwerbsarbeit von Müttern und Vätern innerhalb 
von Paarfamilien. Die Situation alleinerziehender Eltern-
teile ist Thema des fünften Kapitels, im sechsten Kapi-
tel wird ein Fazit zum Thema realisierte Erwerbstätigkeit 
von Müttern und Vätern zur Vereinbarkeit von Familie 

und Beruf gezogen.

 1 Zu diesen Definitionen siehe Hochgürtel, Tim. Realisierte Erwerbs-
tätigkeit zur Messung des Vereinbarkeitsarrangements von Familie 
und Beruf. In: WISTA Wirtschaft und Statistik. Ausgabe 1/2018, 
Seite 23 ff.

2

Realisierte Erwerbstätigkeit von  
Müttern und Vätern im Mikrozensus

Der Mikrozensus stellt ausschließlich Konstellationen 
des Zusammenlebens innerhalb der Grenzen eines 
Haushaltes dar. Soziale oder familiäre Beziehungen, die 
über die Haushaltsgrenzen hinweg existieren, werden im 
Mikrozensus nicht abgebildet. Dies bedeutet, dass aus-
schließlich jene Personen als Mütter und Väter betrach-
tet werden, die zum Zeitpunkt der Befragung mit ihren 
ledigen Kindern | 2 in einem gemeinsamen Haushalt leb-
ten. Es gibt dabei grundsätzlich keine Alters begrenzung 
für ein im Haushalt lebendes Kind. Für die hier vorge-
stellten Betrachtungen wird das Konzept der „realisier-
ten Erwerbstätigkeit“ herangezogen, das gut geeignet 
ist, familiäre Vereinbarkeitsarrangements und insbe-
sondere die Anpassung der Erwerbsarbeit von Müttern 
kleiner Kinder angemessen abzubilden. | 3 Grundlage 
ist auch hierbei die Erwerbstätigkeit gemäß ILO-Kon-
zept. Jedoch werden Personen nur dann als „realisiert 
erwerbstätig“ definiert, wenn sie einer Erwerbstätigkeit 
nachgehen, die nicht aufgrund von Mutterschutz oder 
Elternzeit unterbrochen ist. Wie Hochgürtel ausführlich 
beschreibt, können auch andere Gründe dazu führen, 
dass eine bestehende Erwerbstätigkeit vorübergehend 
unterbrochen wird. Allerdings handelt es sich dabei um 
Motive (wie zum Beispiel Krankheit oder Urlaub), die in 
der Regel nicht durch die Vereinbarkeit von Beruf und 
Kinderbetreuung begründet sind. 

Die Analysen zur Erwerbstätigkeit werden grundsätz-
lich auf Personen im Alter von 15 bis unter 65 Jahren 
begrenzt. Im Aufsatz nicht betrachtet wird die Erwerbs-
tätigkeit lediger Kinder ab dem 15. Lebensjahr, das sind 
etwa 8 Millionen Personen. Der Aufsatz konzentriert sich 
auf das Erwerbsverhalten von Müttern und Vätern. Das 
Alter der ledigen Kinder in den Familien spielt dennoch 
eine Rolle, da es die Erwerbstätigkeit von Eltern zentral 
beeinflusst.

 2 Kinder sind ledige Personen ohne Lebenspartner/-in und ohne 
eigene Kinder im Haushalt, die mit mindestens einem Elternteil in 
einer Familie zusammenleben. Als Kinder gelten im Mikrozensus  
– neben leiblichen Kindern – auch Stief-, Adoptiv- und Pflegekinder. 

 3 Zu diesem Konzept siehe ebenfalls Hochgürtel, Tim (Fußnote 1). 
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Tabelle 1

Realisierte Erwerbsbeteiligung | 1 von Frauen und Männern im erwerbsfähigen Alter | 2 

Insgesamt | 2 Ohne Kind Mit Kindern nach dem Alter des jüngsten Kindes

zusammen  unter 15 Jahren unter 18 Jahren  über 18 Jahre

1 000

Deutschland

Frauen insgesamt 23 222 12 498 10 724 6 825 8 019 2 704

erwerbstätig 17 373 9 424 7 949 4 868 5 863 2 085

in realisierter Erwerbstätigkeit 16 908 9 382 7 527 4 446 5 442 2 085

Vollzeit 8 721 6 159 2 562 1 310 1 686 876

Teilzeit 8 188 3 223 4 965 3 136 3 755 1 209

Elternzeit/Mutterschutz 465 42 422 422 422 /

erwerbslos 649 367 282 197 225 57

Nichterwerbsperson 5 200 2 707 2 493 1 761 1 931 562

Männer insgesamt 22 635 13 843 8 792 5 742 6 705 2 087

erwerbstätig 19 006 10 975 8 031 5 288 6 184 1 846

in realisierter Erwerbstätigkeit 18 971 10 974 7 997 5 254 6 151 1 846

Vollzeit 17 333 9 780 7 552 4 951 5 807 1 745

Teilzeit 1 638 1 193 445 304 344 101

Elternzeit/Mutterschutz 35 / 33 33 33 /

erwerbslos 825 603 222 164 185 37

Nichterwerbsperson 2 804 2 265 539 290 336 203

Früheres Bundesgebiet (ohne Berlin-West)

Frauen zusammen 18 652 9 843 8 809 5 506 6 503 2 305

erwerbstätig 13 903 7 449 6 454 3 853 4 680 1 774

in realisierter Erwerbstätigkeit 13 534 7 415 6 118 3 518 4 344 1 774

Vollzeit 6 648 4 842 1 806 844 1 120 686

Teilzeit 6 886 2 573 4 313 2 673 3 224 1 088

Elternzeit/Mutterschutz 370 34 336 335 335 /

erwerbslos 448 254 194 134 155 39

Nichterwerbsperson 4 301 2 140 2 160 1 519 1 669 492

Männer zusammen 18 066 10 761 7 305 4 694 5 508 1 797

erwerbstätig 15 322 8 621 6 701 4 343 5 103 1 598

in realisierter Erwerbstätigkeit 15 295 8 620 6 675 4 317 5 076 1 598

Vollzeit 14 072 7 740 6 332 4 088 4 816 1 516

Teilzeit 1 223 880 343 228 260 83

Elternzeit/Mutterschutz 28 / 27 26 26 /

erwerbslos 579 413 166 121 136 29

Nichterwerbsperson 2 165 1 727 438 230 269 169
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Realisierte Erwerbstätigkeit von Müttern und Vätern zur Vereinbarkeit von Familie und Beruf

In Deutschland gab es laut Mikrozensus 2016 etwa 
22,6 Millionen Männer und 23,2 Millionen Frauen im 
Alter von 15 bis unter 65 Jahren, die als Erwachsene 
allein oder mit anderen Personen in einem eigenen 
Haushalt lebten (ohne Personen, die als ledige Kinder 
im Haushalt der Eltern leben). Rund 84 % der Männer 
und 73 % der Frauen dieses Alters gingen einer reali-
sierten Erwerbstätigkeit nach. Die Vollzeitquote | 4 der 
Männer lag bei 91 %, die der Frauen bei durchschnittlich 
52 %.  Tabelle 1,  Grafik 1 auf Seite 58

Wird Elternschaft als zusätzliches Kriterium herange-
zogen, so werden die Unterschiede noch deutlicher. In 

 4 Vollzeittätig sind Personen, die mehr als 36 Stunden arbeiten oder 
zwischen 25 und 36 Stunden arbeiten und nach ihrer Selbstein-
schätzung einer Vollzeittätigkeit nachgehen. Als teilzeittätig werden 
Personen mit weniger als 25 Stunden normalerweise geleisteter 
Wochenarbeitszeit definiert. Personen, die zwischen 25 und 36 Stun-
den arbeiten, haben eine entsprechende Selbsteinstufung vorgenom-
men, ob eine Vollzeit- oder Teilzeittätigkeit vorliegt. Die Vollzeitquote 
bezeichnet den Anteil der Erwerbstätigen, die in Vollzeit tätig sind, an 
allen erwerbstätigen Personen.

der Altersgruppe der 15- bis unter 65-Jährigen lebten 
insgesamt 8,8 Millionen Väter und 10,7 Millionen Müt-
ter mit Kindern ohne Altersbeschränkung zusammen. 
Väter waren im Vergleich zu allen Männern dieser Alters-
gruppe mit 91 % überdurchschnittlich häufig erwerbstä-
tig. Bei Müttern verhält sich es sich umgekehrt: Mit 70 % 
lag ihre realisierte Erwerbstätigkeit (ohne Personen in 
Mutterschutz oder Elternzeit) unter dem Durchschnitt.

Vollzeit- und Teilzeittätigkeit sind ebenfalls durch das 
Zusammenleben mit Kindern bestimmt: Erwerbstätige 

Väter waren zu 94 % und damit leicht überdurchschnitt-
lich häufig in Vollzeit tätig. Bei Frauen zeigt sich ein 
anderes Bild. Mütter gingen ihrer realisierten Erwerbs-
arbeit zu einem Drittel in vollem Umfang nach (34 %) 
und zu zwei Dritteln (66 %) in Teilzeit. 

Tabelle 1 (Fortsetzung)

Realisierte Erwerbsbeteiligung | 1 von Frauen und Männern im erwerbsfähigen Alter | 2 

Insgesamt | 2 Ohne Kind Mit Kindern nach dem Alter des jüngsten Kindes

zusammen unter 15 Jahren  unter 18 Jahren  über 18 Jahre

1 000

Neue Länder und Berlin

Frauen zusammen 4 570 2 655 1 915 1 319 1 516 399

erwerbstätig 3 470 1 975 1 495 1 014 1 184 311

in realisierter Erwerbstätigkeit 3 374 1 966 1 408 928 1 097 311

Vollzeit 2 072 1 316 756 465 566 190

Teilzeit 1 302 650 652 463 531 121

Elternzeit/Mutterschutz 95 9 87 86 87 –

erwerbslos 201 113 88 62 70 18

Nichterwerbsperson 899 566 333 242 262 70

Männer zusammen 4 569 3 081 1 487 1 048 1 198 290

erwerbstätig 3 684 2 354 1 330 945 1 082 248

in realisierter Erwerbstätigkeit 3 676 2 354 1 323 938 1 075 248

Vollzeit 3 261 2 041 1 220 863 991 230

Teilzeit 415 313 102 75 84 19

Elternzeit/Mutterschutz 7 / 7  7 7 –

erwerbslos 246 190 57 43 49 8

Nichterwerbsperson 639 538 101 60 67 34

Ergebnisse des Mikrozensus 2016 – Bevölkerung in Familien/Lebensformen am Hauptwohnsitz.

1 Zu den Personen mit realisierter Erwerbstätigkeit zählen alle Erwerbstätigen nach dem ILO-Konzept, die sich nicht in Mutterschutz oder Elternzeit befinden.
2 Personen im Alter von 15 bis unter 65 Jahren, die nicht als ledige Kinder in einer Familie/Lebensform leben.
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Realisierte Erwerbstätigkeit  
von Müttern und Vätern mit  
minder jährigen Kindern

Haben sich die zuvor dargestellten Ergebnisse auf den 

generellen Vergleich von Eltern beiderlei Geschlechts 

bezogen, steht im Weiteren die realisierte Erwerbs-

tätigkeit von Müttern und Vätern mit mindestens einem 

minderjährigen Kind im Mittelpunkt. Die Zahl der Mütter 

mit minderjährigen Kindern im gemeinsamen Haushalt 

lag 2016 bei etwa 8 Millionen, die Zahl der Väter bei 

6,7 Millionen. 

Mit 92 % erreichten Väter im Durchschnitt eine um 

24 Prozentpunkte höhere Erwerbstätigkeit als Mütter, 

wenn mindestens ein Kind unter 18 Jahren im Haushalt 

lebte. Diese war auch weitgehend unabhängig vom Alter 

des jüngsten Kindes. Durchschnittlich neun von zehn 

Vätern mit Kindern aller Altersstufen gingen einer rea-

lisierten Erwerbstätigkeit nach, hatten also ihre beste-

hende Erwerbsarbeit nicht aufgrund von Elternzeit unter-

brochen. Der niedrigste Wert lag bei etwa 89 %, wenn 

ein jüngstes Kind unter drei Jahren im Haushalt lebte.

Zwischen Vätern im früheren Bundesgebiet (ohne Berlin-

West) und in den neuen Ländern einschließlich Berlins 

gab es nur geringe Unterschiede. Die größten Differen-

zen zeigten sich, wenn ein Kind unter einem Jahr in der 

Familie lebte: Mit einem Kind dieser Altersstufe realisier-

ten 82 % der Väter im Osten eine Erwerbstätigkeit, im 

Westen 88 %. Zugleich wird deutlich: In einem Kindes-

alter, in dem ein Großteil der Mütter ihre Erwerbsarbeit 

aufgrund von Mutterschutz oder Elternzeit unterbricht, 

gehen Väter mit überwältigender Mehrheit ihrer Arbeit 

nach, und zwar – mit geringen Unterschieden – im Osten 

wie im Westen Deutschlands.  Tabelle 2

Ein anderes Bild ergibt sich für die Mütter. Durch-

schnittlich sieben von zehn Müttern (68 %) gingen 

einer realisierten Erwerbstätigkeit nach, wenn Kinder 

unter 18 Jahren im Haushalt lebten. Bei ihnen hing 

die Erwerbstätigkeit jedoch stark vom Alter des jüngs-

ten Kindes ab. Insbesondere wenn ein Kind unter 

einem Jahr im Haushalt lebte, übte nicht einmal jede 

zehnte Mutter (9 %) eine realisierte Erwerbstätigkeit 
(ohne Personen im Mutterschutz und Elternzeit) aus. 

Ergebnisse des Mikrozensus 2016. – Bevölkerung in Familien/Lebensformen am Haupt-
wohnsitz. – Personen im Alter von 18 bis unter 65 Jahren, die einer realisierten Erwerbs-
tätigkeit nachgehen (ohne Elternzeit/Mutterschutz). – Aufgrund zu geringer Fallzahlen sind
keine Ergebnisse einzelner Altersjahrgänge unter 18 Jahren für Erwerbstätige beziehungs-
weise unter 22 Jahren für Eltern darstellbar.

Grafik 1
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Realisierte Erwerbstätigkeit von Müttern und Vätern zur Vereinbarkeit von Familie und Beruf

Rund 44 % der Mütter waren in dieser Phase im Mutter-
schutz beziehungsweise in Elternzeit und gut ebenso 
viele zählten zu den Nichterwerbspersonen (46 %). 
Bereits mit Kindern im Alter von einem Jahr erreichte die 
realisierte Erwerbstätigkeit wieder 44 %, und mit zwei-
jährigen Kindern war über die Hälfte der Mütter (58%) 
ins Erwerbsleben zurückgekehrt. Auch danach stieg die 
Erwerbstätigkeit weiterhin kontinuierlich bis auf etwas 
mehr als 80 %, wenn das jüngste Kind im Alter von 10 
bis unter 18 Jahren alt war. 

Dabei lag die Erwerbstätigkeit von Müttern im Osten 
Deutschlands etwa 5 Prozentpunkte höher als im Wes-

ten (72 gegenüber 67 %). Insbesondere mit jüngeren 

Kindern in der Familie gab es Unterschiede. So gingen 
45 % der Mütter im Osten mit Kindern unter 3 Jahren 
einer Arbeit nach, im Westen galt dies für 33 %. Doch 
auch in den höheren Altersstufen der Kinder unterschied 
sich die Erwerbstätigkeit der Mütter zwischen Ost und 
West um 3 bis 6 Prozentpunkte.

Einen Überblick über die absoluten Zahlen erwerbs-
tätiger Eltern gibt  Tabelle 3 für Eltern in Paarfamilien. 
Die entsprechenden Daten für Alleinerziehende enthält 
Tabelle 9 auf Seite 69 f.

Tabelle 2

Realisierte Erwerbstätigenquote | 1 von Müttern und Vätern mit minderjährigen Kindern

Deutschland Früheres Bundesgebiet (ohne Berlin-West) Neue Länder und Berlin

realisierte Erwerbstätigenquote realisierte Erwerbstätigenquote realisierte Erwerbstätigenquote

insgesamt Vollzeit Teilzeit zusammen Vollzeit Teilzeit zusammen Vollzeit Teilzeit

%

Mütter insgesamt 67,9 31,0 69,0 66,8 25,8 74,2 72,4 51,6 48,4

Alter des jüngsten Kindes

unter 3 Jahren 35,2 29,8 70,2 33,0 23,5 76,5 44,6 49,2 50,8

unter 1 Jahr 9,0 37,8 62,2 9,4 33,7 66,3 7,1 61,0 /

1 bis unter 2 Jahren 44,3 29,9 70,1 40,5 23,6 76,4 59,4 47,5 52,5

2 bis unter 3 Jahren 57,9 28,1 71,9 54,6 21,1 78,9 71,2 49,5 50,5

3 bis unter 6 Jahren 71,0 26,7 73,3 69,5 20,4 79,6 76,2 47,3 52,7

6 bis unter 10 Jahren 78,0 27,7 72,3 76,9 22,2 77,8 82,5 48,1 51,9

10 bis unter 15 Jahren 82,4 32,5 67,5 81,9 27,7 72,3 84,9 55,0 45,0

unter 15 Jahren 66,1 29,9 70,1 64,9 24,5 75,5 71,0 50,5 49,5

15 bis unter 18 Jahren 83,4 37,8 62,2 82,9 33,4 66,6 86,0 59,5 40,5

Väter insgesamt 91,7 94,4 5,6 92,2 94,9 5,1 89,8 92,2 7,8

Alter des jüngsten Kindes

unter 3 Jahren 88,9 93,9 6,1 89,7 94,6 5,4 85,5 90,8 9,2

unter 1 Jahr 86,6 93,7 6,3 87,6 94,4 5,6 82,0 89,8 10,2

1 bis unter 2 Jahren 89,2 93,8 6,2 89,8 94,4 5,6 86,5 91,0 9,0

2 bis unter 3 Jahren 91,7 94,4 5,6 92,4 95,0 5,0 88,8 91,8 8,2

3 bis unter 6 Jahren 91,6 93,6 6,4 91,9 94,0 6,0 90,4 91,6 8,4

6 bis unter 10 Jahren 92,4 94,2 5,8 92,8 94,7 5,3 91,0 92,2 7,8

10 bis unter 15 Jahren 93,7 95,1 4,9 94,0 95,3 4,7 92,6 93,6 6,4

unter 15 Jahren 91,6 94,3 5,7 92,0 94,8 5,2 89,6 92,1 7,9

15 bis unter 18 Jahren 93,1 95,5 4,5 93,4 95,8 4,2 91,6 93,6 6,4

Ergebnisse des Mikrozensus 2016 – Bevölkerung in Familien/Lebensformen am Hauptwohnsitz.

1 Anteil der Personen im Alter von 15 bis unter 65 Jahren mit realisierter Erwerbstätigkeit an allen Personen derselben Altersgruppe. Zu den Personen mit realisierter Erwerbstätigkeit zählen alle 
Erwerbstätigen nach dem ILO-Konzept, die sich nicht in Mutterschutz oder Elternzeit befinden.
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Tabelle 3

Realisierte Erwerbsbeteiligung | 1 von Müttern und Vätern in Paarfamilien im erwerbsfähigen Alter | 2  
nach dem Alter des jüngsten Kindes

Insge-
samt

Mit 
Kindern 
unter  
18 Jahren

Alter des jüngsten Kindes von . . . bis unter . . . Jahren Jüngstes 
Kind  
18 Jahre 
und älter

 unter 3 3 – 6 6 – 10 10 – 15 15 – 18

zusammen unter 1 1 – 2 2 – 3

1 000

Deutschland

Mütter insgesamt 8 654 6 564 1 786 663 623 501 1 155 1 244 1 460 919 2 089

erwerbstätig 6 411 4 804 1 007 363 329 315 844 981 1 206 766 1 608

in realisierter Erwerbstätigkeit 6 026 4 419 641 61 281 299 831 977 1 204 765 1 607

Vollzeit 1 843 1 251 187 22 83 81 209 252 352 251 592

Teilzeit 4 183 3 168 455 38 198 218 622 725 852 514 1 015

Elternzeit/Mutterschutz 385 385 365 302 47 16 14 / / / /

erwerbslos 168 137 27 / 13 11 36 29 28 16 31

Nichterwerbsperson 2 075 1 624 752 297 282 174 274 234 227 138 451

Väter insgesamt 8 443 6 524 1 785 663 622 500 1 152 1 238 1 446 903 1 918

erwerbstätig 7 745 6 040 1 622 601 561 460 1 059 1 152 1 361 846 1 705

in realisierter Erwerbstätigkeit 7 712 6 007 1 590 575 556 459 1 059 1 152 1 361 846 1 704

Vollzeit 7 295 5 681 1 494 538 522 434 992 1 087 1 298 810 1 614

Teilzeit 417 326 96 36 34 25 67 65 64 35 91

Elternzeit/Mutterschutz 33 33 32 27 5 / / / – – /

erwerbslos 206 172 66 23 26 17 35 30 25 17 34

Nichterwerbsperson 492 312 97 38 35 23 59 57 59 40 180

Früheres Bundesgebiet (ohne Berlin-West)

Mütter zusammen 7 210 5 407 1 457 545 506 406 924 1 015 1 232 779 1 803

erwerbstätig 5 260 3 881 784 292 249 243 660 787 1 007 643 1 378

in realisierter Erwerbstätigkeit 4 950 3 572 489 51 209 229 650 784 1 006 643 1 378

Vollzeit 1 271 817 112 17 49 46 123 157 245 179 454

Teilzeit 3 679 2 755 378 35 160 183 526 627 761 463 924

Elternzeit/Mutterschutz 310 309 294 241 40 14 10 / / / /

erwerbslos 119 97 18 / 8 7 26 21 20 12 22

Nichterwerbsperson 1 831 1 429 655 251 249 156 238 207 205 124 402

Väter zusammen 7 028 5 373 1 456 545 506 405 922 1 010 1 220 765 1 654

erwerbstätig 6 471 4 993 1 334 499 459 376 850 941 1 151 717 1 477

in realisierter Erwerbstätigkeit 6 445 4 967 1 308 477 455 375 850 941 1 151 717 1 477

Vollzeit 6 122 4 719 1 237 451 430 357 800 892 1 100 689 1 403

Teilzeit 322 248 70 27 25 18 49 49 51 28 74

Elternzeit/Mutterschutz 26 26 26 21 / / / / – – /

erwerbslos 154 128 47 16 19 12 26 22 20 12 27

Nichterwerbsperson 402 252 75 30 28 17 46 47 49 35 150
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Realisierte Erwerbstätigkeit von Müttern und Vätern zur Vereinbarkeit von Familie und Beruf

Realisierte Erwerbstätigkeit 
in Voll- und Teilzeit

Die Betrachtung der Vollzeit- und Teilzeittätigkeit zeigt 
nochmals verstärkt die bekannten Unterschiede zwi-
schen den Geschlechtern. Ein weiterer Aspekt sind die 
zwischen dem früheren Bundesgebiet und den neuen 
Ländern einschließlich Berlins zu beobachtenden regio-
nalen Unterschiede.

Erwerbstätige Väter mit minderjährigen Kindern waren 
2016 nahezu ausschließlich vollzeittätig. Die Vollzeit-
quote schwankte zwischen 94 und 96 %. Der regionale 
Unterschied zwischen Ost und West fiel bei Vätern gering 
aus. Der größte Abstand im regionalen Vergleich zeigte 
sich bei Vätern mit einem jüngsten Kind unter einem 
Jahr im Haushalt: 90 % der Väter im Osten realisierten 
eine Erwerbstätigkeit in Vollzeit, im Westen waren es  
gut 94 %. 

Mütter, die einer realisierten Erwerbstätigkeit nachgin-

gen, arbeiteten 2016 generell häufiger Teilzeit. Dies gilt 

verstärkt, wenn minderjährige Kinder im Haushalt leb-

ten. Für Deutschland lag die Teilzeitquote der Mütter 

insgesamt bei 69 %. Einer Vollzeittätigkeit ging mit 31 % 

nicht ganz ein Drittel der erwerbstätigen Mütter nach. 

Wenn das jüngste Kind unter 10 Jahren war, erreichten 

Mütter eine unterdurchschnittliche Vollzeitquote zwi-

schen 27  und 30 %. Dieser Anteil erhöhte sich auch mit 

zunehmendem Alter der im Haushalt lebenden Kinder 

nur langsam bis auf 38 %, wenn das jüngste Kind 15 bis 

unter 18 Jahren alt war.  Grafik 2

Anders als bei Vätern unterscheidet sich das Erwerbs-

verhalten von Müttern stark in den Regionen. Im Osten 

war etwa die Hälfte der Mütter mit Kindern unter 18 

Jahren vollzeittätig. Die Vollzeitquote nahm zudem 

rasch zu, und zwar von 47 bis 49 % bei Müttern mit 

einem jüngsten Kind unter 10 Jahren auf knapp 60 % 

Tabelle 3 (Fortsetzung)

Realisierte Erwerbsbeteiligung | 1 von Müttern und Vätern in Paarfamilien im erwerbsfähigen Alter | 2  
nach dem Alter des jüngsten Kindes

Insge-
samt

Mit 
Kindern 
unter  
18 Jahren

Alter des jüngsten Kindes von . . . bis unter . . . Jahren Jüngstes 
Kind  
18 Jahre 
und älter

 unter 3 3 – 6 6 – 10 10 – 15 15 – 18

zusammen unter 1 1 – 2 2 – 3

1 000

Neue Länder und Berlin

Mütter zusammen 1 444 1 157 329 118 116 94 230 229 228 140 287

erwerbstätig 1 151 922 223 71 80 72 184 194 199 123 229

in realisierter Erwerbstätigkeit 1 076 847 152 9 72 70 181 193 198 122 229

Vollzeit 571 434 75 5 35 35 86 94 107 72 137

Teilzeit 505 413 77 / 38 36 95 99 91 50 92

Elternzeit/Mutterschutz 76 76 71 61 8 / / / / / –

erwerbslos 48 40 10 / / / 11 8 7 / 9

Nichterwerbsperson 244 195 97 46 32 18 35 27 22 14 49

Väter zusammen 1 415 1 151 329 118 116 94 230 228 226 138 264

erwerbstätig 1 274 1 047 289 103 102 84 209 210 210 128 227

in realisierter Erwerbstätigkeit 1 267 1 040 282 97 101 84 209 210 210 128 227

Vollzeit 1 172 962 256 88 92 77 192 195 197 121 210

Teilzeit 95 78 26 10 9 7 17 15 13 7 17

Elternzeit/Mutterschutz 7 7 7 5 / – – – – – –

erwerbslos 51 44 18 7 7 / 9 8 5 / 7

Nichterwerbsperson 90 60 21 9 7 6 12 10 11 6 30

Ergebnisse des Mikrozensus 2016 – Bevölkerung in Familien/Lebensformen am Hauptwohnsitz.

1 Zu den Personen mit realisierter Erwerbstätigkeit zählen alle Erwerbstätigen nach dem ILO-Konzept, die sich nicht in Mutterschutz oder Elternzeit befinden.
2 Personen im Alter von 15 bis unter 65 Jahren.
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der Mütter mit fast erwachsenen Kindern im Alter von 

15 bis unter 18 Jahren. Damit war ihre Vollzeitquote 

zwar immer noch niedriger als die der Väter im Osten, 

aber erheblich höher als die vergleichbarer Mütter im 

Westen. Eine Besonderheit war bei Müttern im Osten 

mit Kindern unter einem Jahr festzustellen. Hier ging 

zwar nicht einmal ein Zehntel der Mütter einer realisier-

ten Beschäftigung nach, aber die Vollzeitquoten lagen 

erheblich höher als bei Frauen mit älteren Kindern. Bei 

dieser zahlenmäßig sehr kleinen Gruppe könnte es 

sich um Mütter handeln, die kontinuierlich erwerbstä-

tig waren, die also eine etwaige Vollzeittätigkeit mögli-

cherweise nur kurz oder gar nicht aufgrund von Eltern-

zeit unterbrochen haben.

Im Westen realisierte durchschnittlich nur etwa ein Vier-

tel der erwerbstätigen Mütter (26 %) mit minderjähri-

gen Kindern ihre Tätigkeit in Vollzeit. Mit Kindern unter 

10 Jahren in der Familie waren zwischen 20 und 23 % 

der erwerbstätigen Mütter in Vollzeit beschäftigt. Auch 

mit Kindern im Alter von 15 bis unter 18 Jahren war im 

früheren Bundesgebiet lediglich ein Drittel der Mütter 

voll erwerbstätig.

Gründe für eine Teilzeittätigkeit

Mütter und Väter arbeiten aus unterschiedlichen Grün-
den in Teilzeit, wobei sich auch hier zusätzliche regio-
nale Differenzen zeigen. Gründe für Teilzeittätigkeit 
werden im Mikrozensus in acht Ausprägungen erfasst: 
Betreuung von Kindern oder Pflegebedürftigen, persön-
liche oder familiäre Verpflichtungen, das Absolvieren 
einer Ausbildung, das Fehlen einer Vollzeitstelle oder 
eigene Krankheit oder Behinderung. Zudem ist die 
Angabe „sonstiger Gründe“ vorgesehen, und – da es 
sich um freiwillige Angaben handelt – auch die Möglich-
keit, keine Antwort zu geben.

Mehr als 300 000 Väter, die 2016 einer realisierten 
Erwerbstätigkeit nachgingen, gaben an, Teilzeit zu arbei-
ten. Begründet wurde dies am häufigsten mit „sons-
tigen Gründen“ (31 %). Ein Viertel der teilzeiterwerbs-
tätigen Väter fand keine Vollzeitstelle (25 %), und an 
dritter Position folgte die Betreuung von Kindern (19 %). 
Andere Gründe spielten kaum eine Rolle.  Grafik 3, 
 Tabelle 4

Vollzeit

Ergebnisse des Mikrozensus 2016. – Bevölkerung in Familien/Lebensformen am Haupt-
wohnsitz. Zu den Personen mit realisierter Erwerbstätigkeit zählen alle Erwerbstätigen nach
dem ILO-Konzept, die sich nicht in Mutterschutz oder Elternzeit befinden.
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Grafik 3
Gründe für realisierte Teilzeitarbeit von Müttern und Vätern
mit minderjährigen Kindern
in %
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Ergebnisse des Mikrozensus 2016. – Bevölkerung in Familien/Lebensformen am Haupt-
wohnsitz. Zu den Personen mit realisierter Erwerbstätigkeit zählen alle Erwerbstätigen nach
dem ILO-Konzept, die sich nicht in Mutterschutz oder Elternzeit befinden.

1 Betreuung von Pflegebedürftigen, Ausbildung, eigene Krankheit, Behinderung.
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Realisierte Erwerbstätigkeit von Müttern und Vätern zur Vereinbarkeit von Familie und Beruf

Die Zahl der Mütter, die ihre Erwerbstätigkeit in Teilzeit 
realisierten, war 2016 mit 3,8 Millionen um ein Viel-
faches höher als die der Väter. Für Mütter war der mit 
Abstand wichtigste Grund hierbei die Betreuung von Kin-
dern (59 %). An zweiter Stelle folgten persönliche oder 
familiäre Verpflichtungen (17 %). „Sonstige Gründe“ 
spielten für 15 % eine Rolle, die übrigen Motive waren 
von untergeordneter Bedeutung.

Allerdings fielen einzelne Motive für eine Teilzeit-
beschäftigung durchaus unterschiedlich ins Gewicht, je 
nachdem, ob Eltern im Westen oder im Osten Deutsch-
lands betrachtet werden. So zeigten sich bei Vätern 
besondere Unterschiede hinsichtlich fehlender Voll-

zeitstellen. Väter im Osten gaben dies als wichtigsten 
Grund an, gleichauf mit „sonstigen Gründen“ (je 31 %). 
Im Westen war die fehlende Vollzeitstelle bei gut einem 
Fünftel der Teilzeit arbeitenden Väter (22 %) wichtigster 
Grund für ihre Teilzeittätigkeit. Väter im Westen gaben 
dagegen eineinhalbmal so häufig wie Väter im Osten 
an, aufgrund von Kinderbetreuung den Umfang ihrer 
Tätigkeit zu reduzieren (21 gegenüber 14 %). Gleich-
wohl war die Reduzierung der Arbeitszeit auch bei 
Vätern im Westen nicht hauptsächlich durch Kinderbe-
treuung motiviert.

Für Mütter ergaben sich ähnliche Unterschiede zwischen 
Ost und West, wenngleich auf anderem Niveau. Knapp 

Tabelle 4

Gründe für eine realisierte Teilzeittätigkeit| 1 von Müttern und Vätern mit minderjährigen Kindern

Deutschland Früheres Bundesgebiet  
(ohne Berlin-West)

Neue Länder und Berlin

insgesamt mit Kindern 
unter 3 
Jahren

mit Kindern 
von 3 bis 
unter 6 
Jahren

zusammen mit Kindern 
unter 3 
Jahren

mit Kindern 
von 3 bis 
unter 6 
Jahren

zusammen mit Kindern 
unter 3 
Jahren

mit Kindern 
von 3 bis 
unter 6 
Jahren

%

Mütter insgesamt 100 100 100 100 100 100 100 100 100

Vollzeittätigkeit nicht zu finden 5,4 2,6 3,5 3,4 / 1,5 17,6 11,4 13,4

Schulausbildung, Studium oder sonstige 
Aus- bzw. Fortbildung 0,7 1,1 0,8 0,6 / / 1,1 / /

Krankheit, Unfallfolgen, Behinderungen 0,9 / / 0,8 / / 1,7 / /

Sonstige persönliche oder familiäre  
Verpflichtungen 17,3 11,8 11,9 18,3 12,0 12,5 11,1 10,4 8,8

Sonstige Gründe 14,6 7,5 8,0 13,5 6,0 6,5 21,5 14,3 15,6

Betreuung von pflegebedürftigen Perso-
nen, Menschen mit Behinderungen 1,4 1,5 1,0 1,5 1,7 1,1 1,2 / /

Betreuung von Kindern 59,2 75,1 73,9 61,5 78,1 76,8 45,6 61,0 59,2

Ohne Angabe des Grundes 0,6 / / 0,6 / / / / /

Väter insgesamt 100 100 100 100 100 100 100 100 100

Vollzeittätigkeit nicht zu finden 24,6 27,0 28,9 22,4 25,5 27,8 31,4 31,3 32,1

Schulausbildung, Studium oder sonstige 
Aus- bzw. Fortbildung 5,3 12,1 / 4,9 11,8 / 6,4 / /

Krankheit, Unfallfolgen, Behinderungen 7,4 / / 7,3 / / 7,5 / /

Sonstige persönliche oder familiäre  
Verpflichtungen 9,1 7,2 8,8 9,8 7,4 / 6,9 / /

Sonstige Gründe 31,1 27,6 26,7 31 27,6 25,4 31,6 27,6 30,5

Betreuung von pflegebedürftigen Perso-
nen, Menschen mit Behinderungen / / / / / / / / –

Betreuung von Kindern 19,3 20,1 23,5 21,0 20,7 25,9 14,3 / /

Ohne Angabe des Grundes 2,2 / / 2,7 / / / / –

Ergebnisse des Mikrozensus 2016 – Bevölkerung in Familien/Lebensformen am Hauptwohnsitz.
1 Personen im Alter von 15 bis unter 65 Jahren, die ihre realisierte Erwerbstätigkeit in Teilzeit ausüben. Zu den Personen mit realisierter Erwerbstätigkeit zählen alle Erwerbstätigen nach dem 

ILO-Konzept, die sich nicht in Mutterschutz oder Elternzeit befinden.
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18 % der in Teilzeit arbeitenden Mütter in den neuen 
Ländern einschließlich Berlins strebten eine Vollzeit-
tätigkeit an, die nicht zur Verfügung stand, während dies 
nur für 3 % der Mütter im früheren Bundesgebiet galt. 
Mit 46 % gab ein erheblich kleinerer Teil der Mütter im 
Osten an, wegen der Kinderbetreuung einer Teilzeit-
tätigkeit nachzugehen, als im Westen mit 61 %. Den-
noch war die Betreuung der Kinder für Mütter in West  
wie in Ost der hauptsächliche Grund dafür, die Arbeits-
zeit zu reduzieren.

4

Kombinierte Erwerbstätigkeit  
von Eltern in Paarfamilien

In den vorangegangenen Kapiteln wurde die Erwerbs-
tätigkeit von Müttern und Vätern jeweils getrennt 
betrachtet. Die Geburt eines ersten oder weiteren Kin-
des erfordert jedoch nicht nur individuelle Abwägungen. 
Die Neugestaltung des innerfamiliären Alltags rückt 
daher die Frage in den Mittelpunkt, wie bei Elternpaa-
ren die Erwerbsarbeit beider Elternteile kombiniert wird. 
Betrachtet werden hierbei ausschließlich gemischt-
geschlechtliche Elternpaare, da gleichgeschlechtliche 
Paare mit Kindern 2016 lediglich 0,1 % aller Familien 
in Deutschland stellten. Die Zahl von 10 000 gleich-
geschlechtlichen Elternpaaren ist zu gering, um diffe-
renzierte Betrachtungen zu Erwerbsmodellen zu ermög-
lichen. 

In Deutschland zählte der Mikrozensus 2016 etwa 
6,5 Millionen gemischtgeschlechtliche Ehepaare und 
Lebensgemeinschaften mit Kindern unter 18 Jahren, in 
denen beide Partner 15 bis unter 65 Jahren alt waren. 
Gezeigt werden im Folgenden zunächst die grundsätz-
lichen Erwerbsvereinbarungen, die Elternpaare treffen. 
Ein weiterführender Schritt konzentriert sich auf den 
Erwerbsumfang derjenigen Paare, in denen beide Part-
ner – sei es in Voll- oder Teilzeit – erwerbstätig waren. 
Zugrunde gelegt wird auch hierbei das Konzept der rea-
lisierten Erwerbstätigkeit, bei dem nur Personen zu den 
Erwerbstätigen gezählt werden, die ihre Beschäftigung 
nicht aufgrund von Mutterschutz oder Elternzeit unter-
brochen haben.

Kombinierte Erwerbsmodelle 
von Elternpaaren

Bei 95 % der Elternpaare mit minderjährigen Kindern 
im Haushalt war 2016 mindestens ein Partner erwerbs-
tätig; dies entspricht etwa 6,2 Millionen Paarfamilien. 
Bei 64 % gingen beide Eltern einer Erwerbstätigkeit 
nach, bei nicht ganz einem Drittel (31 %) der Paare war 
lediglich ein Elternteil erwerbstätig. Hierbei stellten die 
Paare, in denen ausschließlich der Vater erwerbstätig 
war, wiederum den größten Anteil von 28 %. Bei ledig-
lich 3 % der Elternpaare war allein die Mutter erwerbs-
tätig; bei etwa 5 % war kein Elternteil erwerbstätig. 
 Grafik 4

Im regionalen Vergleich sind auch hinsichtlich der 
kombinierten Erwerbsmodelle von Elternpaaren einige 
Unterschiede zwischen Ost und West festzustellen. 
So lag im Osten Deutschlands die realisierte Erwerbs-
tätigkeit beider Partner mit einem Anteil von 70 % um  
7 Prozentpunkte über der im Westen (63 %). Der Vater 
war in 21 % der Paarfamilien im Osten Alleinverdiener, 
im früheren Bundesgebiet dagegen bei 29 %. Hinsicht-
lich der übrigen Erwerbskombinationen ähnelten sich 
Elternpaare in Ost und West relativ stark.  Tabelle 5

Dabei machte es kaum einen Unterschied, ob Eltern mit 
oder ohne Trauschein zusammenleben. Bei einem Ver-

Ergebnisse des Mikrozensus 2016. – Bevölkerung in Familien/Lebensformen am Haupt-
wohnsitz. Gemischtgeschlechtliche Ehepaare und Lebensgemeinschaften, in denen beide
Elternteile im Alter von 15 bis unter 65 Jahren sind (ohne Elternzeit/Mutterschutz).
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gleich von Ehepaaren und Lebensgemeinschaften erge-
ben sich nur geringe Unterschiede im Erwerbsverhalten. 
Bei Ehepaaren waren geringfügig häufiger beide Eltern-
teile erwerbstätig. Dies gilt in ähnlicher Weise in West 
wie in Ost. 

Auch die kombinierten Erwerbsmodelle von Eltern in 
Paarfamilien unterscheiden sich je nach Alter des jüngs-
ten Kindes in der Familie. Am stärksten macht sich dies 
bei Eltern mit Kindern unter drei Jahren in der Familie 
bemerkbar: Hier gingen in nur gut einem Drittel der 
Fälle beide Elternteile einer realisierten Erwerbstätigkeit 
nach. Wie nach den bisher präsentierten Ergebnissen zu 
erwarten, waren es die Mütter, die ihre Erwerbstätigkeit 
aussetzten. Insbesondere wenn das jüngste Kind unter 

einem Jahr war, waren nur bei 8 % der Paarfamilien 
beide Partner erwerbstätig. Mit zwei- und dreijährigen 
Kindern nahm die realisierte Erwerbstätigkeit beider 
Partner auf über 42 beziehungsweise 58 % zu. Für Paare 
mit Kindern in den anderen Altersstufen gilt, dass beide 
Partner in jeweils etwa drei Viertel der Fälle erwerbstätig 
waren (70 bis 80 %).

Realisierter Erwerbsumfang  
in Paarfamilien mit zwei  
erwerbstätigen Elternteilen

Die bislang vorgestellten Ergebnisse geben noch kei-

nen Aufschluss darüber, in welchem Umfang erwerbs-

tätige Eltern ihrer realisierten Erwerbstätigkeit (ohne 

Personen in Mutterschutz oder Elternzeit) nachgehen, 

wenn beide Partner erwerbstätig sind. Erst eine Diffe-

renzierung der jeweiligen Erwerbstätigkeit in Voll- und 

Teilzeit liefert weitergehende Erkenntnisse. Eine Kombi-

nation, in der beide Elternteile eine realisierte Erwerbs-

tätigkeit in Vollzeit ausüben, wurde 2016 von einem 

Viertel der Paarfamilien mit minderjährigen Kindern 

gewählt. Das vorherrschende Modell war jedoch eine 

realisierte Vollzeittätigkeit des Vaters kombiniert mit 

einer Teilzeittätigkeit der Mutter. Dieses Modell wurde 

von 70 % der erwerbstätigen Elternpaare gewählt. Die 

beiden anderen Möglichkeiten waren im Alltag von 

Eltern kaum relevant: Die realisierte Vollzeittätigkeit 

der Mutter kombiniert mit einer Teilzeittätigkeit des 

Vaters umfasste 2 % der Fälle; eine Teilzeiterwerbs-

tätigkeit beider Elternteile wurde ebenfalls nur in 3 % 

der Paarfamilien praktiziert.

Der Vergleich der Kombinationen des Erwerbsumfangs 

in Paarfamilien ergibt wiederum deutliche regionale 

Unterschiede. Während im Westen bei jedem fünften 

Paar mit minderjährigen Kindern beide Elternteile einer 

Vollzeiterwerbstätigkeit nachgingen, traf dies im Osten 

auf fast die Hälfte zu (48 %). Dafür war das Modell des 

vollzeitbeschäftigten Vaters und einer teilzeitbeschäftig-

Tabelle 5
Realisierte Erwerbstätigkeit| 1 von Eltern in Paarfamilien| 2 mit minderjährigen Kindern

Deutschland Früheres Bundesgebiet  
(ohne Berlin-West)

Neue Länder und Berlin

insgesamt Ehepaare Lebens-
gemein- 
schaften

zusammen Ehepaare Lebens-
gemein-
schaften

zusammen Ehepaare Lebens-
gemein-
schaften

%

Beide Elternteile in realisierter Erwerbstätigkeit 64,4 64,5 63,3 63,3 63,5 60,9 69,6 70,8 66,9

Nur der Vater in realisierter Erwerbstätigkeit 27,7 27,9 26,2 29,2 29,3 28,1 20,8 19,6 23,4

Nur die Mutter in realisierter Erwerbstätigkeit 2,9 2,8 3,8 2,8 2,7 3,8 3,6 3,5 3,7

Kein Elternteil in realisierter Erwerbstätigkeit 5,0 4,8 6,7 4,8 4,5 7,2 6,1 6,2 5,9

Ergebnisse des Mikrozensus 2016 – Bevölkerung in Familien/Lebensformen am Hauptwohnsitz.
1 Zu den Personen mit realisierter Erwerbstätigkeit zählen alle Erwerbstätigen nach dem ILO-Konzept, die sich nicht in Mutterschutz oder Elternzeit befinden.
2 Gemischtgeschlechtliche Elternpaare, bei denen beide Eltern im Alter von 15 bis unter 65 Jahren sind.
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ten Mutter im Osten mit 46 % bei Weitem seltener vertre-
ten als im Westen (75 %). 

Zwischen verheirateten und unverheirateten Paaren 
mit minderjährigen Kindern fallen insbesondere Unter-
schiede hinsichtlich des Modells auf, in dem beide 
Elternteile eine Vollzeittätigkeit realisieren. Von den 
Lebensgemeinschaften präferierten 42 % dieses Modell 
der Arbeitsteilung, von den Ehepaaren weniger als ein 
Viertel (23 %). Dass der Vater in Vollzeit und die Mutter 
in Teilzeit arbeitet, kam wiederum bei Ehepaaren häu-
figer vor als bei Lebensgemeinschaften (72 gegenüber 
52 %). Zu berücksichtigen ist hierbei, dass Lebens-
gemeinschaften häufiger als Ehepaare nur ein Kind 

haben. Mütter mit zwei oder mehr Kindern sind hinge-
gen häufiger verheiratet; möglicherweise werden mit 
Heirat und der Geburt weiterer Kinder neue Erwerbs-
arrangements in der Partnerschaft getroffen.  Grafik 5, 
 Tabelle 6

Diese Unterschiede zwischen verheirateten und unver-
heirateten Elternpaaren bestehen in ähnlicher Weise 
sowohl im Westen als auch im Osten Deutschlands: 
Unter den Lebensgemeinschaften war das Modell 
mit zwei in Vollzeit erwerbstätigen Elternteilen häu-
figer vertreten als unter den Ehepaaren – im Osten 
allerdings nochmals auf erheblich höherem Niveau. 
Umgekehrt kombinierten erwerbstätige Ehepaare mit 
minderjährigen Kindern sowohl in West als auch in Ost 
häufiger eine Vollzeittätigkeit des Vaters mit einer Teil-
zeitbeschäftigung der Mutter – wobei dieses Modell 
wiederum bei Ehepaaren im Westen erheblich stärker 
verbreitet war. 

Einen Überblick über den Erwerbsumfang von Eltern in 
Paarfamilien gibt  Tabelle 7.

5

Erwerbstätigkeit alleinerziehender 
Elternteile

Neben den Familien mit zwei im gemeinsamen Haus-
halt lebenden Elternteilen gibt es die große Gruppe der 
Alleinerziehenden. Sie stellten 2016 fast ein Fünftel der 
Familien mit Kindern unter 18 Jahren. In absoluten Zah-
len lebten über 1,4 Millionen alleinerziehende Mütter 

Tabelle 6

Umfang der realisierten Erwerbstätigkeit| 1 von Eltern in Paarfamilien| 2 mit minderjährigen Kindern

Deutschland Früheres Bundesgebiet  
(ohne Berlin-West)

Neue Länder und Berlin

insgesamt Ehepaare Lebens-
gemein-
schaften

zusammen Ehepaare Lebens-
gemein-
schaften

zusammen Ehepaare Lebens-
gemein-
schaften

%

Beide Eltern in Vollzeit tätig 25,4 22,9 41,6 20,0 18,6 33,5 48,3 46,5 52,7

Vater in Vollzeit, Mutter in Teilzeit tätig 69,7 72,4 51,7 75,4 77,0 60,2 45,5 47,6 40,1

Vater in Teilzeit, Mutter in Vollzeit tätig 2,0 1,9 2,5 1,8 1,8 2,0 2,8 2,6 3,2

Beide Eltern in Teilzeit tätig 2,9 2,8 4,2 2,8 2,7 4,3 3,5 3,3 4,0

Ergebnisse des Mikrozensus 2016 – Bevölkerung in Familien/Lebensformen am Hauptwohnsitz.
1 Zu den Personen mit realisierter Erwerbstätigkeit zählen alle Erwerbstätigen nach dem ILO-Konzept, die sich nicht in Mutterschutz oder Elternzeit befinden.
2 Gemischtgeschlechtliche Elternpaare, bei denen beide Eltern im Alter von 15 bis unter 65 Jahren sind und einer realisierten Erwerbstätigkeit nachgehen.

Ergebnisse des Mikrozensus 2016. – Bevölkerung in Familien/Lebensformen am Haupt-
wohnsitz. Gemischtgeschlechtliche Ehepaare und Lebensgemeinschaften, in denen beide
Elternteile im Alter von 15 bis unter 65 Jahren sind (ohne Elternzeit/Mutterschutz).
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und 180 000 alleinerziehende Väter mit minderjährigen 
Kindern im Haushalt. Alleinerziehende stehen vor grö-
ßeren Herausforderungen als Paarfamilien: Sie müssen 
Kinderbetreuung und Erwerbstätigkeit ohne im Haushalt 
lebenden Partner organisieren und Anforderungen aus 
beiden Lebenswelten gerecht werden.

Alleinerziehende Mütter mit minderjährigen Kindern 
gingen zu 70 % einer realisierten Erwerbstätigkeit nach 
– ähnlich häufig wie Mütter in Paarfamilien. Wie bei 

Müttern in Paarfamilien geschieht dies auch bei Allein-
erziehenden abhängig vom Alter des jüngsten Kin-
des. Mit 7 % fiel ihre Beteiligung am Erwerbsleben am 
geringsten aus, wenn das jüngste Kind in der Familie 
unter einem Jahr war. Und auch mit Kindern unter drei 
Jahren lag die realisierte Erwerbstätigkeit alleinerzie-
hender Mütter mit 29 % noch unter der von Müttern, die 
gemeinsam mit einem Partner im Haushalt leben. Dieser 
Anteil nimmt jedoch rasch zu, sobald das jüngste Kind in 
der Familie drei Jahre oder älter ist. War das jüngste Kind 

Tabelle 7
Realisierte Erwerbstätigkeit| 1 von Eltern in Paarfamilien| 2

Insge-
samt

Mit 
Kindern 
unter  
18 
Jahren

Alter des jüngsten Kindes von . . . bis unter . . . Jahren Jüngstes 
Kind 
18 Jahre 
und älter

 unter 3 3 – 6 6 – 10 10 – 15 15 – 18

zusam-
men

unter 1 1 – 2 2 – 3

1 000

Deutschland insgesamt 8 428 6 523 1 785  663  622  500 1 152 1 238 1 445  903 1 905

Beide Elternteile in realisierter Erwerbstätigkeit 5 582 4 200  603  51  264  288  797  933 1 148  719 1 382

Beide Elternteile in Vollzeit tätig 1 538 1 065  155  15  68  72  176  211  304  219  473

Vater  in Vollzeit, Mutter in Teilzeit tätig 3 766 2 927  414  30  180  203  578  674  792  470  839

Vater in Teilzeit, Mutter in Vollzeit tätig  113  84  11 /  6 /  17  21  22  13  29

Beide Elternteile in Teilzeit tätig  165  123  22 /  10  8  26  28  30  17  42

Nur Vater in realisierter Erwerbstätigkeit 2 118 1 806  987  524  292  171  261  218  213  127  312

Nur Mutter  in realisierter Erwerbstätigkeit  316  189  38  10  17  11  32  40  45  34  126

Kein Elternteil  in realisierter Erwerbstätigkeit  412  328  157  78  49  30  61  47  39  23  84

Früheres Bundesgebiet (ohne Berlin-West) 7 016 5 373 1 456  544  506  405  922 1 010 1 219  765 1 643

Beide Elternteile in realisierter Erwerbstätigkeit 4 588 3 399  462  44  197  221  624  750  959  604 1 189

Beide Elternteile in Vollzeit tätig 1 038  678  89  12  38  39  100  128  207  155  360

Vater  in Vollzeit, Mutter in Teilzeit tätig 3 333 2 563  349  28  148  173  493  585  711  425  770

Vater in Teilzeit, Mutter in Vollzeit tätig  85  62  9 / / /  12  15  17  10  23

Beide Elternteile in Teilzeit tätig  131  95  15 /  7  5  20  22  25  14  35

Nur Vater in realisierter Erwerbstätigkeit 1 847 1 567  845  433  258  154  225  192  191  114  280

Nur Mutter  in realisierter Erwerbstätigkeit  253  149  27  8  12  7  24  32  37  28  105

Kein Elternteil  in realisierter Erwerbstätigkeit  328  258  122  60  39  23  48  38  31  19  70

Neue Länder und Berlin 1 413 1 151  329  118  116  94  230  228  226  138  262

Beide Elternteile in realisierter Erwerbstätigkeit  994  801  141  7  67  67  173  184  189  115  193

Beide Elternteile in Vollzeit tätig  500  387  67 /  30  33  76  83  97  64  113

Vater  in Vollzeit, Mutter in Teilzeit tätig  433  364  64 /  32  30  85  89  81  45  69

Vater in Teilzeit, Mutter in Vollzeit tätig  27  22 / / / /  5  6  5 /  5

Beide Elternteile in Teilzeit tätig  34  28  7 / / /  7  6  5 /  6

Nur Vater in realisierter Erwerbstätigkeit  271  239  142  91  34  17  36  26  21  13  32

Nur Mutter  in realisierter Erwerbstätigkeit  62  41  11 /  5 /  8  8  8  6  22

Kein Elternteil  in realisierter Erwerbstätigkeit  85  70  35  19  10  7  13  9  8 /  15

Ergebnisse des Mikrozensus 2016 – Bevölkerung in Familien/Lebensformen am Hauptwohnsitz.
1 Zu den Personen mit realisierter Erwerbstätigkeit zählen alle Erwerbstätigen nach dem ILO-Konzept, die sich nicht in Mutterschutz oder Elternzeit befinden.
2 Gemischtgeschlechtliche Elternpaare (Ehepaare und Lebensgemeinschaften), bei denen beide Eltern im Alter von 15 bis unter 65 Jahren sind.
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im Vorschul- und Grundschulalter, so wurden Erwerbs-
tätigenquoten zwischen 66 und 76 % erreicht. Wenn das 
jüngste im Haushalt lebende Kind im Alter von 10 bis 

unter 18 Jahren war, gingen über vier Fünftel der allein-

erziehenden Mütter einer realisierten Erwerbstätigkeit 

nach. Das bedeutet: Sobald das jüngste Kind das dritte 

Lebensjahr vollendet hat, nimmt die Erwerbstätigkeit 

bei alleinerziehenden Müttern ähnlich stark zu wie bei 

Müttern in Paarfamilien. Sie erreicht schon mit Grund-

schulkindern im Haushalt das Erwerbsniveau von Müt-

tern, die sich die materielle Absicherung und die Verant-

wortung für familiäre Aufgaben mit einem Partner teilen 

können.  Tabelle 8

Alleinerziehende Väter stecken gegenüber Vätern in 

Paarfamilien hinsichtlich ihrer Erwerbstätigkeit zurück: 

Durchschnittlich gingen 79 % der alleinerziehenden  
Väter mit minderjährigen Kindern gegenüber 92 % der 
Väter in Paarfamilien einer realisierten Erwerbstätigkeit 
nach. Damit erreichten alleinerziehende Väter mit Kin-
dern im Alter von 3 bis unter 18 Jahren ein Niveau der 
Erwerbstätigkeit, das nur wenig über dem der Erwerbs-
tätigkeit alleinerziehender Mütter liegt. Lediglich mit 
Kindern unter drei Jahren hatten alleinerziehende Väter 
eine mehr als doppelt so hohe realisierte Erwerbs-
tätigenquote wie Mütter (63 gegenüber 29 %). Dabei 
ist jedoch zu berücksichtigen, dass es kaum allein-
erziehende Väter mit Kleinkindern in Deutschland gibt: 

Tabelle 8

Realisierte Erwerbstätigenquote| 1 alleinerziehender Mütter und Väter mit minderjährigen Kindern

Deutschland Früheres Bundesgebiet (ohne Berlin-West) Neue Länder und Berlin

realisierte Erwerbstätigenquote realisierte Erwerbstätigenquote realisierte Erwerbstätigenquote

insgesamt Vollzeit Teilzeit zusammen Vollzeit Teilzeit zusammen Vollzeit Teilzeit

%

Mütter insgesamt 70,1 42,3 57,7 70,3 39,0 61,0 69,7 52,4 47,6

Alter des jüngsten Kindes

unter 3 Jahren 29,1 34,9 65,1 26,7 28,3 71,7 35,4 48,0 52,0

unter 1 Jahr 7,0 / / / / / / / /

1 bis unter 2 Jahren 35,2 32,9 67,1 31,9 / 74,3 43,3 / /

2 bis unter 3 Jahren 45,1 34,4 65,6 40,8 27,2 72,8 56,0 47,8 52,2

3 bis unter 6 Jahren 65,8 34,6 65,4 64,8 28,9 71,1 68,2 47,1 52,9

6 bis unter 10 Jahren 75,8 35,2 64,8 75,1 31,5 68,5 77,7 45,2 54,8

10 bis unter 15 Jahren 82,1 43,8 56,2 82,7 40,1 59,9 79,9 57,7 42,3

unter 15 Jahren 68,0 39,9 60,1 68,0 36,1 63,9 67,9 51,2 48,8

15 bis unter 18 Jahren 83,9 54,2 45,8 84,2 52,4 47,6 82,7 61,4 38,6

Väter insgesamt 79,4 87,7 12,3 81,1 88,9 11,1 74,5 83,7 16,3

Alter des jüngsten Kindes

unter 3 Jahren 63,1 88,6 / / / / / / /

unter 1 Jahr / / – / / – – – –

1 bis unter 2 Jahren / / / / / / / / /

2 bis unter 3 Jahren / / / / / / / / –

3 bis unter 6 Jahren 70,6 80,3 / 71,0 78,8 / / / /

6 bis unter 10 Jahren 73,5 87,0 / 75,3 90,8 / 70,8 80,6 /

10 bis unter 15 Jahren 83,0 87,4 12,6 82,5 87,7 / 84,8 86,4 /

unter 15 Jahren 77,8 87,3 12,7 79,0 88,6 11,4 74,9 83,8 /

15 bis unter 18 Jahren 84,3 89,8 10,2 86,2 91,2 / 75,9 83,0 /

Ergebnisse des Mikrozensus 2016 – Bevölkerung in Familien/Lebensformen am Hauptwohnsitz.
1 Anteil der Personen im Alter von 15 bis unter 65 Jahren mit realisierter Erwerbstätigkeit an allen Personen derselben Altersgruppe. Zu den Personen mit realisierter Erwerbstätigkeit zählen alle 

Erwerbstätigen nach dem ILO-Konzept, die sich nicht in Mutterschutz oder Elternzeit befinden.
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So wurden laut Mikrozensus 2016 nur 9 000 Väter mit 

Kleinkindern gezählt, im Vergleich zu 225 000 Müttern. 

Diese Väter scheinen auf Unterstützungsmechanismen 

zurückzugreifen, die ihnen eine Vereinbarkeit von fami-

liären Aufgaben und Erwerbstätigkeit zur Sicherung des 

Lebensunterhalts erlaubt, während alleinerziehende 

Mütter in dieser Phase eher ihre Erwerbstätigkeit unter-

brechen. 

In West und Ost unterscheidet sich die Erwerbstätigkeit 

der Mütter mit minderjährigen Kindern kaum. Lediglich 

mit Kindern unter drei Jahren waren Mütter im Osten 

etwas häufiger im Beruf anzutreffen (35 %) als im Wes-

ten (27 %). In den höheren Altersstufen der Kinder 

unterscheiden sich die Alleinerziehenden in beiden Lan-

desteilen wenig. Anders als bei den Müttern weist das 

Erwerbsverhalten alleinerziehender Väter je nach Region 

Unterschiede auf: So lag die Erwerbstätigenquote der 

Väter im Osten durchschnittlich etwa 7 Prozentpunkte 

unter der der alleinerziehenden Väter im Westen 

(74 gegenüber 81 %). Dies gilt nahezu unabhängig vom 

Alter der Kinder und ändert sich erst, wenn die Kinder 

fast erwachsen sind.  Tabelle 9

Einen Überblick über die absoluten Zahlen erwerbstä-

tiger Eltern geben Tabelle 3 für Eltern in Paarfamilien 

sowie Tabelle 9 für Alleinerziehende.

Alleinerziehende in Voll- und Teilzeit

Auch bei den Alleinerziehenden haben erwerbstätige 

Väter eine weit höhere Vollzeitquote als Mütter. Rund 

88 % der Väter, die 2016 einer realisierten Erwerbs-

tätigkeit nachgingen (also nicht in Elternzeit waren), 

arbeiteten Vollzeit. Bei alleinerziehenden Müttern lag 

dieser Anteil bei 42 %. Auch für alleinerziehende Väter 

galt, dass sie über alle Altersstufen der Kinder zwischen 

80 und 90 % in Vollzeit arbeiten. Am niedrigsten war 

die Vollzeitquote für Väter mit Kindern im Vorschulalter, 

doch auch hier lag sie immerhin bei 80 %.

Anders war dies bei alleinerziehenden Müttern: War das 

jüngste Kind in der Familie unter zehn Jahren, so war in 

etwa ein Drittel der alleinerziehenden Frauen vollzeit-

tätig. Diese Quote wächst mit zunehmendem Alter der 

Kinder jedoch schnell: War das jüngste Kind 10 bis unter 

Tabelle 9

Realisierte Erwerbsbeteiligung| 1 alleinerziehender Mütter und Väter| 2

Insge-
samt

Mit 
Kindern 
unter  
18 Jahren

Alter des jüngsten Kindes von . . . bis unter . . . Jahren Jüngstes 
Kind  
18 Jahre 
und älter

 unter 3 3 – 6 6 – 10 10 – 15 15 – 18

zusam-
men

unter 1 1 – 2 2 – 3

1 000

Deutschland

Mütter insgesamt 2 050 1 437  225  76  72  77  234  299  405  273  613

erwerbstätig 1 520 1 045  99  31  31  37  156  227  333  229  476

in realisierter Erwerbstätigkeit 1 484 1 008  66  5  25  35  154  227  332  229  476

Vollzeit 708  426  23 /  8  12  53  80  146  124  282

Teilzeit 776  582  43 /  17  23  101  147  187  105  194

Elternzeit/Mutterschutz 36  36  34  25  6 / / / / – –

erwerbslos 114  88  8 / /  5  25  21  22  12  26

Nichterwerbsperson 416  305  119  45  39  35  53  51  50  32  111

Väter insgesamt 349  180  9 / / /  17  36  58  60  168

erwerbstätig 285  144  6 / / /  12  26  49  51  142

in realisierter Erwerbstätigkeit 285  143  6 / / /  12  26  49  51  142

Vollzeit 257  126  5 / / /  9  23  42  46  131

Teilzeit 28  18 / – / / / /  6  5  10

Elternzeit/Mutterschutz / / / / / – – – / – –

erwerbslos 17  13 / – – / / / / / /

Nichterwerbsperson 47  24 / / / / /  6  6  5  23

Statistisches Bundesamt | WISTA | 3 | 2018 69



Matthias Keller, Dr. Irene Kahle

15 Jahre alt, so lag die Vollzeitquote bei 44 %. Stand 
das jüngste Kind in der Familie kurz vor der Volljährig-
keit (15 bis 17 Jahre), ging bereits mehr als die Hälfte 

der erwerbstätigen Mütter einer Vollzeittätigkeit nach 

(54 %). Damit lag die Vollzeitquote der alleinerziehen-
den Mütter bereits mit Kindern im Alter ab zwei Jahren 

Tabelle 9 (Fortsetzung)

Realisierte Erwerbsbeteiligung| 1 alleinerziehender Mütter und Väter| 2

Insge-
samt

Mit 
Kindern 
unter  
18 Jahren

Alter des jüngsten Kindes von . . . bis unter . . . Jahren Jüngstes 
Kind  
18 Jahre 
und älter

 unter 3 3 – 6 6 – 10 10 – 15 15 – 18

zusam-
men

unter 1 1 – 2 2 – 3

1 000

Früheres Bundesgebiet (ohne Berlin-West)

Mütter zusammen 1 583 1 083  164  57  51  56  164  221  317  217  500

erwerbstätig 1 181  786  67  22  21  25  107  166  263  183  394

in realisierter Erwerbstätigkeit 1 155  761  44 /  16  23  106  166  262  183  394

Vollzeit 526  297  12 / /  6  31  52  105  96  230

Teilzeit 629  464  31 /  12  16  75  114  157  87  165

Elternzeit/Mutterschutz 25  25  23  17 / / / / / – –

erwerbslos 74  58 / / / /  16  14  15  8  17

Nichterwerbsperson 328  238  93  34  30  28  40  40  39  26  90

Väter zusammen 277  134  7 / / /  11  22  45  49  143

erwerbstätig 230  109 / / / /  8  16  37  42  121

in realisierter Erwerbstätigkeit 229  109 / / / /  8  16  37  42  121

Vollzeit 209  96 / / / /  6  15  33  38  112

Teilzeit 21  12 / – / / / / / /  8

Elternzeit/Mutterschutz / / / / – – – – / – –

erwerbslos 11  8 / – – / / / / / /

Nichterwerbsperson 36  17 / – / / / /  5 /  19

Neue Länder und Berlin

Mütter zusammen 467  355  62  19  21  22  70  78  88  56  112

erwerbstätig 340  258  32  8  11  13  49  61  70  46  81

in realisierter Erwerbstätigkeit 329  247  22 /  9  12  48  61  70  46  81

Vollzeit 182  130  10 / /  6  23  28  40  28  53

Teilzeit 147  118  11 / /  6  25  33  30  18  29

Elternzeit/Mutterschutz 11  11  10  8 / / / – / – –

erwerbslos 39  30 / / / /  9  7  7 /  9

Nichterwerbsperson 88  67  26  10  9  7  13  11  11  6  22

Väter zusammen 72  47 / / / /  6  14  13  11  25

erwerbstätig 56  35 / / / / /  10  11  9  21

in realisierter Erwerbstätigkeit 55  35 / – / / /  10  11  9  21

Vollzeit 48  29 / – / / /  8  10  7  19

Teilzeit 8  6 / – / – / / / / /

Elternzeit/Mutterschutz / / / / / – – – – – –

erwerbslos 5 / – – – – / / / / /

Nichterwerbsperson 11  7 / / / / / / / / /

Ergebnisse des Mikrozensus 2016 – Bevölkerung in Familien/Lebensformen am Hauptwohnsitz.
1 Zu den Personen mit realisierter Erwerbstätigkeit zählen alle Erwerbstätigen nach dem ILO-Konzept, die sich nicht in Mutterschutz oder Elternzeit befinden.
2 Personen im Alter von 15 bis unter 65 Jahren.
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über der von erwerbstätigen Müttern in Paarfamilien 

und nahm danach auch deutlich stärker zu. 

Im Osten übten alleinerziehende Mütter ihren Beruf 

deutlich häufiger in Vollzeit aus als im Westen. Mit 

einem jüngsten Kind unter zehn Jahren lag die Vollzeit-

quote hier bereits zwischen 45 und 48 % (West: 28 bis 

32 %). War das jüngste Kind im Alter von 10 bis unter 

18 Jahren, so waren im Osten zwischen 58 und 61 % 

der Mütter voll erwerbstätig (West: 40 beziehungsweise 

52 %). Für alleinerziehende Väter unterschieden sich die 

Vollzeitquoten in Ost und West nur geringfügig, in über 
vier von fünf Fällen gingen Väter einer Vollzeittätigkeit 

nach. Die leicht höhere Vollzeitquote allein erziehender 

Väter im Westen sollte aufgrund der geringen Fallzahl 

jedoch nicht überinterpretiert werden.

6

Fazit

Das Erwerbsverhalten von Müttern und Vätern lässt sich 
mit dem Konzept der realisierten Erwerbstätigkeit diffe-
renzierter als mit dem ILO-Konzept zur Erwerbstätigkeit 
untersuchen – vor allem für Familien mit minderjährigen 
Kindern, und hier wiederum insbesondere mit einem 
jüngsten Kind im Kleinkindalter. Personen, die ihre 
Erwerbstätigkeit aufgrund von Mutterschutz oder Eltern-
zeit unterbrochen haben, zählen bei diesem Konzept 
trotz eines bestehenden Beschäftigungsverhältnisses 
nicht zu den Erwerbstätigen. Daher wird die Einschrän-
kung des Erwerbsverhaltens von Müttern – sowohl im 
Vergleich zu Frauen insgesamt als auch im Vergleich zu 
Vätern – realistischer abgebildet als bisher.

Junge Familien stehen mit der Geburt eines ersten (oder 

weiteren) Kindes vor der Herausforderung, Anpassun-

gen ihres Erwerbsverhaltens vorzunehmen, um Familie 

und Berufstätigkeit miteinander zu vereinbaren. In der 

Regel reduziert ein Elternteil – zumeist die Mutter – die 

Erwerbstätigkeit, sei es durch eine vorübergehende 

Unterbrechung der Berufstätigkeit, sei es durch eine 

verringerte Arbeitszeit. Die Ergebnisse des Mikrozensus 

2016 zeigen: Frauen gehen insgesamt seltener einer 

realisierten Erwerbstätigkeit nach und dann erheblich 

häufiger in Teilzeit, als dies bei Männern der Fall ist. Für 

Mütter gilt dies nochmals in deutlich stärkerem Maße. 

Bei dem Konzept der realisierten Erwerbstätigkeit wer-

den Personen in Mutterschutz oder Elternzeit auch bei 

einem bestehenden Beschäftigungsverhältnis nicht zu 

den Erwerbstätigen gezählt. Dadurch wird die tatsäch-

liche Einschränkung der Erwerbstätigkeit vor allem bei 

Müttern mit Kleinkindern in den hier vorgelegten Ergeb-

nissen noch deutlicher. 

Väter wiesen hingegen eine konstant hohe Beschäfti-

gung auf, neun von zehn Vätern waren erwerbstätig. Ihre 

Erwerbstätigkeit ist weitgehend unabhängig vom Alter 

des jüngsten Kindes. Regionale Unterschiede ändern 

an diesen grundsätzlichen Differenzen zwischen Müt-

tern und Vätern nichts: Mütter in den neuen Ländern 

einschließlich Berlins sind häufiger erwerbstätig, und 

zwar auch häufiger in Vollzeit; gleichwohl lag auch ihre 

Erwerbstätigkeit unter der der Väter im Osten. Auch 

wenn nach den Gründen für eine Teilzeittätigkeit gefragt 

wird, so steht bei Frauen insbesondere die Betreuung 

der Kinder stärker im Vordergrund. Vor diesem Hinter-

grund nicht unerwartet spielt auch bei den kombinierten 

Erwerbsmodellen innerhalb von Paarfamilien die unter-

schiedliche Arbeitsaufteilung zwischen Müttern und 

Vätern eine starke Rolle. 

Alleinerziehende stehen bei der Vereinbarkeit von Beruf 

und Familie vor anderen Herausforderungen, da sie 

beide Lebensbereiche ohne Arbeitsteilung und Unter-

stützung durch ein zweites Elternteil im gemeinsamen 

Haushalt bewältigen müssen. Alleinerziehende beider-

lei Geschlechts schränken ihre Erwerbstätigkeit ein. Mit 

einem jüngsten Kind ab einem Alter von sechs Jahren 

bewegen sich die Erwerbsquoten von alleinerziehenden 

Müttern jedoch wieder in einer ähnlichen Höhe wie bei 

Müttern in Paarfamilien. Lediglich mit jüngeren Kindern 

beteiligen sich alleinerziehende Mütter seltener am 

Erwerbsleben. Die Erwerbstätigkeit alleinerziehender 

Väter liegt deutlich unter der von Vätern in Paarfami-

lien. Gleichwohl gehen sie immer noch häufiger einer 

Erwerbstätigkeit nach als alleinerziehende Mütter. 

Zwar haben sich Rollenbilder in den letzten Jahrzehnten 

geändert, und insbesondere der Ausbau von Kinder-

betreuungsangeboten erleichtert die Erwerbstätigkeit 

von Müttern. Gleichwohl spiegeln die Ergebnisse des 

Mikrozensus 2016 zum Zusammenleben der Familien 

und hinsichtlich der unterschiedlichen Erwerbstätig-

keit von Müttern und Vätern, insbesondere im Westen 

Deutschlands, nach wie vor traditionelle Vereinbarungs-

arrangements wider. 
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ZUSAMMENFASSUNG

Die Anzahl der Geburten nahm in Deutschland seit 2012 jedes Jahr zu. Mit rund 

792 000 Neugeborenen kamen im Jahr 2016 zwar immer noch etwa 100 000 Babys 

weniger zur Welt als 1990, jedoch ist die Wende zu mehr Geburten bemerkenswert und 

Anlass, ihre Faktoren und ihr Zukunftspotenzial zu untersuchen. Der Beitrag gibt einen 

Überblick über die wichtigsten aktuellen Tendenzen in der Geburtenentwicklung und 

die sozioökonomischen Rahmenbedingungen, in denen sich diese vollzogen haben. 

Dabei werden kurzfristig eingetretene Effekte, wie der Anstieg der Geburten durch 

Mütter mit ausländischer Staatsangehörigkeit, und die langfristigen Veränderungen 

in der Kohortenfertilität der deutschen Frauen getrennt voneinander untersucht. Die 

Ergebnisse dieser Analyse bieten eine Grundlage dafür, die künftigen Potenziale des 

aktuellen Geburtenanstiegs einzuschätzen.

 Keywords: birth rate – fertility trend – fertility of migrants – cohort fertility –  

family policies – childlessness

ABSTRACT

The number of births has increased in Germany every year since 2012, reaching around 

792,000 in 2016. Although this is still about 100,000 newborns less than in 1990, the 

turn to more births is remarkable, prompting research into the relevant factors and 

potential for the future. This article provides an overview of the major current fertility 

trends and the socio-economic framework of their development. In this context, it ex-

amines separately short-term effects such as the increase in births of foreign mothers 

and long-term changes in cohort fertility of German women. The results of this analysis 

provide a basis for assessing the future potential of the current fertility increase.
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Aktueller Geburtenanstieg und seine Potenziale

1

Einleitung

Deutschland erlebte zwischen 2012 und 2016 einen 
kontinuierlichen Geburtenanstieg. Nach dem Tiefst-
stand der gesamten Nachkriegsgeschichte seit 1946, 
der im Jahr 2011 mit 663 000 Geborenen | 1 erreicht 
wurde, nahm die Anzahl der Geburten in jedem Jahr 
zu. Wenngleich die Zahl neugeborener Kinder mit rund 
792 000 im Jahr 2016 noch immer um etwa 100 000 
Geburten unter dem Niveau des Jahres 1990 lag, so ist 
die Trendwende zu mehr Geburten dennoch bemerkens-
wert. Der vorliegende Beitrag untersucht die Faktoren 
und das Zukunftspotenzial dieser Entwicklung.

Der demografischen Analyse, mit der sich dieser Aufsatz 
beschäftigt, soll allerdings vorweg geschickt werden, 
dass diese Veränderungen im Geburtentrend vor dem 
Hintergrund folgender sozialpolitischer und wirtschaft-
licher Entwicklungen erfolgten: 

> Seit Anfang der 2000er-Jahre werden die dauerhaft 
niedrigen Geburtenraten, zunehmende Kinderlosig-
keit und die Situation von Familien mit Kindern gesell-
schaftspolitisch intensiv diskutiert. Diese Diskussion 
entbrannte ursprünglich aus der Sorge über künftige 
negative Auswirkungen der demografischen Entwick-
lung auf die Stabilität der sozialen Sicherungssysteme 
(Rürup-Kommission, 2003). 

> Um Paaren die Realisierung ihres Kinderwunsches zu 

erleichtern, wurden seit 2007 zusätzliche familien-
politische Maßnahmen eingeführt. Das Elterngeld 
und Elterngeld plus reduzierten die Opportunitäts-
kosten, welche den Familien durch die Unterbrechung 
der Erwerbstätigkeit entstehen. Vor allem aber ver-
besserte der Ausbau der Kleinkinderbetreuung die 
Möglichkeiten der Mütter, schneller als bisher in das 
Erwerbsleben zurückzukehren sowie berufliche und 
familiäre Pflichten zu verein baren (Bonin und andere, 
2013; Bujard, 2016). 

> Aus der Finanzkrise, die 2008 ihren Höhepunkt hatte, 
ging Deutschland gestärkt hervor und verzeichnet 

seitdem ein stetiges Wirtschaftswachstum sowie eine 

kontinuierliche Zunahme der Beschäftigung. 

 1 Alle Aussagen in diesem Beitrag beziehen sich stets auf die Lebend-
geborenen.

> Zugleich kamen immer mehr Menschen aus dem Aus-

land nach Deutschland. Seit Mitte der 2000er-Jahre 

dominierte die arbeitsmarktmotivierte Zuwanderung 

aus Südeuropa sowie aus den nach 2004 der Europä-

ischen Union beigetretenen Ländern. Der Charakter 

der Zuwanderung änderte sich, als ab 2014 mehrere 

Hunderttausend Schutzsuchende vor allem aus Syrien, 

dem Irak und Afghanistan nach Deutschland kamen. 

Diese Zuwanderung hatte Einfluss auf das Geburten-

niveau ausländischer Frauen in Deutschland. 

Diese Faktoren haben den Geburtenanstieg insgesamt 

begünstigt. Um jedoch einen tieferen Einblick in das 

gegenwärtige Geburtengeschehen zu gewinnen und 

langfristige Tendenzen von temporären Effekten unter-

scheiden zu können, wird die Geburtenentwicklung im 

Folgenden aus zwei Perspektiven betrachtet. Zunächst 

werden in Kapitel 2 die Veränderungen in den Geburten 

von Jahr zu Jahr, also in der Periodenperspektive, unter-

sucht. Kapitel 3 beschäftigt sich mit der sogenannten 

Kohortenanalyse. Der Fokus liegt dabei auf den Verän-

derungen im Geburtenverhalten zwischen den Frauen 

unterschiedlicher Geburtskohorten (Jahrgänge). 

2

Komponenten des aktuellen  
Geburtenanstiegs 

2.1 Mehr Geburten sowohl bei Deutschen 
als auch bei Ausländerinnen 

Die Zahl der Geborenen stieg zwischen 2011 und 2016 

insgesamt um 129 000 oder 20 %. Dabei nahmen die 

Geburten durch Mütter mit deutscher Staatsangehörig-

keit um 57 000 oder 10 % zu, die Geburten durch Müt-

ter mit ausländischer Staatsangehörigkeit stiegen sogar 

noch stärker um 72 000 oder 64 %.  Grafik 1
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2.2 Höhere Geburtenraten und günstige 
Altersstruktur potenzieller Mütter

Zwei Faktoren beeinflussen direkt die Zahl der Gebore-
nen: die Geburtenhäufigkeit der Frauen (Fertilität) einer-
seits und die Anzahl und Altersstruktur potenzieller Müt-
ter andererseits. Im Zeitraum zwischen 2011 und 2016 
haben sich beide Komponenten günstig auf die Anzahl 
der Geburten ausgewirkt. 

Wie hoch die Geburtenhäufigkeit unabhängig vom Ein-
fluss der Altersstruktur der Frauen in einem Kalenderjahr 

war, wird anhand der zusammengefassten Geburten-
ziffer gemessen. Die zusammengefasste Geburtenziffer 
aller Frauen stieg zwischen 2011 und 2016 von 1,36 auf 
1,59 Kinder je Frau.  Grafik 2

Bei den deutschen Frauen war die zusammengefasste 
Geburtenziffer nach der deutschen Vereinigung lange 
Zeit sehr niedrig. Zwischen 1991 und 2006 lag sie unter 

Grafik 1
Geborene nach der Staatsangehörigkeit der Mütter
Mill.

2018 - 01 - 0045

0,2

0,4

0,6

0,8

1,0

1,2

1,4

0
1950 60 70 80 90 2000 10 2016

Insgesamt

Deutsche

Ausländerinnen

1 Bis 1971 früheres Bundesgebiet, ab 1972 Deutschland.
2 In den Jahren 2000 bis 2010 wurden die Geburtenziffern der Ausländerinnen offenbar zunehmend unterzeichnet, da sie auf der Grundlage einer überhöhten Zahl der ausländischen Frauen
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1,3 Kindern je Frau und 

stieg erst im Jahr 2007 

auf 1,33 Kinder je Frau. 

Anschließend schwankte 

sie zwischen 1,33 und 

1,37 Kindern je Frau, 

bis im Jahr 2014 ein 

Sprung auf 1,42 Kinder 

je Frau und eine weitere 

Zunahme im Jahr 2016 

auf 1,46 Kinder je Frau 

folgten. 

Bei den ausländischen 

Frauen ist die Fertilität 

deutlich höher als bei den 

deutschen Frauen. Vor 

dem Zensus 2011 zeigte 

die statistisch nachgewie-

sene Geburten ziffer der 

Ausländerinnen eine rela-

tiv schnelle Anpassung 

des Geburtenver haltens 

an das der deutschen 
Frauen. Offenbar wurde das Ausmaß dieser Entwick-
lung überschätzt. Nach der zensusbedingten Korrektur 
der Anzahl der ausländischen Frauen betrug die zusam-
mengefasste Geburtenziffer der Ausländerinnen im Jahr 
2011 statt der zuvor ausgewiesenen 1,58 Kinder je Frau 
nun 1,82 Kinder je Frau (Kaus/Mundil-Schwarz, 2015; 
Pötzsch, 2016). Dies entsprach dem Niveau der Jahre 
1999 und 2000. In den Jahren 2015 und 2016 stieg die 
Geburtenziffer der ausländischen Frauen weiter auf 1,96 
beziehungsweise 2,28 Kinder je Frau.

Auch Veränderungen in der Anzahl und Altersstruktur 

potenzieller Mütter trugen dazu bei, dass mehr Kin-

der zur Welt kamen. Zwar reduzierte sich die Anzahl 

der Frauen im gebärfähigen Alter insgesamt (zwischen 

2011 und 2016 von 17,9 Millionen auf 17,2 Millionen), 

zugleich nahm aber die Zahl der Frauen im Alter zwi-

schen 26 und 37 Jahren, in dem die Fertilität am höchs-

ten ist, um 500 000 zu. Die Zahl der deutschen Frauen in 

diesem Alter stieg um 270 000 und die der Ausländerin-

nen um 230 000.

 Tabelle 1 zeigt den Beitrag der Geburtenhäufigkeit 
(hier: gemessen an den altersspezifischen Geburtenzif-
fern) einerseits und der Altersstruktur der potenziellen

Mütter andererseits zum Anstieg der Geborenenzahl in 
den Jahren von 2012 bis 2016. Methodische Erläuterun-

gen dazu enthält der  Exkurs auf Seite 76. 

Bei den deutschen Frauen hat sich die Geburtenzahl in 

den Jahren 2012, 2013 und 2015 nur leicht erhöht, in 

den Jahren 2014 und 2016 ist sie dagegen spürbar um 

22 000 beziehungsweise 18 000 gestiegen. Im gesam-

ten Zeitraum war die steigende Geburtenhäufigkeit für 

die Geburtenzunahme ausschlaggebend. Im Jahr 2014, 

als die zusammengefasste Geburtenziffer von 1,37 auf 

1,42 Kinder je Frau besonders stark zunahm, entfielen 

sogar 95 % der Geburtenzunahme auf die Geburten-

häufigkeit. Durch die altersstrukturellen Veränderungen 

in der weiblichen Bevölkerung wurde die Geburtenzahl 

zusätzlich begünstigt. 

Bei den Ausländerinnen nahm die Zahl der geborenen 

Kinder seit 2012 beständig zu. Mit Ausnahme von 2016 

waren für diese Entwicklung – im Unterschied zu den 

deutschen Frauen – vor allem die steigende Zahl und 

die Verjüngung der Altersstruktur der potenziellen Müt-

ter ausschlaggebend. Der Einfluss der Geburtenhäufig-

keit hat sich allerdings im Jahr 2016 deutlich erhöht, 

sodass der im untersuchten Zeitraum größte gemessene 

Tabelle 1

Geburtenentwicklung in Deutschland nach verschiedenen Einflussfaktoren 

2012 2013 2014 2015 2016

Von Frauen im Alter zwischen 15 und 49 Jahren | 1 

Geborene insgesamt 673 399 681 906 714 743 737 371 791 695

Veränderung gegenüber dem Vorjahr + 10 873 + 8 507 + 32 837 + 22 628 + 54 324

aufgrund von Veränderungen in:

Zahl und Altersstruktur potenzieller Mütter + 3 668 + 3 860 + 5 623 + 9 252 + 11 350

Geburtenhäufigkeit + 7 205 + 4 647 + 27 214 + 13 376 + 42 974

Geborene mit deutscher Mutter 558 669 562 134 584 154 589 524 607 263

Veränderung gegenüber dem Vorjahr + 8 466 + 3 465 + 22 020 + 5 370 + 17 739

aufgrund von Veränderungen in:

Zahl und Altersstruktur potenzieller Mütter + 1 216 + 714 + 1 204 + 1 367 + 2 136

Geburtenhäufigkeit + 7 250 + 2 751 + 20 816 + 4 003 + 15 603

Geborene mit ausländischer Mutter 114 730 119 772 130 589 147 847 184 432

Veränderung gegenüber dem Vorjahr + 2 407 + 5 042 + 10 817 + 17 258 + 36 585

 aufgrund von Veränderungen in:

Zahl und Altersstruktur potenzieller Mütter + 3 685 + 4 724 + 6 436 + 11 343 + 14 182

Geburtenhäufigkeit – 1 278 + 318 + 4 381 + 5 915 + 22 403

Nachrichtlich (ohne Alterseinschränkung ):

Geborene insgesamt 673 544 682 069 714 927 737 575 792 131

mit deutscher Mutter 558 782 562 263 584 301 589 670  607 471

mit ausländischer Mutter 114 762 119 806 130 626 147 905  184 660

Die zugrundeliegende Standardisierungsmethode kann den methodischen Hinweisen im Exkurs entnommen werden.

1 Die Geburtenziffern liegen nur für die Altersspanne zwischen 15 und 49 Jahren vor.
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Anstieg der Geburten ausländischer Mütter im Jahr 2016 

von knapp 37 000 zu 39 % durch die Altersstruktur und 

zu 61 % durch die Zunahme der Geburtenhäufigkeit 

zustande kam. 

Für die künftige Geburtenentwicklung ist damit zu 

rechnen, dass sich die Anzahl potenzieller Mütter im 

entscheidenden fertilen Alter in den nächsten zwanzig 

Jahren deutlich reduzieren wird: Im Jahr 2016 war jeder 

Mädchenjahrgang im Alter unter 16 Jahren um durch-

schnittlich 150 000 Personen kleiner als die Frauen-

jahrgänge im Alter von Ende 20 bis Mitte 30.  Grafik 3 

Wenn diese junge Generation das wichtige gebärfähige 

Alter erreicht, werden die Geburten (ohne entsprechend 

hohe Zuwanderung beziehungsweise deutlich steigende 

Geburtenhäufigkeit) allein aufgrund der abnehmenden 

Anzahl potenzieller Mütter sinken. Aus diesem Grund ist 

die Frage nach Hintergründen und Potenzialen des aktu-

ellen Fertilitätsanstiegs besonders relevant.

 Exkurs:

Die Zerlegung der jährlichen Veränderung der Geborenenzahl beruht auf dem formalen 

Zusammenhang zwischen der Anzahl der Frauen im bestimmten gebärfähigen Alter Pw
a, 

der Anzahl der von Frauen dieses Alters geborenen Kinder Ba und der altersspezifischen 

Geburtenziffer fa:

 

 

fa=
Ba

Pa
w 

Die Zahl der Geborenen des Jahres j kann folglich als Summe der Produkte aus der Anzahl 

der Frauen und der Geburtenziffer für alle Altersjahre der gebärfähigen Phase zwischen 15 

und 49 Jahren berechnet werden:

 

 

� Baj

49

a=15

= � (	faj 	.	Paj
w )

49

a=15

 

Die Differenz zwischen der Geborenenzahl der Jahre j und j–1 kann anschließend wie folgt 

dargestellt werden:
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A = Konstante Geburtenhäufig-

keit des Jahres j bei Verände-

rung der weiblichen Bevölke-

rung von Jahr ( j–1) zu Jahr j           

B = Konstante weibliche Bevölkerung 

des Jahres ( j–1) bei Veränderung der 

Geburtenhäufigkeit von Jahr ( j–1) zu 

Jahr j

Der Summand A zeigt, wie sich die Geborenenzahl des Jahres j im Vergleich zum Vorjahr 

verändern würde, wenn sich nur die weibliche Bevölkerung bei den konstanten altersspe-

zifischen Geburtenziffern verändern würde. Der Summand B quantifiziert dagegen den Ein-

fluss der veränderten Geburtenhäufigkeit auf die Geborenenzahl unter der Annahme, dass 

die Anzahl und Altersstruktur der potenziellen Mütter unverändert geblieben sind.
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Grafik 3

Frauenzahl (links) und Geburtenziffern (rechts) nach Alter der Frau 2011 und 2016
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2.3 Höhere Fertilität ausländischer Frauen

Beim Anstieg der Geburten ausländischer Mütter haben 
neben der Zunahme und Verjüngung der ausländischen 
weiblichen Bevölkerung noch zwei weitere Faktoren eine 
besondere Rolle gespielt: Veränderungen in der Zusam-
mensetzung der Mütter nach der Staatsangehörigkeit 
und die Zunahme der Geburtenhäufigkeit.

Ein Blick auf die zehn Staatsangehörigkeiten mit dem 
größten Beitrag zur Zahl der Geburten ausländischer 
Mütter in den Jahren 2011 und 2016 zeigt, dass acht von 
zehn Nationalitäten in beiden Jahren vertreten waren. 
Allerdings rückten 2016 Syrerinnen und Afghaninnen 
anstelle von Marokkanerinnen und Kroatinnen in diese 
Gruppe neu auf.  Grafik 4

Mit Ausnahme der Türkinnen waren 2016 die Geburten-
zahlen bei Frauen dieser Nationalitäten deutlich höher 
als im Jahr 2011. Im Wesentlichen resultierten diese 
Zunahmen aus der größeren Anzahl der potenziellen 
Mütter infolge von stärkerer Zuwanderung. Zudem wie-
sen 2016 die Frauen aus Syrien, dem Kosovo, Afgha-
nistan und dem Irak eine auffallend hohe Geburten-
häufigkeit auf. Nach einer Schätzung auf Basis der 
Geburtenstatistik und der Bevölkerungsangaben des 
Ausländerzentralregisters lag die zusammengefasste 
Geburtenziffer bei Frauen aus diesen Staaten im Durch-
schnitt der Jahre 2015 und 2016 zwischen 3,5 und 4,6 
Kindern je Frau. Damit war sie deutlich höher als die 
durchschnittliche Geburtenziffer aller ausländischen 
Frauen in diesem Zeitraum (2,1 Kinder je Frau). 

Ein ähnlich hohes Fertilitätsniveau wurde 2016 für die 
Syrerinnen und Afghaninnen in Österreich festgestellt | 2. 
In Dänemark war die zusammengefasste Geburtenziffer, 
die sich allerdings auf den Durchschnitt der Jahre 2012 
bis 2016 bezogen hat, etwas niedriger: Die Geburten-
ziffer bei Syrerinnen betrug dort 3,7 Kinder je Frau und 
bei den Afghaninnen 2,3 Kinder je Frau (Danmarks Sta-
tistik, 2016). 

Ein Anstieg der Geburtenhäufigkeit bei „neuen“ Migran-
tengruppen im Zielland ist nicht ungewöhnlich. Meh-
rere Studien unter anderem aus Frankreich, Schweden, 
Italien und Deutschland zeigen, dass die Fertilitäts-
biografie der Migrantinnen stark durch den Zeitpunkt 
der Zuwanderung beeinflusst wird (Andersson, 2004;  
Toulemon, 2004; Milewski, 2007; Sobotka/Lutz, 2011; 
Mussino/Strozza, 2012). Demnach wiesen praktisch alle 
Migrantinnengruppen, unabhängig vom Herkunftsland, 
in den ersten Jahren nach der Ankunft im Zielland stei-
gende Geburtenraten auf. | 3 Bei Frauen aus Nord afrika 
und dem Mittleren Osten war dieser „Immediately-post-
arrival“-Effekt besonders stark ausgeprägt. Nach eini-
gen Jahren nahm er jedoch ab. 

 2 Noch nicht veröffentlichte Ergebnisse des Geburtenbarometers 2016 
wurden von Tomáš Sobotka und Krystof Zeman (Vienna Institute of 
Demography) zur Verfügung gestellt.

 3 Dieser Effekt ist vor allem bei familienmotivierter Migration (zum 
Beispiel bei Heirat, Familienzusammenführung, Familienwanderung) 
ausgeprägt, während bei der Arbeitsmigration Frauen in der Regel 
mehr Zeit für die Entscheidung zur Geburt brauchen (Mussino/
Strozza, 2012). 

Ausgewählte zehn ausländische Staatsangehörigkeiten mit den meisten Geborenen jeweils im Jahr 2011 und 2016. 2018 - 01 - 0450
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2.4 Mehr dritte und weitere Geburten

Die Verteilung aller Geborenen auf die ersten, zwei-
ten, dritten und weiteren Kinder der Mutter (nach der 
sogenannten Geburtenfolge) war in Deutschland lange 
Zeit sehr robust. Zwischen 2011 und 2016 haben sich 
die Geburten nach der Geburtenfolge allerdings unter-
schiedlich entwickelt. In den Jahren 2012 und 2013, in 
denen die Geburtenzahlen insgesamt nur leicht anstie-
gen, nahmen die zweiten Geburten etwas stärker zu 
als die übrigen Geburtenfolgen. In den Jahren 2014 bis 
2016 mit einer deutlichen Geburtenzunahme haben die 
dritten und weiteren Geburten den Gesamtanstieg ver-
stärkt. Dazu haben vor allem die ausländischen Mütter 
beigetragen, die 2016 mehr als doppelt so viele vierte 
oder weitere Kinder zur Welt gebracht haben als im Jahr 
2011. Bei den deutschen Müttern stiegen die zweiten 
und dritten Geburten stärker als die übrigen Geburten-
folgen. Die Anzahl der vierten oder weiteren Geburten 
nahm mit + 7 % moderat zu.  Grafik 5

Infolge dieser Entwicklungen hat der Anteil der ersten 
Kinder an allen Geborenen zwischen 2011 und 2016 
von 50 auf 48 % abgenommen. Der Anteil der höheren 
Geburtenfolgen ist dagegen im selben Zeitraum leicht 
gestiegen: bei zweiten Kindern von 34 auf 35 %, bei drit-
ten Kindern von 11 auf knapp 12 % und bei vierten oder 

weiteren Kindern von 5 auf knapp 6 %. Die Unterschiede 

in der Verteilung nach der Geburtenfolge zwischen den 
deutschen und ausländischen Müttern haben sich im 

Jahr 2016 verstärkt.  Grafik 6

Bei den Geburten durch ausländische Mütter fällt außer-
dem auf, dass die Abstände zwischen dem dritten und 
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zweiten Kind sowie dem vierten und dritten Kind mit 
einem Median von jeweils fast vier Jahren relativ groß 
sind | 4. Dies ist ein weiterer Hinweis darauf, dass der 
Anstieg der Geburten höherer Ordnung offenbar auf die 
bis zum Zeitpunkt des Zuzugs nach Deutschland „aufge-

schobenen“ Geburten zurückgeht.

3

Aktueller Geburtenanstieg  
und die Kohortenfertilität 

3.1 Stabilisierung der endgültigen  
Kinderzahl je Frau

Die endgültige beziehungsweise kumulierte Kohorten-
fertilität setzt sich zusammen aus den Geburtenziffern 
der Frauen eines Jahrgangs in jedem einzelnen Alters-
jahr ihrer gebärfähigen Phase. | 5 In der Regel beziehen 
sich diese Ziffern auf alle Frauen eines Jahrgangs, unab-
hängig von ihrer Nationalität. Da aber die Kohorten-
fertilität ein Indikator für das Geburtenverhalten ist, 
sollte sich diese auf möglichst homogene Jahrgänge 
beziehen. Schwankungen in der Fertilität der auslän-
dischen Frauen, die aufgrund von Wanderungen entste-
hen, können die Ergebnisse verzerren und zu falschen 
Schlussfolgerungen in Bezug auf das Geburtenverhalten 
führen. Es lohnt sich deshalb, die Unterschiede in der 
Kohortenfertilität mit und ohne Einbeziehung der Aus-

länderinnen zu untersuchen. | 6 

 Grafik 7 gibt einen Überblick über die wesentlichen 
Veränderungen in der Kohortenfertilität während der 
vergangenen 50 Jahre. Die gesamte Fertilität je Kohorte 

 4 Eine Hälfte der dritten beziehungsweise vierten Kinder wurden 2016 
mit einem Abstand zum vorangegangenen Kind ihrer Mutter von 
weniger als vier Jahren und die andere Hälfte mit einem Abstand von 
mehr als vier Jahren geboren.

 5 Siehe dazu die Tabellen 12612-0012 und 12612-0013 in der Daten-
bank GENESIS-Online des Statistischen Bundesamtes  
(www-genesis.destatis.de).

 6 Da die Ergebnisse der Geburtenstatistik die erforderliche Differen-
zierung erst ab 1991 erlauben, ist das nicht für alle Kohorten in glei-
cher Weise möglich. Bei den im Folgenden dargestellten Ergebnissen 
beziehen sich die Geburtenziffern bei den Jahrgängen von 1934 bis 
1964 überwiegend auf alle Frauen, bei den Jahrgängen von 1965 bis 
1974 überwiegend auf deutsche Frauen und ab der Kohorte 1975 
ausschließlich auf deutsche Frauen. Da das Augenmerk hier jedoch 
auf den Kohorten im gebärfähigen Alter liegt (das heißt ab Jahrgang 
1968), fällt diese Einschränkung kaum ins Gewicht. 

wird in zwei Alterssegmente unterteilt: von 15 bis 
29 Jahre (hellblaue Säulenabschnitte) sowie von 30 bis 
49 Jahre (hellrote Säulenabschnitte). Bis zum Jahrgang 
1967, der im Jahr 2016 als letzter die gebärfähige Phase 
abgeschlossen hat, entspricht die Summe der beiden 
Abschnitte der statistisch nachgewiesenen endgültigen 
Kinderzahl je Frau (Cohort Total Fertility Rate, CTRF). Für 
die Jahrgänge 1968 bis 1974, die sich in der späten fer-
tilen Phase befinden, wurde eine Schätzung der kom-
pletten Fertilität vorgenommen. Für die noch jüngeren 
Kohorten ist nur die kumulierte Fertilität bis zum Alter 
von 29 Jahren dargestellt.

Ab dem Jahrgang 1941 ist die Kohortenfertilität durch 
den Rückgang der Geburtenhäufigkeit im Alter unter 
30 Jahren geprägt. Bis zum Jahrgang 1968 konnte die-
ser Rückgang durch die allmählich zunehmende Fertili-
tät im höheren Alter nicht kompensiert werden. Folglich 
sank die endgültige Kinderzahl je Frau. Bei den Frauen 
insgesamt (Deutsche und Ausländerinnen) trat jedoch 
bei den 1970er-Jahrgängen eine Veränderung auf. Die 
bis zum Alter von 29 Jahren erreichte Kinderzahl hat 
sich stabilisiert. Diese Stabilisierung in Kombination mit 
einem anhaltenden Fertilitätsanstieg im Alter ab 30 Jah-
ren wird in den nächsten Jahren zu einer leichten Erho-
lung der endgültigen Kinderzahl je Frau führen. Diese 
wird von 1,49 Kindern je Frau bei der Kohorte 1969 auf 
voraussichtlich 1,57 Kinder je Frau bei der Kohorte 1974 
zunehmen. 

Bei den gleichen Kohorten der deutschen Frauen nahm 
dagegen die Fertilität im Alter unter 30 Jahren weiter ab, 
wenn auch etwas langsamer als bei den 1960er-Kohor-
ten (dunkelblaue Linie). Das relativ konstante Niveau bei 
Frauen insgesamt kam also vielmehr dadurch zustande, 
dass die ausländischen Frauen ein deutlich jüngeres 
Fertilitätsmuster haben und der Anteil der Ausländerin-
nen an allen Frauen in den 1970er-Jahrgängen deutlich 
gestiegen ist (von 9 % beim Jahrgang 1967 auf 18 % 
beim Jahrgang 1977). 

Ab dem Jahrgang 1969 wird sich die endgültige Kinder-
zahl bei deutschen Frauen voraussichtlich stabilisieren 
(dunkelrote Linie). Dazu trägt maßgeblich die steigende 
Fertilität im Alter zwischen 30 und 49 Jahren bei. Der 
Fertilitätszuwachs im höheren Gebäralter kompensiert 
jedoch bisher lediglich die kontinuierlich abnehmende 
Geburtenhäufigkeit im jüngeren Alter und führt zur Ver-
festigung der endgültigen Kinderzahl je Frau auf einem 
relativ niedrigen Niveau. 
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Zwischen den Kohorten der deutschen Frauen der 

1960er- und 1970er-Jahrgänge vollzog sich somit eine 

Trendwende von einer rückläufigen zu einer stabilen 

endgültigen Kinderzahl. Charakteristisch sowohl für die 

Kohorten der 1960er- als auch 1970er-Jahre war, dass 

die Geburtenhäufigkeit im jüngeren fertilen Alter von 

Jahrgang zu Jahrgang sank. Während aber die Fertilität 

der Frauen bis zu den mittleren 1960er-Jahrgängen im 

Alter ab 30 Jahren noch nicht so ausgeprägt war, nahm 

sie bei den in den 1970er-Jahren geborenen Frauen stark 

zu und wird demnächst eine Stabilisierung der komplet-

ten Kohortenfertilität ermöglichen. 

Betrachten wir die Prozesse des Aufschubs und des 

Nachholens der Geburten, indem wir die kumulierten 

Geburtenziffern der Referenzkohorte 1962 mit denen 

der jüngeren Jahrgänge 1963 bis 1987 vergleichen. 

 Grafik 8 auf Seite 82

Die Frauen des Jahrgangs 1962 waren die letzten, die 

durchschnittlich 1,6 Kinder je Frau zur Welt gebracht 

haben. Grafik 8 zeigt, wie sich die Abweichungen in der 

kumulierten Kohortenfertilität mit dem zunehmenden 

Alter der Frau veränderten. Bis zum Alter von 28 oder 

29 Jahren nahmen sie von Kohorte zu Kohorte zu, weil 
immer weniger Frauen in diesem Alter Kinder geboren 
haben. Anschließend reduzierten sich die Abweichun-
gen, da die im jüngeren Alter nicht realisierten Geburten 
später im Leben „nachgeholt“ wurden. Da aber nur ein 
Teil der Geburten nachgeholt wurde, nahm die endgül-
tige Kinderzahl ab. 

Ab dem Jahrgang 1973 hat sich der Verlauf der kumulier-
ten Kohortenfertilität verändert. Zwar war der Rückgang 
im jüngeren fertilen Alter im Vergleich zur Kohorte 1962 
noch immer zu gravierend, um bis zum Ende der fertilen 
Phase vollständig durch das Nachholen von Geburten 
kompensiert zu werden. Auch diese Kohorten werden 
somit nicht das Niveau von 1,6 Kindern je Frau errei-
chen. Jedoch zeigt der Vergleich mit der Kohorte 1967, 
die im Jahr 2016 das Ende der fertilen Phase erreicht 
hat (dunkelrote Linie; CTFR = 1,5 Kinder je Frau), dass 
trotz einer wachsenden Abweichung in der kumulierten 
Fertilität bis zum Alter von 28 Jahren dieser Rückstand 
anschließend kompensiert oder sogar überkompensiert 
werden kann. Dazu hat eine deutliche Erhöhung der 
Geburtenintensität im Alter zwischen 30 und 37 Jahren 
geführt (sichtbar durch das Kreuzen der Kurven). 

Ergebnisse der Geburtenstatistik 2016.
Die Werte zur Fertilität der Jahrgänge 1968 bis 1974 im Alter von 30 bis 49 Jahren beruhen auf einer Schätzung.
Die Angaben zur Kohortenfertilität der Frauen mit deutscher Staatsangehörigkeit liegen ab dem Jahrgang 1965 vor.
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Grafik 7

Kohortenfertilität insgesamt sowie im Alter unter beziehungsweise ab 30 Jahren
Kinder je Frau
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Bei der kalendarischen Betrachtung zeigt sich, dass 
sich das Nachholen der Kohortenfertilität etwa ab dem 
Jahr 2010 intensivierte. Die betroffenen Frauenjahr-
gänge – von 1973 bis Mitte der 1980er-Jahre – waren in 
diesem Zeitraum im Alter von Ende 20 bis Ende 30. Die 

meisten Frauen haben in diesem Alter ihre Ausbildung 
abgeschlossen, viele sind bereits beruflich etabliert. 
Sie haben bisher noch weniger Kinder zur Welt gebracht 
als die vergleichsweise „kinderarmen“ 1960er-Jahr-
gänge. Zugleich erlebten sie unmittelbar die seit Mitte 
der 2000er-Jahre entbrannte Diskussion über erforder-
liche Verbesserungen der Situation von Familien mit 
Kleinkindern und bei der Vereinbarkeit von Elternschaft 
und Beruf. Sie waren Zeuginnen der Einführung des 
Elterngelds und des Ausbaus der Kleinkinderbetreuung 
und konnten – als erste Frauengeneration – von diesen 
Maßnahmen unmittelbar profitieren. Vor dem Hinter-
grund einer guten wirtschaftlichen Lage und niedriger 
Arbeitslosigkeit trugen diese Faktoren zu günstigen 
Rahmen bedingungen für die Realisierung der Kinder-
wünsche bei. 

Es sollte dabei allerdings nicht außer Acht gelassen wer-
den, dass die endgültige Kinderzahl dieser Jahrgänge 
deutscher Frauen durch die Intensivierung der Geburten-
häufigkeit im höheren fertilen Alter voraussichtlich ledig-
lich etwa 1,5 Kinder je Frau betragen wird. Ohne die Inten-
sivierung fiele ihre Kohortenfertilität noch niedriger aus. 

3.2 Stabilisierungstendenzen  
in der Paritätsverteilung

Der seit 2012 beobachtete Geburtenanstieg spiegelt 
sich auch in der Struktur der Frauenjahrgänge nach der 
Zahl der geborenen Kinder (Parität) wider. Veränderun-
gen in der Paritätsverteilung der Frauenjahrgänge erfol-
gen in der Regel allmählich und können als Indikator für 
das künftige Niveau der endgültigen Kinderzahl je Frau 
dienen. Für die Untersuchung der Paritätsverteilungen 
wurden hier die Ergebnisse der Mikrozensusbefragun-
gen in den Jahren 2008, 2012 und 2016 verwendet. | 7

Für die Höhe und Entwicklung der endgültigen Kin-
derzahl je Frau ist die durchschnittliche Kinderzahl 
je Mutter ausschlaggebend. Da aber nicht alle Frauen 
eines Jahrgangs Mutter werden, ist auch der Anteil der 
Mütter an allen Frauen des Jahrgangs bedeutsam. Die 
durchschnittliche Kinderzahl je Mutter ist zwischen den 
Kohorten 1937 und 1947 von 2,4 auf 2,0 deutlich gesun-
ken. Danach stabilisierte sie sich und schwankte bei 
den Jahrgängen 1948 bis 1967 nur geringfügig um den 
Wert von zwei Kindern je Mutter. Zugleich stieg aber der 
Einfluss der rückläufigen Mütterquote auf die Entwick-
lung der endgültigen Kinderzahl je Frau (Statis tisches 
Bundesamt, 2013; Bujard/Sulak, 2016). Infolge dessen 
entwickelten sich die endgültige Kinderzahl je Frau und 
die durchschnittliche Kinderzahl je Mutter immer wei-
ter auseinander, wie anhand von Veränderungsraten 
gegenüber der Kohorte 1937 deutlich wird.  Grafik 9

Kinderlosenquote stagniert

Die Kinderlosenquote wird als Anteil der Frauen, die im 
Laufe ihres Lebens kein Kind geboren haben, an allen 
Frauen des jeweiligen Jahrgangs berechnet. Sie kann 
statistisch bereits ab dem Alter von 42 Jahren als end-

 7 Im Mikrozensus werden seit 2008 Angaben über Frauen im Alter 
zwischen 15 und 75 Jahren zur Anzahl der geborenen Kinder in vier-
jährlichem Rhythmus und auf freiwilliger Basis erhoben. Ausführliche 
Ergebnisse und methodische Hinweise zur Datenqualität siehe Statis-
tisches Bundesamt, 2017. 

Ergebnisse der Geburtenstatistik 2016.
CTFR = Cohort Total Fertility Rate, endgültige Kinderzahl je Frau 2018 - 01 - 0454

Grafik 8

Abweichungen in der kumulierten Fertilität ausgewählter
Jahrgänge der deutschen Frauen von der Kohorte 1962
nach Altersjahren
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gültig betrachtet werden, da nur wenige Frauen nach 

dem Alter von 42 Jahren erstmals Mutter werden. Im 

Jahr 2016 hat der Jahrgang 1974 dieses Alter erreicht. 

Die Kinderlosenquote im jüngeren gebärfähigen Alter 

ist dagegen temporär und wird bis zum Ende der fertilen 

Phase der jeweiligen Jahrgänge sinken. Sie ist aber ein 

wichtiger Indikator für die Veränderungen in der Kinder-

losigkeit bei jüngeren Kohorten. 

Die Kinderlosenquote nahm zwischen den Jahrgängen 

1937 und 1967 kontinuierlich zu und hat sich von 11 % 

auf 21 % fast verdoppelt. Dieser Anstieg setzte sich aller-

dings bei den zwischen 1967 und 1974 geborenen Frau-

enjahrgängen nicht weiter fort. Bei den Kohorten 1968 

bis 1974 scheint sich die Kinderlosenquote zwischen 

20 und 21 % stabilisiert zu haben. Bei Frauen dieser 

Jahrgänge, die im Jahr 2016 zwischen 42 und 48 Jahre 

alt waren, wird sie sich bis Ende der fertilen Phase kaum 

noch ändern.  Grafik 10

Bei den noch jüngeren Frauen der Jahrgänge 1975 bis 

1981 waren die (noch) temporären Quoten erwartungs-

2018 - 01 - 0457

0

5

10

15

20

25

30

1933 35 40 45 50 55 60 65 70 75 1981
Geburtsjahrgang

Grafik 10

Anteil der Frauen ohne Kind an allen Frauen des jeweiligen Jahrgangs (Kinderlosenquote) 2016
in %

Ergebnisse des Mikrozensus. Die Kinderlosenquote für die Jahrgänge 1937 bis 1967 beruht auf den Angaben der Mikrozensusbefragungen 2008, 2012 und 2016; ab dem Jahrgang 1968
basiert sie nur auf dem Mikrozensus 2016.
1 Die Kinderlosenquote bis Jahrgang 1974 kann statistisch als endgültig betrachtet werden.

temporärendgültig |1
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Grafik 9
Relative Veränderung der Indikatoren der Kohortenfertilität im Vergleich zur Kohorte 1937

Ergebnisse des Mikrozensus 2008, 2012 und 2016.

Kinderzahl je Frau

Mütteranteil

Kinderzahl je Mutter
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Grafik 11

Temporäre Kinderlosenquote im Alter 35 bis 49 Jahre nach Geburtsort, Wohnregion und Bildungsstand der Frauen
in %

Frauen insgesamt In Deutschland aufgewachsen Im Ausland aufgewachsen

Westdeutsche Flächenländer Ostdeutsche Flächenländer Stadtstaaten

Niedriger Bildungsstand|1 Mittlerer Bildungsstand Hoher Bildungsstand

2016

2018 - 01 - 0458

Ergebnisse des Mikrozensus.

1 Die Kinderlosenquote nach einzelnen Altersjahren für Frauen mit niedrigem Bildungsstand kann nur für das Jahr 2016 ausgewiesen werden. In den Jahren 2008 und 2012 war die Fallzahl
in der Stichprobe des Mikrozensus zu gering, um belastbare Schätzwerte für den Kinderlosenanteil zu ermitteln.
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gemäß höher, da diese Frauen im Jahr 2016 erst zwi-

schen 35 und 41 Jahre alt waren und einige von ihnen 

in den nächsten Jahren Kinder bekommen werden. Ver-

glichen aber mit den Kinderlosenquoten der Frauen der 

älteren Jahrgänge, die in den Jahren 2008 und 2012 im 

gleichen Alter waren, nahmen die temporären Quoten 

nicht zu.  Grafik 11 (Frauen insgesamt)

Der Mikrozensus erlaubt eine Differenzierung der Anga-

ben zu geborenen Kindern und somit auch zur Kinder-

losigkeit nach Geburtsland, Zuzugsjahr nach Deutsch-

land für die Zuwanderinnen, Wohnort und Bildung der 

Frau. Die Merkmale „Geburtsland“ und „Zuzugsjahr der 

Frau nach Deutschland“ wurden miteinander in folgen-

den Kategorien kombiniert: (1) in Deutschland geborene 

oder als junges Mädchen im Alter unter 15 Jahren zuge-

wanderte Frauen (in Deutschland aufgewachsen) und 

(2) im Ausland geborene und im Alter ab 15 Jahren nach 

Deutschland zugewanderte Frauen (im Ausland aufge-

wachsen). Diese Kategorien erlauben eine Annäherung 

an das Messkonzept der Geburtenstatistik nach der 

Staatsangehörigkeit der Frau zum Zeitpunkt der Geburt 

des Kindes: deutsch oder ausländisch. Regional wird 

hier zwischen westdeutschen | 8 und ostdeutschen | 9 

Flächenländern sowie Stadtstaaten | 10 unterschieden. 

Der Bildungsstand wird nach den Hauptkategorien der 

Internationalen Klassifikation der Bildungsabschlüsse, 

ISCED 2011, differenziert (niedrig, mittel, hoch) | 11. 

Die Grafik 11 zeigt die temporären Kinderlosenquoten 

für die nach diesen Merkmalen gebildeten Frauengrup-

pen. Die Kinderlosenquoten nach Alter der Frau zwi-

schen 35 und 49 Jahren werden dabei zwischen den 

Jahren 2008, 2012 und 2016 verglichen. 

Bei den meisten in Grafik 11 dargestellten Frauengrup-

pen war die temporäre Kinderlosenquote im Alter zwi-

schen 35 und 40 Jahren im Jahr 2016 niedriger oder 

gleich hoch wie im Jahr 2012. Bei den Frauen mit höhe-

rer Bildung lag sie tendenziell sogar niedriger als 2008. 

Lediglich bei den im Ausland aufgewachsenen Frauen 

nahm die Kinderlosigkeit in dieser Altersspanne zu. 

 8 Westdeutsche Flächenländer: Schleswig-Holstein, Niedersachsen, 
Nordrhein-Westfalen, Hessen, Rheinland-Pfalz, Saarland, Baden-
Württemberg, Bayern.

 9 Ostdeutsche Flächenländer: Mecklenburg-Vorpommern, Branden-
burg, Sachsen-Anhalt, Sachsen, Thüringen.

10 Hamburg, Bremen, Berlin. 

11 Niedrige Bildung: ISCED-Stufen 0 bis 2; mittlere Bildung: ISCED-
Stufen 3 und 4; hohe Bildung: ISCED-Stufen 5 bis 8.

Diese Ergebnisse sprechen gegen einen Anstieg der 

endgültigen Kinderlosenquote bei den Jahrgängen 1975 

bis 1981. Die Voraussetzung dafür ist, dass ihre Kinder-

losigkeit bis zum Ende der fertilen Phase im gleichen 

Ausmaß sinken wird wie bei den älteren Kohorten wäh-

rend der vorausgegangenen acht Jahre. 

Ob diese neuen Tendenzen allerdings ausreichen, um 

die endgültige Kinderlosenquote unter 20 % zu sen-

ken, bleibt offen. Die Marke von 20 % hat insofern eine 

besondere Bedeutung, als die endgültige Kinderzahl je 

Frau einer Kohorte bei einem Mütteranteil bis 80 % und 

einer Kinderzahl je Mutter von rund 2,0 (Grafik 12) maxi-

mal 1,6 Kinder je Frau betragen kann.

Voraussichtlich stabile Kinderzahl je Mutter  
bei 1970er-Jahrgängen 

Die Mitte der 1970er-Jahre geborenen Frauen sind 

noch im gebärfähigen Alter und können weitere Kinder 

bekommen. Bereits heute ist jedoch absehbar, dass die 

Mütter dieser Jahrgänge durchschnittlich mit gut 2 Kin-

dern je Mutter etwas mehr Kinder zur Welt bringen wer-

den als die Ende der 1960er-Jahre geborenen Mütter 

(etwa 1,95 Kinder je Mutter).  Grafik 12 auf Seite 86

Ausschlaggebend für diese Entwicklung ist das Gebur-

tenverhalten der in Deutschland aufgewachsenen Müt-

ter. Obwohl sie tendenziell weniger Kinder haben als die 

im Ausland aufgewachsenen Frauen, stieg bei ihnen die 

durchschnittliche Kinderzahl je Mutter von rund 1,90 

(Jahrgänge 1965 bis 1969) auf 1,95 (Jahrgänge 1975 

und 1976). Bei den im Ausland aufgewachsenen Frauen 

bewegte sich währenddessen die durchschnittliche Kin-

derzahl je Mutter um den Wert von 2,20. Trotz der posi-

tiven Entwicklung bei den in Deutschland aufgewach-

senen Frauen würde die durchschnittliche Kinderzahl 

je Mutter ohne den Beitrag der Zuwanderinnen unter 

2,0 Kindern je Mutter liegen.

Für eine vorläufige Einschätzung des Geburtenverhal-

tens der in Deutschland geborenen oder aufgewachse-

nen Frauen bei den noch jüngeren Jahrgängen 1977 bis 

1981, die im Jahr 2016 im Alter zwischen 35 und 39 Jah-

ren waren, können die temporären Übergangsraten 

zwischen den Paritäten (sogenannte Parity Progression 

Ratios, PPR) herangezogen werden (Caselli und andere, 

2006). Diese Raten geben den geschätzten Anteil der 

Frauen mit (mindestens) x Kindern wieder, die ein wei-
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Grafik 12
Durchschnittliche Kinderzahl je Mutter nach Geburtsort und Geburtsjahr der Mütter 2016
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Ergebnisse des Mikrozensus.

teres Kind (x + 1) bekommen haben. | 12 Der Vergleich 
von PPR auf Basis des Mikrozensus 2016 mit den Ergeb-
nissen aus den Jahren 2008 und 2012 zeigt, dass die 
Frauen der Jahrgänge 1977 bis 1981 (35- bis 39-Jährige 
im Jahr 2016) eine etwas größere Neigung zum dritten 
und weiteren Kind aufweisen als die 35- bis 39-Jährigen 
in den Jahren 2008 und 2012. 

Bei den im Ausland aufgewachsenen Müttern ging die 

durchschnittliche Kinderzahl je Mutter bisher tenden-
ziell zurück. Zwischen den Jahrgängen der 1940er-Jahre 
und der 1960er-Jahre sank sie von knapp 2,8 auf rund 
2,2 Kinder je Mutter (siehe Grafik 12). Es bleibt abzu-

warten, wie sich die gestiegene Geburtenhäufigkeit der 
Ausländerinnen in den Jahren 2015 und 2016 auf die 
Kohortenfertilität auswirken wird. Da die meisten aus-
ländischen Mütter noch in ihren Zwanzigern sind, sind 
fundierte Aussagen dazu noch nicht möglich. 

12 In der Regel werden Parity Progression Ratios auf der Grundlage von 
Zensus- oder Registerdaten berechnet. Da der Mikrozensus die Ver-
teilung der weiblichen Bevölkerung nach der Parität (Zahl der gebo-
renen Kinder) aufgrund von Antwortausfällen unvollständig abbildet, 
handelt es sich hier um eine Schätzung, die jedoch eine Tendenz 
deutlich erkennen lässt.

4

Zusammenfassung und Ausblick

Die in diesem Beitrag dargestellten periodenbezogenen 
und kohortenspezifischen Fertilitätsentwicklungen zei-
gen, dass die seit 2012 beobachtete Geburtenzunahme 
sowohl auf langfristige Prozesse als auch auf kurzfristig 
eingetretene Veränderungen zurückgeht. Diese Entwick-
lungen sind eng miteinander verzahnt und von ihrem 
sozialpolitischen und wirtschaftlichen Kontext kaum 
trennbar.

Während der Anstieg der Fertilität der ausländischen 
Frauen mit der Verstärkung sowie dem veränderten 
Charakter der Zuwanderung zusammenhängt und eher 
als temporär bezeichnet werden kann, hat die gestie-
gene Geburtenhäufigkeit der deutschen Frauen mehrere 
Ursachen. Zum einen ist sie die Folge der langfristigen 
Veränderungen im Geburtentiming. Dadurch bekommen 
immer mehr Frauen ihre ersten, zweiten und weiteren 
Kinder innerhalb einer relativ kurzen Altersspanne zwi-
schen 30 und 40 Jahren. Parallel zu dieser sogenannten 
„Kompression“ hat sich die Kohortenfertilität stabi-
lisiert. Die Kinderlosenquote ist in den letzten Jahren 
nicht weiter angestiegen und die Kinderzahl je Mutter 
hat sich nach einem leichten Rückgang bei 2,0 Kindern 
je Mutter verfestigt.
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Der Rückgang der endgültigen Kinderzahl je Frau, der  
seit den späten 1940er-Jahrgängen mit dem Aufschie-
ben der ersten Geburt auf ein höheres fertiles Alter 
einherging, ist somit gestoppt und es ist mit einem 
zumindest stabilen Niveau für das nächste Jahrzehnt zu 
rechnen. Ermöglicht wurde diese Stabilisierung durch 
eine deutliche Intensivierung der Fertilität im Alter 
nach 30 Jahren, die allerdings in diesem Umfang nicht 
selbstverständlich war. Sie vollzog sich von allem nach 
dem Jahr 2010 und unter insgesamt günstigen Rahmen-
bedingungen. 

Dazu zählen vor allem die gute wirtschaftliche Lage und 
niedrige Arbeitslosigkeit in Kombination mit den neuen 
familienpolitischen Maßnahmen. Mit dem Ausbau der 
Kleinkinderbetreuung und der Einführung des Eltern-
gelds wurden bessere Voraussetzungen für die Realisie-
rung der Kinderwünsche insbesondere für berufstätige 
Paare geschaffen. 

Zugleich kam Anfang der 2010er-Jahre eine Generation 
ins wichtige fertile Alter (zwischen 30 und 40 Jahren), 
die bereit war, von diesen guten Voraussetzungen zu 
profitieren. Diese Generation hat die gesellschaftliche 
Diskussion über die Vereinbarkeit von Beruf und Familie 
bewusst erlebt und war von ihren Auswirkungen – unter 
anderem auf die Familienpolitik und auf die  Arbeits-
welt – unmittelbar betroffen. Die Frauen der entspre-
chenden Jahrgänge 1973 bis 1986 hatten bis zum Alter 
von Ende 20 durchschnittlich noch weniger Kinder zur 
Welt gebracht als die verhältnismäßig „kinderarmen“ 
1960er-Jahrgänge. Im Alter ab 30 Jahren haben sie aber 
ihre Kinderwünsche unter günstigen Rahmenbedin-
gungen in größerem Umfang als ältere Frauenkohorten 
realisiert. Dies hat eine Stabilisierung der Kohorten-
fertilität bei Frauen mit deutscher Staatsangehörigkeit 
ermöglicht. Da zudem der Anteil ausländischer Frauen 
mit tendenziell höherer Fertilität an den Frauenkohorten 
gestiegen ist, wird sich die endgültige Kinderzahl nach 
ihrem Tiefststand beim Jahrgang 1968 (1,49 Kinder je 
Frau) erholen und bis zum Jahrgang 1974 voraussicht-
lich auf 1,57 Kinder je Frau steigen.

Diese Stabilisierungstendenzen reichen jedoch noch 
nicht aus für einen weiteren kontinuierlichen Anstieg 
der Kohortenfertilität über 1,6 Kinder je Frau hinaus. 
Dafür wäre es erforderlich, dass die Kinderlosenquote 
deutlich unter 20 % sinken beziehungsweise die durch-
schnittliche Kinderzahl je Mutter deutlich über 2,0 
steigen würde. Aus den bisher relativ kontinuierlichen 

Verläufen in der Fertilität der deutschen Frauen lassen 
sich keine Hinweise auf derartige Veränderungen ablei-
ten. Im begrenzten Ausmaß könnten sich diese aller-
dings aus weniger vorhersehbaren Entwicklungen bei 
den ausländischen Frauen ergeben. Ausgehend von 
früheren Forschungsergebnissen ist zwar zu erwarten, 
dass sich die 2015 und 2016 stark angestiegene Ferti-
lität der Ausländerinnen in einigen Jahren abschwächen 
wird. Sollte sie sich jedoch auf diesem hohen Niveau 
längerfristig verfes tigen, würde sich dies auch auf die 
Kohorten fertilität der späten 1980er-Jahrgänge auswir-
ken und zum Anstieg der endgültigen Kinderzahl je Frau 
führen. 
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ZUSAMMENFASSUNG

Um die Entscheidungsträger bei der Auswahl eines Geheimhaltungsverfahrens für 

eine Fachstatistik zu unterstützen, wurde ein Katalog von Entscheidungskriterien 

entwickelt. Dieser definiert zwanzig Kriterien, die ein Geheimhaltungsverfahren ide-

alerweise erfüllen sollte, und prüft, inwiefern vier aktuell häufig diskutierte Verfah-

ren diesen Kriterien genügen. In diesem Artikel wird der Kriterienkatalog vorgestellt, 

indem die dort beschriebenen geheimhaltungsrelevanten Kriterien diskutiert und 

deren gegenseitige Verflechtungen und Zielkonflikte herausgearbeitet werden. Alle 

Kriterien werden jeweils aus dem Verhaltenskodex für europäische Statistiken herge-

leitet und lassen sich den Themenkomplexen Geheimhaltungsschutz, Datenqualität, 

Praktikabilität sowie Wirtschaftlichkeit zuordnen. 

 Keywords: statistical disclosure control methods – evaluation criteria – 

European Statistics Code of Practice – official statistics network

ABSTRACT

A catalogue of evaluation criteria has been developed to support those responsible 

for selecting a statistical disclosure control (SDC) method for a given set of special-

ised statistics. It defines twenty criteria which an SDC method should ideally fulfil and 

assesses whether these criteria are satisfied by four frequently discussed methods. 

This article provides an introduction to the catalogue, presenting the criteria that are 

relevant to disclosure control and discussing their interdependencies and conflicting 

aims. All criteria have been derived from the European Statistics Code of Practice and 

grouped according to four main topics: protection against disclosure risks, data qual-

ity, feasibility, and cost effectiveness.
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Entscheidungskriterien für die Auswahl eines Geheimhaltungsverfahrens 

1

Einleitung

Der Schutz von Einzelangaben ist für die amtliche Sta-
tistik besonders in Hinblick auf die Veröffentlichung von 
Ergebnissen von sehr hoher Bedeutung. Die Gewähr-
leistung der Geheimhaltung hat daher Eingang in den 
Verhaltenskodex für europäische Statistiken, den Code 
of Practice, gefunden | 1 und ist national in § 16 Absatz 1 
Bundes statistikgesetz | 2 geregelt.

Die konkrete Ausgestaltung der Geheimhaltung in einer 
Fachstatistik erfolgt durch das jeweils fachlich zustän-
dige Gremium des Statistischen Verbunds | 3, die soge-
nannte Referentenbesprechung. Um die Entscheidungs-
träger bei der Auswahl eines Geheimhaltungsverfahrens 
unter Beachtung der methodischen Vorgaben zu unter-
stützen, wurde das Dokument „Entscheidungskriterien 
für die Auswahl eines Geheimhaltungsverfahrens“, 
der sogenannte Kriterienkatalog, entwickelt. Dieser 
bietet zunächst einen Überblick über geheimhaltungs- 
relevante Kriterien und prüft deren Erfüllung anschlie-
ßend für vier ausgewählte Geheimhaltungsverfahren. 

Der vorliegende Artikel stellt eine leicht gekürzte Fas-
sung des ersten Abschnitts des Kriterienkatalogs dar. 
Darin erfolgt eine detaillierte Beschreibung von zwanzig 
Kriterien, die bei der Auswahl eines Geheimhaltungs-
verfahrens beachtet werden sollten. Hierbei werden 
verschiedene Aspekte praktischer, organisatorischer, 
technischer und rechtlicher Natur diskutiert und dabei 
die Anforderungen der Statistischen Ämter des Bundes 
und der Länder sowie der Nutzerinnen und Nutzer der 
Produkte der amtlichen Statistik berücksichtigt. Die 
Diskussion der Kriterien erfolgt stets vor dem Hinter-
grund, dass die Erfüllung eines jeden Kriteriums zwar 
wünschenswert ist, kein Geheimhaltungsverfahren dies 

jedoch gleichzeitig in aller Vollständigkeit gewährleisten 

 1 Siehe dazu auch Klumpen/Schäfer, 2012.

 2 Gesetz über die Statistik für Bundeszwecke (Bundesstatistikgesetz – 
BStatG) in der Fassung der Bekanntmachung vom 20. Oktober 2016 
(BGBl. I Seite 2394), das zuletzt durch Artikel 10 Absatz 5 des Geset-
zes vom 30. Oktober 2017 (BGBl. I Seite 3618) geändert worden ist.

 3 „Statistischer Verbund“ bezeichnet den Verbund der Statistischen 
Ämter des Bundes und der Länder. Zum Statistischen Verbund gehö-
ren neben dem Statistischen Bundesamt die 14 Statistischen Lan-
desämter. Bis auf das Statistische Amt für Hamburg und Schleswig-
Holstein sowie das Amt für Statistik Berlin-Brandenburg verfügt jedes 
Bundesland über ein eigenes Statistisches Landesamt.

kann. Zum Teil bestehen dabei zwischen einzelnen Krite-

rien sowohl Synergieeffekte als auch Zielkonflikte unter-

schiedlichen Ausmaßes. Der Krite rienkatalog verfolgt 

nicht den Anspruch, fach statistikspezifische Sonderfälle 

abdecken zu können. Aus diesem Grund wird keinerlei 

Priorisierung oder Kategorisierung nach Muss- und Soll-

Kriterien vorgenommen, sondern stets auf allgemeiner 

Ebene argumentiert. 

Im folgenden Hauptkapitel dieses Artikels werden 

geheimhaltungsrelevante Kriterien in vier Kategorien 

geordnet und detailliert beschrieben. Sofern möglich, 

erfolgt dabei jeweils eine Herleitung ihrer Relevanz aus 

dem Code of Practice. Zudem wird den Verflechtungen 

einzelner Kriterien durch entsprechende Verweise Rech-

nung getragen. Kapitel 3 zieht ein kurzes Fazit und bietet 

einen Ausblick auf das Gesamtdokument.

2

Kriterienkatalog

2.1 Gewährleistung der Statistischen 
Geheimhaltung (Schutz)

Der Schutz der Anonymität von Einzelangaben bildet 

einen Grundpfeiler im Zusammenspiel von Statistischen 

Ämtern und Auskunftgebenden. Der Code of Practice 

erhebt die Forderung nach der Gewährleistung der 

Geheimhaltung aller Angaben von Befragten und for-

muliert die Notwendigkeit einer gesetzlichen Regelung 

(Verhaltenskodex für europäische Statistiken, Grund-

satz 5). In Deutschland sieht das Bundesstatistikgesetz 

grundsätzlich eine Pflicht zur Geheimhaltung von Einzel-

angaben vor (§ 16 Absatz 1 Bundesstatistikgesetz). Aus-

nahmen hiervon bestehen unter anderem dann, wenn 

die Einzelangaben von den Statistischen Ämtern mit den 

Einzelangaben anderer Befragter zusammengefasst ver-

öffentlicht werden (§ 16 Absatz 1 Nr. 3 Bundesstatistik-

gesetz) oder den Befragten oder Betroffenen nicht mehr 

zuzuordnen sind (§ 16 Absatz 1 Nr. 4 Bundesstatistik-

gesetz). Deshalb sollte ein Geheimhaltungsverfahren 

gewährleisten, dass der Schutz der Einzelangaben der 

jeweiligen Fachstatistik unter den bestehenden Bedin-

gungen (zum Beispiel hinsichtlich Auswertungsanforde-

rungen oder Datenkonstellationen) gegeben ist. Bei der 
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statistikspezifischen Operationalisierung der gesetz-
lichen Vorgaben sind vor Auswahl und Parametrisierung 
eines Geheimhaltungsverfahrens Anforderungen zur 
wirksamen Beschränkung bestehender Aufdeckungs-
risiken zu formulieren. Die Kernaufgabe der Entwicklung 
eines Geheimhaltungskonzepts besteht darin, durch 
eine geeignete Verfahrens- und Parameterwahl die 
gesteckten Ziele bezüglich der Aufdeckungsrisiken ein-
zuhalten.

2.1.1 Primäre Geheimhaltung

Die Notwendigkeit zur primären Geheimhaltung ergibt 
sich aus folgenden drei Risikokategorien (Gießing und 
andere, 2018, Abschnitt 2.2.1) | 4:

> Seltene oder einzigartige Merkmalskombinationen

 Weisen Häufigkeitstabellen Felder mit sehr kleinen 
Fallzahlen auf, kann in bestimmten Fällen ein direkter 
Rückschluss auf einen Merkmalsträger möglich sein. 
Als geheimhaltungskritische Fallzahlen werden insbe-
sondere Einzelfälle sowie Fallzahlen von Zwei betrach-
tet, da sich hier für die betroffenen Auskunftseinheiten 
gegebenenfalls die Möglichkeit bietet, mit dem Wissen 
um die eigene Merkmalsausprägung auf die Einzel-
angabe des jeweils anderen Befragten zu schließen. 
Weiterhin kann ein reales oder von den Betroffenen 
befürchtetes Aufdeckungsrisiko bestehen, wenn die 
Information aus dem Tabellenfeld aufgrund ihrer Ein-
zigartigkeit mit Zusatzwissen verknüpft werden kann. 
Auch im Fall von Wertetabellen besteht bei schwachen 
Besetzungszahlen das Risiko einer Identifikation. Hier 
kommt hinzu, dass bestimmten Personen mit Zusatz-
wissen selbst bei Nicht-Veröffentlichung der kleinen 
Fallzahl bekannt sein kann, hinter welchen Werten 
einzelne beziehungsweise wenige statistische Einhei-
ten stehen (Beispiel: Branchenkenner wissen, dass 
der Auslandsumsatz eines Wirtschaftszweigs von nur 
einem Unternehmen erwirtschaftet wird).

 4 Das „Handbuch zur Statistischen Geheimhaltung“ ist ein internes 
Dokument der Statistischen Ämter des Bundes und der Länder. Auf 
Anfrage kann das Dokument allgemein an andere nationale sowie 
internationale Statistikämter und andere Institutionen, die amtliche 
Statistiken produzieren (sogenannte ONAs, „other national statistical 
authorities“), sowie an andere Forschungsdatenzentren weiter-
gegeben werden. Die Auflagen dabei sind, dass das Handbuch nur 
zur internen Verwendung bestimmt ist und nicht an Dritte weiter-
gegeben werden darf. Über Anfragen von Interessenten außerhalb 
dieses Nutzerkreises wird im Einzelfall entschieden.

> Ausnutzung von Negativwissen zum Rückschluss auf 

Gruppenzugehörigkeit 

 Sind nur wenige Ausprägungen eines Merkmals be-

setzt, besteht in Häufigkeitstabellen grundsätzlich das 

Risiko einer Gruppenzuordnung der Befragten, das 

heißt das Zutreffen einer von wenigen möglichen Aus-

prägungen kann von Dritten sicher abgeleitet werden. 

Im Extremfall wird nur für eine einzige Merkmalsaus-

prägung eine von Null verschiedene Häufigkeit beob-

achtet, während alle anderen Felder unbesetzt bleiben 

(Beispiel: Alle Einwohner einer Gemeinde sind katho-

lischen Glaubens). Eine Gruppenzuordnung ist zudem 

möglich, falls die Differenz zwischen der Randsumme 

und einem Tabelleninnenfeld sehr gering ausfällt oder 

sogar lediglich Eins beträgt. So kann beispielsweise 

die einzige Person evangelischen Glaubens in einer 

Gemeinde mit dem Wissen um die eigene Ausprägung 

auf die Gruppenzugehörigkeit aller anderen Einwoh-

ner schließen, falls diese sämtlich der katholischen 

Kirche angehören. Außerdem ist die Zuordnung zu 

einer übergeordneten Gruppe möglich, wenn bei-

spielsweise alle Gemeindemitglieder entweder der 

katholischen oder der evangelischen Kirche angehö-

ren und somit die Zugehörigkeit zu einer christlichen 

Kirche abgeleitet werden kann.

> Näherungsweise Rückschlüsse auf Einzelangaben

 In Wertetabellen besteht das Risiko einer näherungs-

weisen Aufdeckung einer Einzelangabe, wenn sich die 

betreffende Merkmalssumme stark auf einen oder auf 

wenige Merkmalsträger konzentriert (Dominanzpro-

blematik). Generell ist eine Abschätzung nach oben 

durch die Verwendung des Tabellenwertes als obe-

rer Schranke mit gegebenenfalls hohem Schätzfehler 

immer möglich. Jedoch kann der Schätzfehler durch 

das Ausnutzen zusätzlichen Wissens um die Verteilung 

des Merkmals auf die Merkmalsträger unter Umstän-

den beträchtlich verringert werden (beispielsweise 

bei Vorliegen eines Marktes mit allgemein bekannter 

hoher Konzentration).

2.1.2 Sekundäre Geheimhaltung

Die Durchführung einer sekundären Geheimhaltung 

stellt die Aufrechterhaltung des primären Geheimhal-

tungsschutzes sicher. Grundsätzlich besteht die Mög-

lichkeit, dass auf den primär geheim gehaltenen Wert 

mithilfe der Tabellenrandsummen durch einfache Dif-
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ferenzbildung oder durch die Einbeziehung anderer, 
in logischer Beziehung zueinander stehender Tabellen 
zurückgeschlossen werden kann. Auf Basis der errech-
neten Differenzen oder der durch Tabellenvergleich 
abgeleiteten Unterschiede können somit Informationen 
über primär geschützte Einzelangaben gewonnen wer-
den. Dies soll die sekundäre Geheimhaltung durch die 
Sperrung zusätzlicher Tabellenfelder verhindern.

Das Handbuch zur Statistischen Geheimhaltung prä-

zisiert in Abschnitt 2.3.1 drei typische Enthüllungs-
szenarien durch Differenzbildung: Neben geografischen 
Differenzbildungsrisiken, die durch Abgleich verschie-
dener Tabellen mit identischem geografischen Bezug 
entstehen, besteht ein sekundäres Geheimhaltungs-
risiko, wenn Tabelleninformationen separat für eine Aus-
wahlgesamtheit und für eine in dieser enthaltenen Teil-
gesamtheit bereitgestellt werden, da so auf die Differenz 
beider Populationen zurückgeschlossen werden kann. 
Diese Tabelleninformationen können sowohl durch die 
Veröffentlichung einer hierarchisch gegliederten Tabelle 
(beispielsweise durch die Ausweisung von Statistiken 
mit identischer Bezugsgröße sowohl auf Landes- als 
auch auf Gemeindeebene) als auch durch die Veröffent-
lichung verschiedener, sich überlappender Tabellen (bei-
spielsweise durch Angabe der Beschäftigtenzahlen nach 
Wirtschaftszweigen für alle Unternehmen einer Region 
und für alle Unternehmen ohne Auslandsumsätze der-
selben Region) bereitgestellt worden sein. Gemeinsam 
verwendet können Informationen aus verschiedenen 
Tabellen somit die Aufdeckung von Einzelangaben einer 
primär geheim gehaltenen Information durch Differenz-
bildung ermöglichen. Die Gesamtschutzwirkung eines 
Geheimhaltungskonzepts bestimmt sich somit durch 
die gleichzeitige Einhaltung des primären und sekun-
dären Geheimhaltungsschutzes. 

2.1.3 Einheitliche Geheimhaltung

Um den Schutz vor der Aufdeckung von Einzelangaben 
gewährleisten zu können, sollten alle Maßnahmen zur 
statistischen Geheimhaltung stets für das gesamte Ver-
öffentlichungs- und Auswertungsprogramm (zum Bei-
spiel Fachserien, Regionaldatenbank, GENESIS und so 
weiter) einheitlich geplant und über alle Anwendungs-
bereiche des Statistischen Verbunds hinweg konsistent 
umgesetzt werden (koordinierte Geheimhaltung). Eine 
getrennte Geheimhaltung verschiedener Veröffent-
lichungen mit identischen Bezugsgrößen genügt nicht, 

da sonst beispielsweise in zwei verschiedenen Auswer-

tungsprodukten zwar für sich allein genommen sichere, 

jedoch zusammen verwendet rückrechenbare Ergeb-

nisse bereitgestellt werden könnten. Dieser Aspekt ist 

eng mit Kriterium 2.1.2 verknüpft, da sich sekundäre 

Geheimhaltungsrisiken als direkte Folge einer unein-

heitlichen Geheimhaltung ergeben können.

Um eine Identifikation von Einzelangaben wirksam ver-

hindern zu können, ist in allen Bereichen einer Fach-

statistik somit die lückenlose Anwendung eines ein-

heitlichen Geheimhaltungsverfahrens (einschließlich 

einer einheitlichen Parametrisierung) sowie die zeitliche 

Abstimmung der Geheimhaltung notwendig. Die Anwen-

dung unterschiedlicher Verfahren zur Geheimhaltung 

birgt gegebenenfalls die Gefahr, dass sich die Geheim-

haltungsmaßnahmen gegenseitig aufheben. 

2.1.4 Geheimhaltung bei Nutzung 
von Einzeldaten durch Dritte

Eine zusätzliche Herausforderung an den unter Kriterium 

2.1.3 formulierten einheitlichen Geheimhaltungspro-

zess entsteht bei der Übermittlung von Einzeldaten an 

Dritte oder falls diese Dritten selbst über die betreffen-

den Daten verfügen. Das Bundesstatistikgesetz benennt 

hier ausdrücklich die Wissenschaft (Kriterium 2.3.6) 

sowie zwei weitere mögliche anspruchsberechtigte Stel-

len und Einrichtungen der Datenübermittlung und regelt 

gleichzeitig die jeweilige Verwendung der Daten durch 

die externen Stellen. 

An oberste Bundes- und Landesbehörden dürfen, 

soweit die spezialgesetzlichen Voraussetzungen vorlie-

gen, Tabellen mit statistischen Ergebnissen übermittelt 

werden, auch wenn Tabellenfelder nur einen einzigen 

Fall ausweisen. Diese dürfen allerdings ausschließlich 

zur Verwendung gegenüber gesetzgebenden Körper-

schaften und für Planungszwecke (§ 16 Absatz 4 Bun-

desstatistikgesetz) genutzt werden, nicht aber zur Ver-

öffentlichung. Für kommunale beziehungsweise andere 

in entsprechenden Rechtsvorschriften genannte Stellen, 

die Einzelangaben für statistische Zwecke erhalten, 

besteht im Falle einer Veröffentlichung eigener Auswer-

tungen (zum Beispiel Zensus, statistisches Unterneh-

mensregister, gegebenenfalls auch mit zusätzlichen, 

selbst erhobenen Merkmalen) hingegen die gleiche Ver-

pflichtung zur Geheimhaltung wie für die amtliche Sta-

tistik (§ 16 Absatz 10 Bundesstatistikgesetz).
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Wissenschaftliche Einrichtungen erhalten für For-
schungszwecke einen Zugang zu Mikrodaten, das heißt 
zur Erstellung und Veröffentlichung von statistischen 
Ergebnissen (§ 16 Absatz 6 Bundesstatistikgesetz). Für 
diesen Nutzerkreis erfolgt die Datennutzung über die 
Forschungsdatenzentren der Statistischen Ämter des 
Bundes und der Länder (FDZ). Geheimhaltungsrelevante 
Aspekte aus Sicht der FDZ werden detailliert in Kriterium 
2.3.6 benannt.

Um die Wirksamkeit von Geheimhaltungsmaßnahmen 
über Tabellen und Veröffentlichungen hinweg zu gewähr-
leisten, ist es in den betroffenen Statistiken grund-
sätzlich wünschenswert, dass die Durchführung des 
Geheimhaltungsprozesses nicht nur im Statistischen 
Verbund, sondern auch bei den externen Stellen nach 
einheitlichen Maßstäben des Geheimhaltungsschutzes 
erfolgt (Kriterium 2.1.3). Somit sollte darauf hingearbei-
tet werden, dass externe Stellen in ihren Veröffentlichun-
gen möglichst das identische Verfahren (einschließlich 
identischer Parameter) zur Geheimhaltung verwenden 
wie der Statistische Verbund. Alternativ sollten Vorge-
hensweisen vereinbart werden, die das Aufbrechen der 
Geheimhaltung der amtlichen Statistik vermeiden. Für 
betroffene Statistiken empfiehlt es sich, bei der fach-
lichen Festlegung des Geheimhaltungsverfahrens durch 
die Statistischen Ämter frühzeitig Kontakt mit der exter-
nen Stelle aufzunehmen und bei Bedarf entsprechende 
Beratung, möglicherweise sogar technische Unterstüt-
zung zur Verfügung zu stellen. Die Berücksichtigung die-
ses Aspekts erhöht bei den von den Ausnahmeregeln 
betroffenen Statistiken gegebenenfalls den innerhalb 
der Kriterien 2.4.1 bis 2.4.3 formulierten Implementie-
rungs- und Umsetzungsaufwand.

2.2 Informationsverluste (Qualität)

Der Verhaltenskodex für europäische Statistiken for-
muliert wesentliche Anforderungen an die Qualität von 
statistischen Produkten (insbesondere in den Grund-
sätzen 11 bis 14). Da im Zuge der Sicherstellung der 
statis tischen Geheimhaltung Einzelangaben geschützt 
werden müssen, ergibt sich unabhängig vom angewen-
deten Geheimhaltungsverfahren stets ein bestimmter 
Grad an Informationsverlust und damit auch ein Qua-
litätsverlust einer Statistik. Die Erhöhung des Schutz-
levels sowie die damit verbundene Reduzierung des 
Aufdeckungsrisikos stehen somit in einem Zielkonflikt 

mit der Sicherstellung einer möglichst hohen Qualität 
des statistischen Produkts.

2.2.1 Relevanz

Grundsatz 11 des Code of Practice fordert eine am 
Bedarf der Nutzerinnen und Nutzer orientierte Bereitstel-
lung von Statistiken. Die Anwendung eines Geheimhal-
tungsverfahrens sollte somit gewährleisten, dass diese 
Interessen trotz des notwendigen Schutzes der Einzel-
an gaben so weit wie möglich bedient werden können. 

Grundsätzlich ist es die Aufgabe der Statistik, Massen-
erscheinungen darzustellen und nicht Einzelfälle abzu-
bilden. Ein Geheimhaltungsverfahren sollte jedoch nicht 
der Auswertung auf einer für Nutzerinnen und Nutzer 
interessanten Gliederungstiefe, beispielsweise einer 
Veröffentlichung auf Gemeindeebene, im Wege stehen 
und damit zu einem unmittelbaren Verlust an Relevanz 
führen. Insbesondere bei kleinräumigen Analysen kann 
es zu sehr kleinen Fallzahlen und damit zu relativ gro-
ßen Informationsverlusten aufgrund der Geheimhal-
tung kommen. Auch bei solch geringen Besetzungs-
zahlen sollte das Geheimhaltungsverfahren einerseits 
anwendbar bleiben, gleichzeitig aber dem Erfordernis 
einer hinreichenden Ergebnisqualität Rechnung tragen. 
Abhängig vom verwendeten Geheimhaltungsverfahren 
kann die Relevanz zudem beeinträchtigt sein, wenn im 
Rahmen der Bund-Länder-Koordination des Geheimhal-
tungsprozesses die Geheimhaltung zu Lasten der obe-
ren Ebenen erfolgen würde (siehe auch Kriterium 2.2.3). 
Neben einer ausreichenden Gliederungstiefe fällt unter 
das Kriterium der Relevanz auch die Verwertbarkeit der 
Ergebnisse: Werden die Parameter eines Geheimhal-
tungsverfahrens so gewählt, dass eine große Zahl an 
Werten gesperrt werden muss beziehungsweise die 
Daten sehr stark verändert werden, können die daraus 
resultierenden Ergebnisse für die Nutzenden ebenfalls 
an Relevanz verlieren (Kriterium 2.2.2). 

Das Relevanzkriterium ist zudem eng mit dem Kriterium 
der Komplexität und Transparenz verzahnt (Kriterium 
2.3.1), da ein intransparenter Geheimhaltungsprozess 
für die Nutzerinnen und Nutzer zu einer verminderten 
Relevanz des statistischen Produkts führen kann.
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2.2.2 Genauigkeit

Eine amtliche Statistik soll die realen Verhältnisse ge -
nau und zuverlässig widerspiegeln (Verhaltens kodex 
für europäische Statistiken, Grundsatz 12). Ein Geheim-
haltungsverfahren sollte die Genauigkeit der Ergebnisse 
daher nicht oder nur geringfügig beeinträchtigen. Aus 
diesem Grund sollte bei der Ausarbeitung der Verfah-
rensdetails beziehungsweise im Rahmen einer Parame-
trisierung das Ausmaß des Genauigkeitsverlusts ver-
schiedener Verfahrensvarianten systematisch anhand 
geeigneter Kennzahlen bewertet werden | 5. Eine mög-
lichst originalgetreue Abbildung des ursprünglichen 
Datensatzes sollte gewährleistet werden, um das Ziehen 
falscher Schlussfolgerungen aus statistischen Ergebnis-
sen zu verhindern. Diese Gefahr besteht insbesondere 
dann, wenn eine Geheimhaltungsmaßnahme zu einer 
starken Veränderung in der Verteilung eines Einzelmerk-
mals führt oder den Zusammenhang zweier oder meh-
rerer Merkmale stark verzerrt. Je nach Verfahren können 
größere Veränderungen zufällig oder sogar in Form sys-
tematischer Verzerrungen auftreten, das heißt dem Ver-
fahren inhärent sein. Letzteres Problem kann zum Bei-
spiel eintreten, wenn Fallzahlen von 1 und 2 in einem 
Datensatz überrepräsentiert sind und deterministisch 
abgerundet werden. Ein nutzerseitiges Aufsummieren 
dieser Fallzahlen führt dann zu einer negativen Verzer-
rung der gebildeten Summe.

Kommt es bei einzelnen Ergebnissen zu einer starken 
Beeinträchtigung der Genauigkeit, sollte diese Quali-
tätseinschränkung für den Endnutzer klar gekennzeich-
net sein (Kriterium 2.3.1). Abhängig vom konkreten 
Nutzerbedarf kann ein Genauigkeitsverlust auch eine 
verminderte Relevanz für die Nutzerin oder den Nutzer 
zur Folge haben (Kriterium 2.2.1). 

Ein spezieller Sachverhalt besteht, wenn der Gesetz-
geber unmittelbare Rechtsfolgen an das statistische 
Ergebnis knüpft (zum Beispiel im Falle von Einwohner-
zahlen). Auch wenn im Einsatz von datenverändernden 
Verfahren | 6 grundsätzlich ein zulässiges Mittel zur Dar-

 5 Eine Liste möglicher Kennzahlen zur Bewertung des Informations-
verlusts von Geheimhaltungsverfahren sowie Beispielrechnungen 
zu verschiedenen Verfahren und Parametrisierungen enthält das 
Gesamtdokument „Entscheidungskriterien für die Auswahl eines 
Geheimhaltungsverfahrens“ (Rohde und andere, 2018).

 6 Datenverändernde Verfahren (wie die stochastische Überlagerung 
oder SAFE) unterscheiden sich von informationsreduzierenden Ver-
fahren (wie der Zellsperrung) dadurch, dass sie geheim zu haltende 
Informationen nicht unterdrücken, sondern durch veränderte Ergeb-
nisse ersetzen (Gießing und andere, 2014; Kleber/Gießing, 2018).

stellung von Ergebnissen der Bundesstatistik besteht, 
dürfen diese spezifischen statistischen Ergebnisse durch 
ein Geheimhaltungsverfahren nicht verändert werden. | 7 
Bei der Wahl eines datenverändernden Verfahrens für 
eine Statistik muss in diesem Fall die Option bestehen, 
einzelne Werte, die nicht der primären Geheimhaltung 
unterliegen, unverändert zu veröffentlichen, ohne dass 
es dadurch zu inakzeptablen Aufdeckungsrisiken bei 
anderen statistischen Ergebnissen (zum Beispiel Ein-
wohner nach Staatsangehörigkeit) kommt.

2.2.3 Aktualität 

Grundsatz 13 des Code of Practice erhebt den Anspruch 
der Aktualität einer Statistik und fordert deren terminge-
treue Veröffentlichung. Aktualitätsverluste aufgrund von 
Geheimhaltungsmaßnahmen sollten deshalb im Zuge 
einer vorausschauenden Zeitplanung so weit wie möglich 
vermieden werden. Ein Geheimhaltungsverfahren kann 
dieser Forderung zum einen Rechnung tragen, indem 
dessen Durchführung in den Statistischen Ämtern zwar 
koordiniert und einheitlich, jedoch zeitlich unabhängig 
voneinander stattfinden kann. Dies ist insbesondere 
von Bedeutung, wenn die Erstveröffentlichung für eine  
Statistik durch die Länder erfolgt und die Veröffent-
lichung unabhängig vom Fortschritt des Geheimhal-
tungs prozesses anderer Länder erfolgen kann. Vor-
aussetzung hierfür ist die Wahl eines entsprechenden 
Verfahrens sowie gegebenenfalls notwendiger Parame-
ter. Für die bei bestimmten Verfahren zur Vermeidung 
von Aufdeckungsrisiken notwendige und sinnvoller-
weise zentral durchgeführte Geheimhaltung müssen 
hingegen erst die Daten aller Länder vorliegen, um 
den Geheimhaltungsprozess (vor allem hinsichtlich 
der Sekundärgeheimhaltung) abschließen zu können 
(Handbuch zur Statistischen Geheimhaltung, Abschnitt 
2.4.5). Dies bedeutet für einzelne Länder mitunter einen 
Aktualitätsverlust. Die Möglichkeit einer automatisier-
ten Durchführung des Geheimhaltungsverfahrens führt 
in der Regel zu deutlichen Zeitvorteilen gegenüber einer 
manuellen Bearbeitung und trägt somit zur Aktualität 
der Statistik und zur Einhaltung gesetzter Veröffent-
lichungstermine bei.

 7 Auf Beschluss des Bund-Länder-Arbeitskreises „Rechtsfragen der 
Statistik“ im Jahr 2016.
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2.2.4 Vergleichbarkeit 

Grundsatz 14 des Verhaltenskodex für europäische 
Statistiken betont die Notwendigkeit der Kohärenz und 
Vergleichbarkeit statistischer Produkte. Zueinander in 
Beziehung stehende Statistiken sollen möglichst kon-
sistent sein und gemeinsam verwendet werden kön-
nen (Grundsatz 14.1). Ein Geheimhaltungsverfahren 
sollte diesen Grundsatz nicht substanziell beeinträch-
tigen. Übermittelt eine Fachstatistik einer anderen 
Fach statistik Werte zur Veröffentlichung (zum Beispiel 
Umweltschutzinvestitionen, die als Teilposten in den 
Wert für allgemeine Investitionen einfließen), so sollte 
gewährleistet sein, dass der originäre Geheimhaltungs-
schutz nicht aufgehoben wird.

Ein weiterer wichtiger Nutzenaspekt vieler Statistiken 
besteht in der intertemporalen Vergleichbarkeit der 
betreffenden Statistik (Grundsatz 14.2). Die Anwendung 
eines Geheimhaltungsverfahrens sollte diese Vergleich-
barkeit über den Zeitverlauf hinweg aufrechterhalten. 
Soweit möglich sollte sie nicht dazu führen, dass Daten-
lücken entstehen, starke Verzerrungen von Verhältnis-
werten auftreten oder Trends einer Zeitreihe signifikant 
verändert oder sogar umgekehrt werden (zum Beispiel 
durch eine stark gegenläufige Wertveränderung zu zwei 
aufeinanderfolgenden Berichtszeitpunkten – Kriterium 
2.2.2). Da jeder Wechsel des Geheimhaltungsverfahrens 
im Zeitablauf faktisch einen Methodenbruch darstellt, 
sind dessen Auswirkungen möglichst gering zu halten 
und Nutzerinnen und Nutzern, wie auch etwaige auftre-
tende starke Verzerrungen von Trends, klar zu kommu-
nizieren (Kriterien 2.2.1 und 2.3.1).

2.2.5 Additivität

Ebenfalls durch Grundsatz 14 des Code of Practice 
gedeckt ist die Forderung nach der Additivität einer 
Tabelle. Diese liegt vor, wenn sich die Innenfelder einer 
Tabelle zeilen- und spaltenweise zur jeweiligen ausge-
wiesenen Randsumme addieren. Additivität beschreibt 
das Vorliegen tabelleninterner Konsistenz und steht da -
mit in direktem Bezug zu den Kriterien 2.2.4 und 2.2.6. 
Nicht-Additivität entsteht, wenn die Geheimhaltung von 
Tabelleninnenfeldern und Randfeldern unabhängig von-
einander erfolgt und somit Differenzen zwischen den 
aggregierten Ergebnissen und der entsprechenden aus-
gewiesenen Randsumme auftreten können. | 8

 8 Nicht-Additivität ist von reinen Rundungsdifferenzen abzugrenzen.

Nicht-additive Ergebnisse werden von Nutzerseite unter 
Umständen nicht ohne Weiteres akzeptiert, weshalb 

einer klaren und transparenten Nutzerkommunikation 

eine besondere Bedeutung zukommt (Kriterium 2.3.1). 

Dies ist auch deshalb von Relevanz, da sich das Aus-

maß der Nicht-Additivität immer weiter erhöhen kann, 

wenn nicht-additive Daten von Nutzerinnen und Nut-

zern nachträglich verdichtet werden. Dem Problem der 

daraus resultierenden Genauigkeitsverluste könnte mit 

der Veröffentlichung von Ergebnissen in vielfältigen Ver-

dichtungsstufen entgegengetreten werden. Im Idealfall 

ermöglichen Web-Zugriffe sogar die Verwendung von 

Daten mit einem maßgeschneiderten Verdichtungsgrad 

(Kriterium 2.3.5). Werden Parameter oder Regeln des 

Geheimhaltungsprozesses im Zuge einer transparen-

ten Darlegung des Geheimhaltungsprozesses kommu-

niziert, ist hingegen ein potenzielles Aufdeckungsrisiko 

einer geheimzuhaltenden Einzelangabe beim Auftreten 

von Nicht-Additivität zu beachten.

2.2.6 Konsistenz

Neben der in Kriterium 2.2.4 formulierten Vergleichbar-

keit stellt die auswertungsübergreifende Konsistenz von 

Statistiken ein weiteres Qualitätskriterium statistischer 

Produkte dar, das sich aus Grundsatz 14.1 des Code of 

Practice ableiten lässt und auch nach der Anwendung 

eines Geheimhaltungsverfahrens erfüllt sein sollte. 

Logisch identische Angaben sollten über verschiedene 

Auswertungen hinweg aufrechterhalten und immer mit 

demselben Wert ausgewiesen werden. Eng mit diesem 

Aspekt verwoben ist die Vermeidung fachlicher Para-

doxien in einer Statistik. Weisen Analysen logische 

Zusammenhänge auf, sollten nach Anwendung des 

Geheimhaltungsverfahrens keine in sich widersprüch-

lichen Ergebnisse entstehen (zum Beispiel das Auswei-

sen einer von Null verschiedenen Bevölkerungszahl mit 

Hochschulabschlüssen in der Altersklasse von 0 bis 5 

Jahren). 

Für Nutzerinnen und Nutzer sind konsistente Ergeb-

nisse wesentlich, um eine eindeutige, nicht angreifbare 

Interpretation zum Beispiel von Studienergebnissen 

zu gewährleisten. Fehlende Konsistenz führt (wie auch 

Nicht-Additivität) bei Nutzerinnen und Nutzern zu Irrita-

tionen und erfordert eine transparente und durchdachte 

Kommunikation (Kriterium 2.3.1). 
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2.3 Datennutzung (Praktikabilität)

Um den in Grundsatz 15 des Verhaltenskodex für europä-

ische Statistiken formulierten Ansprüchen der Zugäng-

lichkeit und Klarheit zu genügen, sollte die amtliche 

Statistik einen benutzerfreundlichen Zugang zu ihren 

statistischen Produkten bieten und den Entstehungs-

prozess einer Statistik transparent darstellen. Dies bil-

det das Fundament für eine breite öffentliche Akzeptanz 

der amtlichen Statistik. Ergänzend zu den in Kapitel 2.2 

diskutierten verbindlichen Qualitätsstandards benennt 

Grundsatz 15 des Code of Practice konkret das Prinzip 

einer klaren und verständlichen Präsentation sowie eine 

für die Endnutzung praktikable Art der Veröffentlichung 

der angebotenen Statistiken. 

2.3.1 Komplexität und Transparenz 

Zugänglichkeit und Klarheit erfordern laut Grundsatz 

15.1 des Code of Practice unter anderem eine Präsen-

tation von Statistiken und entsprechenden Metadaten, 

die sowohl deren korrekte Interpretation als auch aus-

sagekräftige Vergleiche erleichtert. Als Anforderungen 

an ein Geheimhaltungsverfahren ergeben sich daraus 

einige eng miteinander verknüpfte Aspekte.

Zunächst sind Nutzerinnen und Nutzer darauf ange-

wiesen, dass der Geheimhaltungsprozess möglichst 

transparent dargelegt werden kann. Sie benötigen klar 

nachvollziehbare Dokumentationen, in denen auch 

die essenziellen Vor- und Nachteile des eingesetzten 

Verfahrens benannt werden (Grundsatz 15.5 des Code 

of Practice). Diese sollten so abgefasst sein, dass der 

Geheimhaltungsschutz mithilfe der enthaltenen Infor-

mationen nicht rückgängig gemacht werden kann.

Um eine korrekte Interpretation der Ergebnisse zu ermög-

lichen, sollte eine verständliche Erläuterung der mög-

lichen Einflüsse des Geheimhaltungsverfahrens auf die 

Datenqualität gemeinsam mit der Auswertung angeboten 

werden (Grundsatz 15.6 des Code of Practice). Zusätzlich 

zur erhebungsinhärenten Schätzungenauigkeit sollten 

die durch das Geheimhaltungsverfahren verursachten 

Einschränkungen in der Genauigkeit (insbesondere bei 

datenverändernden Verfahren) in jedem Fall kommu-

niziert und gegebenenfalls gekennzeichnet werden, 

damit Nutzerinnen und Nutzer entscheiden können, ob 

die Genauigkeit für ihre Zwecke ausreichend ist.

Inwieweit der Geheimhaltungsprozess verständlich und 

transparent dargelegt werden kann, hängt maßgeblich 

vom Grad der Komplexität des Verfahrens ab. Metho-

disch besonders komplexe Verfahren sind Nutzerinnen 

und Nutzern, aber auch innerhalb der Statistischen 

Ämter schwerer zu kommunizieren als sehr einfache 

oder bereits bekannte Verfahren. Infolgedessen steigt 

das Risiko, dass die zum Geheimhaltungsverfahren 

bereitgestellten Informationen nicht nachvollzogen 

werden können und dadurch gegebenenfalls sogar die 

Qualität des statistischen Produkts infrage gestellt wird. 

Die Akzeptanz des Geheimhaltungsverfahrens hängt 

somit unter anderem davon ab, inwieweit der in jedem 

Fall auftretende Informationsverlust für Nutzerinnen und 

Nutzer offensichtlich ist und ob der Sinn und Zweck des 

Informationsverlusts nachvollziehbar erläutert werden 

kann (zum Beispiel Inkaufnahme fehlender Additivität, 

um die Varianz der Veränderungen der Randsummen zu 

reduzieren). Darüber hinaus ist die transparente Kenn-

zeichnung von Ergebnissen wichtig, deren Aussagekraft 

durch das Geheimhaltungsverfahren eingeschränkt oder 

nicht gegeben ist (Kriterium 2.2.2). Die Schaffung von 

Transparenz und einfacher Kommunizierbarkeit muss 

dabei stets unter der Maßgabe der Sicherstellung des 

Geheimhaltungsschutzes erfolgen (Abschnitt 2.1). So 

sollte berücksichtigt werden, dass beispielsweise die 

Kenntnis um die exakten Werte einzelner Parameter das 

Aufdeckungsrisiko erhöhen kann.

2.3.2 Replizierbarkeit 

In Bezug auf die Arbeit mit empirischen Daten bedeutet 

Replizierbarkeit, dass eine Untersuchung bei identischer 

Datenbasis und unter Verwendung der gleichen Metho-

dik wiederholbar ist und zu einem identischen Ergebnis 

führt. Die Reproduzierbarkeit von Ergebnissen ist für die 

Glaubwürdigkeit wissenschaftlicher Arbeiten von hoher 

Bedeutung, damit Analysen und Schlussfolgerungen 

von der wissenschaftlichen Gemeinschaft überprüft wer-

den können (Kriterium 2.3.6). Für Veröffentlichungen der 

Statistischen Ämter stellt die Replizierbarkeit von Ergeb-

nissen ebenfalls eine wichtige Eigenschaft dar, da das 

Vertrauen in amtliche Ergebnisse sinkt, wenn diese nicht 

von der unabhängigen Wissenschaft nachvollzogen wer-

den können. Ein Geheimhaltungsverfahren sollte des-

halb gewährleisten, dass auf einer identischen Daten-

basis und auf gleicher Methodik beruhende Analysen 

weiterhin zu einem identischen Ergebnis führen. 
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2.3.3 Anwendungsbreite des Verfahrens 

Je nach Statistik sind Fallzahlen und/oder Werte einer 
Geheimhaltungsprüfung zu unterziehen. Bei der Aus-
wahl eines Geheimhaltungsverfahrens ist zunächst dar-
auf zu achten, dass sich das Verfahren für die jeweilige 
Statistik eignet.

Neben der Geheimhaltung von Tabellen sollte sich ein 
Geheimhaltungsverfahren zur Anwendung auf möglichst 
viele weitere Formen statistischer Auswertungen eignen, 
wobei hier der Nutzerbedarf zu beachten ist (insbeson-
dere bei FDZ-Nutzung, siehe Kriterium 2.3.6). Zu berück-
sichtigen ist außerdem, dass bei der Datennutzung 
eventuell neue Merkmale und Merkmalskategorien (zum 
Beispiel im Rahmen eines Web-Zugriffs auf Daten oder 
bei der Nutzung von Einzeldaten, siehe Kriterium 2.3.5) 
gebildet werden. Für die Anwendung des Geheimhal-
tungsverfahrens auf multivariate Analysen sollte sicher-
gestellt werden, dass die Sinnhaftigkeit der errechneten 
Zusammenhänge, die Signifikanz der Effekte sowie die 
Interpretation der betreffenden Schätzwerte (zum Bei-
spiel Regressionskoeffizienten) gemäß den Original-
daten erhalten bleiben. Bei der Erstellung von Zeitreihen 
sollte die intertemporale Vergleichbarkeit gewährleistet 
sein (Kriterium 2.2.4). Falls zudem eine Analyse auf geo-
grafischer Gitterzellenebene (§ 10 Absätze 2 und 3 Bun-
desstatistikgesetz) für die betreffende Statistik ange-
boten wird, sollte sich das Geheimhaltungsverfahren für 
tabellarische und kartografische Auswertungen gleicher-
maßen | 9 eignen, um eine einheitliche Geheimhaltung 
sicherzustellen (Kriterium 2.1.3). In allen beschriebenen 
Fällen ist gleichzeitig insbesondere auf die Erfüllung 
der in Abschnitt 2.2 formulierten Qualitätsstandards 
zu achten. Falls sich ein Geheimhaltungsverfahren 
nicht für alle genannten Auswertungsmethoden eignet, 
sollte zumindest eine Kombination mit einem anderen 
Geheimhaltungsverfahren möglich sein, wobei jedoch 
das Auftreten von zusätzlichen Aufdeckungsrisiken und 
auswertungsübergreifenden Inkonsistenzen zu vermei-
den ist (Kriterium 2.2.4).

Weiterhin sollte ein Geheimhaltungsverfahren auch 
dann anwendbar bleiben, wenn amtliche Datensätze 
miteinander verknüpft oder mit externen Daten sätzen 

 9 Das Expertengremium für die Analyse und Darstellung georeferen-
zierter Daten des Statistischen Verbunds hat 2017 beschlossen, 
dass „Geheimhaltung grundsätzlich das Gesamtveröffentlichungs-
programm berücksichtigen muss; tabellarische und kartografische 
Auswertungen müssen gemeinsam betrachtet werden“. 

beziehungsweise zusätzlichen Merkmalen kombiniert 
werden, was insbesondere bei der Nutzung durch 
externe Dritte sowie in den Forschungsdatenzentren von 
Relevanz ist (Kriterien 2.1.4 und 2.3.6).

2.3.4 Flexibilität bei Veröffentlichungen

Als weiteren Indikator für die Zugänglichkeit eines statis-
tischen Produkts benennt der Code of Practice in Grund-
satz 15.3 die Bereitstellung von maßgeschnei derten 
Analysen. In der Regel lässt sich nicht im Voraus pla-
nen, welche Merkmalskombinationen einer Statistik für 
Veröffentlichungen oder Kundenanfragen benötigt wer-
den. Ein Geheimhaltungsverfahren sollte daher ermög-
lichen, auch nicht zum abgestimmten Veröffentlichungs-
programm gehörende Analysen schnell und einfach 
einer Geheimhaltungsprüfung unterziehen zu können. 
Ansonsten fällt unter Umständen ein hoher (manueller) 
Geheimhaltungsaufwand an, da gleichzeitig auf eine 
einheitliche und konsistente Geheimhaltung mit den 
bereits veröffentlichten Ergebnissen zu achten ist (Krite-
rien 2.1.3 und 2.2.4). Das Erfordernis der Aufrechterhal-
tung des Geheimhaltungsschutzes innerhalb früherer 
Veröffentlichungen kann zu Einschränkungen in der Fle-
xibilität hinsichtlich der Erstellung von Sonderanalysen 
oder bereits geplanter Auswertungen führen. In Konse-
quenz daraus kann es zu einem eingeschränkten Daten- 
beziehungsweise Merkmalsangebot kommen, welches 
wiederum die Frage nach der Relevanz des statistischen 
Produkts aufwerfen kann (Kriterium 2.2.1).

Ein hohes Maß an Flexibilität sollte auch hinsichtlich 
der Umsetzbarkeit des Verfahrens in den Statistischen 
Ämtern gegeben sein. Wie bereits in Kriterium 2.2.3 
angesprochen, sollte ein Geheimhaltungsverfahren 
möglichst dezentral durchgeführt werden können, 
um Aktualitätsverluste so weit wie möglich zu vermei-
den. Zudem kann eine dezentrale Durchführbarkeit der 
Geheimhaltung gegebenenfalls eine flexiblere Reaktion 
auf Kundenbedürfnisse ermöglichen.

2.3.5 Datenbanken und Web-Zugriff

Ein weiteres, mit dem Aspekt der Flexibilität (Kriterium 
2.3.4) verbundenes Kriterium der praktikablen Daten-
nutzung betrifft die Möglichkeit der Einbettung des 
Geheimhaltungsprozesses in die Struktur von Daten-
banken, um einen flexiblen Nutzerzugriff anbieten zu 
können. Dieses Kriterium ist durch den Grundsatz 15.2 

Statistisches Bundesamt | WISTA | 3 | 201898



Entscheidungskriterien für die Auswahl eines Geheimhaltungsverfahrens 

des Code of Practice motiviert, der eine Verbreitung der 
Statistiken mithilfe moderner Informations- und Kom-
munikationstechnologien fordert.

Ein Geheimhaltungsverfahren sollte in den Arbeits-
ablauf zur Befüllung von Datenbanksystemen integriert 
werden können. Das verwendete Verfahren sollte dabei 
effi ziente Produktionsprozesse von Ergebnissen ermög-
lichen und die Aufdeckung von Einzeldaten für alle 
erstellbaren Auswertungen und über alle Aggregations-
ebenen hinweg ausschließen.

Zudem sollte ein Geheimhaltungsverfahren die flexible 
Zusammenstellung von Auswertungen und den Abruf 
selbst definierter Datenquader für Nutzerinnen und 
Nutzer in Form von Web-Zugriffen auf die Datenbank, 
zum Beispiel über GENESIS oder die Zensusdatenbank, 
erlauben. Um den erforderlichen Geheimhaltungsschutz 
sicherzustellen, ist hierbei unter den Statistischen 
Ämtern eine enge Abstimmung bezüglich der eingesetz-
ten Veröffentlichungsprogramme, Verfahren und Para-
meter erforderlich (Kriterium 2.1.3). Falls Web Reporting 
nicht nur den Abruf, sondern auch ein direktes Auslösen 
von Ergebnisberechnungen durch Nutzerinnen und Nut-
zer ermöglichen soll, muss der Geheimhaltungsmecha-
nismus in den Berechnungsablauf integriert werden. Die 
verwendeten Werkzeuge müssen dann auf die Original-
daten zugreifen können. Hieraus ergibt sich gegebenen-
falls ein höherer Implementierungsaufwand (Kriterium 
2.4.1).

2.3.6 Wissenschaftliche Nutzung – 
Forschungsdatenzentren 

Grundsatz 15.4 des Verhaltenskodex für europäische 
Statistiken fordert den Zugang zu Mikrodaten für For-
schungszwecke. Dieses sogenannte Wissenschafts-
privileg wird für die deutsche amtliche Statistik in § 16 
Absatz 6 Bundesstatistikgesetz geregelt. Die wissen-
schaftliche Nutzung von Einzeldatensätzen erfolgt über 
die Forschungsdatenzentren.

Die Ergebnisse werden vor der Herausgabe an die Nut-
zerinnen und Nutzer in den Forschungsdatenzentren auf 
Geheimhaltung geprüft | 10, wobei die in der jeweiligen 
Fachstatistik angewandten Geheimhaltungsverfahren 
und -regeln analog angewandt werden (Kriterium 2.1.4). 

10 Dies betrifft nur Ergebnisse, die über die sogenannte On-Site-
Zugangswege erstellt werden. 

Die zu den Fachstatistiken analoge Vorgehensweise in 

den Forschungsdatenzentren ist erforderlich, um nicht 

durch die Veröffentlichung unterschiedlich geheim gehal-

tener Ergebnisse Geheimhaltungsrisiken zu schaffen. 

Zwar sind alle bisher beschriebenen Aspekte auch für 

die Geheimhaltung in den Forschungsdatenzentren rele-

vant, einige allerdings besonders hervorzuheben: Da 

Nutzerinnen und Nutzer für Inhalt, Methode und Quali-

tät der Ergebnisse selbst verantwortlich sind und diese 

die Grundsätze wissenschaftlichen Arbeitens einhalten 

müssen, sind in Bezug auf die Geheimhaltung eine hohe 

Transparenz der Geheimhaltungsmethodik, eine Quali-

tätskennzeichnung von Ergebnissen auf Basis daten-

verändernder Verfahren (Kriterium 2.3.1) sowie Konsis-

tenz und Replizierbarkeit der Ergebnisse (Kriterien 2.2.6 

und 2.3.2) unabdingbar.

Essenziell ist in den Forschungsdatenzentren die Anwen-

dungsbreite von Geheimhaltungsverfahren (Kriterium 

2.3.3), da die Wissenschaftsfreiheit ein selbstständiges 

und freies Arbeiten mit den Daten erfordert. So werden 

in den Forschungsdatenzentren beispielsweise statis-

tische Analyseverfahren zur Erforschung von Zusam-

menhängen genutzt und verschiedenste statistische 

Kennzahlen erzeugt. Zudem werden Datensätze oft-

mals miteinander verknüpft. Geheimhaltungsverfahren 

sollten deshalb so konzipiert sein, dass dies weiterhin 

möglich ist. Dabei sollten sowohl Verknüpfungen von 

amtlichen Datensätzen untereinander als auch Verknüp-

fungen von amtlichen Daten mit Daten aus externen 

Quellen berücksichtigt werden.

Neben der On-Site-Nutzung in den Forschungsdaten-

zentren (Gastwissenschaftsarbeitsplatz, Kontrollierte 

Datenfernverarbeitung) werden der Wissenschaft auch 

faktisch anonyme Einzeldatensätze (Scientific-Use-Files) 

und absolut anonyme Einzeldatensätze (Public-Use-

Files) zur Nutzung in der wissenschaftlichen Einrichtung 

zur Verfügung gestellt. Die Sicherstellung der Geheim-

haltung erfolgt in diesem Fall nicht nach der Ergebnis-

erstellung in den Forschungsdatenzentren, sondern  

a priori über die Anonymisierung der Einzeldatensätze 

durch die Forschungsdatenzentren. Für die ergebnis-

seitige Geheimhaltung und die Anonymisierung werden 

unter Umständen unterschiedliche Methoden eingesetzt 

(zum Beispiel Zellsperrung zur Ergebnisgeheimhaltung, 

Vergröberung zur Anonymisierung der Einzeldaten). 

Hierbei ist zu beachten, dass durch den Abgleich von 
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Veröffentlichungen kein Aufdeckungsrisiko entsteht, 
wenn die Ergebnisse über verschiedene Zugangswege 
erstellt und die zugrunde liegenden Daten damit unter-
schiedlich geheim gehalten beziehungsweise anonymi-
siert wurden. 

Bei der Konzeption eines Geheimhaltungsverfahrens 

sollten die Bedarfe der wissenschaftlichen Nutzung 

berücksichtigt werden. Sollte ein neu entwickeltes 

Geheimhaltungsverfahren in den Forschungsdatenzen-

tren nicht effizient einsetzbar sein, kann dies dazu füh-

ren, dass eine mit diesem Verfahren geheim gehaltene 

Statistik nicht (mehr) in den Forschungsdatenzentren 

angeboten werden kann und entsprechend für wissen-

schaftliche Auswertungen nicht zur Verfügung steht. 

Alternativ ist zu überlegen, ob in den Forschungsdaten-

zentren gegebenenfalls mit einem anderen Verfahren 

geheim gehalten werden kann, falls auch dieses effi-

zient umsetzbar wäre und nicht zu einer Aufdeckung 

der geheim gehaltenen Daten führen würde. Damit 

würde allerdings vom bisherigen Grundsatz abgewi-

chen, nach dem in den Forschungsdatenzentren immer 

analog zur Fachstatistik geheim gehalten wird (Kriterium 

2.1.3). Vor diesem Hintergrund hat das den Referenten- 

be sprechungen übergeordnete Gremium diese im Juni 

2017 allgemein beauftragt, „die FDZ (…) bereits bei 

der Neukonzeption oder bei der Weiterentwicklung der 

jeweiligen Fachstatistik in die Diskussion zur Geheim-

haltung einzubeziehen.“

2.4 Wirtschaftlichkeit

Ein effektiver Einsatz der zur Verfügung stehenden 

Ressourcen gewährleistet die Wirtschaftlichkeit statis-

tischer Prozesse (Grundsatz 10 des Verhaltenskodex für 

europäische Statistiken). Alle Aufwände und Potenziale, 

die sich aus der Umsetzung eines Geheimhaltungsver-

fahrens in die Arbeitsprozesse einer Fachstatistik erge-

ben können, sind daher auch im Hinblick auf ihre Wirt-

schaftlichkeit zu prüfen.

2.4.1 Implementierungsaufwand 

Die Umsetzung eines Geheimhaltungsverfahrens in den 

regulären Arbeitsbetrieb einer Fachstatistik erfordert im 

ersten Schritt Aufwand bei der methodischen Planung 

und Entwicklung eines statistikspezifischen Geheimhal-

tungskonzepts. 

Während der Konzeptionsphase bedarf es vor allem ge -

nügend zeitlicher und personeller Ressourcen. Zunächst 

sollten dabei die Anforderungen der Fach statistik (ein-

schließlich rechtlicher Fragen) in Bezug auf die Geheim-

haltung erarbeitet werden. Anhand dieser Anforderun-

gen und des Kriterienkatalogs als Entscheidungshilfe 

kann anschließend ein passendes Geheimhaltungsver-

fahren ausgewählt werden. Berücksichtigt werden soll-

ten dabei gegebenenfalls unterschiedliche Prioritäten 

von Bund und Ländern. Falls die Fachstatistik in den 

Forschungsdatenzentren bereitgestellt wird, sind diese 

zudem in den Planungsprozess einzubeziehen (Krite-

rium 2.3.6).

Der während der Konzeptionsphase anfallende Aufwand 

ist maßgeblich abhängig vom ausgewählten Geheimhal-

tungsverfahren: Lässt das Verfahren eine anschließende 

flexible Erstellung von Auswertungen entsprechend des 

Nutzerbedarfs nicht zu, müssen das Veröffentlichungs-

programm und der Detaillierungsgrad der Auswertungen 

bereits in der Konzeptionsphase festgelegt werden (Kri-

terien 2.3.4 und 2.3.5). Zudem kann je nach Verfahren 

ein zeitintensiver Planungsprozess für einen Geheim-

haltungsmechanismus, der zwischen Bund und Ländern 

abgestimmt werden muss, notwendig sein. 

Das entwickelte Konzept muss in einem weiteren Schritt 

geprüft und auch hinsichtlich der Parametrisierung des 

Verfahrens getestet werden. Hier entsteht unter Umstän-

den zusätzlicher Aufwand, wenn der Evaluierungs-

prozess spezielle Expertise erfordert oder mit einer 

hohen Rechenzeit verbunden ist.

Nach der erfolgreichen Testphase können die einzelnen 

Schritte des Geheimhaltungsprozesses in geeigneter 

Weise in die Arbeitsprozesse der Fachstatistik imple-

mentiert werden, wofür bestehende Abläufe gegebe-

nenfalls angepasst werden müssen. Der hierfür konkret 

anfallende Aufwand hängt von der eingesetzten Technik 

beziehungsweise der Verfügbarkeit von Modulen zur 

Umsetzung der Geheimhaltungsschritte in den vorgese-

henen Auswertungsprogrammen ab und sollte bereits 

im Rahmen der Testphase abgeschätzt werden. Algorith-

men und Funktionen, auf denen das Verfahren basiert 

beziehungsweise die zur Kennzeichnung von Ergebnis-

sen verwendet werden, müssen in die Auswertungs-

software integriert werden beziehungsweise es sollten 

Codes oder Makros zur Umsetzung in der eingesetzten 

Softwarelösung zur Verfügung stehen. Falls entspre-
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chende IT-Verfahren erst entwickelt und anschließend in 

den Arbeitsprozess der Fachstatistik implementiert wer-

den müssen, entsteht kurz- und mittelfristig personel-

ler, zeitlicher und gegebenenfalls monetärer Aufwand 

(Kriterium 2.4.3). Zu berücksichtigen sind außerdem 

die notwendige Einarbeitungszeit in die neue Methodik 

sowie gegebenenfalls entsprechende Schulungen für 

die betroffenen Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter.

Wird die Fachstatistik in den Forschungsdatenzentren 

angeboten, sollte die Bereitstellung der zur Geheimhal-

tung verwendeten Software, Makros und Codes sowie 

die Unterstützung und Beratung der Forschungsdaten-

zentren bei der Implementierung gewährleistet sein, 

was zusätzlichen personellen und zeitlichen Aufwand 

sowohl in der Fachstatistik als auch in den Forschungs-

datenzentren nach sich zieht.

2.4.2 Laufender Aufwand 

Grundsätzlich sollte ein Geheimhaltungsverfahren so 

konzipiert sein, dass die geheimhaltungsspezifische 

Datenaufbereitung und die Freigabe der Ergebnisse zur 

Veröffentlichung kurzfristig nach der Ergebnisprüfung 

erfolgen kann (Kriterium 2.2.3 beziehungsweise Grund-

sätze 10.1 und 13 des Code of Practice). Für die Vorbe-

reitung und die operative Durchführung der Geheim-

haltung sollten daher laufend personelle und zeitliche 

Ressourcen eingeplant werden. Die Möglichkeit der 

automatischen Einbindung der Geheimhaltung in die 

IT-Prozesse ist deshalb zu berücksichtigen.

Einen für die Art und den Umfang des laufenden Auf-

wands entscheidenden Faktor stellt die Möglichkeit 

eines maschinellen Geheimhaltungsprozesses dar. 

Kann ein Verfahren nur manuell umgesetzt werden, 

sind der Umfang der zu prüfenden Tabellen sowie die 

Komplexität der erforderlichen Schritte hinsichtlich der 

zeitlichen Belastung von zentraler Bedeutung. Kann das 

Geheimhaltungsverfahren hingegen maschinell umge-

setzt werden, stehen Automatisierungsgrad und anfal-

lende Rechenzeit im Vordergrund. Die Rechenzeit hängt 

stark von der mathematischen Komplexität der einge-

setzten Geheimhaltungsmethode ab. Bei sehr rechen-

intensiven Algorithmen fällt auch die Leistungsfähigkeit 

der zugrunde liegenden Hardware ins Gewicht. Können 

alle Schritte des Produktionsprozesses automatisiert 

ablaufen, verringert sich der Aufwand zur Sicherstellung 

der Geheimhaltung in den Fachabteilungen und den For-

schungsdatenzentren, was sich wiederum positiv auf 

die Wirtschaftlichkeit auswirkt. Zum laufenden Aufwand 

der Geheimhaltung gehört auch der eventuell anfallende 

Aufwand für eine Kennzeichnung hoher Abweichungen 

von den Originalwerten (Kriterium 2.2.2), die in diesem 

Fall möglichst automatisiert erfolgen sollte. Hierfür ist 

gegebenenfalls auch eine spezielle fachliche Beurtei-

lung von Abweichungen bei Vergleichsindikatoren not-

wendig. Wie bereits für die Konzeptionsphase erörtert, 

ist auch für die Produktion von Auswertungen relevant, 

ob das Geheimhaltungsverfahren eine flexible Erstel-

lung von Sonderauswertungen erlaubt (Kriterien 2.3.4 

und 2.4.1). Ist dies nicht der Fall, können die Rechenzeit 

und auch die Zahl der Geheimhaltungsfälle durch die 

dann notwendige Bereitstellung von Auswertungen in 

vielfältigen Verdichtungsstufen stark ansteigen. 

Personelle Ressourcen sollten außerdem für die Bera-

tung und Kommunikation mit Nutzerinnen und Nutzern 

der statistischen Produkte einkalkuliert werden. Deren 

Umfang hängt von der Komplexität und vom Bekannt-

heitsgrad des Geheimhaltungsverfahrens ab. Insbeson-

dere in den Forschungsdatenzentren besteht dazu gege-

benenfalls auch fortlaufender Beratungsbedarf.

2.4.3 Potenzial für standardisierte IT-Lösungen 
zur Durchführung der Geheimhaltung

Die Standardisierung eines Geheimhaltungsprozes-

ses kann zu einer Erhöhung der Wirtschaftlichkeit der 

Arbeitsabläufe einer Fachstatistik führen. Als Indika-

toren für die Wirtschaftlichkeit statistischer Prozesse 

benennt der Verhaltenskodex für europäische Statis-

tiken unter anderem die Ausschöpfung des Produktivi-

tätspotenzials der Informations- und Kommunikations-

technologie (IT) bei der Datenverarbeitung (Grundsatz 

10.2 des Code of Practice) sowie die Realisierung stan-

dardisierter Lösungen durch die statistischen Stellen 

(Grundsatz 10.4 des Code of Practice).

Um überhaupt Potenzial für eine methodische Standar-

disierung zu bieten, sollte ein Geheimhaltungsverfahren 

stets aus den gleichen Arbeitsschritten bestehen (Krite-

rium 2.4.2). In diesem Fall bietet sich die Möglichkeit, 

den Geheimhaltungsprozess mittels standardisierter 

Softwarelösungen zu unterstützen. Falls im Statis-

tischen Verbund noch keine standardisierten Tools zur 

Verfügung stehen, sollten das Einsparpotenzial durch 

die Prozessstandardisierung und der Implementierungs-
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aufwand, der durch die koordinierte Entwicklung ent-
sprechender IT-Lösungen anfällt, gegeneinander abge-
wogen werden (Kriterium 2.4.1). 

Zudem sollte geprüft werden, ob sich eine IT-Lösung 
direkt in vorhandene Auswertungsprogramme (wie zum 
Beispiel SAS) oder auch in eigene Produkte implemen-
tieren beziehungsweise mit ihnen kombinieren lässt 
(wie zum Beispiel GENESIS, länderspezifische Systeme). 
Für die Wirtschaftlichkeit ist außerdem von Relevanz, 
wie hoch der Automatisierungsgrad der IT-Lösung ist 
und in welchem Ausmaß noch manuell eingegriffen  
werden muss. 

Im Rahmen einer Wirtschaftlichkeitsanalyse ist eine 
neue Software jedoch nicht nur in Hinblick auf ihre Funk-
tionalität zu prüfen, sondern auch auf die Vereinbarkeit 
mit den technischen, organisatorischen, personellen 
und rechtlichen Rahmenbedingungen der deutschen 
amtlichen Statistik. Hierbei sind gegebenenfalls die 
Bewertung durch das Expertengremium für Geheimhal-
tung im Statistischen Verbund und die Erfahrungen von 

Teststatistiken zu beachten.

2.4.4 Nutzbarkeit des Potenzials der 
Informations- und Kommunikations-
technologie bei der Datenverbreitung 

Der Code of Practice fordert in Grundsatz 10.2 zur 
Sicherstellung der Wirtschaftlichkeit die Ausschöpfung 
des Potenzials moderner Informations- und Kommuni-
kationstechnologien nicht nur bei der Verarbeitung von 
Daten (Kriterium 2.4.3), sondern auch bei deren Verbrei-
tung. Diese Technologien ermöglichen den Nutzerinnen 
und Nutzern flexible und in weiten Teilen selbst spezi-
fizierbare Auswertungen des Datenangebots. Deshalb 
ist zu prüfen, ob die jeweilige Geheimhaltungsmethodik 
dies bei der Datenverbreitung gewährleisten kann. Ist 
diese Eigenschaft erfüllt, fällt in den Ämtern kein zusätz-
licher personeller oder zeitlicher Aufwand für die sepa-
rate Geheimhaltung von Sonderanalysen an. Voraus-
setzung für Wirtschaftlichkeitsgewinne ist, dass das 
Geheimhaltungsverfahren vollautomatisch umgesetzt 
ist. In Abgrenzung zu Kriterium 2.3.4 liegt der Fokus 
dieses Aspekts auf der Flexibilität aus Sicht der Statis-
tischen Ämter (und nicht aus Nutzersicht).

Das Potenzial der Informations- und Kommunika-
tionstechnologie kann in Abhängigkeit vom genutz-
ten Geheimhaltungsverfahren einerseits und den für 

Berechnungen in einem Verbreitungssystem vorgehal-

tenen Daten andererseits unterschiedlich gut ausge-

schöpft werden. Wir unterscheiden hier drei Szenarien 

mit unterschiedlich hohem Ausschöpfungspotenzial:

> Zu einem optimalen Ausschöpfungspotenzial kommt 
es, wenn in einem Verbreitungssystem Originaldaten 
vor Geheimhaltung hinterlegt werden können und 
Relevanz und Genauigkeit der Ergebnisse durch die 
Geheimhaltung nicht nennenswert beeinträchtigt wer-
den. Ein solches System stellt jedoch hohe Anforde-
rungen an die IT-Sicherheit und wurde im Statistischen 
Verbund bisher nicht implementiert. Werden im Ver-
breitungssystem trotzdem (durch geeignete IT-Sicher-
heitsvorkehrungen abgesichert) Originaldaten unver-
ändert eingelagert und abgerufene Ergebnisse dann 
auf dieser Datengrundlage berechnet, sind Relevanz 
und Genauigkeit der Ergebnisse bei Geheimhaltung 
mit einem post-tabularen Verfahren | 11 jedoch in der 
Regel sichergestellt. Würden dagegen ausschließlich 
prä-tabular | 12 geheim gehaltene Daten eingelagert, 
könnten die Anforderungen an die IT-Sicherheit redu-
ziert werden. Es bestünde dabei aber die Gefahr, dass 
Relevanz und Genauigkeit eines Teils der Ergebnisse 
nach Geheimhaltung den fachlichen Ansprüchen nicht 
mehr vollumfänglich genügen. Auch im Fall der Nut-
zung von prä-tabular geheim gehaltenen Daten kann 
es deshalb sinnvoll sein, zusätzlich auch Originalda-
ten einzulagern, um eine automatische Kennzeich-
nung von Ergebnissen mit hohen Abweichungen zu 
ermöglichen. Falls eine derartige Kennzeichnung mög-
lich wäre, fiele sowohl für den prä-tabularen als auch 
für den post-tabularen Ansatz kein zusätzlicher perso-
neller oder zeitlicher Aufwand in den Ämtern an, um 
Sonderanalysen geheim zu halten beziehungsweise 
um große Abweichungen zu kennzeichnen. Im Hin-
blick auf Aspekte der IT-Sicherheit wären diese beiden 
Varianten als gleichwertig anzusehen.

> Ohne hinterlegte Originaldaten kann ein reduzier-
tes, aber noch immer hohes Ausschöpfungspoten-
zial erreicht werden. Die Auswertungsmöglichkeiten 

11 Post-tabulare Geheimhaltungsverfahren (zum Beispiel Rundung 
oder stochastische Überlagerung) setzen erst bei den fertigen statis-
tischen Ergebnissen (zum Beispiel in Tabellen ausgewiesene Häufig-
keiten) an. 

12 Prä-tabular datenverändernde Geheimhaltungsverfahren (zum Bei-
spiel SAFE) werden direkt auf den Originaldatenbestand angewendet 
und modifizieren diesen so, dass für alle vorgesehenen Tabellen 
gleichzeitig die Anforderungen der Geheimhaltung erfüllt werden.
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beschränken sich dann auf fest definierte Quader 
und daraus entweder dynamisch berechenbare oder 
in entsprechendem Umfang auf vielfältigen Aggrega-
tionsebenen hinterlegte, dynamisch abrufbare Ergeb-
nisse. Die Relevanz und Genauigkeit der Ergebnisse 
kann in diesem Szenario gut gewährleistet werden. 
Die Flexibilität der Auswertung ist allerdings gegen-

über einem System mit hinterlegten Originaldaten 

etwas eingeschränkt. 

> Ein demgegenüber beschränktes Ausschöpfungspo-

tenzial bieten Systeme, die nur Zugriffe auf fest hin-

terlegte Quader (in relativ wenigen, grundsätzlich hie-

rarchisch angeordneten Aggregatstufen) ermöglichen 

und insbesondere keine nutzerseitig auslösbaren 

dynamischen Berechnungen zulassen. Die Genau-

igkeit der Ergebnisse kann auch in diesem Szenario 

sichergestellt werden. Die Relevanz kann allerdings 

durch den begrenzten Umfang an möglichen Auswer-

tungen weiter eingeschränkt sein. Die Anforderungen 

an die IT-Sicherheit sind für die Szenarien eines hohen 

und eines beschränkten Ausschöpfungspotenzials 

geringer als bei Nutzung eines optimalen Ausschöp-

fungspotenzials.

Bei der Diskussion zur Festlegung eines Geheimhal-

tungsverfahrens ist zu beachten, dass das Kriterium des 

Ausschöpfungspotenzials nicht nur in Zusammenhang 

mit der Relevanz und der Genauigkeit der Ergebnisse 

steht (Kriterien 2.2.1 und 2.2.2), sondern auch mit den 

übrigen der in Abschnitt 2.4 genannten Kriterien der 

Wirtschaftlichkeit eines Geheimhaltungsverfahrens ver-

knüpft ist.

3

Fazit und Ausblick 
auf den Kriterien katalog

Dieser Beitrag formuliert relevante Kriterien, die für die 

Auswahl eines Geheimhaltungsverfahrens in einer Fach-

statistik berücksichtigt werden sollten, und ordnet diese 

vier Kategorien zu. Diese detaillierte Beschreibung der 

Kriterien stellt einen wesentlichen Teil des ersten Kapi-

tels des Kriterienkatalogs dar. In diesem werden wei-

terhin vier aktuell häufig diskutierte Geheimhaltungs-

verfahren (Zellsperrung, Deterministische Rundung, 

SAFE und Stochastische Überlagerung) hinsichtlich der 

beschriebenen Kriterien beurteilt und miteinander ver-

glichen. Das Gesamtdokument wurde im Februar 2018 

durch das zuständige Lenkungsgremium des Statis-

tischen Verbunds verabschiedet und soll Referenten-

besprechungen künftig als verbindlicher Rahmen für die 

Entscheidungsfindung für ein Geheimhaltungsverfahren 
dienen. | 13 Ergänzend zum Kriterienkatalog bieten das 
Handbuch zur Statistischen Geheimhaltung beziehungs-
weise das im Rahmen der Europäischen Kooperation 
entstandene Handbuch „Statistical Disclosure Control“ 
(Hundepool und andere, 2012) eine ausführliche Dar-
stellung von Geheimhaltungsmethoden. 

13 Eine aktuelle Version findet sich im Intranet der Statistischen Ämter 
des Bundes und der Länder (Rohde und andere, 2018).
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ZUSAMMENFASSUNG

Das Statistische Bundesamt hat für das Berichtsjahr 2016 in der Ausländerstatistik 

ein Rundungsverfahren für die statistische Geheimhaltung eingeführt. Dieser Artikel 

erläutert die fachliche Abwägung der Vor- und Nachteile des Rundungsverfahrens vor 

dem Hintergrund der statistikspezifischen Anforderungen. Es zeigt sich, dass das ge-

wählte Geheimhaltungsverfahren Vorteile durch die einfache Implementierung, die 

große Flexibilität bei Ad-hoc-Auswertungen und seine intuitive Verständlichkeit hat. 

Nachteile sind die nicht mehr vorhandene Additivität der Ergebnisse und ein zumin-

dest theoretisch weiter existierendes Aufdeckungsrisiko in besonderen Fällen. Auch 

die Tatsache, dass die Rundung alle Ergebnisse verändert, unabhängig davon, ob eine 

Geheimhaltung notwendig wäre oder nicht, ist kritisch zu sehen. Dennoch hat sich 

bisher die Einführung des Verfahrens bewährt. 

 Keywords: disclosure control method  – rounding method  – catalogue of  

criteria  – central statistics of foreigners – Central Register of Foreigners

ABSTRACT

The Federal Statistical Office of Germany introduced a rounding method to ensure sta-

tistical confidentiality in the statistics of foreigners for reference year 2016. This article 

provides a comparison of the advantages and disadvantages of the rounding method 

in the light of the specific requirements of these statistics. The advantages of the se-

lected disclosure control method are its easy implementation, high degree of flexibility 

regarding ad hoc analyses and intuitive comprehensibility. Disadvantages are the lost 

additivity of the results and, at least theoretically, a remaining risk of disclosure in 

specific cases. Furthermore the fact that all values are modified due to rounding, ir-

respective of whether statistical confidentiality would be requried, must be assessed 

critically. Nevertheless, the experience gained has so far justified the introduction of 

the rounding method.
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1

Einleitung

Das Statistische Bundesamt veröffentlicht mit der zen-

tralen Ausländerstatistik jährlich Zahlen zur auslän-

dischen Bevölkerung, die jeweils zum Jahresende im 

Ausländerzentralregister (AZR) erfasst ist. Dafür erhält 

das Statistische Bundesamt nach § 23 des Gesetzes über 

das Ausländerzentralregister (AZR-Gesetz) jeweils zum 

31. Dezember einen Auszug des Registers. Im Auslän-

derzentralregister sind personenbezogene Daten aller 

Ausländerinnen und Ausländer gespeichert, die sich 

nicht nur vorübergehend, sondern drei Monate oder 

länger in Deutschland aufhalten. Als eines der größten 

Register in der öffentlichen Verwaltung in Deutschland 

dient das AZR allen mit asyl- und aufenthaltsrecht lichen 

Aufgaben betrauten öffentlichen Stellen als zentrale 

Datenbank. Neben der registerführenden Behörde, dem 

Bundesamt für Migration und Flüchtlinge, zählen hierzu 

maßgeblich die Ausländerbehörden der Länder. Die 

Daten des AZR werden im Statistischen Bundesamt auf-

bereitet und anschließend veröffentlicht. 

Bei der Veröffent lichung der Ausländerstatistik 2016 

hat das Statistische Bundesamt das Verfahren der Fün-

ferrundung angewendet, um die Vorgaben der statisti-

schen Geheimhaltung und des Personendatenschutzes 

umzusetzen. Dieser Artikel erläutert zunächst, welche 

Abwägungen zur Auswahl dieses Geheimhaltungs-

verfahrens führten. Anhand der bisher gesammelten 

Erfahrungen werden die Vor- und Nachteile der Fünfer-

rundung sowie deren praktische Implementierung dar-

gestellt. Die Evalu ierung folgt dabei einem Katalog von 

Bewertungskriterien für Geheim haltungsmethoden, der 

zusammen mit den Statistischen Ämtern der Länder 

erarbeitet wurde. Ein weiterer Aufsatz in dieser Aus-

gabe von WISTA stellt den Kriterienkatalog vor (Rohde 

und andere, 2018). Dieser Kriterienkatalog dient den 

Fachstatistiken als Rahmen zur Auswahl geeigneter 

Geheimhaltungsverfahren. Eine Priorisierung der Krite-

rien in Muss- und Soll-Kriterien wird dabei ausdrück-

lich nicht vorgegeben. Der folgende Artikel erläutert die 

fachliche Abwägung der Vor- und Nachteile des Verfah-

rens der Fünferrundung in der Ausländerstatistik vor 

dem Hintergrund der statistikspezifischen Anforderun-

gen und liefert damit ein Anwendungsbeispiel dieses 

Kriterienkatalogs.

1.1 Grundlagen der statistischen  
Geheimhaltung

Nach § 16 Absatz 1 Bundesstatistikgesetz (BStatG) 
besteht eine allgemeine Pflicht zur Geheimhaltung von 
Einzelangaben zum Schutz vor Offenlegung der persön-
lichen und sachlichen Verhältnisse der Auskunftspflich-
tigen. Ausnahmen hiervon bestehen unter anderem 
dann, wenn die Einzelangaben von den Statistischen 
Ämtern mit den Einzelangaben anderer Befragter zusam-
mengefasst veröffentlicht werden (siehe § 16 Absatz 1 
Nr. 3 BStatG) oder den Befragten oder Betroffenen 
nicht mehr zuzuordnen sind (siehe § 16 Absatz 1 Nr. 4 
BStatG). Im Rahmen der statistikspezifischen Opera-
tionalisierung dieser gesetzlichen Vorgaben werden in 
der amtlichen Statistik üblicherweise bestimmte Typen 
von Ergebnissen als potenziell geheimhaltungsrele-
vant betrachtet (Gießing und andere, 2018; hier: Kapi-
tel 2.2.1). Hierzu zählen Ergebnisse, die 

> auf den Angaben einer Person beruhen (Eigenschaf-
ten dieser Person sind erkennbar),

> auf den Angaben zweier Personen beruhen (Eigen-
schaften einer der beiden Personen können von der 
zweiten Person aus dem Tabellenergebnis „heraus-
gerechnet“ werden), 

> mit der entsprechenden Spalten- oder Zeilensumme 
übereinstimmen, weil alle Betroffenen die gleiche 
Eigenschaft aufweisen (wenn beispielsweise alle 
25-jährigen Albanerinnen eine Duldung besitzen, 
dann ist durch die Statistik der Aufenthaltsstatus 
jeder einzelnen 25-jährigen Albanerin erkennbar).

Man bezeichnet Verfahren, die die – nach den für die 
jeweilige Statistik getroffenen Festlegungen – geheim-
haltungsrelevanten Ergebnisse beziehungsweise Tabel-
lenfelder identifizieren und entsprechend schützen, als 
primäre Geheimhaltung. Als sekundäre Geheimhaltung 
werden alle Schritte bezeichnet, die sicherstellen, dass 
ein geheim gehaltener Wert nicht aus dem Kontext ermit-
telt werden kann (sogenannte Gegensperrung). Das fol-
gende Beispiel erläutert den Unterschied: In  Tabelle 1 
sei der Inhalt der Zelle C1 geheim gehalten. Die Tabelle 1 
erfüllt jedoch die Anforderungen der Geheimhaltung 
nicht, weil der nicht dargestellte Wert der Zelle C1 „1“ 
beträgt, wie man durch Differenzbildung leicht ermitteln 
kann. Die Geheimhaltung in Zelle C1 lässt sich dadurch 
rückgängig machen. Zur Sicherstellung der sekundären 
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Geheimhaltung ist es vielmehr nötig, den Inhalt weiterer 
drei Zellen in der Tabelle geheim zu halten, die nach den 
Anforderungen der primären Geheimhaltung eigentlich 
nicht geheimhaltungsbedürftig sind. Das können die 
Teilsummen sein, in die der geheim zu haltende Wert ein-
geht.  Tabelle 2  Wenn der mit der Geheimhaltung von 

Zeilen-, Spalten- und Tabellensummen einher gehende 
Informationsverlust als zu groß erscheint, dann lassen 
sich ersatzweise drei andere, eigentlich nicht geheim-
haltungsbedürftige Zellen sperren, sodass die Summen 
unverändert ausgegeben werden können.  Tabelle 3

Die Anforderung der sekundären Geheimhaltung er -
streckt sich nicht nur auf reine Fallzahlen, sondern dar-
über hinaus auch auf abgeleitete Größen, wie absolute 
Abweichungen oder Salden, sowie auf Anteilswerte, 
Quoten, Verhältniszahlen oder Veränderungsraten. Alle 
abgeleiteten Größen sind geheimhaltungsbedürftig, um 

zu verhindern, dass aus ihnen ein geheim gehaltener 
Wert indirekt ableitbar wird. Demnach sind Differen-
zen und Salden geheim zu halten, wenn ein Summand 
beziehungsweise Subtrahend geheimhaltungsbedürftig 
ist. Anteilswerte und Veränderungsraten sind geheim zu 
halten, sofern Zähler und/oder Nenner geheimhaltungs-
bedürftig sind.

1.2 Die verfügbaren Geheimhaltungs-
verfahren 

Für Fallzahltabellen, wie sie im Rahmen der Ausländer-

statistik veröffentlicht werden, diskutieren Fachleute 

eine Vielzahl alternativer Vorgehensweisen zur Umset-

zung der statistischen Geheimhaltung. Die Verfahren las-

sen sich grundsätzlich in folgende Kategorien einteilen:

> Verfahren der Vergröberung und Zellsperrung identi-

fizieren zunächst Tabellenzellen, die primär geheim-

haltungsbedürftig sind. Anschließend wird geprüft, ob 

die Ausweisung dieser Zellen durch Reduzierung des 

Detaillierungsgrads vermieden werden kann. Alterna-

tiv werden die entsprechenden Zellen gesperrt, wobei 

die sekundäre Geheimhaltung gegebenenfalls wei-

tere Zellsperrungen verlangt („gegenpunkten“, siehe 

Tabelle 3).

> Post-tabular datenverändernde Verfahren (Gießing 

und andere, 2018; hier: Kapitel 2.5) verändern die in 

den Tabellenzellen angegebenen Werte. Hierbei kann 

weiter unterschieden werden, ob diese Veränderung 

deterministisch oder zufällig („stochastisch“) erfolgt. 

Die Fünferrundung zählt zu den deterministischen 

Verfahren, bei ihr werden alle Tabellenzellen auf das 

nächste Vielfache von Fünf gerundet. Primär geheim-

haltungsbedürftige Fallzahlen (0, 1 und 2) werden hier- 

bei alle auf den Wert „null“ gerundet. Zur Sicherstel-

lung der sekundären Geheimhaltung werden datenver-

ändernde Verfahren auf alle Tabellenzellen angewen-

det. Demnach werden auch Tabellenzellen verändert, 

die nicht primär geheimhaltungsbedürftig sind.

> Prä-tabular datenverändernde Verfahren (Gießing und 

andere, 2018; hier: Kapitel 2.6) modifizieren die Merk-

malsausprägungen auf Ebene des Datenmaterials so, 

dass für alle zur Tabellierung vorgesehenen Merkmals-

kombinationen gleichzeitig die Anforderungen der 

Geheimhaltung erfüllt werden. Dadurch erfüllen alle 

mit dem veränderten Material erstellten Tabellen die 

Tabelle 1

Darstellung mit primärer Geheimhaltung

Spalte A Spalte B Spalte C Spalte D Insgesamt

Zeile 1 4 6 . 8 19

Zeile 2 10 12 14 19 55

Zeile 3 8 7 5 4 24

Zeile 4 12 9 5 11 37

Insgesamt 34 34 25 42 135

Tabelle 2

Darstellung mit primärer Geheimhaltung und  
sekundärer Geheimhaltung der Summen

Spalte A Spalte B Spalte C Spalte D Insgesamt

Zeile 1 4 6 . 8 .

Zeile 2 10 12 14 19 55

Zeile 3 8 7 5 4 24

Zeile 4 12 9 5 11 37

Insgesamt 34 34 . 42 .

Tabelle 3

Darstellung mit primärer Geheimhaltung und  
sekundärer Geheimhaltung unbeteiligter Zellen

Spalte A Spalte B Spalte C Spalte D Insgesamt

Zeile 1 4 6 . . 19

Zeile 2 10 12 14 19 55

Zeile 3 8 7 . . 24

Zeile 4 12 9 5 11 37

Insgesamt 34 34 25 42 135
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Geheimhaltungsanforderungen und enthalten tabel-

lenübergreifend konsistente Angaben. Alle Merkmals-

kombinationen zukünftiger Auswertungen müssen 

von Anfang an vollständig einbezogen werden, um 

diese bei der Durchführung des Verfahrens berück-

sichtigen zu können.

Für die Ausländerstatistik war das Statistische Bundes-

amt an einer kurzfristigen Umsetzung der Geheimhal-

tung interessiert. Dadurch war die Auswahl potenziell 

nutzbarer Verfahren stark eingeschränkt. Der Einsatz 

eines prä-tabular datenverändernden Verfahrens schied 

aufgrund des erwarteten hohen Implementierungsauf-

wandes aus. Geheimhaltung durch Vergröberung und 

Zellsperrung ist in umfangreichen Publikationen feh-

leranfällig und erfordert aufwendige Koordination zwi-

schen Bund und Ländern, um die Geheimhaltung auch 

tabellenübergreifend gewährleisten zu können. Für die 

Anwendung stochastisch datenverändernder Verfahren 

(zum Beispiel stochastische Überlagerung) standen bis-

lang keine IT-Werkzeuge für eine dezentrale Anwendung 

zur Verfügung. Die Geheimhaltung hätte damit nur an 

zentraler Stelle und nur für ein festgelegtes Programm 

an Auswertungstabellen angewandt werden können. 

Die damit einhergehende fehlende Flexibilität war ange-

sichts der Vielzahl der nicht vorhersehbaren Sonderaus-

wertungen in der Ausländerstatistik de facto ein Aus-

schlusskriterium. 

In Anbetracht der gegebenen Restriktionen fiel trotz 

gewisser Nachteile im Hinblick auf die Sicherstellung der 

sekundären Geheimhaltung (siehe Abschnitt 2.1) bezie-

hungsweise Genauigkeit (siehe Abschnitt 2.2) die Ent-

scheidung letztlich im Ausschlussverfahren zugunsten 

der Fünferrundung. Im Folgenden wird der bisherige Ein-

satz der Fünferrundung in der Ausländerstatistik anhand 

der Kriterien 

> Gewährleistung der Statistischen Geheimhaltung 
(Schutz), 

> Informationsverlust (Qualität), 

> Praktikabilität und 

> Wirtschaftlichkeit 

bewertet.

2

Evaluierung der Fünferrundung  
in der Ausländerstatistik

2.1 Gewährleistung der Geheimhaltung

Die Erfüllung der Anforderungen des § 16 Bundesstatis-
tikgesetz wird anhand von vier Kriterien bewertet:

Sicherstellung der primären Geheimhaltung

Durch die Rundung entsteht eine generelle, aber 
beschränkte Unsicherheit bezüglich der tatsächlichen 
Fallzahlen. Letztlich weisen Tabellen nach der Rundung 
keine sensiblen Fallzahlen (0, 1 oder 2) mehr auf, da 
diese Tabellenzellen gesperrt werden.

Sicherstellung der sekundären Geheimhaltung

Durch die konsequente Veränderung aller Fallzahlen 
werden Rückschlüsse durch Differenzbildung verhindert. 
Aufdeckungsrisiken bestehen allerdings in Zusammen-
hang mit bestimmten Rundungsmustern. Bei Anwen-
dung der Fünferrundung kann beispielsweise das gerun-
dete Muster 5 + 5 + 5 + 5 = 10 nur aus den tatsächlichen 
Fallzahlen 3 + 3 + 3 + 3 = 12 resultieren. Das Auftreten 
solcher Muster könnte im Prinzip in einem aufwendigen 
Verfahren automatisiert geprüft werden. Mit dem Auftre-
ten einer solchen Konstellation | 1 ist zwar grundsätzlich 
ein Enthüllungsrisiko verbunden. Das Risiko, dass eine 
dadurch theoretisch mögliche Enthüllung tatsächlich zur 
Identifizierung einer Person und Aufdeckung ihrer Anga-
ben führt, wird in der Ausländerstatistik aber als zu gering 
eingeschätzt, um diesen Aufwand zu rechtfertigen.

Einheitliche Anwendung über das gesamte  
Auswertungsprogramm

Eine nicht einheitliche Geheimhaltung birgt die Gefahr, 
dass durch Zuhilfenahme verschiedener Veröffentlichun-
gen geheimhaltungsbedürftige Ergebnisse rückrechen-

 1 Im Vergleich zu einer entsprechenden stochastischen Überlagerung 
treten aufdeckbare Konstellationen bei Fünferrundung verhältnis-
mäßig häufig auf. Der Einsatz eines stochastischen Verfahrens an- 
stelle der Fünferrundung würde die Enthüllungsrisiken deutlich 
reduzieren. Bei prä-tabularen Verfahren treten in dieser Weise auf-
deckbare Konstellationen sogar grundsätzlich überhaupt nicht auf 
(Gießing und andere, 2018; hier: Kapitel 2.5.1.2).
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bar werden. Durch die vergleichsweise unkomplizierte 
praktische Implementierung in Excel und SAS erfolgt 
die Geheimhaltung der Ausländerstatistik einheitlich 
bei allen Veröffentlichungen, Sonderauswertungen und 
Datenbankangeboten des Statistischen Bundesamtes 
und der Statistischen Ämter der Länder.

Geheimhaltung bei Nutzung von Einzeldaten 
durch Dritte

Die Einzeldaten des Ausländerzentralregisters dürfen 
nach § 23 AZR-Gesetz durch das Statistische Bundes-
amt ausschließlich an die Statistischen Ämter der Län-
der weitergegeben und ausgewertet werden. Eine Nut-
zung der Daten durch Dritte außerhalb des Statistischen 
Verbunds von Bund und Ländern findet demnach nicht 
statt.

2.2 Informationsverlust

Die Gewährleistung der Statistischen Geheimhaltung ist 
eine notwendige, aber noch keine hinreichende Bedin-
gung bei der Entscheidung für ein geeignetes Verfahren. 
Grundsätzlich muss darüber hinaus der Umfang des 
Schutzes mit dem Anspruch einer bestmöglichen Qua-
lität der statistischen Produkte abgewogen werden. Das 
Ausmaß des Informationsverlustes durch die Geheim-
haltung wird anhand von sechs Kriterien bewertet:

Relevanz 

Dieses Bewertungskriterium verlangt, die Nutzbarkeit 
der Daten durch das angewendete Verfahren nicht derart 
zu beeinträchtigen, dass die Statistik für die Nutzerin-
nen und Nutzer an Relevanz verliert. Das Ausländerzen-
tralregister ist eine administrative Datenquelle, in der 
die lokalen Datenbestände der Ausländerbehörden 
zentral zusammengeführt werden. Durch die Zuordnung 
der Datensätze zu den jeweils zuständigen Ausländer-
behörden ermöglicht es Auswertungen zur auslän-
dischen Bevölkerung in regional tiefer Gliederung (mit 
wenigen Ausnahmen bis auf die Kreisebene). Bei aktu-
ell über 10 Millionen registrierten Ausländerinnen und 
Ausländern treten seltene Ereignisse auch auf der Kreis-
ebene nur bei gering besetzten Staatsangehörigkeiten 
und/oder einzelnen Altersjahren auf. Das Statistische 
Bundesamt rät Kundinnen und Kunden bei entsprechen-
den Datenanfragen aber generell von der Interpretation 

solch seltener Ereignisse im AZR ab, da die Qualität des 
Registers keine hinreichende Genauigkeit gewährleistet.

Qualitätsverluste treten nur dann auf, wenn das 
Geheimhaltungsverfahren die Nutzbarkeit der Daten 
über die bereits bestehenden Einschränkungen hinaus 
beeinträchtigt. Die Implementierung der Fünferrundung 
in der Ausländerstatistik führt zu keinen zusätzlichen 
Einschränkungen des standardmäßigen Auswertungs-
programms und es müssen keine Anpassungen bei der 
Gliederungstiefe vorgenommen werden. Kundinnen 
und Kunden finden weiterhin alle Auswertungen in der 
Fachveröffentlichung und in der Verbreitungsdatenbank 
GENESIS-Online in dem gewohnten Tabellenaufbau. 

Genauigkeit 

Ein geeignetes Geheimhaltungsverfahren sollte einen 
minimalinvasiven Eingriff darstellen, das heißt die 
Genauigkeit der Ergebnisse insoweit erhalten, dass 
falsche Rückschlüsse verhindert werden. Durch das 
Geheimhaltungsverfahren auftretende Genauigkeits-
verluste können anhand geeigneter Kennzahlen bewer-
tet werden. Bei der Fünferrundung beträgt die maxi-
male absolute Abweichung zwischen gerundeten und 
originalen Fallzahlen genau 2. In einer exemplarischen 
Auswertung über 394 Kreise liegt die mittlere absolute 
Abweichung über alle Tabellenzellen bei 1,23. Die empi-
rische Bleibewahrscheinlichkeit liegt in der Beispiel-
auswertung bei 19 % | 2. Anteilswerte, die aufgrund der 
Rundung stark verzerrt sind, werden nicht ausgegeben 
(siehe Abschnitt 3.2). 

Höhere Genauigkeitsverluste treten auf, wenn Nutze-
rinnen und Nutzer gerundete Fallzahlen eigenständig 
summieren (siehe Kriterium Additivität). In der Auslän-
derstatistik wird in allen Veröffentlichungen auf diese 
Problematik hingewiesen. Über GENESIS-Online steht 
außerdem eine Vielzahl von relevanten Zwischensum-
men (zum Beispiel unterschiedliche Ländergruppierun-
gen) zur Verfügung, um eine eigenständige Summenbil-
dung zu vermeiden.

 2 Die empirische Bleibewahrscheinlichkeit gibt den Anteil der Tabel-
lenzellen an, die durch das Geheimhaltungsverfahren nicht verändert 
wurden. Bei der Fünferrundung werden alle Fallzahlen, bei denen die 
letzte Ziffer eine 0 oder eine 5 ist, nicht verändert. Demgegenüber 
bleiben bei einer stochastischen Überlagerung Fallzahlen oberhalb 
von etwa 5 mit deutlich höheren Bleibewahrscheinlichkeiten erhalten 
(je nach Parametrisierung: 40 bis 80 %).
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Additivität 

Datenverändernde Geheimhaltungsverfahren, wie die 
deterministische Rundung und die stochastische Über-
lagerung, führen zu nicht additiven Ergebnissen. Die 
Akzeptanz von nicht additiven Ergebnissen muss daher 
antizipiert und bewertet werden. Nach Rundung kommt 
es zu Differenzen zwischen der Summe der gerun deten 
Fallzahlen und der gerundeten Randsumme. Bilden 
Nutzerinnen und Nutzer selbstständig Summen aus 
gerundeten Fallzahlen, kann es außerdem zu größeren 
Genauig keitsverlusten kommen.

In der exemplarischen Auswertung über 394 Kreise ist 
die theoretisch maximale Abweichung zwischen der 
Summe der gerundeten Fallzahlen und der gerundeten 
Summe gleich 788 (394 · 2). Bei einer großen Anzahl 
an Summanden sollten sich Auf- und Abrundungen im 
Erwartungswert jedoch ausgleichen. In der exempla-
rischen Auswertung nach Kreisen liegt die beobach-
tete Differenz zwischen gerundeter Randsumme und 
der Summe der gerundeten Einzelwerte letztlich bei 
10 (10 039 090 – 10 039 080).  Tabelle 4

Der Genauigkeitsverlust vergrößert sich mit der Zahl der 
Summanden. Zur Veranschaulichung wird die exempla-
rische Auswertung der ausländischen Bevölkerung auf 
der Kreisebene um eine Klassifizierung nach 20 Alters-
gruppen erweitert. Bilden Nutzerinnen und Nutzer auf 

Basis der gerundeten Zwischensummen für jeden Kreis 
die Summe der ausländischen Bevölkerung, kommt es zu 
einer maximalen Abweichung von 55 Fällen (10 039 025 
– 10 039 080). Die mittlere absolute Abweichung (1,20) 
und die empirische Bleibewahrscheinlichkeit (21 %) 
bleiben weitgehend unverändert. Bei den Zwischensum-
men über alle Kreise in den Altersgruppen zeigt sich der 
größte Genauigkeitsverlust mit einer absoluten Abwei-
chung von 95 (5 355 – 5 260) in der Gruppe mit der nied-
rigsten Fallzahl (95 Jahre und älter).  Tabelle 5

Die maximale Verzerrung tritt auf, wenn Nutzerinnen 
und Nutzer die gerundeten Fallzahlen für alle einzelnen 
Staatsangehörigkeiten über alle Einzelaltersjahre auf-
summieren. Hierbei steigt die Gefahr von Genauigkeits-
verlusten mit sinkender Fallzahl bei der Staatsange-
hörigkeit. Innerhalb der seltenen Staatsangehörigkeiten 
kommt es zu größeren Genauigkeitsverlusten, wenn sich 
die ausländischen Personen auf viele Altersjahre vertei-
len. In diesem Fall treten vermehrt Tabellenzellen mit 
nur einem oder zwei Fällen auf, die abgerundet werden 
(zum Beispiel São Tomé und Príncipe). Konzentrieren 
sich die Ausländerinnen und Ausländer auf nur wenige 
Altersjahre, fällt der Genauigkeitsverlust geringer aus. 
 Tabelle 6, Tabelle 7

Tabelle 4

Abweichungen gerundeter und nicht gerundeter Fallzahlen 
nach Kreisen

Fallzahl

gerundet original Abweichung

01001 (Flensburg) 11 235 11 235 –

01002 (Kiel) 26 885 26 884 1

… … … ...

Summe über alle Kreise 10 039 090 10 039 080 10

Tabelle 5

Abweichungen gerundeter und nicht gerundeter Fallzahlen nach Kreisen

0 bis unter 5 Jahren … 95 Jahre und älter Summe über alle Alterskategorien

gerundet original Abweichung gerundet original Abweichung gerundet original Abweichung

01001 (Flensburg) 385 384 1 … 10 8 2 11 235 11 235 –

01002 (Kiel) 1 175 1 174 1 … 20 21 1 26 875 26 884 9

… … … … … … … … … … …

Summe über alle 
Kreise 405 945 405 979 34 … 5 260 5 355 95 10 039 025 10 039 080 55

Tabelle 6

Abweichungen gerundeter und nicht gerundeter Fallzahlen 
nach Staatsangehörigkeit

Summe über alle Alters-
jahre

Abwei-
chung

Relative 
Abwei-
chung 

gerundet original

Anzahl %

São Tomé und Príncipe 0 21 21 100

Äquatorialguinea 95 131 36 27

Botsuana 100 118 18 15

… … … … …

Summe über alle 
Staatsangehörigkeiten 10 037 035 10 039 080 2 045 0,02
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In den Veröffentlichungen des Statistischen Bundes-
amtes zur Ausländerstatistik werden die Nutzerinnen 
und Nutzer auf die Möglichkeit von Genauigkeitsverlus-
ten durch eigenständige Summierungen hingewiesen. 
Sowohl die Fachserienveröffentlichung als auch das 
Datenangebot in GENESIS-Online sind mit entsprechen-
den Hinweisen versehen. 

Aktualität 

Im Hinblick auf die Aktualität darf der Anspruch einer 
termingetreuen Veröffentlichung der Ausländerstatistik 
durch das angewendete Geheimhaltungsverfahren nicht 
dauerhaft gefährdet werden. Die erstmalige Implemen-
tierung der Fünferrundung in der Ausländerstatistik hat 
zwangsläufig zu Verzögerungen bei der Veröffentlichung 
der Fachserie geführt. Sowohl für die Erstellung der 
Fachserie als auch für die Befüllung von GENESIS-Online 
und für die Bearbeitung von Sonderauswertungen konn-
ten bereits in der Implementierungsphase vollständig 
automatisierte Verfahren etabliert werden. Mit Aktua-
litätsverlusten bei Veröffentlichungen ist aufgrund der 
Durchführung der Fünferrundung daher künftig nicht 
mehr zu rechnen.

Vergleichbarkeit

Geheimhaltungsverfahren können Auswirkungen auf 
die externe Vergleichbarkeit (zum Beispiel andere Ver-
öffentlichungen nach dem AZR) oder die intertemporale 
Vergleichbarkeit (zum Beispiel Zeitreihenbrüche) haben. 
In der Ausländerstatistik liegen Einzeldaten des AZR seit 

dem Jahr 1998 vor. Zeitreihenbetrachtungen gehören 
zu den Standarddaten angeboten und werden darüber 
hinaus häufig angefragt. Die Rundung auf ein Vielfaches 
von Fünf führt in der Ausländerstatistik zu keinen rele-
vanten Auswirkungen auf die Gliederungstiefe oder auf 
Zeitreihenvergleiche.

Konsistenz 

Durch das Geheimhaltungsverfahren sollen in der Aus-
länderstatistik keine widersprüchlichen Angaben in 
unterschiedlichen Auswertungen entstehen. Logisch 
identische Angaben sollen über alle Auswertungen 
hinweg auch konsistente Ergebnisse liefern. In der 
Ausländerstatistik müssen im gesamten Statistischen 
Verbund bei einer Vielzahl von Veröffentlichungen und 
über das Standarddatenangebot hinausgehenden Aus-
wertungen konsistente Ergebnisse produziert werden. 
Durch die einheitliche Anwendung des Verfahrens der 
Fünfer rundung ist sichergestellt, dass die in den Sta-
tistischen Landesämtern ermittelten Ergebnisse den 
veröffent lichten Zahlen des Statistischen Bundesamtes 
entsprechen. Das Statistische Bundesamt stellt mithilfe 
von Anleitungen und IT-Werkzeugen eine einheitliche 
Umsetzung der Geheimhaltung in der Ausländerstatis-
tik im Statistischen Verbund mit geringem Aufwand und 
ohne zusätzliche Koordination sicher.

2.3 Praktikabilität

Komplexität und Transparenz

Statistische Produkte müssen für deren Nutzerinnen 
und Nutzer verständlich sein. Demnach müssen auch 
die Auswirkungen des Geheimhaltungsverfahrens auf 
eine Statistik nachvollziehbar sein. Die Nachvollzieh-
barkeit des Verfahrens spielt unter dem Gesichtspunkt 
der Praktikabilität des Geheimhaltungsverfahrens 
für die Ausländerstatistik eine zentrale Rolle. Wegen 
des großen Interesses einer breiten Öffentlichkeit an 
Zahlen aus dem AZR zur ausländischen Bevölkerung 
und zu Schutz suchenden | 3 muss das angewendete 

 3 Als Schutzsuchende bezeichnet das Statistische Bundesamt Aus-
länderinnen und Ausländer, die sich unter Berufung auf humanitäre 
Gründe in Deutschland aufhalten. Darunter befinden sich unter ande-
rem Personen im laufenden Asylverfahren (Asylbewerber/-innen), 
anerkannte Flüchtlinge nach der Genfer Konvention, Personen mit 
eingeschränktem Schutzstatus (subsidiär Schutzberechtigte) und 
Personen, deren Asylantrag abgelehnt wurde.

Tabelle 7

Relative Abweichung nach Gesamtfallzahl der jeweiligen 
Staatsangehörigkeit

Relative Abweichung 

max min Durch-
schnitt

%

Fallzahlen von 1 492 000 bis 35 000 
(1. Quintil) 0,1 0,0 0,0

Fallzahlen kleiner 35 000 bis 9 000 
(2. Quintil) 0,2 0,0 0,1

Fallzahlen kleiner 9 000 bis 1 600 
(3. Quintil) 1,3 0,0 0,4

Fallzahlen kleiner 1 600 bis 160 
(4. Quintil) 17,1 0,0 3,4

Fallzahlen kleiner 160 bis 1 
(5. Quintil) 100 | 1 7,3 68,6

1 Zu einer relativen Abweichung von 100 % kommt es bei den 18 Staatsangehörig keiten mit 
den geringsten Fallzahlen (alle mit Fallzahlen kleiner 3).
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Geheimhaltungsverfahren für alle Nutzerinnen und 
Nutzer transparent nachvollziehbar sein. Komplexere 
Geheimhaltungs verfahren (zum Beispiel SAFE | 4 oder 
auch eine stochastische Überlagerung | 5), die gegen-
über der Fünferrundung schwerer nachvollzogen wer-
den können, bergen das Risiko, dass die Öffentlichkeit 
die Ergebnisse ablehnt, weil das Vorgehen für sie nicht 
nachvollziehbar ist. Gelingt die Kommunikation des Ver-
fahrens gegenüber den Nutzerinnen und Nutzern nicht, 
besteht womöglich sogar die Gefahr einer Fehlinterpre-
tation als willkürliche Veränderung. 

Die Zahlen zu Ausländerinnen und Ausländern sowie 
zu Schutzsuchenden in Deutschland sollen nicht allein 
deshalb angreifbar sein, weil durch das Geheimhal-
tungsverfahren deren Werte auf für Nutzerinnen und 
Nutzer nicht einfach nachvollziehbare Weise verändert 
wurden. Ein nachvollziehbares Geheimhaltungsverfah-
ren sorgt für mehr Transparenz und stellt deshalb eine 
vertrauensbildende Maßnahme gegenüber kritischen 
Nutzerinnen und Nutzern dar.

Replizierbarkeit

Analysen auf einer identischen Datenbasis sollen zu 
identischen Ergebnissen führen. Durch die Rundung 
erfolgt eine Veränderung der Daten erst nach der Tabel-
lierung. Der originale Datensatz bleibt vom Geheim-
haltungsverfahren unverändert. Alle Auswertungen im 
Rahmen der Ausländerstatistik sind damit jederzeit 
repli zierbar.

Anwendungsbreite des Verfahrens

Ein geeignetes Verfahren zur Geheimhaltung soll sich 
für alle relevanten statistischen Auswertungen eignen. 
Für die Auswertungen im Rahmen der Ausländersta tistik 
werden hauptsächlich Fallzahlen, Anteile und Durch-
schnittswerte aus den Einzeldaten ausgewertet. Bei der 
Auswertung von Einzeldaten sind die durch Fünferrun-
dung auftretenden Genauigkeitsverluste kontrollierbar. 
Bilden Nutzerinnen und Nutzer aus den Daten eigen-
ständig Summen, Mittelwerte oder Varianzen auf Basis 

 4 Das Geheimhaltungsverfahren SAFE kam bei der Geheimhaltung der 
Ergebnisse des Zensus 2011 zum Einsatz. Dieses Verfahren verändert 
in einem aufwendigen algorithmischen Verfahren Häufigkeiten von 
Merkmalsausprägungen.

 5 Für die Geheimhaltung der Ergebnisse des Zensus 2021 vorge- 
se henes Verfahren (Kleber/Gießing, 2018).

geheim gehaltener Tabellen, dann kann es zu größeren 
Genauigkeitsverlusten kommen.

Flexibilität bei Veröffentlichungen

Ein geeignetes Verfahren zur Geheimhaltung in der Aus-
länderstatistik muss ohne größeren Aufwand flexibel 
für alle Auswertungs- und Veröffentlichungsbedarfe 
anwendbar sein. Aufgrund des großen und vielfältigen 
Bedarfs an unterschiedlichsten Auswertungen ist eine 
größtmögliche Flexibilität bei Veröffentlichungen ein 
zentrales Kriterium. Die Anwendung eines Verfahrens, 
das nicht zentral auf Einzeldatenebene erfolgt, erlaubt 
eine leichtere Nutzung von historischen Datenbestän-
den für Auswertungen, die nicht im Vorhinein antizipiert 
wurden (zum Beispiel Auswertungen nach dem Schutz-
status). Regelmäßige Änderungen im Aufenthalts- und 
Asylrecht erschweren weiterhin die Festlegung auf ein 
längerfristig feststehendes Tabellenprogramm. 

Für die praktische Anwendung von datenverändernden 
Verfahren müssen IT-Werkzeuge bereitstehen. Diese 

sollten sowohl in die bestehenden Programmstruk turen 
zur Erstellung von Standarddatenangeboten eingebun-
den, als auch flexibel bei Ad-hoc-Auswertungen zur 
Beantwortung spezieller Kundenanfragen angewandt 
werden können. 

Datenbanken und Web-Zugriff

Nutzerinnen und Nutzer sollen zunehmend flexibel auf 
die Daten von Statistiken zugreifen können. Daten-

banken wie GENESIS-Online spielen hierbei eine wich-
tige Rolle. Ein geeignetes Geheimhaltungsverfahren 
soll demnach auf Datenbankangebote anwendbar 
sein. Das Angebot eines individualisierten Tabellen-
abrufs über GENESIS-Online wird von den Kundinnen 
und Kunden der Ausländerstatistik intensiv genutzt. 
Außerdem verweist der Zentrale Auskunftsdienst des 
Statistischen Bundesamtes bei entsprechenden Anfra-
gen häufig auf dieses Angebot. Mit Blick auf den für 
individuelle Kundenanfragen anfallenden Aufwand 
ist es ausschlag gebend, dass dieses Angebot unein-
geschränkt aufrechterhalten wird. Eine Anpassung 
des Datenangebotes in GENESIS-Online musste durch 
die Implementierung der Fünferrundung nicht erfol-
gen. In den Prozess zur Befüllung von GENESIS-Online 
konnte die Rundung ohne größeren Aufwand inte-

griert werden. In einem zusätzlichen Bearbeitungs-
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schritt werden die Daten gerundet und Fallzahlen von  

0, 1 und 2 gesperrt. Die Daten werden anschließend 

wie gewohnt in die Quader importiert. Die automati-

sche Berechnung von Randsummen wird unterdrückt, 

um vor allem bei Auswertungen nach gering besetzten 

Staatsangehörigkeiten oder einzelnen Altersjahren 

größeren Genauigkeitsverlusten vorzubeugen (siehe 

Kriterium Nicht-Additivität). Die nötigen Randsummen 

müssen bei diesem Verfahren zusätzlich gespeichert 

werden.

Wissenschaftliche Nutzung

Eine Weitergabe der Einzeldaten zur wissenschaftlichen 
Nutzung findet nicht statt.

2.4 Wirtschaftlichkeit

Implementierungsaufwand

Für die Ausländerstatistik war das Statistische Bun-

desamt an einer kurzfristigen Umsetzung der Geheim-

haltung interessiert. Dadurch war die Zahl potenziell 

nutzbarer Verfahren eingeschränkt. Die Ausländersta-

tistik ist eine Zentralstatistik, bei der die gesamte Auf-

bereitung beim Statistischen Bundesamt stattfindet. 

Das Statis tische Bundesamt ist jedoch berechtigt, den 

Statis tischen Landesämtern die jeweiligen landesspezi-

fischen Daten für eigene Auswertungen bereitzustellen. 

Daher musste auch der Implementierungsaufwand in 

den Statistischen Landesämtern in die Überlegungen 

einbezogen werden. Die Implementierung des Run-

dungsverfahrens wurde dazu genutzt, die Ausländersta-

tistik vollständig zu automatisieren. Alle notwendigen 

Arbeitsschritte – von der Berechnung von Anteilswerten 

über die Rundung bis zur Tabellierung – werden in SAS | 6 

automatisch durchgeführt. Die Statistischen Landesäm-

ter erhalten ab dem Berichtsjahr 2017 daher ein bereits 

der Geheimhaltung unterzogenes veröffentlichungs-

fähiges Tabellenprogramm für ihr jeweiliges Land, des-

sen Aufbau identisch mit der Fachserienveröffentlichung 

(Statistisches Bundesamt, 2018) ist. Zusätzlich erhalten 

sie diese Fachserie mit ungerundeten Werten für interne 

Berechnungen. 

 6 SAS ist eine Software zur Datenaufbereitung und -analyse, die das 
amerikanische Unternehmen SAS Institute entwickelt und vertreibt.

Laufender Aufwand

Durch die vollständig automatisierte Implementierung 
der Fünferrundung ist der laufende Aufwand für das 
Erstellen von Standardprodukten minimal. Jedoch steigt 
der laufende Aufwand bei Ad-hoc-Auswertungen durch 
die fehlende Additivität von Fallzahlen geringfügig an. 
So müssen in einigen Anfragen zusätzliche Zwischen-
summen gebildet werden (siehe Kriterium Additivität). 
Der zusätzliche Aufwand bleibt aber begrenzt, da bereits 
in der Implementierungsphase in den verwendeten Aus-
wertungssystemen automatisierte Arbeitsabläufe etab-
liert werden konnten.

Akzeptanzprobleme bei Kundinnen und Kunden wurden 
bislang nicht beobachtet. Weder der Zentrale Auskunfts-
dienst noch das für die Erstellung der Ausländerstatis-
tik im Statistischen Bundesamt zuständige Fachreferat 
haben bisher einen erhöhten Beratungsaufwand festge-
stellt. Eine Evaluierung des laufenden Aufwands in den 
Statistischen Landesämtern bleibt abzuwarten. 

Potenzial für standardisierte IT-Lösungen zur 
Durchführung der Geheimhaltung

Für die Fachveröffentlichungen zur Ausländerstatistik 
und für die Befüllung der Datenbank GENESIS wurde 
die Fünferrundung bereits vollständig automatisiert. 
Das Verfahren ist relativ einfach durchführbar und bietet 
daher ein großes Potenzial für standardisierte IT-Lösun-
gen. Auch für Ad-hoc-Auswertungen gibt es einfache 
und flexible Möglichkeiten zur Standardisierung, die 

teils in SAS, teils in VBA | 7programmiert und als Add-Ins 
(Zusatzprogramme) verbreitet werden können. 

Nutzbarkeit des Potenzials der Informations-  
und Kommunikationstechnologie bei der  
Datenverbreitung

Die Verbreitung von Daten mittels moderner Infor-
mations- und Kommunikationstechnologie soll Nut-
zerinnen und Nutzern eine individualisierte Auswer-
tung des Datenangebots gewährleisten. Hierbei ist zu 
unterscheiden, ob vorgehaltene Tabellen bedarfsori-
entiert abgerufen werden können (wie zum Beispiel in  
GENESIS-Online) oder ob Nutzerinnen und Nutzern 

 7 Visual Basic for Applications (VBA) ist eine Programmiersprache, die 
zur Steuerung von Abläufen in Microsoft Office Produkten wie Word 
oder Excel genutzt wird.
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über Web-Applikationen die Möglichkeit gegeben wird, 
eigenständig Auswertungen des Einzelmaterials durch-
zuführen.

In den Prozess zur Befüllung von GENESIS-Online konnte 
die Rundung ohne größeren Aufwand integriert werden 
(siehe Kriterium Datenbanken und Web-Zugriff).

Prinzipiell sind auch Webanwendungen vorstellbar, bei 
denen individuelle Tabellen durch Nutzerinnen und 
Nutzer selbst erstellt werden können und bei denen die 
Geheimhaltung mittels der Rundung vor der Ausgabe 
der Tabellen automatisch umgesetzt wird. 

3

Umsetzung der Fünferrundung  
in der Praxis

3.1 Umsetzung der Geheimhaltung 
für Fallzahlen

Durch die Rundung aller Tabellenzellen auf ein Viel-
faches von 5 werden alle geheimhaltungsbedürftigen 
Fallzahlen (0, 1, 2) zusammengefasst (Rundung zu 0) 
und können einheitlich zum Beispiel mit einem Punkt 
(„.“) gesperrt werden. Durch die konsequente Rundung 
aller Fallzahlen ist außerdem die sekundäre Geheimhal-
tung – bis auf die in Abschnitt 2.1 erwähnten, in Kauf 
genommenen Risiken – gewährleistet.

Die dezentrale Anwendung des Geheimhaltungsver-
fahrens in allen Auswertungen in den Statistischen 
Landesämtern und dem Statistischen Bundesamt wird 
durch den geringen Implementierungsaufwand sowohl 
in SAS als auch in Excel erleichtert.

Umsetzung in SAS

Mit der Umstellung von SAS auf die Version 9.4 besteht 
die Möglichkeit, benutzerdefinierte Funktionen in SAS-
Formate einzubauen. Zuvor konnten nur numerische 
oder alphanumerische Konstanten in Formaten ver-
wendet werden. Demnach kann eine Rundungsfunktion 
definiert werden, die anschließend einem Format über-
geben wird. Dieses Format kann bei Auswertungen, zum 
Beispiel Proc Tabulate, auf alle Fallzahlen angewendet 
werden.  Grafik 1

Umsetzung in Microsoft Excel mit der Funktion 
VRUNDEN(Zahl;5)

Für alle Auswertungssysteme, die eine solche Funk-

tionalität nicht bereitstellen, können die Fallzahlen wie 

gewohnt ohne Rundung ausgegeben und anschließend 

in Excel gerundet werden. Hierzu kann die Funktion 

VRUNDEN(Zahl;5) verwendet werden, wobei nach der 

Rundung in einem weiteren Schritt der Wert 0 durch ein 

geeignetes Symbol für die Zellsperrung aus Geheimhal-

tungsgründen (zum Beispiel „.“) ersetzt werden muss.

Umsetzung in Microsoft Excel mit einem  
VBA-Makro

Die beiden Schritte Runden und Ersetzen des Wertes „0“ 

durch ein Symbol für geheim gehaltene Werte können in 

einem VBA-Makro automatisiert werden. Der folgende 

VBA-Code erlaubt Nutzerinnen und Nutzern, beide 

Schritte gemeinsam auf einen zuvor markierten Bereich 

anzuwenden. Bei häufiger Anwendung kann das Makro 

auch einer Schaltfläche im Excel-Menüband zugewiesen 

werden.  Grafik 2

Grafik 1

proc fcmp outlib=work.functions.round;
function round5(value);

x = (round(value, 5));
if x = 0 then x = .;
return(x);

endsub;
run;

Schritt 1: Definieren der Rundungsfunktion

Schritt 2: Übergabe der Rundungsfunktion an ein Format

proc format;
value round (multilabel notsorted)

low-high =[round5()];
run;

Schritt 3: Anwendung des Formats in der Auswertung

proc tabulate  data=azr.azr_schutzsuchende;

class schutzstatus  / mlf order=data preloadfmt;
class kreise  / mlf order=data preloadfmt;

table kreise, schutzstatus . F=round.  / printmiss miss-
text=‘.‘; 

run;
2018 - 01 - 0500
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3.2 Umsetzung der Geheimhaltung 
bei Anteilswerten

Anteilswerte müssen – ebenso wie Fallzahlen – unein-
geschränkt der Geheimhaltung unterworfen werden, da 
aus Anteilswerten auf die zugrundeliegenden Fallzah-
len zurückgeschlossen werden kann. Anteilswerte wer-
den in der Ausländerstatistik immer auf Grundlage von 
geheim gehaltenen Fallzahlen errechnet. Daraus ergibt 
sich, dass Anteilswerte immer geheim gehalten werden, 
wenn ihnen ein geheim zu haltender Nenner oder Zähler 
zugrunde liegt.

In der Praxis wird die Umsetzung der Geheimhaltung bei 
Anteilswerten dadurch erschwert, dass sich die Rundung 
direkt auf die Berechnung des Anteilswertes auswirkt. 
Bei großen Fallzahlen ist die Differenz zwischen Anteils-
werten basierend auf gerundeten oder nicht gerundeten 
Fallzahlen zu vernachlässigen. Bei kleinen Fallzahlen 

hingegen kann es zu größeren Verzerrungen kommen. 

 Tabelle 8

In den Publikationen und Sonderauswertungen zur Aus-
länderstatistik werden regelmäßig Anteile nachgefragt 
und veröffentlicht. Bei der praktischen Anwendung der 
Geheimhaltung mittels Fünferrundung muss demnach 
sichergestellt werden, dass keine zu stark verzerrten 
Anteilswerte veröffentlicht werden. Anteilswerte mit 
einer rundungsbedingten Verzerrung von mehr als 

5 Prozentpunkten werden nicht ausgegeben, sondern 
mit Hinweis auf die fehlende Belastbarkeit der Angabe 
gesperrt. Hierzu wird das in  Grafik 3 dargestellte Vor-
gehen angewendet.

Das Statistische Bundesamt hat eine VBA-basierte 
Lösung in Excel bereitgestellt, die einen einheitlichen 
Umgang mit Anteilswerten im Statistischen Verbund 
gewährleistet. Die Vorgehensweise eignet sich glei-
chermaßen zur Geheimhaltung von Fallzahlen und von 
Anteilswerten und soll eine unkomplizierte Umsetzung 
der Geheimhaltung ermöglichen. Zur Berechnung von 
Anteilswerten müssen die zugrunde liegenden Nenner 
und Zähler sowohl gerundet als auch nicht gerundet vor-
liegen. Über eine Benutzeroberfläche (User-Form) kön-
nen die entsprechenden Bereiche ausgewählt werden. 
Die Berechnung und Ausgabe der Anteilswerte unter 
Berücksichtigung der Geheimhaltungsregeln (keine Aus-
gabe bei zugrundeliegenden Fallzahlen kleiner „3“, Zell-
sperrung bei Abweichung zwischen Anteilswerten basie-
rend auf gerundeten beziehungsweise unveränderten 

Tabelle 8

Anteile bei gerundeten und nicht gerundeten Fallzahlen

Insgesamt Darunter:

verheiratet Anteil  
verheiratet

Ohne Rundung 6 3 50 %

Mit Rundung 5 5 100 %

Grafik 2

Sub Fünferrundung( )

Dim cell As Range
Dim selectedRange As Range
Dim N As Byte
Dim X As Long

Set selectedRange = Application.Selection

For Each cell In selectedRange. Cells
If IsNumeric(cell.Value) = False Then

GoTo Skip
Else

X = cell.Value
End If

If X = 0 Or X = 1 Or X = 2 Then
cell.Value = „.“

Else
cell.Value = round(X / 5) . 5

End If

Skip:

Next cell

End Sub
2018 - 01 - 0501

Grafik 3

Anwendung der Geheimhaltung mittels Fünferrundung

Berechnung des Anteilswertes auf Grundlage geheim gehaltener Fallzahlen

Berechnung des Anteilswertes auf Grundlage der originalen Fallzahlen

Abweichung 
> 5 Prozentpunkte 
oder Anteil von 
100 % oder 0 %

nein

Ausgabe des Anteilswertes auf Grundlage 
geheim gehaltener Fallzahlen

ja
Zellsperrung „/“

2018 - 01 - 0502
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Fallzahlen größer als 5 Prozentpunkte und Geheim-
haltung von 0 % und 100 % Anteilswerten) erfolgt im 
Anschluss automatisiert.

3.3 Umsetzung in der Verbreitungs-
datenbank GENESIS-Online

Zeitgleich mit der Veröffentlichung der Fachserie zur 

Ausländerstatistik erhalten die Nutzerinnen und Nutzer 

außerdem die Möglichkeit, sich über die Verbreitungs-

datenbank GENESIS-Online individuelle Informationen 

zur Ausländerstatistik zusammenzustellen. Ein elemen-

tares Entscheidungskriterium für die Auswahl eines 

Geheimhaltungsverfahrens war der Anspruch, dieses 

Angebot ohne Verzögerung für unsere Kundinnen und 

Kunden aufrechterhalten zu können. 

Für die Implementierung einer Rundung in einer Ver-

breitungsdatenbank sind generell zwei Umsetzungs-

möglichkeiten denkbar: In der ersten Variante werden 

die den Auswertungen zugrunde liegenden Datenqua-

der mit den – nicht geheim gehaltenen – Fallzahlen 

befüllt. Die Ergebnistabellen werden automatisiert auf 

Grundlage dieser Fallzahlen ermittelt und abschließend 

automatisiert dem Geheimhaltungsverfahren unterwor-

fen. Die technischen Voraussetzungen für diese Vari-

ante stehen in GENESIS-Online gegenwärtig nicht zur 

Verfügung. Daher wird in der Ausländerstatistik derzeit 

die zweite Variante angewendet: Die Datenquader wer-

den mit bereits geheim gehaltenen Fallzahlen befüllt 

und die Randsummen werden zusätzlich in speziellen 

Randsummen quadern vorgehalten und von dort aus-

gegeben, weil eine automatisierte Berechnung aus den 

gerundeten Fallzahlen aufgrund der Nicht-Additivität zu 

ungewünschten Verzerrungen führen würde.

4

Kundenreaktionen und  
deren Bewertung

In allen Verbreitungsformen der Ausländerzahlen 2016 

wurde darauf hingewiesen, dass diese Zahlen den Anfor-

derungen der Geheimhaltung entsprechen, und welche 

Auswirkungen die Verwendung des speziellen Geheim-

haltungsverfahrens auf die Eigenschaften der veröf-

fentlichten Daten hat. Man kann also davon ausgehen, 
dass die überwiegende Mehrheit der Nutzerinnen und 
Nutzer über die Änderungen informiert ist, die seit dem 
Berichtsjahr 2016 gelten. Deshalb sollte die Auswertung 
des Nutzerfeedbacks seit dem Veröffentlichungstag, das 
heißt im Zeitraum vom 1. Juli bis 30. September 2017, 
verlässlich Aufschluss darüber geben, ob und inwie-
weit Nutzerinnen und Nutzer Probleme mit den geheim 
gehaltenen Daten der Ausländerstatistik haben. 

Der größte Unterschied zwischen den geheim gehalte-
nen und den nicht geheim gehaltenen Daten der Aus-
länderstatistik besteht bei der Nicht-Additivität. Bei 
der Fünferrundung kann die rechnerische Summe der 
(gerundeten) Zahl der Ausländerinnen und der Auslän-
der mit einer gegebenen Staatsangehörigkeit von der 
(gerundeten Summe) für die ausländische Bevölkerung 
mit dieser Staatsangehörigkeit insgesamt abweichen. 
Das Gleiche ist bei allen Variablen möglich, nach denen 
Tabellen gegliedert sind, das heißt bei Alter, Familien-
stand, Aufenthaltsdauer oder Aufenthaltsstatus. Der 
zweite Unterschied besteht darin, dass die letzte Stelle 
der Fallzahlen nur den Wert 0 und 5 und das Zeichen 
für „Wert geheim gehalten“ annehmen kann. Ansons-
ten stimmen die Tabellen der Berichtsjahre bis 2015 
vollständig mit denen von 2016 überein; es gibt keine 
Unterschiede in der Zahl und Bezeichnung der Spalten 
oder Zeilen.

Deshalb lag die Vermutung nahe, dass Kundinnen und 
Kunden vor allem Fragen zur Nicht-Additivität haben 
oder Kritik an ihr äußern würden. Dies ist bislang jedoch 
nicht geschehen. Sowohl der Zentrale Auskunftsdienst 
des Statistischen Bundesamtes als auch die Mitarbei-
terinnen und Mitarbeiter in der Fachabteilung berichten 
einvernehmlich, dass es keine Rückfragen zu oder Kritik 
an Daten der Ausländerstatistik gab, die sich mit dem 
Geheimhaltungsverfahren oder den geheim gehaltenen 
Daten in Verbindung bringen lassen. Die Kundinnen und 
Kunden scheinen die Daten vielmehr so anzunehmen 
und zu nutzen, wie sie ihnen präsentiert wurden. 
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ZUSAMMENFASSUNG

Der internationale Handel mit Agrarprodukten steigt in Deutschland immer weiter an. 

Hiermit verbunden ist eine Flächenbelegung im Ausland durch Importe. Von besonde-

rem umwelt- und wirtschaftspolitischem Interesse sind hierbei disaggregierte Daten 

für die einzelnen Agrarrohstoffe sowie die Anbauländer. Der Beitrag stellt zwei Varian-

ten eines Simulationsmodells zur Berechnung dieser Größen mit und ohne Zurückver-

folgung der Lieferketten vor und beschreibt dessen Anwendung für die Jahre 2008 bis 

2015. Es zeigt sich, dass die Lieferketten insbesondere für europäische Länder, die 

hohe Importe an Agrarrohstoffen aufweisen und Agrarerzeugnisse nach Deutschland 

exportieren, berücksichtigt werden müssen.

 Keywords: land use – simulation model – agricultural products – imports –  

environmental-economic accounting

ABSTRACT

International trade in agricultural products is continuously increasing in Germany. This 

involves land use in foreign countries caused by imports. Disaggregated data on the 

various agricultural raw materials and on the cultivating countries are especially rel-

evant for environmental and economic policy. This article introduces two variants of 

a simulation model for the calculation of these data with and without backtracking 

of supply chains and describes its application for the years from 2008 to 2015. It is 

shown that supply chains have to be taken into account particularly for European coun-

tries which import large quantities of agricultural raw materials and export agricultural 

products to Germany. 
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Flächenbelegung durch Importe pflanzlicher Erzeugnisse

1

Einleitung

Der deutsche Außenhandel verzeichnete auch 2017 

neue Höchstwerte bei den Importen (1 034 Milliarden 

Euro) und Exporten (1 279 Milliarden Euro) von Waren 

(Statistisches Bundesamt, 2018a). Produkte auf Basis 

von Agrarrohstoffen machen hierbei nur einen kleinen 

Teil der Handelsmenge aus, sind jedoch sowohl wirt-

schafts- als auch umweltpolitisch von großer Bedeu-

tung. Landwirtschaftlich genutzte Fläche wird nicht 

nur in Deutschland, sondern auch global betrachtet  

zu einem immer knapperen Gut. Dort, wo die Anbau-

fläche nicht mehr ausreicht, werden oftmals durch 

Brandrodung neue Flächen erschlossen, oder der Ernte- 

ertrag wird durch hohen Einsatz von Düngemitteln 

gesteigert. Die Auswirkungen dieser Maßnahmen, ins-

besondere auf den Klimawandel, werden weltweit dis-

kutiert. Neben den umweltpolitischen stehen auch die 

sozialpoli tischen Folgen immer stärker im öffentlichen 

Interesse. So bietet die Ausrichtung auf eine „Export-

wirtschaft“ vielen Ländern zwar gute Entwicklungsmög-

lichkeiten, zugleich steigt jedoch deren Abhängigkeit 

von Entwicklungen auf dem Weltmarkt. Hierbei sind 

nicht nur Großkonzerne, sondern oftmals auch klein-

bäuerliche Betriebe unmittelbar von Nachfrageschwan-

kungen betroffen. Deutlich wurde dies zum Beispiel im 

Januar 2018, als das Europäische Parlament entschied, 

die Verwendung von Palmöl in Biokraftstoffen ab 2021 

zu verbieten. Daraufhin entbrannten Proteste gegen 

diese Politik in Südostasien. 

Agrarrohstoffe werden nicht nur für die menschliche 
Ernährung benötigt, sondern auch für viele andere Ver-
wendungszwecke eingesetzt, zum Beispiel in der Textil-
industrie, dem pharmazeutischen Bereich sowie in der 
Kosmetikindustrie. Von herausragender Bedeutung für 
Deutschland ist neben der Verwendung als Ernährungs-
gut vor allem der Einsatz als Futtermittel und für energe-
tische Zwecke, zum Beispiel für Biokraftstoffe. Letztere 
stehen auch deswegen im besonderen Fokus der öffent-
lichen Debatte, da hier primär Produkte auf Basis von 
Raps, Soja und der Ölpalme eingesetzt werden. Hierbei 
deckt Deutschland einen Großteil seines Bedarfs durch 
Agrarrohstoffe, die im Ausland angebaut werden und 
deren Anbau dort mit den oben genannten Problemen 
verbunden sein kann.

Im Rahmen des Forschungsprojekts „Globale Umwelt-
belastung durch Produktion, Konsum und Importe“ für 
das Umweltbundesamt wurde im Statistischen Bun-
desamt ein Modell zur Schätzung der Flächenbelegung 
für deutsche Importe entwickelt. | 1 Flächenbelegung 
bezeichnet hier die Fläche, die benötigt wird, um die 
Agrarrohstoffe anzubauen, die entweder als Rohstoffe 
oder als verarbeitetes Produkt von Deutschland impor-
tiert werden. Hierbei soll zum einen eine möglichst 
detaillierte Zuordnung der Flächenbelegung für die 
einzelnen Agrarrohstoffe erfolgen. Zum anderen soll 
die Flächenbelegung differenziert nach den Anbaulän-
dern ausgewiesen werden. Diese Aufteilung ist nicht 
trivial. Die Handelsströme werden auch im Bereich der 
Agrarrohstoffe immer komplexer. Insbesondere für ver-
arbeitete Produkte müssen die Lieferketten der Agrar-
rohstoffe zurückverfolgt werden, um das tatsächliche 
Anbauland zu identifizieren. Im Folgenden werden die 
Flächenberechnungen einmal mit und einmal ohne 
Berücksichtigung der Lieferketten durchgeführt. Ein Ver-
gleich der Ergebnisse kann die Vorteile der detaillierten 
Betrachtung der Lieferketten quantifizieren. 

2

Modellübersicht

Die Grundidee hinter der Berechnung der Flächenbele-
gung durch Importe ist, dass für den Anbau der Agrarroh-
stoffe Fläche in den jeweiligen Anbauländern benötigt 
wird. Die Idee, die zur Produktion verwendeten Ressour-
cen zu betrachten, wurde ursprünglich von Allan (1993) 
zur Bestimmung des Wasserverbrauchs entwickelt. Die 
hier verwendete Methodik baut unter anderem auf den 
Arbeiten zur Flächenbelegung von Importen der Europä-
ischen Union (EU) durch Steger (2005) und den Berech-
nungen zur Flächenbelegung von deutschen Importen 
durch Witzke und anderen (2011) auf. | 2 Bei der Berech-
nung der Flächenbelegung muss zwischen Importen von 

 1 Das Projekt wurde im Statistischen Bundesamt im Auftrag des 
Umweltbundesamtes im Rahmen des Umweltforschungsplanes, 
Förderkennzeichen 3716 12 105 1, erstellt und mit Bundesmitteln 
finanziert.

 2 Die Flächenbelegung kann auch mittels multiregionaler Input-Output-
Analysen (MRIO) erfolgen. Ein Vergleich der Methodik findet sich 
zum Beispiel bei Kastner und andere (2013) sowie Schaffartzik und 
andere (2015). Für das hier gewählte Vorgehen spricht, dass eine 
gütermäßig detaillierte Ergebnisdarstellung möglich ist.
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Agrarrohstoffen und Importen von verarbeiteten pflanz-
lichen Gütern unterschieden werden. Für importierte 
Agrarrohstoffe kann mithilfe der Ertragskoeffizienten der 
Anbauländer unmittelbar auf die zum Anbau benötigte 
Fläche geschlossen werden. Verarbeitete Produkte hin-
gegen müssen zunächst mittels sogenannter „technical 
conversion factors“ (TCF) in die zur Produktion benö-
tigte Menge an Agrarrohstoffen überführt werden. Nicht 
einbezogen wird die Flächennutzung, die im Laufe des 
Produktionsprozesses, zum Beispiel für Betriebsflächen 
und Transportwege, anfällt. 

Der Schwerpunkt dieser Arbeit liegt in der Bestimmung 
der tatsächlichen Anbauländer. Insbesondere bei verar-
beiteten Produkten muss der Anbau des Agrarrohstoffs 
nicht zwingend im Lieferland erfolgen. Hier ist es nötig, 
die Lieferketten zurückzuverfolgen. Kastner und andere 
(2011) beschreiben ein mathematisches Verfahren zur 
Bestimmung der Anbauländer. Der hier vorgestellte 
Algorithmus baut auf ähnlichen Annahmen auf, weicht 
jedoch an einigen Stellen entscheidend von den Berech-
nungen von Kastner ab. Insbesondere wird bei der 
Zurückverfolgung der Lieferketten zwischen Agrarroh-
stoffen und verarbeiteten Produkten unterschieden. 

Als Grundlage der Flächenberechnung dienen die Daten 
der Außenhandelsstatistik. | 3 Die länderspezifischen 
Informationen zum Anbau der Agrarrohstoffe stammen 
aus der Datenbank der Welternährungsorganisation 
der Vereinten Nationen (FAO). Für die Umrechnung der 
verarbeiteten Erzeugnisse in die zur Herstellung benö-
tigten Agrarrohstoffe wird auf eine Vielzahl von Quel-
len sowie auf eigene Schätzungen zurückgegriffen. Von 
herausragender Bedeutung sind hier jedoch die „Tech-
nical Conversion Factors for Agricultural Commodities“ 
der FAO (2009). Die Zurückverfolgung der Lieferketten 
erfolgt mithilfe der COMTRADE-Datenbank der Vereinten 

 3 In der Außenhandelsstatistik wird importseitig neben dem Versen-
dungsland auch das Ursprungsland erfasst. Als Ursprungsland wird 
das Land bezeichnet, in dem die Ware vollständig gewonnen oder 
hergestellt wurde oder ihre letzte wesentliche und wirtschaftlich 
gerechtfertigte Bearbeitung oder Verarbeitung erhalten hat. Aller-
dings ist das Ursprungsland in manchen Fällen unbekannt. Gründe 
hierfür können fehlerhafte Angaben bei der Erfassung sein oder 
dass es sich bei den Waren um Mischungen aus unterschiedlichen 
Ländern handelt. In diesem Fall wird in der Außenhandelsstatistik 
das Versendungsland als Angabe für das Ursprungsland verwendet. 
Für diese Arbeit wurden die nach dem Ursprungslandprinzip aufbe-
reiteten Länderangaben genutzt. Im Folgenden wird hier jedoch der 
Begriff „Lieferland“ für die genutzten Daten der Außenhandelsstatis-
tik verwendet, um zu verdeutlichen, dass es sich hier nicht zwingend 
um das tatsächliche Anbauland handelt. 

Nationen. Im Folgenden werden die einzelnen Berech-
nungsschritte kurz skizziert und die Modellannahmen 
diskutiert. | 4

2.1 Grundmodell

Im Grundmodell werden die Lieferketten nicht zurück-
verfolgt. Es wird folglich unterstellt, dass es sich beim 
Lieferland gemäß den Angaben der Außenhandels-
statistik auch um das Anbauland handelt. Im Simula-
tionsmodell werden verarbeitete Produkte zunächst in 
die zur Produktion benötigten Agrarrohstoffe überführt. 
Anschließend erfolgt die Bestimmung der zum Anbau 
benötigten Fläche.

Schritt 1

Als Ausgangsdaten wurden die sechsstelligen Waren-
nummern der Außenhandelsstatistik verwendet. Hier-
bei erfolgte a priori eine Einschränkung auf die Kapitel 
07 bis 23 des Warenverzeichnisses für die Außenhan-
delsstatistik (Statistisches Bundesamt, 2017). Somit 
ist sichergestellt, dass sowohl die Ernährungsgüter als 
auch die Futtermittel fast vollständig abgedeckt sind. 
Ebenfalls enthalten sind die Produkte zur energetischen 
Verwendung. Wie bei allen Berechnungen auf Basis der 
physischen Handelsströme können höher verarbeitete 
Produkte nicht erfasst werden (Bruckner und andere, 
2015). Hierzu gehören vor allem Produkte, die aus-
schließlich der industriellen Verarbeitung dienen, sowie 
die Position „Biodiesel und Bio dieselmischungen“. Die 
insgesamt berechnete Flächenbelegung durch Importe 
von Agrarerzeugnissen ist somit tendenziell unter-
schätzt. 

Schritt 2

Produkte, die auf Basis von mehr als einem Agrarrohstoff 
hergestellt werden, wurden in ihre pflanzlichen Bestand-
teile zerlegt. Bestandteile können sowohl Agrarrohstoffe 
als auch bereits verarbeitete Produkte auf Basis eines 
einzigen Agrarrohstoffs sein. Bei den Koeffizienten zur 
Berechnung der Bestandteile handelt es sich um eigene 
Schätzungen auf Basis der verbindlichen Zolltarif-
auskunft. Die Koeffizienten sind zeitinvariant und iden-
tisch für alle Länder.

 4 Im Fachbericht „Flächenbelegung von Ernährungsgütern – Methoden 
und Konzepte“ (Statistisches Bundesamt, 2018b) findet sich eine 
ausführlichere Beschreibung der einzelnen Berechnungsschritte. 

Statistisches Bundesamt | WISTA | 3 | 2018120



Flächenbelegung durch Importe pflanzlicher Erzeugnisse

Schritt 3

Verarbeitete Agrarrohstoffe auf Basis eines einzigen 

Agrarrohstoffs wurden mittels der technischen Umrech-

nungsfaktoren auf die zur Produktion benötigte Menge 

an Agrarrohstoffen zurückgeführt. Hierbei wurden soge-

nannte Kuppelprodukte identifiziert. Diese sind dadurch 

gekennzeichnet, dass bei der Verarbeitung eines Agrar-

rohstoffs mehrere Produkte entstehen, zum Beispiel Öl 

und Ölkuchen bei der Verarbeitung von Ölsaaten. Um zu 

verhindern, dass Nebenprodukten ein zu hoher Flächen-

anteil zugewiesen wird, wurden Kuppelprodukte mit 

ihren durchschnittlichen Preisen gewichtet. Die tech-

nischen Umrechnungsfaktoren sind zeitinvariant und 

identisch für alle Länder. Nach Durchführung dieses 

Berechnungsschritts sind alle verarbeiteten Produkte in 

die zur Produktion benötigte Menge an Agrarrohstoffen 

umgerechnet. 

Schritt 4

Abschließend erfolgte die Bestimmung der zum Anbau 

der Agrarrohstoffe benötigten Fläche. Hierzu wurde 

die Menge an Agrarrohstoffen durch die länderspezi-

fischen Ertragskoeffizienten geteilt. Um zu verhindern, 

dass nicht plausible Sprünge sowie fehlende Werte in 

der Ertrags-Zeitreihe die Flächenberechnung verzerren, 

wurde ein durchschnittlicher Ertrag für die Jahre 2008 

bis 2011 und 2012 bis 2015 gebildet. Die Anwendung 

eines gleitenden Mittelwerts ist aufgrund der Anpas-

sung des Warenverzeichnisses der Außenhandelsstatis-

tik im Jahr 2012 nicht möglich. In vielen Fällen lag für ein 

Land jedoch kein Ertragskoeffizient vor. Grund hierfür 

kann sein, dass es sich nicht um das wirkliche Anbau-

land handelt, sondern die Lieferketten weiter zurückver-

folgt werden müssten. Dieser Schritt erfolgte jedoch im 

Grundmodell nicht. Zur Lösung der Problematik wurde 

vielmehr ein zweistufiges Ersetzungs verfahren verwen-

det. Zunächst wurde versucht, auf den durchschnitt-

lichen Ertrag des Kontinents zurückzugreifen. War auch 

hier keine Angabe vorhanden, so wurde stattdessen 

der weltweite Durchschnittsertrag zur Berechnung ver-

wendet. Hiermit konnte sichergestellt werden, dass für 

alle importierten Produkte eine Flächenberechnung 

erfolgte.

2.2 Erweitertes Modell mit Lieferketten

Im Allgemeinen kann nicht angenommen werden, dass 
es sich bei dem Lieferland um das Anbauland handelt. 
Insbesondere für verarbeitete Produkte ist es möglich, 
dass der zur Produktion benötigte Agrarrohstoff nicht 
im Lieferland angebaut wurde, sondern vielmehr zuvor 
aus einem anderen Land importiert wurde. Aber auch 
bei Agrarrohstoffen ist es möglich, dass vom Lieferland 
importierte Agrarrohstoffe ohne Verarbeitung wieder 
exportiert werden. In beiden Fällen ist eine Zurückver-
folgung der Lieferketten nötig, um das Anbauland und 
damit die Flächenbelegung zu identifizieren.  | 5

Für die Lieferländer ist der Anteil an Agrarrohstoffen aus 
dem Ausland, die zur Produktion von Exportgütern ein-
gesetzt werden, jedoch unbekannt. Folglich müssen zur 
Berechnung Annahmen bezüglich des Importanteils der 
Exporte getroffen werden. Hierbei wird grundsätzlich 
unterstellt, dass zur Produktion von Exportgütern aus-
ländische Agrarrohstoffe im Verhältnis des Importan-
teils am Aufkommen des jeweiligen Agrarrohstoffs ein-
gesetzt werden. Deckt ein Lieferland also beispielsweise 
50 % des Aufkommens eines bestimmten Agrarrohstoffs 
durch Importe ab, so wird angenommen, dass auch zur 
Produktion der Exportgüter zu 50 % auf ausländische 
Agrarrohstoffe zurückgegriffen wird. 

Unter Berücksichtigung dieser Annahme wurde ein Algo-
rithmus zur Zurückverfolgung der Lieferketten entwickelt. 
Hiermit ist gemeint, dass die Importmenge eines Liefer-
landes gemäß der Handelsstruktur dieses Landes auf 

die jeweiligen Bezugsländer der Agrarrohstoffe umver-
teilt wird. Da die Zurückverfolgung der Lieferketten mög-
lichst vollständige Daten zur Import- und Anbaustruktur 
voraussetzt, erfolgte vorab eine Beschränkung auf 30 
Länder (die 28 Mitgliedstaaten der EU, die Schweiz, Ser-
bien) und 151 Warennummern. Des Weiteren wurden 
bei der Zurückverfolgung der Lieferketten Länder aus-

geschlossen, die einen Anteil von weniger als 5 % am 
gesamten Handelsvolumen des jeweiligen Lieferlandes 
aufweisen. Bei der Betrachtung der Lieferketten muss 

 5 Da die Außenhandelsdaten gemäß dem Ursprungslandprinzip ver-
wendet wurden, ist für Agrarrohstoffe das tatsächliche Anbauland oft-
mals bereits identifiziert. Jedoch kann das Ursprungsland im Rahmen 
der Außenhandelsstatistik – wie oben erwähnt – nicht in jedem Fall 
korrekt bestimmt werden. Daher muss auch für Agrarrohstoffe geprüft 
werden, ob eine Zurückverfolgung der Lieferketten nötig ist.
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zwischen Agrarrohstoffen und verarbeiteten Produkten 

unterschieden werden:

> Bei einem durch Deutschland importierten verarbeite-

ten Produkt wird die Menge gemäß dem Inlands- und 

dem Importanteil des jeweiligen Lieferlandes aufge-

teilt. Der Inlandsanteil wird weiterhin dem Lieferland 

zugerechnet. Für den Importanteil erfolgt hingegen

eine Zurückverfolgung der Lieferkette mithilfe des

COMTRADE-Datensatzes. Sofern sich hierbei ein euro-

päisches Land ergibt, in dem kein Anbau des Agrar-

rohstoffs stattfindet, wird die Lieferkette ein weiteres 

Mal zurückverfolgt.

> Für Agrarrohstoffe erfolgt eine Zurückverfolgung der

Lieferketten, wenn der Importanteil am Aufkommen

eines Agrarrohstoffs im Lieferland mindestens 90 %

beträgt. Sofern der Importanteil 100 % beträgt, findet 

 

 

 

 

 

kein Anbau des Agrarrohstoffs im Lieferland statt und 

der Agrarrohstoff muss zwingend zuvor importiert wor-

den sein. Es handelt sich folglich um einen Re-Export. 

Die Annahme, dass auch bei 10 % oder weniger eige-

nem Anbau der exportierte Agrarrohstoff aus dem Aus-

land stammt, stellt sicher, dass Fälle identifiziert wer-

den, bei denen die Exportmenge deutlich höher ist als 

der Anbau im Lieferland. Auch in diesem Fall wird die 

gesamte Handelsmenge durch eine Zurückverfolgung 

der Lieferkette umverteilt. Sofern sich hierbei ein euro-

päisches Land ergibt, in dem kein Anbau des Agrar-

rohstoffs stattfindet, wird die Lieferkette ein weiteres 

Mal zurückverfolgt.

Grundsätzlich erfolgt die Zurückverfolgung der Liefer-

ketten immer auf Ebene der Agrarrohstoffe. Für höher 

verarbeitete Produkte ist es jedoch möglich, dass nicht 

Grafik 1

Vergleich des Grundmodells mit dem erweiterten Modell zur Berechnung der Flächenbelegung  
durch Importe pflanzlicher Erzeugnisse
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die Agrarrohstoffe, sondern vielmehr Zwischenprodukte 
gehandelt werden. Dies wird jedoch im Modell nicht 
berücksichtigt, da zur Berechnung detaillierte Kennt-
nisse des Produktionsprozesses nötig wären. Darüber 
hinaus konnte in einigen wenigen Fällen auch nach der 
zweifachen Zurückverfolgung der Lieferketten mithilfe 
der COMTRADE-Datenbank kein Anbauland identifiziert 
werden. In diesem Fall wurde als Anbauland „Nicht zuor-
denbare Länder“ gewählt. 

 Grafik 1 gibt einen Überblick über die Anbauländer 
und die verwendeten Ertragskoeffizienten mit und ohne 
Zurückverfolgung der Lieferketten. Im Grundmodell ist 
das Anbauland immer das Lieferland gemäß Außenhan-
delsstatistik. Es wird lediglich danach unterschieden, ob 
es einen Ertrag im Land gibt oder nicht. Sofern ein Ertrag 
vorhanden ist, wird dieser zur Berechnung der Fläche 
verwendet, ansonsten wird der Ertrag des Kontinents 
beziehungsweise der weltweite Ertragsdurchschnitt 
verwendet. Im erweiterten Modell gilt dies nur für nicht 
europäische Länder. Für europäische Länder hingegen 
erfolgt die oben vorgestellte komplexere Entscheidung, 
ob die Lieferkette zurückverfolgt werden muss.

3

Ergebnisse

Im Folgenden werden die Ergebnisse der Berechnun-
gen vorgestellt und diskutiert. Zunächst werden die 
Ergebnisse aggregiert nach Produktfamilien dargestellt. 
Anschließend erfolgt die Betrachtung der Anbauländer. 
Der Schwerpunkt liegt hierbei weniger auf einer Analyse 
der absoluten Zahlen oder der Veränderungen im Zeitab-
lauf, sondern vielmehr im Vergleich der beiden Model-
lierungsstrategien. | 6 Es zeigt sich, dass eine Zurück-
verfolgung der Lieferketten primär zur Bestimmung der 
Anbauländer notwendig ist.

 6 Im Fachbericht „Flächenbelegung von Ernährungsgütern 2008 – 
2015“ werden die Ergebnisse inhaltlich detaillierter analysiert (Sta-
tistisches Bundesamt, 2018c). Aufgrund unterschiedlicher Berech-
nungsstände können sich die hier vorgestellten Ergebnisse jedoch 
davon unterscheiden.

3.1 Produktfamilien

 Tabelle 1 zeigt die Ergebnisse der Berechnung, auf-
geschlüsselt nach Produktfamilien. Sowohl für das Jahr 
2008 als auch für das Jahr 2015 liegen die Ergebnisse 
der beiden Berechnungen sehr eng beieinander. Insbe-
sondere für die gesamte Flächenbelegung durch Importe 
beträgt die Differenz weniger als 1 %. Auf Ebene der 
Produktfamilien sind jedoch durchaus Unterschiede zu 
erkennen. So ist im erweiterten Modell mit Zurückverfol-
gung der Lieferketten die Flächenbelegung für exotische 
Früchte über 20 % niedriger als im Grundmodell. Gegen-
läufig hierzu verhält es sich mit der Flächenbelegung für 
Raps. Hier erhöht sich die Flächenbelegung bei einer 
Zurückverfolgung der Lieferketten um über 10 %. Bei-
des deutet darauf hin, dass bei diesen Produktfamilien 
die Lieferländer häufig nicht die Anbauländer sind und 
sich die Ertragskoeffizienten in den Ländern erheblich 
unterscheiden. Im Gesamtergebnis gleichen sich diese 
Veränderungen jedoch wieder aus. Hierbei spielt auch 
eine Rolle, dass für Länder ohne Angabe eines Ertrags-

Tabelle 1

Flächenbelegung durch Importe aggregiert  
nach Produktfamilien

 2008 2015 

Grund-
modell

erweitertes 
Modell

Grund-
modell

erweitertes 
Modell

1 000 Hektar

Insgesamt 13 657 13 569 15 396 15 269

Exotische Früchte 478 357 381 294

Gerste 360 361 390 391

Kaffee 1 369 1 345 1 228 1 178

Kakao 1 532 1 550 2 106 2 057

Mais 552 590 621 680

Nüsse 946 852 1 147 1 058

Obst 373 372 320 318

Oliven 125 123 196 194

Ölpalme 455 418 545 504

Raps 1 476 1 627 1 863 2 055

Soja 2 559 2 552 2 342 2 319

Sonnenblumen 590 637 651 655

Sonstige Ölsamen 452 398 592 572

Sonstiges 347 347 428 422

Sonstiges Gemüse 205 200 203 200

Sonstiges Getreide 272 275 431 431

Wein 406 398 411 379

Weizen 954 962 1 347 1 363

Zuckerrüben/-rohr 205 205 195 199
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koeffizienten auf den Durchschnitt des Kontinents oder 
auf den Weltdurchschnitt zurückgegriffen wird.

Das Gesamtergebnis hängt folglich von den verwende-
ten technischen Koeffizienten bei der Umwandlung von 
verarbeiteten Produkten in die zur Produktion benö-
tigten Agrarrohstoffe ab. Auch wenn auf Ebene der 
Produktfamilien Unterschiede zwischen den Berech-
nungsmodellen sichtbar sind, bleiben die qualitativen 
Aussagen für beide Modelle doch gleich. Die größte 
Flächenbelegung für Importe fällt für Produkte auf Basis 
von Soja an. Auch die anderen Ölsaaten, zum Beispiel 
Raps und die Ölpalme, spielen eine große Rolle. Bei den 
Ernährungsgütern fällt zwar für Grundnahrungsmittel 
wie Getreide eine große Flächenbelegung im Ausland 
an, jedoch entfällt ein großer Teil der Flächenbelegung 
auf Genussmittel wie Kaffee und Kakao. Dies liegt daran, 
dass diese Güter sehr flächenintensiv angebaut werden 

müssen, das heißt die Erntemenge je Hektar Anbau-
fläche vergleichsweise gering ist. Auch in Bezug auf die 
zeitliche Veränderung der Flächenbelegung bleiben die 
Aussagen der beiden Modelle qualitativ konstant. Große 
Zunahmen in der Flächenbelegung für Importe gibt es 
insbesondere bei Kakao, Weizen und Raps. | 7

3.2 Anbauländer

 Tabelle 2 betrachtet die Flächenbelegung durch 
Importe aus ausgewählten Ländern mit und ohne 
Zurückverfolgung der Lieferketten. Die Länder wurden 
so ausgewählt, dass in ihnen entweder eine hohe Flä-

chenbelegung durch deutsche Importe stattfindet oder 
die Änderungen zwischen dem Grundmodell und der 
Erweiterung besonders groß sind. Insgesamt decken die 
ausgewählten Länder ungefähr die Hälfte der gesam-
ten ausländischen Flächenbelegung durch deutsche 
Importe ab. 

Im Grundmodell ohne Zurückverfolgung der Lieferket-
ten wird unterstellt, dass es sich bei den Lieferländern 

– gemäß dem Ursprungslandprinzip – immer um die 
Anbauländer handelt. Demnach entfiele die meiste 
Anbaufläche auf die Niederlande. 1,9 Millionen Hektar 
Flächenbelegung durch Importe (2015) entsprächen 

 7 Insbesondere der Anstieg der importierten kakaohaltigen Produkte ist 
primär darauf zurückzuführen, dass Deutschland zur Produktion der 
Exportgüter höhere Mengen an Kakao benötigt (Statis tisches Bundes-
amt, 2018c, hier: Seite 26).

ungefähr der Hälfte des gesamten Staatsgebiets der 
Niederlande. Ein großer Teil der Flächenbelegung für 
Importe fällt in Brasilien als wichtigem Lieferanten für 
Ölsaaten an. Insgesamt sind die europäischen Länder in 
der Betrachtung der Flächenbelegung ohne Zurückver-
folgung der Lieferketten sehr dominant. Insbesondere 
sind unter den wichtigsten Anbauländern auch kleinere 
Nachbarländer Deutschlands, so zum Beispiel Belgien, 
relativ stark vertreten.

Unter Zurückverfolgung der Lieferketten ergibt sich ein 
völlig anderes Bild. Die Flächenbelegung durch Importe 
in den Niederlanden und Belgien ist deutlich geringer. 
Aber auch bei allen anderen Ländern gibt es große Unter-
schiede. Es fällt auf, dass insbesondere weiter entfernte 
Länder nun eine größere Flächenbelegung zugewiesen 
bekommen. Insbesondere die Republik Côte d’Ivoire 
(Elfenbeinküste) und Indonesien sind hier zu nennen. 
Aber auch auf Länder wie Australien und die Ukraine 
entfällt nun ein signifikanter Anteil der Flächenbelegung 
durch Importe. Dies ist auch deswegen relevant, weil 
durch längere Transportwege höhere Umweltbelastun-
gen entstehen.

Grund für diese unterschiedlichen Ergebnisse ist vor 
allem der hohe Importanteil für Agrarrohstoffe in den 
unmittelbaren Nachbarländern Deutschlands. Diese 
importieren größere Mengen Agrarrohstoffe und expor-
tieren verarbeitete Produkte nach Deutschland. Eine 
Sonderstellung nehmen hierbei die Niederlande ein. 

Tabelle 2

Flächenbelegung in ausgewählten Ländern durch  
deutsche Importe

 2008 2015 

Grund modell erweitertes 
Modell

Grund modell erweitertes 
Modell

1 000 Hektar

Insgesamt 13 657 13 569 15 396 15 269

Australien 68 100 154 401

Belgien 433 101 566 108

Brasilien 1 719 1 979 1 424 1 597

Côte d‘Ivoire 310 539 465 835

Frankreich 1 077 1 125 1 119 1 122

Indonesien 527 636 442 567

Niederlande 1 743 212 1 941 221

Polen 531 474 1 292 1 179

Ukraine 140 289 162 277

Vereinigte Staaten 633 749 657 768

Restliche Länder 6 477 7 366 7 174 8 193
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In den Niederlanden werden insbesondere Rapssamen 
und Mais importiert und verarbeitete Produkte wieder 
exportiert. Zugleich dienen die Niederlande aber auch 
als Umschlagplatz für sonstige Agrarrohstoffe aus der 
ganzen Welt. Insbesondere flächenintensive Agrar-
rohstoffe wie Kaffee und Kakao erreichen Deutschland 
oftmals über die Niederlande. Aufgrund der besonde-
ren Bedeutung des Rotterdamer Hafens wird dieser 
Transitvorgang als „Rotterdam-Effekt“ bezeichnet (Wal-
ter, 1999). Ohne eine Zurückverfolgung der Lieferkette 
wird die hierfür benötigte Anbaufläche vollständig den 
Niederlanden zugerechnet. Dem gegenüber stehen die 
Anbauländer, deren Fläche unterschätzt wird, da ein Teil 
der Anbaufläche den Niederlanden zugeschlagen wird. 
Australien exportierte 2015 als wichtiger Rapsherstel-
ler größere Mengen Agrarrohstoffe an die Niederlande. 
Dort werden diese weiterverarbeitet und die verarbei-
teten Produkte auch nach Deutschland geliefert. Ohne 
eine Zurückverfolgung der Lieferketten ist dieser Effekt 
nicht zu erkennen. Die Flächenbelegung durch Importe 
aus Australien würde somit deutlich unterschätzt. Ähn-
liches gilt für die Ukraine im Hinblick auf die Erzeugung 
von Mais. 

Diese Unterschiede zeigen sich auch in der zeitlichen 
Betrachtung. So wird im Grundmodell sowohl für Belgien 

als auch für die Niederlande ein Anstieg der Flächen-
belegung durch Importe von 2008 auf 2015 ausgewie-
sen. Im Modell mit Zurückverfolgung der Lieferketten 
zeigt sich jedoch, dass dieser Anstieg nicht auf eine 
höhere Flächenbelegung in diesen Ländern zurückzu-
führen ist. Vielmehr importierten beide Länder im grö-
ßeren Umfang als 2008 Agrarrohstoffe und exportierten 
anschließend verarbeitete Produkte nach Deutschland. 
So importierten die Niederlande im Jahr 2015 deutlich 
mehr Rapssamen aus Australien als noch im Jahr 2008. 
Insgesamt kann somit festgehalten werden, dass die 
Zurückverfolgung der Lieferketten essenziell ist, um die 
Flächenbelegung in den Anbauländern zu bestimmen.

3.3 Evaluation der Modellvarianten

Die im vorherigen Abschnitt vorgestellten Ergebnisse 
legen den Schluss nahe, dass es zur Bestimmung der 
Anbauländer notwendig ist, die Lieferketten zurückzu-
verfolgen. Insbesondere am Beispiel der Niederlande ist 
offensichtlich, dass ohne eine Zurückverfolgung der Lie-
ferketten die Ergebnisse wenig plausibel sind. Jedoch ist 

fraglich, ob die Zurückverfolgung der Lieferketten zwin-
gend zu besseren Ergebnissen führt oder ob vielmehr 
andere nicht plausible Fälle entstehen. Im Folgenden 
werden daher weitere Untersuchungen zur Plausibilität 
der Ergebnisse durchgeführt. Hierbei wird die Menge 
an importierten Agrarrohstoffen – einschließlich der zur 
Produktion von importierten verarbeiteten Erzeugnissen 
benötigten Agrarrohstoffe – aus einem Anbauland in 
Beziehung zur Erntemenge in diesem Land gesetzt. Ein 
Fall wird dann als nicht plausibel betrachtet, wenn die 
aus einem Land importierte Menge eines Agrarrohstoffs 
die Erntemenge dieses Landes übersteigt.

Die Spalten (1) und (2) der  Tabelle 3 beschränken die 
Untersuchung auf die Länder der EU, die Schweiz und 
Serbien (2015), also auf die Länder, für die die Lieferket-
ten zurückverfolgt wurden. Zunächst wurde für jede Kom-
bination von Anbauländern und Agrarrohstoffen geprüft, 
ob die deutschen Importe die Erntemenge dieses Lan-
des übersteigen. Spalte (1) zeigt hierbei den Anteil an 
Fällen, bei denen die Importmenge durch Deutschland 
die Erntemenge übersteigt. Während der Anteil im ein-
fachen Modell mit 47 % sehr hoch ist, konnte der Anteil 
durch eine Zurückverfolgung der Lieferketten auf 12 % 
reduziert werden. Hierbei werden Einträge der Außen-
handelsstatistik mit hohen Importmengen genauso 
stark gewichtet wie Einträge mit niedrigen Importen. 

Aussagekräftiger ist hingegen eine Berücksichtigung 
der Importmengen. Hierzu wird für jedes Land und 
jeden Agrarrohstoff die Importmenge berechnet, die die 
Erntemenge übersteigt. Diese wird hier als Überschuss 
bezeichnet und berechnet sich als Differenz aus Import- 
und Erntemenge. Kein Überschuss entsteht, wenn die 
Importmenge die Erntemenge nicht übersteigt. 	Überschuss	=	 �Importe	–	Ernte,  Importe	>	Ernte

0,                         		Importe	≤	Ernte  

 

Tabelle 3

Modellevaluation 2015

 
 

Europäische Union, 
Schweiz und Serbien

Gesamte Welt

Spalte (1) | 1 Spalte (2) | 2 Spalte (3) | 1 Spalte (4) | 2

Grundmodell 47 0,205 41 0,155

Erweitertes Modell 12 0,015 31 0,022

1 Anteil an Fällen, bei denen die Importmenge durch Deutschland die Erntemenge im  
Lieferland übersteigt, in Prozent.

2 Die Erntemenge übersteigender Teil der Importmenge im Verhältnis zur gesamten  
Importmenge (0: die Importmenge übersteigt in keinem Fall die Erntemenge in einem 
Land; 1: in den betrachteten Ländern findet kein Anbau statt).

Statistisches Bundesamt | WISTA | 3 | 2018 125



Marc-Dominic Schuh

Der Überschuss aller Länder wird anschließend ins Ver-

hältnis zur gesamten Importmenge gesetzt:∑Überschuss∑ Importe
 

Werden die Agrarrohstoffe in den betrachteten Ländern 

überhaupt nicht angebaut, beträgt der Anteil 1. Der 

Anteil ist 0, wenn in keinem Land ein Überschuss exis-

tiert, die Erntemenge also immer größer als die Import-

menge ist.

Im Grundmodell ist der Wert mit 0,205 sehr hoch, das 

heißt die nach Deutschland exportierte Menge über-

steigt die Erntemenge zum Teil deutlich. Durch eine 

Zurück verfolgung der Lieferketten sinkt der Wert auf 

0,015. Auch wenn noch in 12 % der Fälle die Import-

menge die Erntemenge übersteigt, so handelt es sich 

folglich zumeist um unbedeutende Fälle. Der Algorith-

mus scheint somit in der Lage zu sein, die wichtigen 

Fälle zu korrigieren, und zumindest innerhalb Europas 

wird die Fläche nicht auf andere nicht plausible Anbau-

länder umverteilt.

Denkbar ist jedoch, dass durch die Zurückverfolgung der 
Lieferketten nicht europäische Länder als Anbauland 
bestimmt werden, für die die Importmenge nun zu hoch 
ist. Daher wurden die Berechnungen aus Spalte (1) und 
(2) für den gesamten Datensatz, einschließlich der nicht 
europäischen Länder, wiederholt. Durch eine Zurückver-
folgung der Lieferketten kann der Anteil nicht plausibler 
Fälle von 41 auf 31 % gesenkt werden. Interessant ist 
hierbei zum einen, dass ohne eine Korrektur der Anteil 
nicht plausibler Fälle mit 47 % in Europa höher ist als 
weltweit betrachtet. Dies verdeutlicht die Bedeutung der 
Nachbarländer bei Lieferungen aus entfernten Ländern. 
Zum anderen ist auch nach der Zurückverfolgung der Lie-
ferketten der Anteil nicht plausibler Fälle mit 31 % noch 
sehr hoch. Berücksichtigt man jedoch die Importmenge, 
so relativiert sich dieses Problem deutlich. Der Anteil 
der Importmenge, die die Erntemenge übersteigt, ist mit 
0,022 hier relativ niedrig. Dies zeigt, dass eine Korrektur 
der Lieferketten für Europa deutlich wichtiger ist als für die 
restliche Welt. Das gilt insbesondere unter Berücksichti-
gung der Überlegung, dass der Anteil nicht plausibler 
Fälle durch die schlechtere Datengrundlage überschätzt 
sein dürfte. Insgesamt bestätigt die Evaluation somit die 
Plausibilität der Ergebnisse und das hier gewählte Vorge-
hen zur Zurückverfolgung der Lieferketten.

4

Fazit

Insgesamt zeigt sich, dass die Flächenbelegung durch 

Importe auf Güterebene mithilfe eines einfachen Koef-

fizienten-Ansatzes gut bestimmt werden kann. Für eine 

Untersuchung der Anbauländer ist es jedoch notwendig, 
die Lieferketten zurückzuverfolgen. Insbesondere muss 
für importierte verarbeitete Agrarrohstoffe die Herkunft 
der Agrarrohstoffe bestimmt werden. Aufgrund der gro-
ßen Bedeutung des Handels innerhalb der EU ist es hier 
jedoch ausreichend, die Korrektur auf diese Länder zu 
beschränken. Angesichts der unzureichenden Daten-
grundlage für manche Entwicklungsländer erscheint 
eine Korrektur für diese Länder auch wenig sinnvoll.

Drei Ursachen für die hohe Flächenbelegung durch 
Importe können unterschieden werden. Erstens impor-
tiert Deutschland größere Mengen Ölsaaten für Futter 
und für energetische Zwecke. Hier sind insbesondere 
Brasilien und Indonesien als Anbauländer für Palmöl 
und Soja zu nennen. Aber auch für Produkte auf Raps-
basis entfallen große Anbauflächen sowohl in Europa 
als auch in entfernteren Ländern. Zweitens entsteht ein 
hoher Flächenverbrauch durch den Import von Genuss-
mitteln. Insbesondere Kaffee und Kakao haben einen 
hohen Flächenverbrauch. Drittens importiert Deutsch-
land größere Mengen Getreide für Ernährungszwecke 
aus Ländern der EU. Auch wenn die Flächenbelegung 
wenig über die unmittelbaren Umweltschäden aussagt, 
die beim Anbau entstehen, so können mithilfe des 
Modells Bereiche identifiziert werden, in denen eine 
hohe Umweltbelastung durch Importe möglich ist. Durch 
die Zurückverfolgung der Lieferketten wird ersichtlich, 
dass Deutschland mehr Fläche in weiter entfernten Län-
dern belegt als durch eine Betrachtung der Außenhan-
delsstatistik auf den ersten Blick zu erkennen ist. 
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ZUSAMMENFASSUNG

Die Baumobstanbauerhebungen sind ein bedeutendes Instrument für die Überwa-

chung und Steuerung des heimischen Obstmarktes. Ihre Ergebnisse sind eine wich-

tige Entscheidungsgrundlage für die gemeinsame Agrarpolitik auf nationaler und 

europäischer Ebene. Mit der Neukonzeption der Baumobstanbauerhebung 2017 ist es 

gelungen, die gestiegenen Qualitätsanforderungen zu erfüllen, gleichzeitig den Ver-

waltungsaufwand zu reduzieren und die Ergebnisse schnellstmöglich bereitzustellen. 

Diese Ziele wurden durch den Einsatz moderner IT-Systeme sowie die weitere Stan-

dardisierung der Arbeitsprozesse und Erhebungswege erreicht. Der Aufsatz informiert 

über das methodische Konzept einschließlich der neugestalteten Erhebungsprozesse 

sowie über die Ergebnisse der Baumobstanbauerhebung 2017.

 Keywords: standardisation of working processes – bureaucracy reduction –  

structural change – fruit varieties – ecological cultivation

ABSTRACT

Orchard surveys are a significant tool for monitoring and managing the domestic mar-

ket of fruit products. Their results provide an important basis for common agricultural 

policy decisions on national and European level. The new concept of the orchard survey 

2017 fulfils the increased quality requirements while also reducing the administrative 

burden and providing results at the earliest opportunity. These aims were achieved by 

the implementation of modern IT systems and the further standardization of working 

processes and survey channels.

This article presents the methodological concept with the redesigned survey processes 

and the results of the orchard survey 2017.
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1

Einleitung

Baumobstanbauerhebungen sind schon seit einigen 
Jahrzehnten ein fester Bestandteil des agrarstatisti-
schen Berichtssystems in Deutschland. Die Ergebnisse 
sind sowohl für europäische als auch für nationale poli-
tische Entscheidungsinstanzen von großer Bedeutung. 
Baumobstanbauerhebungen beobachten und analy-
sieren die Baumobsterzeugung und zeigen das Pro-
duktionspotenzial der verschiedenen Baumobstarten 
und deren Anbaustrukturen. Die erhobenen Baumobst-
anbauflächen sind dabei die zentrale Grundlage zur 
Berechnung von Erträgen und Erntemengen. Welche 
Apfelsorten werden in Deutschland angebaut? Wie 
ist das Verhältnis von ökologischem zu konventionel-
lem Anbau? Wo liegen die bedeutendsten Obstanbau- 
gebiete in Deutschland oder welche Obstart wird beson-
ders häufig ökologisch bewirtschaftet? Die Erhebung 
beantwortet diese und viele weitere Fragen.

Hinsichtlich der Ausrichtung einer gemeinsamen Agrar-
politik (Bundesministerium für Ernährung und Land-
wirtschaft, 2018) innerhalb der Europäischen Union 
(EU) sind die Ergebnisse auch wichtig für die Förderung 
von Obstbetrieben und deren Anlagen, insbesondere 
im ländlichen Raum. Baumobstanbauerhebungen stel-
len somit für Regierung, Verwaltung, Berufsstand, Wirt-
schaft und Wissenschaft die notwendigen statistischen 
Grundlagen für Entscheidungen und Maßnahmen zur 
Verfügung. Die gemeinsame EU-Agrarpolitik beeinflusst 
dadurch erheblich die strukturelle Entwicklung der Obst-
betriebe.

Um eine Harmonisierung der Daten zwischen den EU-
Mitgliedstaaten zu gewährleisten, sind die Baumobstan-
bauerhebungen integraler Bestandteil des Europäischen 

Statistischen Systems. Hierbei ist es wichtig, Begriffs-
bestimmungen einheitlich zu definieren sowie Bezugs-
zeiträume und Genauigkeitsanforderungen festzulegen. 

In Deutschland werden Baumobstanbauerhebungen als 
Totalerhebungen mit Abschneidegrenze | 1 durchgeführt. 
Dadurch ist gewährleistet, dass auch genügend valide 
Ergebnisse auf regionaler Ebene zur Verfügung stehen. 

 1 Berücksichtigt werden nur Betriebe, die eine bestimmte Mindest-
größe an Anbaufläche für Baumobst aufweisen.

Die Abschneidegrenzen sind im Laufe der Jahrzehnte 
immer wieder nach oben angepasst worden. Dadurch 
konnten viele kleinere Obstbetriebe von ihrer Berichts-
pflicht entlastet werden. Eine Straffung des Merkmals-
kranzes sowie das Anbieten von Online-Fragebogen führ-
ten zu einer schnelleren und einfacheren Beantwortung 
der Erhebungsfragen durch die Auskunftspflichtigen. 

Die konsequente Anwendung von Standardisierungen 
und Prozessoptimierungen führte bei der Baumobst-
anbauerhebung 2017 zu deutlich verbesserten Abläu-
fen gegenüber früheren Erhebungen. Hilfestellungen 
beim Ausfüllen des Fragebogens im Internet konnten 
von den Berichtspflichtigen durch einfache Klicks direkt 
abgerufen werden. Dadurch wurden Rückfragen an die 
Statistischen Ämter der Länder reduziert. Die Datenein-
gabe wurde durch Plausibilisierungsprogramme im Hin-
tergrund stets begleitet, sodass eventuelle Eingabefeh-
ler direkt korrigiert werden konnten. Die elektronische 
Datenlieferung zwischen den Berichtspflichtigen und 
den Statistischen Ämtern des Bundes und der Länder 
führte dazu, dass die qualitativ hochwertigen Ergeb-
nisse den Nutzerinnen und Nutzern aus Politik, Wissen-
schaft und Wirtschaft effizienter und schneller bereit-
gestellt werden konnten. 

2

Entwicklung der  
Baumobstanbauerhebung

Die ersten Obstbaumzählungen wurden sporadisch 
schon in der zweiten Hälfte des 19. Jahrhunderts durch-
geführt. Die Ergebnisse beruhten im Wesentlichen auf 
privaten Berichten und waren deshalb sehr lückenhaft 
(Kuczynski/Quante, 1926). Zum Ende des 19. Jahrhun-
derts bis etwa 1930 hatte der Streuobstanbau seine 
größte Verbreitung. Nach dem Zweiten Weltkrieg war 
der Streuobstanbau jedoch nicht mehr wirtschaftlich. 
Die Bestände mussten häufig Siedlungsflächen und 
dem Ausbau der Infrastruktur weichen. Der Anbau von 
Baumobst verlagerte sich weitgehend auf Niederstamm-
Anlagen. Die Wuchshöhe der Bäume in diesen Anlagen 
ist so begrenzt, dass alle Früchte ohne Leiter von Hand 
gepflückt werden können.
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In der Bundesrepublik Deutschland fand bereits im 

Jahr 1951 eine erste totale Obstbaumzählung statt, die 

damals nach Ortslage und nicht nach Besitz- und Eigen-

tumsverhältnissen beziehungsweise wirtschaftlicher 

Nutzung durchgeführt wurde. Im Jahr 1958 wurde diese 

Erhebung als Stichprobe wiederholt. Die nächste totale 

Obstbaumzählung erfolgte dann wieder im Jahr 1965. 

Zweck dieser historischen Erhebungen war, die Zahl der 

Obstbäume für die verschiedenen Baumobstarten zu 

ermitteln. Die Obstbaumzählungen konzentrierten sich 

dabei nicht nur auf den Erwerbsobstanbau, sondern 

auch auf die Bäume in Haus- und Kleingärten, an Stra-

ßen, Wegen und Kanälen. Die Statistischen Ämter der 

Länder waren für die Zählung verantwortlich. Sie benö-

tigten und nutzten dabei häufig Amtshilfe durch Kreise 

und Gemeinden. Die Kreisverwaltungen verteilten die 

Zählpapiere an die Gemeinden; diese wiederum waren 

für die ordnungsgemäße Durchführung der Zählung ver-

antwortlich (Statistisches Bundesamt, 1965).

Obstbaumzählungen waren somit die Grundlage für 

die in der amtlichen Obsterntestatistik ermittelte Höhe 

der Baumobsterzeugung. Dabei wurden die von den 

Ernte- und Betriebsberichterstatterinnen und -bericht-

erstattern geschätzten durchschnittlichen Baumerträge 

je Obstart mit der betreffenden Zahl der ertragsfähigen 

Bäume multipliziert. Die damals erfassten Merkmale wie 

Obstart (Äpfel, Birnen, Süß- und Sauerkirschen, Pflau-

men/Zwetschen, Mirabellen/Renekloden, Aprikosen, 

Pfirsiche und Walnüsse), Baumform (Hoch- und Halb-

stämme, Viertelstämme und Buschbäume sowie Spin-

delbüsche, Spindeln und Spaliere), Stand der Ertrags-

fähigkeit sowie regionale Gliederung wurden im vollen 

Umfang ausgewiesen. Die statistische Erfassung der 

Baumobstanbauflächen war zu diesem Zeitpunkt noch 

nicht vorgesehen. Dies änderte sich jedoch sieben Jahre 

später.

Seit dem Jahr 1972 finden regelmäßig alle fünf Jahre 

Erhebungen statt, die nicht mehr den gesamten Obst-

anbau erfassen, sondern sich auf die für die Marktpro-

duktion relevanten Flächen beziehen. Grundlage hierfür 

war die Richtlinie Nr. 71/286/EWG des Rates der Euro-

päischen Gemeinschaft (EG) vom 26. Juli 1971, die für 

Zwecke einer mittelfristigen Vorausberechnung des Pro-

duktionspotenzials bestimmter Baumobstarten statis-

tische Erhebungen im fünfjährlichen Rhythmus für alle 

EG-Mitgliedstaaten angeordnet hatte. Zuvor führten nur 

einige Mitgliedstaaten Erhebungen zu Baumobstanla-

gen durch. Eine genaue, einheitliche und zeitlich har-

monisierte Beobachtung der Erzeugung und des Markt-

angebotes an Obst lag bis dahin innerhalb der EG nicht 

vor. Die Mitgliedstaaten verpflichteten sich durch diese 

Richtlinie, zur gleichen Zeit, nach denselben Kriterien 

und mit vergleichbarer Genauigkeit Erhebungen über 

den Obstbaumbestand vorzunehmen. 

Da neu angepflanzte Obstbäume erst nach einigen Jah-

ren in den vollen Ertrag gelangen, werden diese Erhebun-

gen bis heute alle fünf Jahre wiederholt. Dieser Erwerbs-

obstanbau hat jedoch wenig gemein mit dem Anbau im 

privaten Garten. Moderne Landwirtinnen und Landwirte 

ziehen nicht mit großen Leitern von Baum zu Baum. 

Abgesehen von einer kleinen Marktnische für hochstäm-

miges Streuobst dominieren heute im Baumobstbau 

Niederstamm-Anlagen. 

In den vergangenen Jahrzehnten sind dabei die Abschnei-

degrenzen für die auskunftspflichtigen Betriebe immer 

wieder angepasst worden. Dies hat den Vorteil, dass 

Kleinstbetriebe von der Auskunftspflicht befreit werden, 

da deren geringe Beiträge zum Gesamtergebnis vernach-

lässigt werden können. Die Kosten für die Konzeption 

und Durchführung der Erhebung wurden dadurch eben-

falls reduziert. Im Berichtsjahr 1972 mussten noch alle 

Baumobstbetriebe mit einer Anbaufläche ab 0,1 Hektar 

an der Befragung teilnehmen. In den Jahren von 1977 bis 

1997 wurde die Abschneidegrenze auf 0,15 Hektar und 

von 2002 bis 2007 auf 0,3 Hektar angehoben. Seit dem 

Jahr 2012 beträgt die Abschneidegrenze 0,5 Hektar. 

3

Methodik der Baumobstanbau- 
erhebung 2017

3.1 Rechtsgrundlagen und Hintergrund

Die Erhebung beruhte im Wesentlichen auf zwei europä-

ischen und einer nationalen Rechtsgrundlage:

> Verordnung (EU) Nr. 1337/2011 des europäischen 

Parlaments und des Rates vom 13. Dezember 2011 

zu europäischen Statistiken über Dauerkulturen,
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> Durchführungsverordnung (EU) Nr. 592/2013 der 
Kommission vom 21. Juni 2013 betreffend das tech-
nische Format für die Übermittlung der europäischen 
Statistiken über Dauerkulturen gemäß der Verord-
nung (EU) Nr. 1337/2011 des Europäischen Parla-
ments und des Rates,

> §§ 15 bis 17 des Gesetzes über Agrarstatistiken 
(AgrStatG) in der Fassung der Bekanntmachung vom 
17. Dezember 2009 (BGBl. I Seite 3886), das zuletzt 
durch Artikel 1 des Gesetzes vom 5. Dezember 2014 
(BGBl. I Seite 1975) geändert worden ist.

Die Feldphase der Baumobstanbauerhebung 2017 fand 
in Deutschland in der ersten Jahreshälfte statt. Aus-
kunftspflichtig waren alle Obstbetriebe, die über eine 
Baumobstanbaufläche von mindestens 0,5 Hektar ver-
fügten. Darin eingeschlossen waren auch Neuanpflan-
zungen, die zum Zeitpunkt der Befragung noch nicht 
ertragsfähig waren. Dadurch konnten hochwertige Infor-
mationen zum Baumobstanbau gewonnen werden. Jeder 
Baumobstbetrieb übermittelte seine relevanten Flächen 
an das zuständige Statistische Landesamt, gegliedert 
nach Baumobstarten. Diese waren im Einzelnen:

> Anbauflächen zum Kernobst (Äpfel, Birnen)

> Anbauflächen zum Steinobst (Süßkirschen, Sauer-
kirschen, Pflaumen und Zwetschen sowie Mirabellen 
und Renekloden)

> Anbauflächen zum sonstigen Baumobst 

Die erhobenen Baumobstflächen wurden jeweils nach 

dem Verwendungszweck (Tafelobst oder Verwertungs-
obst) | 2 getrennt erfasst. Darüber hinaus erfolgte auch 
eine Abfrage zur ökologischen Wirtschaftsweise. Für 
Tafeläpfel und Tafelbirnen wurden zusätzlich die Sorten, 
die Pflanzzeitpunkte und die Zahl der Bäume jeweils 
nach der Fläche erfragt. | 3 Die Sammelposition sonstiges 

 2 Tafelobst wird auch als Frischobst bezeichnet und ist ohne weitere 
Zubereitung direkt zum Verzehr geeignet. Einbezogen werden vor 
allem spezielle Sorten, die vorrangig zum Direktverzehr genutzt 
werden und in der Regel über eine besonders hochwertige Qualität 
verfügen. Dagegen ist Verwertungsobst (Wirtschaftsobst) zur weiteren 
Verarbeitung oder Zubereitung vorgesehen, beispielsweise für Saft, 
Marmeladen, Gelees, Apfelmus, weitere Verarbeitungsprodukte, Ver-
fütterung und so weiter.

 3 Nach der Durchführungsverordnung (EU) Nr. 592/2013 der Europä-
ischen Kommission vom 21. Juni 2013 müssen die Mitgliedstaaten 
für Tafeläpfel und Tafelbirnen Baumdichteklassen melden. Um diese 
Berechnungen durchführen zu können, wird ein Quotient aus der 
Anzahl der erhobenen Bäume und der Anbaufläche berechnet.

Baumobst umfasst Baumobstarten, die in Deutschland 
nur sehr geringe Anbauflächen aufweisen. | 4

Die Erhebung erfasste im Wesentlichen die relevanten 
Flächen für die Marktproduktion. Eine wirtschaftliche 
Nutzung liegt dann vor, wenn das Obst verkauft oder 
vermostet wird, also nicht für den Eigenbedarf, sondern 
für den Markt bestimmt ist. Wird das Obst ausschließ-
lich selbst verzehrt oder vermostet, so liegt keine wirt-
schaftliche Nutzung vor und der Betrieb ist somit auch 
nicht auskunftspflichtig. Zur besseren Abgrenzung zwi-
schen intensivem und extensivem | 5 Baumobstanbau 
ist seit dem Jahr 2012 bei der statistischen Erfassung 
eine Richtgröße für die Mindestpflanzdichte von 100 
Bäumen je Hektar eingeführt worden. Anlagen mit einer 
Pflanzdichte von weniger als 100 Bäumen je Hektar, 
die auch nicht nachhaltig bewirtschaftet werden (keine 
regel mäßige Pflege oder Ernte), werden statistisch nicht 
beim Baumobst erfasst. In den meisten Fällen traf dies 
auf Streuobstwiesen zu. Streuobstwiesen werden nur 
dann in die Erhebung einbezogen, wenn eine relevante 
wirtschaftliche Nutzung der Flächen erfolgt, zum Bei-
spiel wenn spezielle Obstsorten für das Brennen von 
Obstbränden herangezogen werden. Diese Regelung 
galt ohne feste Grenzen auch schon bei vorangegange-
nen Baumobstanbauerhebungen. Diese Flächen werden 
im Rahmen der jährlichen Bodennutzungshaupterhe-
bung ebenfalls nicht zum Baumobst gerechnet, sondern 
entsprechend ihrer Hauptnutzung überwiegend zum 
Dauergrünland gezählt.

Die Baumobstanbauerhebung 2017 wurde erstmals mit 
einem einheitlichen Erhebungsprogramm in allen Bun-
desländern aufbereitet. Ermöglicht wurde dies durch 
die einheitliche Festlegung der bepflanzten Fläche | 6 
als Bezugsgröße zur Bestimmung der Baumobstanbau-
flächen. Dadurch konnten folgende Erfassungsmerk-
male gegenüber den vorangegangenen Erhebungen im 
Fragebogen entfallen:

 4 Dazu zählen beispielsweise Aprikosen, Pfirsiche und Walnüsse. Bis 
zur Baumobstanbauerhebung 2002 wurden diese Baumobstarten 
noch separat erhoben, 2007 und 2012 wurden sie nicht erfragt und 
2017 sind alle übrigen Baumobstarten als Summe enthalten.

 5 Beim intensiven Anbau steht der wirtschaftliche Nutzen durch hohe 
Hektarerträge im Vordergrund. Dagegen ist der Streuobstanbau eine 
Form des extensiven Obstbaus, bei dem zum Großteil starkwüchsige, 
hochstämmige und großkronige Obstbäume in weiträumigen Abstän-
den stehen.

 6 Für jede Baumobstart wurden die Flächen einschließlich Vorgewende 
(Wendefläche für Traktoren), die für den Anbau der jeweiligen Kultur 
tatsächlich benötigt wurden, für das Jahr 2017 einbezogen.
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> Name und Anschrift der Obstplantage

> Pflanzabstand von Reihe zu Reihe

> Pflanzabstand innerhalb einer Reihe

> Wegfall der Berechnung von Netto- und Bruttoanbau-
fläche

Nur für Tafeläpfel und Tafelbirnen waren Angaben zur 
Anzahl der Bäume und Pflanzjahr erforderlich. 

Die Sortenliste bei den Tafeläpfeln wurde gegenüber der 
Baumobstanbauerhebung 2012 aktualisiert. Dennoch 
wurden national wesentlich mehr Apfelsorten erfragt 
als dies nach der Durchführungsverordnung (EU) Nr. 
592/2013 der Europäischen Kommission erforderlich 
war. Ursache hierfür ist einerseits die große Bedeutung 
von Äpfeln für den heimischen Markt, andererseits die 
große Zahl an Sorten und Mutanten, die auf europäischer 
Ebene zu Sortengruppen zusammengefasst werden. 

Mehr als zwei Drittel der gesamten Baumobstanbauflä-
che wird aktuell für Äpfel benötigt. Damit sind die Äpfel 
mit großem Abstand die bedeutendste Baumobstart 
in Deutschland. Für Politik und Wirtschaft ist es daher 
besonders wichtig, welche Apfelsorten den heimischen 
Markt – auch regional – dominieren, welche neuen Sor-
ten sich verbreiten und welche Sorten langsam vom 
Markt verschwinden.

3.2 Neukonzeption durch  
Standardisierung der Erhebungs-  
und Aufbereitungsprozesse

Viele Erhebungen im Statistischen Bundesamt folgen 
einer gemeinsamen Prozesslogik. Dadurch können 
statistische Abläufe effizienter gestaltet und schnel-
ler bereitgestellt werden (Gehle/Lüüs, 2017). In den 
Agrarstatistiken wurden bereits vor einigen Jahren bei 
zahlreichen Erhebungen Standardisierungsprozesse 
umgesetzt, beispielsweise bei der Agrarstruktur-, 
Strauchbeeren- oder Gemüseerhebung. Einige aktuelle 
IT-Werkzeuge und Verfahren fanden nun erstmals bei der 
Baumobstanbauerhebung 2017 Anwendung.

Ziehung des Berichtskreises mithilfe von zeBRA

Die Statistischen Ämter der Länder führen eigene agrar-
statistische Betriebsregister und pflegen die dort ent-

haltenen Informationen und Daten der landwirtschaft-
lichen Betriebe. Diese Angaben fließen in das zentrale 
Betriebsregister der Agrarstatistiken (zeBRA) ein. Dieses 
ist die herausragende Komponente für die Vorbereitung, 
Durchführung und Aufbereitung von Erhebungen. Neben 
Adressdaten werden in zeBRA auch Fachmerkmale 
geführt, die laufend durch die agrarstatistischen Erhe-
bungen (insbesondere Bodennutzungshaupterhebung 
und Agrarstrukturerhebung) oder Verwaltungsdaten 
aktualisiert werden. 

Dementsprechend wurde auch für die Baumobstanbau-
erhebung 2017 – wie schon bei vorangegangenen 
Baumobsterhebungen – der Berichtskreis aus dem 
zeBRA ermittelt und die jeweiligen Versandadressen der 
Auskunftspflichtigen daraus bereitgestellt. Auch Neu-
aufnahmen von Betrieben aus Verwaltungsdaten (zum 
Beispiel aus dem Integrierten Verwaltungs- und Kontroll-
system InVeKoS oder von Berufsgenossenschaften), die 
vorab in das zeBRA integriert wurden, waren Bestandteil 
der Erhebung. Anhand der Kriterien für die Auskunfts-
pflicht der Baumobstanbauerhebung wurde eine Export-
datei erzeugt, die die zu definierende Grundgesamtheit 
einschließlich der Fachmerkmale und der Adressen der 
Berichtspflichtigen aus dem zeBRA abbildet. 

Entwicklung eines Internetfragebogens

Nach § 11a Absatz 2 Bundesstatistikgesetz sind alle 
Unternehmen und Betriebe verpflichtet, ihre Meldun-
gen mithilfe standardisierter elektronischer Datenaus-
tauschformate an die Statistischen Ämter des Bundes 
und der Länder zu übermitteln. IDEV (Internet-Daten-
erhebung im Verbund) ist ein solches Online-Melde-
system, das eine formularbasierte manuelle Eingabe 
von Daten ermöglicht. Dabei bietet IDEV viele Unter-
stützungsfunktionen, die den Aufwand sowohl für 
die meldende Stelle als auch für die anschließende 
Bearbeitung in den Statistischen Ämtern der Länder 
erheblich reduzieren können (zum Beispiel Plausibili-
tätsprüfungen der elektronischen Daten, maschinelle 
Korrekturen, Hilfestellungen sowie Ausfüllbeispiele). 

Durch die Bereitstellung dieses Internetfragebogens 
leistete auch die Baumobstanbauerhebung 2017 einen 
wichtigen Beitrag zur Verwaltungsmodernisierung und 
zum Bürokratieabbau. 
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Übertragung des Einzelmaterials in das  
Aufbereitungsverfahren AGRA2010

Sämtliche Erhebungsdaten, die die Auskunftspflich-
tigen über IDEV eingetragen haben, wurden in einem 
DatML/RAW-Format an das jeweilige landesinterne 
Konvertierungszentrum weitergegeben. Dort wurde die 
Datenlieferung formal geprüft (Statistik-ID, Kontrolle der 
Datenstruktur) und anschließend in eine „flache“ Daten-
struktur | 7 konvertiert. Dieser Schritt war erforderlich, 
da das Aufbereitungsprogramm AGRA2010, das in den 
meisten Agrarstatistiken angewendet wird, nur ein „fla-
ches“ Datenformat einlesen kann. 

In bundesweit etwa 300 sogenannten Härtefällen 

von knapp 7 200 Auskunftspflichtigen kam es bei der 
Baumobstanbauerhebung 2017 noch zu einer klas-
sischen Dialogeingabe, bei der Mitarbeiterinnen und 
Mitarbeiter der Statistischen Ämter die Daten von den 
Papierfragebogen der Auskunftspflichtigen direkt in das 
Aufbereitungsprogramm eingaben. Insgesamt lagen alle 
Einzeldaten (IDEV und manuelle Erfassung) plausibili-
siert in AGRA2010 vor. 

Automatische Erstellung von Veröffentlichungs- 
tabellen mit dem AGRATAB Management-Tool 
(AMT)

Das aus AGRA2010 zur Verfügung stehende fehlerfreie 
Einzelmaterial wurde von den Statistischen Ämtern 
der Länder mithilfe einer Exportschnittstelle auf einen 
zentralen Datenserver hochgeladen. Dort setzt das 

AGRATAB Management-Tool an. Das Programm ist eine 
JAVA-Anwendung, die gewährleistet, dass die Tabellie-
rung von Veröffentlichungstabellen in den Agrarstatisti-
ken automatisch gesteuert und koordiniert wird. Für die 
Veröffentlichung der Ergebnisse der Baumobsterhebung 
2017 entwickelten die Statistischen Ämter des Bundes 
und der Länder ein neues Tabellenprogramm. Dies war 
die wesentliche Voraussetzung für die anschließende 
Programmierung dieser Veröffentlichungstabellen. Die 
Spezifikationen für die einzelnen Tabellen und Tabellen-
felder wurden bereits im Vorfeld der Erhebung ausgear-
beitet. Hierbei handelte es sich um Anweisungen, wie 
sich die einzelnen Felder im Tabellenprogramm aus dem 
Einzelmaterial berechnen und zuordnen lassen. 

 7 Flache Datenstrukturen bilden eine Ansammlung gleich strukturierter 
einzelner Datensätze, beispielsweise txt oder csv.

Durch die Neugestaltung der Arbeitsprozesse wurden 
die Daten in digitalisierter Form geliefert und medien-
bruchfrei bis zur Veröffentlichung weiterverarbeitet. 
Die konsequente Nutzung der informationstechnischen 
Möglichkeiten führte zu einer Entlastung bei Auskunfts-
pflichtigen ebenso wie in der amtlichen Statistik. Die 
Verbreitung der Ergebnisse erfolgte zweieinhalb Monate 
nach der Feldphase, schneller als bei den vorherigen 
Erhebungen zum Baumobstanbau.

4

Ergebnisse der Baumobstanbau- 
erhebung 2017 in Deutschland

4.1 Struktur der Baumobstbetriebe  
im Erwerbsanbau

Die Anzahl der Baumobstbetriebe ist seit dem Jahr 2002 
deutlich zurückgegangen. Wurden im Jahr 2002 noch 
fast 13 700 Obstbetriebe gezählt, so waren im Jahr 2017 
nur noch knapp 7 200 Betriebe zur Baumobstanbau-
erhebung berichtspflichtig. Dies entspricht zunächst 
einem Rückgang von rund 6 500 Betrieben. Diese Ab -
nahme resultiert jedoch teilweise daraus, dass in den 
Jahren 2017 und 2012 andere Erfassungsgrenzen gal-
ten als in den jeweils vorhergehenden Erhebungen. Die 
Ergebnisse der Erhebungsjahre 2007 und 2002 wurden 
entsprechend der aktuellen Erfassungsgrenzen umge-
rechnet, somit können sie ohne Methodenbruch mit 
den Ergebnissen von 2017 verglichen werden. So lassen 
sich Veränderungstendenzen, die nicht auf der Anhe-
bung der Erfassungsgrenze beruhen, korrekt darstellen. 

 Tabelle 1 auf Seite 134

Bei Anwendung der aktuellen Abschneidegrenze wären 

im Jahr 2002 nur rund 10 200 Baumobstbetriebe aus-
kunftspflichtig gewesen. Dies entspricht einem bereinig-
ten Rückgang um knapp 3 100 Betriebe oder 30 % in 
den letzten 15 Jahren. Besonders deutlich gingen die 
Betriebszahlen in Rheinland-Pfalz, Baden-Württemberg, 
Bayern und Niedersachsen zurück. Hessen hingegen ist 
das einzige Bundesland, in dem die Zahl der Baumobst-
betriebe im Erwerbsanbau seit dem Jahr 2002 nach der 
aktuellen Abschneidegrenze gestiegen ist.
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Weniger Betriebe bewirtschaften 
immer größere Baumobstanbauflächen

Die Entwicklung der Baumobstflächen zeigt, dass Baum-

obst nach wie vor nachgefragt ist. So wurde im Jahr 2017 

auf einer Anbaufläche von fast 50 000 Hektar Baumobst 

zur Vermarktung erzeugt. Unter Berücksichtigung der 

Erfassungsgrenzen ab 2012 umfasste die Baumobst- 

anbaufläche im Jahr 2002 rund 48 300 Hektar. Damit 

zeigt sich, dass die Zahl der Betriebe zwar abnimmt, 

die verbleibenden Betriebe aber eine größere Gesamt-

baumobstfläche bewirtschaften.  Tabelle 2

> Gut 8 % der größten Baumobstbetriebe bewirtschaf-

teten fast 50 % der gesamten Baumobstanbaufläche. 

> Rund 47 % der kleinsten Baumobstbetriebe bewirt-

schafteten nur 7 % der gesamten Baumobstanbau-

fläche.

Der Anbau von Baumobst in den Bundesländern zeigte 

ein sehr heterogenes Bild. Die größten Baumobst-

betriebe befanden sich in Sachsen, Thüringen und Meck-

lenburg-Vorpommern, während in Bayern, Hessen und 

Baden-Württemberg Betriebe mit eher kleinen Anbau-

flächen zu finden waren.

Tabelle 1

Baumobstbetriebe im Erwerbsanbau

2002 | 1 2002 | 2 2007 | 3 2007 | 4 2012 | 5 2017 | 6

Deutschland 13 671 10 228 11 454 8 688 7 455 7 167

Baden-Württemberg 7 165 5 186 6 441 4 575 4 021 4 003

Bayern 2 395 1 679 1 843 1 395 1 029 957

Brandenburg 166 152 141 126 116 116

Hamburg 161 135 139 120 111 105

Hessen 364 220 301 209 244 279

Mecklenburg-Vorpommern 33 . 28 . 35 50

Niedersachsen 903 843 755 720 650 566

Nordrhein-Westfalen 331 306 303 271 269 272

Rheinland-Pfalz 1 734 1 320 1 118 904 684 555

Saarland 55 35 33 . 22 26

Sachsen 69 . 72 . 54 58

Sachsen-Anhalt 103 94 94 91 84 63

Schleswig-Holstein 129 111 129 109 86 73

Thüringen 63 51 57 . 50 44

1 Endgültige Ergebnisse der Baumobstanbauerhebung 2002.
2 Vergleichswerte aus der Baumobstanbauerhebung 2002, berechnet mit Erfassungsgrenzen der Baumobstanbauerhebungen 2012 und 2017.
3 Endgültige Ergebnisse der Baumobstanbauerhebung 2007.
4 Vergleichswerte aus der Baumobstanbauerhebung 2007, berechnet mit Erfassungsgrenzen der Baumobstanbauerhebungen 2012 und 2017.
5 Endgültige Ergebnisse der Baumobstanbauerhebung 2012.
6 Endgültige Ergebnisse der Baumobstanbauerhebung 2017.

Tabelle 2

Verteilung der Baumobstflächen auf die Betriebe in Deutschland 2017

Betriebe [q(i)] in 
der jeweiligen 
Klasse

Relative Häufig-
keit [f(qi)]

Kumulierte  
Häufigkeit [F(qi)]

Durchschnittliche 
Fläche eines  
Betriebes [x̄(i)]

Summe Fläche  
je Klasse [x̄(i)*q(i)]

Relative Häufig-
keit [f(xi)]

Kumulierte  
Häufigkeit
[F(xi)]

Anzahl % Hektar %

Insgesamt 7 167 100 — 6,97 49 934 100 —

Fläche Baumobst [x(i)]
von . . . bis unter . . . ha  

0,5 — 2 3 388 47,3 47,3 1,07 3 617 7,2 7,2

2 — 5 1 580 22,0 69,3 3,12 4 931 9,9 17,1

5 — 10 873 12,2 81,5 7,06 6 164 12,3 29,5

10 — 20 746 10,4 91,9 14,27 10 649 21,3 50,8

20 und mehr 580 8,1 100 42,32 24 574 49,2 100
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Die durchschnittlich bewirtschaftete Baumobstfläche je 
Betrieb stieg unter Berücksichtigung der ab 2012 gelten-
den Erfassungsgrenzen von 4,7 Hektar im Jahr 2002 auf 
7,0 Hektar im Jahr 2017.

Baden-Württemberg wies 2017 mit 18 310 Hektar die 
größte Baumobstfläche auf. An zweiter Stelle folgte 
Niedersachsen mit einer Baumobstanbaufläche von 
fast 9 200 Hektar. Beide Bundesländer verfügten damit 
über 55 % der gesamten Baumobstfläche in Deutsch-
land. Dennoch waren die Anbaustrukturen recht unter-
schiedlich. Zwar befand sich mehr als die Hälfte aller 
Baumobstbetriebe in Baden-Württemberg, diese bewirt-
schafteten jedoch eine durchschnittliche Anbaufläche 
von nur 4,6 Hektar je Betrieb. Anders war dagegen die 
Situation in Niedersachsen. Hier lag die durchschnittlich 
bewirtschaftete Fläche schon bei 16,2 Hektar je Betrieb. 
Das „Alte Land“ ist das größte zusammenhängende 
Baumobstanbaugebiet in Deutschland. Auf großen Plan-
tagen wird meist niedrigstämmiges Baumobst angebaut. 

Die wenigen Baumobstbetriebe im Osten Deutschlands 
bewirtschafteten hauptsächlich sehr große Obstplan-
tagen. So betrug die durchschnittliche Anbaufläche für 
Baumobst je Betrieb in Sachsen 58,3 Hektar, gefolgt von 
Thüringen mit 38,8 Hektar und Mecklenburg-Vorpom-
mern mit 38,6 Hektar.  Tabelle 3

4.2 Baumobstarten in Deutschland 2017

Die Äpfel dominieren den Obstanbau in Deutschland. 

Insgesamt bauten knapp 5 700 Betriebe auf einer Flä-

che von fast 34 000 Hektar Äpfel an. Dies entsprach 

mehr als zwei Drittel der gesamten Baumobstfläche. Die 

Gründe für diese Dominanz sind die große Sorten- und 

Geschmacksvielfalt sowie die vielseitigen Verwendungs-

möglichkeiten: Äpfel werden nicht nur als Tafeläpfel roh 

verzehrt oder für Kuchen und Kompott verwendet, son-

dern auch in Form von Apfelsaft, getrockneten Apfel-

scheiben, Bratäpfeln und Apfelgelee verarbeitet. Außer-

dem lassen sich Äpfel gut lagern und sind praktisch das 

ganze Jahr über verfügbar.

Der Anteil von Birnen als weitere Kernobstart an der 

gesamten Anbaufläche fiel mit rund 4 % (2 100 Hektar) 

deutlich geringer aus.  Grafik 1 auf Seite 136

Unter den Steinobstarten dominierten im Anbau beson-

ders die Süßkirschen sowie Pflaumen und Zwetschen 

mit Anteilen von 12 % beziehungsweise 9 % an der 

gesamten Baumobstfläche, gefolgt von Sauerkirschen 

(4 %) sowie Mirabellen und Renekloden (1 %). Weniger 

bedeutende Baumobstarten, beispielsweise Apriko-

sen, Pfirsiche, Quitten oder Walnüsse, sind in der Posi-

tion „Sonstiges Baumobst“ enthalten. Ihr Anteil an der 

gesamten Baumobstanbaufläche lag bei 2 %.

Tabelle 3

Baumobstanbauflächen nach den Erfassungsgrenzen ab 2012

2002 2007 2012 2017

insgesamt je Betrieb insgesamt je Betrieb insgesamt je Betrieb insgesamt je Betrieb

Hektar

Deutschland 48 302 4,7 46 893 5,4 45 593 6,1 49 934 7,0

Baden-Württemberg 14 600 2,8 14 479 3,2 14 820 3,7 18 310 4,6

Bayern 2 802 1,7 2 688 1,9 2 435 2,4 2 824 3,0

Brandenburg 2 801 18,4 2 227 17,7 1 976 17,0 1 545 13,3

Hamburg 1 094 8,1 1 095 9,1 1 197 10,8 1 483 14,1

Hessen 493 2,2 561 2,7 667 2,7 975 3,5

Mecklenburg-Vorpommern . . . . 1 619 46,3 1 930 38,6

Niedersachsen 8 826 10,5 8 906 12,4 9 257 14,2 9 173 16,2

Nordrhein-Westfalen 2 607 8,5 2 238 8,3 2 207 8,2 2 727 10,0

Rheinland-Pfalz 4 698 3,6 4 198 4,6 3 679 5,4 3 990 7,2

Saarland 102 2,9 . . 144 6,5 159 6,1

Sachsen . . . . 3 440 63,7 3 382 58,3

Sachsen-Anhalt 1 743 18,5 1 687 18,5 1 557 18,5 1 103 17,5

Schleswig-Holstein 644 5,8 695 6,4 573 6,7 628 8,6

Thüringen 2 242 44,0 . . 2 022 40,4 1 706 38,8
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Äpfel vor allem in Baden-Württemberg angebaut

Die mit Abstand meisten Apfelbäume standen im Jahr 
2017 auf einer Anbaufläche von rund 12 100 Hektar in 
Baden-Württemberg. Einen bedeutenden regionalen 
Schwerpunkt des Apfelanbaus bildet die Bodensee-
region mit den Landkreisen Ravensburg und Konstanz, 
wo vorwiegend Tafeläpfel geerntet werden. Eine wei-
tere bedeutende Anbauregion ist die Rheinebene vom 
nördlichen Rhein-Neckar-Kreis hinunter bis Lörrach, mit 
den Obstzentren im Ortenaukreis sowie den Kreisen 
Breisgau-Hochschwarzwald und Emmendingen. Dort 
spielt häufig die Produktion von Verwertungsobst eine 
große Rolle. In Niedersachsen standen auf einer Anbau- 
fläche von knapp 8 100 Hektar und in Sachsen auf knapp 
2 500 Hektar Apfelbäume. Somit bewirtschafteten diese 
drei Bundesländer zusammen rund 67 % der gesamten 
Anbaufläche für Äpfel in Deutschland. 

Elstar ist die bedeutendste Sorte bei Tafeläpfeln

Auf fast einem Viertel der knapp 28 300 Hektar umfas-
senden Tafelapfelanbaufläche in Deutschland wuchs 
die Sorte Elstar. Insgesamt wurde diese Sorte auf einer 
Anbaufläche von 6 700 Hektar angebaut. Besonders 
wird diese Sorte für ihren Geschmack und ihre vielseitige 
Verwendbarkeit geschätzt. Weitere wichtige Tafelapfel-
sorten waren Braeburn (2 800 Hektar), Gala (2 400 Hek-
tar), Jonagold (2 300 Hektar) und Jonagored (1 900 Hek-

tar). Bei den Clubsorten | 8 waren besonders Kanzi (670 
Hektar), Delbarestivale (460 Hektar) und Rubinette (360 
Hektar) beliebt. 

Conference und Alexander Lukas 
sind die beliebtesten Birnensorten

Birnen werden wie Äpfel meistens als kleinere Halb-
stammbäumchen, Buschbäumchen oder Spalierbir-
nenbäume angebaut. Birnen haben in der Regel einen 
niedrigeren Säuregehalt als Äpfel. Dies macht sie für 
viele Menschen verträglicher und daher eignen sie sich 
besonders gut für Babynahrung.

Von den gut 2 100 Hektar Birnenanbauflächen in 
Deutschland wurden die meisten in den Bundesländern 
Baden-Württemberg (850 Hektar), Bayern und Nieder-
sachsen (jeweils 280 Hektar) bewirtschaftet. Damit ent-
fielen zwei Drittel der gesamten Anbaufläche für Birnen 
auf diese drei Bundesländer.

Als wichtigste Sorte für Tafelbirnen wurde Conference 
bundesweit auf einer Fläche von 390 Hektar erzeugt, 
gefolgt von Alexander Lukas mit 360 Hektar und Wil-
liams Christbirne mit 240 Hektar. 

Süßkirschen aus Baden-Württemberg, 
Sauerkirschen aus Rheinland-Pfalz

Beim Steinobst sind die Süßkirschen vor allem im Direkt-
verzehr am beliebtesten. Süßkirschen sind anspruchs-
los und anpassungsfähig. Auch benötigen sie keine 

überdurchschnittliche Wärme und sind somit auch für 
den Anbau in höheren Ortslagen durchaus geeignet. 
Sauerkirschen sind eher kleinwüchsig. Sie wachsen auf 
leichteren, ärmeren Böden ohne Staunässe und sogar 
im Schatten. Die Kirschsaison reicht in Deutschland von 
Mitte Juni bis August, mit einem Schwerpunkt im Juli. 
Kirschen zählen zu den teureren Obstarten, da die gute 
Qualität häufig mit Stiel per Hand gepflückt wird. Auch 
die Lagerung ist deutlich aufwendiger und kurzweiliger 
als beim Kernobst. Kirschen eignen sich neben dem 
Direktverzehr hervorragend für Marmelade oder Kon-
fitüre. Sauerkirschen werden häufig zu Saft, Frostware 
oder Konserven verarbeitet.

 8 Hierbei handelt es sich um eine einheitliche Anbau- und Vermark-
tungsstrategie von qualitativ hochwertigen Tafeläpfeln mit eingetra-
genem Markenzeichen.

Grafik 1
Baumobstfläche nach Baumobstarten 2017
in %
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Mit knapp 2 800 Hektar befanden sich mehr als 45 % 
des deutschen Süßkirschenanbaus von annähernd 
6 100 Hektar in Baden-Württemberg. Weitere bedeu-
tende Bundesländer für Süßkirschen waren Rheinland-
Pfalz mit 650 Hektar und Bayern mit 560 Hektar. 

Bei den Sauerkirschen war Rheinland-Pfalz mit einer 
Anbaufläche von 560 Hektar dominierend, gefolgt von 
Sachsen mit 470 Hektar und Thüringen mit 215 Hek-
tar. Insgesamt wurden Sauerkirschen auf einer Fläche 
von knapp 2 000 Hektar zu 82 % als Verwertungsobst 
erzeugt, während Süßkirschen im Gegensatz dazu zu 
zwei Dritteln als Tafelobst genutzt werden.

Pflaumen und Zwetschen hauptsächlich 
aus Baden-Württemberg und Rheinland-Pfalz

Pflaumen sind rundlich bis oval und das Fruchtfleisch 
ist eher weich und saftig, aber nicht immer steinlösend. 
Pflaumen haben eine lockere Konsistenz und zerfallen 
beim Kochen schnell. Sie eignen sich besonders gut zur 
Herstellung von Pflaumenmarmelade. Zwetschen sind 
meist länglich-oval mit spitzem Ende. Der Stein löst sich 
gut vom Fruchtfleisch. Ihr Aussehen ist bläulich-violett 
gefärbt. Das Fruchtfleisch ist fester, trockener und hat 
einen süß-sauren Geschmack. Da Zwetschen weniger 
Wasser als Pflaumen enthalten, eignen sie sich beson-
ders gut zum Backen.

Auf einer Anbaufläche von fast 1 800 Hektar beziehungs-
weise knapp 900 Hektar wurden in Baden-Württemberg 
und Rheinland-Pfalz Pflaumen und Zwetschen bewirt-
schaftet. Damit lagen fast zwei Drittel der deutschen 
Anbaufläche von 4 200 Hektar in diesen beiden Bundes-
ländern. 

Mirabellen oder Renekloden fast  
ausschließlich aus Süddeutschland

Mirabellen und Renekloden sind in Deutschland nicht 
sehr verbreitet und häufiger nur in Weinbaugebieten 
und in anderen geschützten Regionen Süddeutschlands 
zu finden. Mirabellen sind kleiner als Renekloden und 
haben einen geringeren Säuregehalt. Beide Früchte fin-
det man häufig im Obstsalat oder als Marmelade verar-
beitet. Die meisten Mirabellen und Renekloden (67 %) 
werden als Verwertungsobst genutzt.

In Deutschland wurden auf einer Anbaufläche von 640 
Hektar Mirabellen und Renekloden bewirtschaftet, dar-

unter 310 Hektar in Baden-Württemberg, gefolgt von 
Rheinland-Pfalz (190 Hektar), Bayern (50 Hektar) und 
Thüringen mit 30 Hektar. In den anderen Bundesländern 
war der Anbau hauptsächlich aus klimatischen Gründen 
eher unbedeutend. 

Weitere Baumobstarten in Deutschland

Der Anbau von Aprikosen, Quitten, Pfirsichen und Wal-
nüssen spielt in Deutschland nur eine untergeordnete 
Rolle.

Bei Aprikosen und Pfirsichen sind insbesondere klima-
tische Faktoren zu nennen. Diese Obstarten können 
aufgrund ihrer hohen Wärmebedürftigkeit höchstens 
in Weinbaulagen mit hohen Temperaturen und Luft-
trockenheit angebaut werden. Die Blüte ist im Frühling 
sehr frostempfindlich. Das Hauptproblem beim Anbau 
dieser beiden Obstarten ist daher die große Ertrags-
unsicherheit. Aprikosen und Pfirsiche wurden auf einer 
Anbaufläche von 230 Hektar beziehungsweise 110 Hek-
tar in Deutschland angebaut.

Die Quitte liebt wohl auch sonnige Standorte, aber die 
Blüte entwickelt sich wesentlich später. Dementspre-
chend findet die Ernte in Deutschland im Spätsommer 
statt und ist erst Mitte Oktober abgeschlossen. Der 
Nachteil an Quitten ist, dass sie in der Regel nicht roh 
verzehrt werden können. Sie eignen sich hauptsäch-
lich für die Weiterverarbeitung zu Kompott, Marmelade, 
Gelee, Schnaps und Saft. Insgesamt wurden  im Jahr 
2017 auf einer Anbaufläche von nur 90 Hektar Quitten 
bewirtschaftet.

Die Walnuss kann in ganz Deutschland kultiviert wer-
den, jedoch schränken günstige Importe aus anderen 
Ländern, wie den Vereinigten Staaten und China, die 
heimische Wettbewerbsfähigkeit oft ein. Im Jahr 2017 
lag die Anbaufläche für Walnüsse in Deutschland insge-
samt bei knapp 300 Hektar.

4.3 Ökologische Produktion von 
Baumobst in Deutschland

Bei der ökologischen Produktion von landwirtschaft-
lichen Produkten steht besonders der Einklang mit der 
Natur im Mittelpunkt (Bundesministerium für Ernäh-
rung und Landwirtschaft, 2018). Die Anbaumethoden 
sind auf Nachhaltigkeit ausgelegt und schonen somit 
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im besonderen Maße den Boden, Gewässer, Arten und 
Tiere. Der Einsatz von chemischen und synthetischen 
Dünge- und Pflanzenschutzmitteln ist bei diesen Biopro-
dukten strengstens verboten. Die EU-Rechtsverordnung 
für den ökologischen Landbau | 9 legt fest, wie landwirt-
schaftliche Erzeugnisse und Lebensmittel hergestellt 
werden müssen, wenn sie als Bioprodukte vermarktet 
werden sollen.

Insgesamt betrug die Anbaufläche von vollständig öko -
logisch erzeugtem Baumobst in Deutschland etwas 
mehr als 7 500 Hektar. Dies entsprach einem Anteil von 
15 % an der gesamten Baumobstfläche. Diese Fläche 
be  wirtschafteten knapp 860 ökologisch ausgerichtete 
Baumobstbetriebe. Äpfel wurden auf einer Fläche von 
fast 6 100 Hektar ökologisch bewirtschaftet, gefolgt von 
Birnen mit 320 Hektar sowie Süßkirschen und Pflaumen 
mit jeweils rund 300 Hektar.  Tabelle 4

 9 Verordnung (EG) Nr. 834/2007 des Rates vom 28. Juni 2007 über die 
ökologische/biologische Produktion und die Kennzeichnung von öko-
logischen/biologischen Erzeugnissen.

5

Ausblick

Auf europäischer Ebene werden zurzeit zwei neue recht-
liche Grundlagen für die Agrarstatistiken erarbeitet, die 
ab dem Jahr 2020 beziehungsweise voraussichtlich ab 
dem Jahr 2022 angewendet werden sollen. Ziel ist es 
dabei, die Flexibilität des agrarstatistischen Berichts-
systems (Hauschild und andere, 2017) sowie die Kohä-
renz zwischen den verschiedenen Einzelstatistiken zu 
erhöhen und gleichzeitig die Auskunftspflichtigen zu 
entlasten.

Die Rahmenverordnung über integrierte Statistiken zu 
landwirtschaftlichen Betrieben (IFS = Integrated Farm 
Statistics) soll bis Ende 2018 verabschiedet und erst-

mals von den EU-Mitgliedstaaten und den EU-Kandi-
datenländern bei der Landwirtschaftszählung im Jahr 
2020 angewendet werden. Die IFS-Rahmenverordnung 
fasst dabei verschiedene bestehende EU-Rechtsgrund-

Tabelle 4

Betriebe und Baumobstfläche nach der Art der Bewirtschaftung 2017

Betriebe Baumobstfläche

insgesamt darunter vollständig  
ökologisch bewirt-
schaftet

insgesamt darunter vollständig 
ökologisch bewirt-
schaftet

Anzahl Hektar

Baumobst insgesamt 7 167 857 49 934 7 514

Äpfel insgesamt 5 682 777 33 981 6 092

Tafeläpfel 3 347 369 28 261 3 445

Wirtschaftsäpfel 2 995 524 5 720 2 647

Birnen insgesamt 3 385 398 2 137 318

Tafelbirnen 1 729 206 1 457 194

Wirtschaftsbirnen 1 892 225 680 124

Süßkirschen 4 090 295 6 066 296

Tafelobst 2 396 172 3 971 190

Wirtschaftsobst 2 018 143 2 095 105

Sauerkirschen 1 225 112 1 948 174

Tafelobst 664 39 350 20

Wirtschaftsobst 613 75 1 598 154

Pflaumen/Zwetschen 3 876 344 4 199 294

Tafelobst 2 523 205 3 428 185

Wirtschaftsobst 1 614 156 770 109

Mirabellen/Renekloden 1 993 163 639 39

Tafelobst 724 82 211 20

Wirtschaftsobst 1 358 91 428 20

Sonstiges Baumobst 1 274 234 964 301
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lagen, wie die Anordnung der Agrarstrukturerhebungen, 
der Baumobstanbauerhebungen und der Rebflächen-
erhebungen, zusammen. Die zu erhebenden Merkmale 
sind verschiedenen Gruppen zugeordnet (Kernmerk-
male und Module), die sich hinsichtlich Periodizität 
und Repräsentativität voneinander unterscheiden. Die 
Baumobstanbau- und die Rebflächenerhebung sind als 
Module vorgesehen. Die Durchführung der Erhebungen 
ist wie bei den bisherigen Agrarstrukturerhebungen im 
dreijähr lichen Rhythmus geplant, wobei die Module 
zum Teil in größeren Abständen einbezogen werden. Für 
die im Jahr 2020 vorgesehene Landwirtschaftszählung 
werden die Kernmerkmale als Totalerhebung erfasst, 
während Teile der Module repräsentativ erfragt werden 
sollen. In den Jahren 2023 und 2026 werden Kernmerk-
male sowohl total als auch repräsentativ erhoben. Um 
flexibel auf politische Veränderungen reagieren zu kön-
nen, plant die Europäische Kommission darüber hinaus, 
mit der Hilfe von delegierten Rechtsakten zusätzliche 
Ad-hoc-Daten zu erheben. 

Die Europäische Kommission sieht in ihrem Verord-
nungsentwurf die Einbindung des Moduls für Obstan-
lagen für das Jahr 2023 vor. Aufgrund der Struktur des 
Obstanbaus und der klimatischen Bedingungen wäre für 
Deutschland wie bisher nur der Themenbereich Kernobst 
von Relevanz. Für Äpfel und Birnen ist die Befragung der 
Anbauflächen nach Alter und Baumdichte vorgesehen. 

Um Ergebnisse der Baumobstanbauerhebung weiterhin 
im Fünfjahresrhythmus mit hinreichender Datenqualität 
als Basis für die Ernteschätzungen beibehalten zu kön-
nen, ist aus deutscher Sicht zurzeit geplant, die nächste 
Baumobstanbauerhebung im Jahr 2022 durchzuführen. 
Zur Beobachtung von Trends auf dem Obstmarkt sollen 
auch weiterhin die wichtigsten Sorten für Tafeläpfel und 
-birnen erfasst werden. 

Die zweite geplante EU-Rechtsverordnung betrifft Statis-
tiken zum landwirtschaftlichen Input und Output (SAIO 
= Statistics on Agricultural Input and Output). In dieser 
EU-Rahmenverordnung sollen alle weiteren amtlichen 
Statistiken des Agrarsektors zusammengefasst sowie 
neue Anforderungen, insbesondere zur Bedienung der 
Datenbedarfe für die Agrarumweltindikatoren und des 
ökologischen Landbaus, integriert werden. Die Anwen-
dung dieser EU-Rahmenverordnung ist etwa ab dem Jahr 
2022 geplant. Es ist davon auszugehen, dass die Flä-
chenermittlung und Ernteschätzungen des Baumobst-
anbaus dort Berücksichtigung finden werden. 
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ZUSAMMENFASSUNG

Zur Bundestagswahl 2017 wurde zum 16. Mal eine repräsentative Wahlstatistik durch-

geführt, mit der sich das Wahlverhalten, das heißt die Wahlbeteiligung und Stimm-

abgabe, nach Geschlecht und Altersgruppen analysieren lässt. Die repräsentative 

Wahlstatistik stellt fest, in welchem Umfang sich die Wahlberechtigten beziehungs-

weise Wählerinnen und Wähler aus verschiedenen Bevölkerungsgruppen an der Wahl 

beteiligt und wie sie gestimmt haben. Damit ermöglicht sie Rückschlüsse über das 

Wahlverhalten der wahlberechtigten Bürgerinnen und Bürger und deren Beteiligung 

am demokratischen Staatsleben.

Der Beitrag stellt die gesetzlichen Grundlagen als Rahmenbedingung, die Methodik 

und ausgewählte Ergebnisse der repräsentativen Wahlstatistik zur Bundestagswahl 

2017 vor.

 Keywords: representative electoral statistics – voting behaviour – voter turnout – 

voting – second vote

ABSTRACT

On the occasion of the 2017 Bundestag election, representative electoral statistics 

were produced for the 16th time. Such data can be used to analyse the voting behav-

iour, which means voter turnout and votes cast, by sex and year of birth groups. Rep-

resentative electoral statistics show the extent to which the electorate or voters from 

various population groups have participated in the election and for whom they have 

voted. They are indicative of the voting behaviour of the citizens entitled to vote and 

their participation in democratic life.

This paper presents the framework provided by legislation, the methodology and se-

lected representative electoral statistics for the 2017 Bundestag election. 
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1

Einleitung

Die repräsentative Wahlstatistik ist eine Besonderheit 
im deutschen Wahlrecht und weltweit einmalig. Sie 
gehört zu den wichtigsten Datenquellen der empirischen 
Wahlforschung und wäre durch demoskopische Unter-
suchungen nicht zu ersetzen. Die Ergebnisse der reprä-
sentativen Wahlstatistik stützen sich auf die tatsächliche 
Wahlbeteiligung und Stimmabgabe. Im Gegensatz dazu 
beruhen die sogenannten Wählernachbefragungen von 
Wahlforschungsinstituten auf freiwilligen Angaben der 
Wählerinnen und Wähler. Die repräsentative Wahlstatis-
tik wird in ausgewählten Wahlbezirken einerseits durch 
die Auszählung der Wählerverzeichnisse ermöglicht, 
andererseits durch amtliche Stimmzettel mit einem 
Unterscheidungsaufdruck (Geschlecht und Geburtsjah-
resgruppe).

Erstmals wurde die repräsentative Wahlstatistik bei der 
Wahl zum 2. Deutschen Bundestag im Jahr 1953 durch-
geführt. Obwohl es hierbei nie zu Verletzungen des 

Wahlgeheimnisses gekommen war, setzte der Gesetz-
geber aufgrund geäußerter datenschutz- und wahlrecht-
licher Bedenken die repräsentative Wahlstatistik für die 
Bundestagswahlen 1994 und 1998 kurzfristig aus.

Auch bei Europawahlen erfolgt eine solche Wahlanalyse 
durch die repräsentative Wahlstatistik, Ergebnisse lie-
gen seit der ersten Wahl im Jahr 1979 ohne Unterbre-
chung vor. Bei Landtagswahlen führen aktuell 13 Bun-
desländer vergleichbare Statistiken durch.

2

Rechtliche Grundlagen

Rechtsgrundlage für die Durchführung der repräsenta-
tiven Wahlstatistik bei bundesweiten Wahlen ist das am 
1. Juni 1999 in Kraft getretene Wahlstatistikgesetz | 1.

 1 Gesetz über die allgemeine und die repräsentative Wahlstatistik bei 
der Wahl zum Deutschen Bundestag und bei der Wahl der Abgeordne-
ten des Europäischen Parlaments aus der Bundesrepublik Deutsch-
land (Wahlstatistikgesetz – WStatG) vom 21. Mai 1999 (BGBl. I  
Seite 1023), das zuletzt durch Artikel 1a des Gesetzes vom  
27. April 2013 (BGBl. I Seite 962) geändert worden ist.

Zuvor war die wahlstatistische Analyse im Bundes- 

beziehungsweise Europawahlgesetz sowie in der Bun-

des- beziehungsweise Europawahlordnung verankert. 

Mit dem Wahlstatistikgesetz wurden die materiellen 

Anforderungen des Bundestatistikgesetzes erfüllt sowie 

vorher schon praktizierte Maßnahmen zum Schutz der 

Wählerin und des Wählers – Wahlgeheimnis und Daten-

schutz müssen ausnahmslos gewahrt sein – gesetzlich 

festgelegt.

Für die repräsentative Wahlstatistik wird eine Stichprobe 

aus allen Wahlbezirken ausgewählt. Die Auswahl dieser 

Bezirke trifft der Bundeswahlleiter im Einvernehmen 

mit den Landeswahlleitungen und den Statistischen 

Ämtern der Länder. Es dürfen nicht mehr als jeweils 5 % 

aller Urnen- und Briefwahlbezirke im gesamten Bundes-

gebiet und nicht mehr als jeweils 10 % aller Urnen- und 

Briefwahlbezirke in einem Land in die Auswahl einbe-

zogen werden. Dabei müssen die ausgewählten Urnen-

wahlbezirke mindestens 400 Wahlberechtigte umfassen 

und ausgewählte Briefwahlbezirke mindestens 400 

Briefwählerinnen und Briefwähler bei der vorherigen 

Wahl umfasst haben.

Weitere Regelungen stellen das Wahlgeheimnis und 

den Datenschutz sicher: So weisen die amtlichen 

Stimmzettel aus einem repräsentativen Wahlbezirk 

gegenüber denen aus „normalen“ Wahlbezirken einen 

zusätzlichen Unterscheidungsaufdruck nach Geschlecht 

und Geburtsjahresgruppe auf. Hierbei sind höchstens 

sechs Geburtsjahresgruppen mit je mindestens sieben 

Geburtsjahrgängen zulässig. Bei der Feststellung der 

Wahlbeteiligung mit den Wählerverzeichnissen sind es 

höchstens zehn Geburtsjahresgruppen mit je mindes-

tens drei Geburtsjahrgängen. Die Zusammenfassung 

von Wählerinnen und Wählern zu Geburtsjahresgruppen 

lässt Rückschlüsse auf die Stimmabgabe einer einzel-

nen Person nicht zu.  Übersicht 1 auf Seite 144

Des Weiteren sind bei der Auswertung die Wählerver-

zeichnisse und die Stimmzettel räumlich und organisa-

torisch zu trennen: Die Wählerverzeichnisse verbleiben 

bei den Gemeinden. Die Stimmzettel hingegen werden 

nach Ermittlung des amtlichen Wahlergebnisses durch 

die Wahlvorstände verpackt, versiegelt und zur Aus-

zählung der Stimmabgaben an die jeweiligen Statis-

tischen Ämter der Länder oder an die Statistikstellen der 

Gemeinden versandt – sofern diese eine eigene Statis-

tikstelle gemäß § 16 Absatz 5 Satz 2 Bundesstatistik-
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gesetz | 2 besitzen. Nach der Auszählung erhalten die 
Wahlämter der Gemeinden die Stimmzettel zur Verwah-
rung wieder zurück. Ferner dürfen Ergebnisse einzelner 
Stichprobenbezirke nicht veröffentlicht werden. Den 
Statistischen Ämtern des Bundes und der Länder obliegt 
eine Veröffentlichung der Ergebnisse nur auf Bundes- 
beziehungsweise Länderebene.

Seit Inkrafttreten des Wahlstatistikgesetzes hat der 
Gesetzgeber zwei Änderungen veranlasst: Durch den 
stetigen Anstieg der Anzahl der Briefwählerinnen und 
Briefwähler werden seit der Bundestagswahl 2002 auch 
die Stimmen aus den Briefwahlbezirken berücksichtigt. 
Zur Bundestagswahl 2013 wurde aufgrund der zuneh-
mend alternden deutschen Bevölkerung bei der Analyse 
der Stimmabgaben die vormals älteste Altersgruppe 
„60 Jahre und mehr“ in „60 bis 69 Jahre“ und „70 Jahre 
und mehr“ geteilt. Zur Bundestagswahl 2017 hat es 
keine rechtlichen Änderungen gegeben.

 2 Gesetz über die Statistik für Bundeszwecke (Bundesstatistikgesetz – 
BStatG) in der Fassung der Bekanntmachung vom 20. Oktober 2016 
(BGBl. I Seite 2394), das zuletzt durch Artikel 10 Absatz 5 des Geset-
zes vom 30. Oktober 2017 (BGBl. I Seite 3618) geändert worden ist.

3

Methodik

Als Auswahlgrundlage für die Ziehung der Stichproben-
wahlbezirke für die repräsentative Wahlstatistik zur Bun-
destagswahl 2017 diente die allgemeine Wahlbezirks-
statistik zur Bundestagswahl 2013.

Die Auswahl erfolgte durch eine geschichtete Zu -
fallsstichprobe. Die erste Schichtung war durch die Län-
der gegeben, welche die sogenannten Schichtgruppen 
bildeten. Innerhalb dieser Schichtgruppen wurden in 
einem zweiten Schritt mit einem mathematischen Ver-
fahren der Clusteranalyse | 3 Gruppierungen (= Schich-
ten) aller Wahlbezirke gebildet. Diese fassten getrennt 
nach Urnen- und Briefwahlbezirken ähnliche Bezirke 
nach den Wahlergebnissen 2013 zusammen. Das heißt 
es wurden in einem Land Wahlbezirke einer Schicht 
zugewiesen, in denen die Zweitstimmenverteilung für 
die Parteien CDU, SPD, DIE LINKE, GRÜNE, CSU, FDP und 
AfD möglichst ähnlich waren. Die Hinzunahme einer 
Schicht vergrößert den Anteil der durch die Schichtung 
erklärten Varianz, diese Zunahme nimmt jedoch mit 
jeder zusätzlichen Schicht immer weiter ab. Es wur-
den so lange Schichten hinzugefügt, bis der Anteil der 
zusätzlich erklärten Varianz zu klein wurde.

 3 Angewendet wurde die k-means-Methode, die die Daten in k Gruppen 
teilt, sodass die Summe der quadrierten Abweichungen vom Cluster-
schwerpunkt minimal ist.

Übersicht 1

Altersgruppen der repräsentativen Wahlstatistik bei der Bundestagswahl 2017

Wahlbeteiligung Stimmabgabe

Geburtsjahresgruppe entspricht Alter von . . . bis 
. . . Jahre

Geburtsjahresgruppe entspricht Alter von . . . bis 
. . . Jahre

1997 – 1999 18 – 20 1993 – 1999 18 – 24

1993 – 1996 21 – 24

1988 – 1992 25 – 29 1983 – 1992 25 – 34

1983 – 1987 30 – 34

1978 – 1982 35 – 39 1973 – 1982 35 – 44

1973 – 1977 40 – 44

1968 – 1972 45 – 49 1958 – 1972 45 – 59

1958 – 1967 50 – 59

1948 – 1957 60 – 69 1948 – 1957 60 – 69

1947 und früher 70 und mehr 1947 und früher 70 und mehr
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Die Verteilung der Stichprobe (Allokation) zwischen den 
Ländern geschah proportional, die Allokation zwischen 
den Schichten stichprobenvarianzoptimal. Dieses Vor-
gehen wurde getrennt nach Brief- und Urnenwahlbezir-
ken durchgeführt.

Jede Schicht bildete für sich eine eigene Auswahlgrund-
lage, aus der eine einfache Zufallsstichprobe gezogen 
wurde. Hierbei galt die Bedingung, dass nur Bezirke mit 
der oben beschriebenen Mindestgröße berücksichtigt 
werden durften und jede Schicht mit mindestens drei 
Wahlbezirken vertreten war. Damit wurde gegenüber 
einer einfachen Zufallsauswahl sichergestellt, dass 
möglichst alle Ergebniskonstellationen (zum Beispiel 
bedingt durch regionale Hochburgen einer Partei oder 
regionale demografische Strukturen) berücksichtigt 
waren und die Hochrechnung entsprechend präzise 
möglich war.

Die Vereinigung aller so erhaltenen Teilstichproben bil-
dete dann die Stichprobe der Wahlbezirke für die reprä-
sentative Wahlstatistik. Sofern ein Stichprobenwahl-
bezirk nicht mehr in einem ähnlichen Umfang abgegrenzt 
wurde wie bei der Bundestagswahl 2013 und/oder die-
ser nun weniger als 400 Wahlberechtigte beziehungs-

weise 400 Briefwählerinnen und Briefwähler abdeckte, 
wurde aus derselben Schicht ein Ersatzbezirk gezogen.

Aus den 73 522 Urnen- und 14 349 Briefwahlbezirken 
der Bundestagswahl 2013 wurden insgesamt 2 723 
Wahlbezirke, darunter 469 Briefwahlbezirke, als reprä-

sentative Wahlbezirke bestimmt. Damit waren 2,2 Milli-

onen Wahlberechtigte in der Stichprobe, dies entsprach 

einem Anteil von 3,6 % an allen Wahlberechtigten. 

 Tabelle 1

Um die Ergebnisse zur repräsentativen Wahlstatistik zu 

erstellen, kam ein Kalibrierungsverfahren auf Basis einer 

Regressionsschätzung zum Einsatz. Die Regressions-

schätzung hat den Charakter einer Hochrechnung mit 

Anpassung an „Eckwerte“ (gebundene Hochrechnung), 

nämlich hier das amtliche Endergebnis der Wahl. Das 

heißt es wurden die Hochrechnungsgewichte so kali-

briert (GREG-Schätzung | 4), dass die Summe aller Aus-

prägungen eines Merkmals mit dem entsprechenden 

amtlichen Endergebnis übereinstimmte. Bei einer freien 

Hochrechnung wäre dies nicht gegeben.

Als Eckwerte dienten: Gesamtzahlen der Wahlberech-

tigten ohne und mit Wahlschein, Stimmvermerk in den 

Urnenwahlbezirken, Wählerinnen und Wähler ohne und 

mit Wahlschein, abgegebene ungültige sowie gültige 

Erst- und Zweitstimmen für die Parteien CDU, SPD, DIE 

LINKE, GRÜNE, CSU, FDP, AfD, FREIE WÄHLER, NPD und 

„sonstige Parteien“ in den Urnen- und Briefwahlbezir-

ken je Land.

 Hinweis:

Wie bereits erläutert, werden für die repräsentative 

Wahlstatistik Geburtsjahresgruppen gebildet. Aus Grün-

den der besseren Verständlichkeit und zum Vergleich mit 

früheren Wahlen werden die Ergebnisse nach Altersgrup-

pen dargestellt.

In diesem Beitrag sind relative Ergebnisse auf eine Dezi-

malstelle gerundet dargestellt. Bei Vergleichen wurden 

die Differenzen anhand der ungerundeten Ergebnisse 

berechnet. Beim Nachrechnen können daher die Diffe-

renzen um ± 0,1 Prozentpunkte abweichen.

 4 GREG: „Generalized Regression“, siehe Deville, Jean-Claude/Särndal, 
Carl-Erik. Calibration Estimators in Survey Sampling. In: Journal of the 
American Statistical Association. Jahrgang 87. Band 418. Juni 1992, 
Seite 376 ff.

Tabelle 1

Stichprobenumfang der repräsentativen Wahlstatistik  
bei der Bundestagswahl 2017

Wahlbezirke 
in der Stichprobe

Wahlberechtigte 
in der Stichprobe

Anzahl % 1 000 %

Deutschland insgesamt 2 723 3,1 2 217,1 3,6

darunter Briefwahlbezirke 469 2,8 X X

Schleswig-Holstein 100 3,6 88,0 3,9

Mecklenburg-Vorpommern 71 3,7 58,7 4,4

Hamburg 56 3,2 42,1 3,2

Niedersachsen 283 3,1 226,3 3,7

Bremen 32 6,1 19,5 4,1

Brandenburg 130 3,5 103,4 5,0

Sachsen-Anhalt 83 3,3 67,0 3,6

Berlin 92 3,8 85,6 3,4

Nordrhein-Westfalen 493 3,1 443,4 3,4

Sachsen 124 3,0 122,0 3,7

Hessen 197 3,1 171,6 3,9

Thüringen 102 3,4 80,6 4,6

Rheinland-Pfalz 167 3,3 132,5 4,3

Bayern 480 2,8 335,6 3,5

Baden-Württemberg 263 2,5 210,4 2,7

Saarland 50 4,4 30,4 3,9
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4

Ergebnisse

4.1 Wahlberechtigte

Gegenüber der Bundestagswahl 2013 sank die Anzahl 
der Wahlberechtigten um fast 260 000 auf rund 61,7 Mil-
lionen Bürgerinnen und Bürger. Insgesamt waren Frauen 
gegenüber Männern in der Überzahl (31,9 Millionen 
gegenüber 29,8 Millionen), gleichzeitig trugen sie aber 
zur rückläufigen Entwicklung der Anzahl der Wahl-
berechtigten bei: Ihre Zahl sank verglichen mit der vor-
herigen Wahl um 0,7 %, die der Männer um 0,2 %.

Die Generation der 30- bis 59-Jährigen stellte bei dieser 
Wahl knapp die Hälfte der Wahlberechtigten (48,9 %). 
Die Generation ab 60 Jahren umfasste mit fast 22,4 Mil-
lionen gut ein Drittel (36,3 %) aller potenziellen Wähle-
rinnen und Wähler und damit mehr als doppelt so viele 
wie die jüngere Generation unter 30 Jahren. Mit 9,2 Mil-
lionen machte diese nur knapp ein Sechstel (14,8 %) 
aller Wahlberechtigten aus. Damit zeigen sich bei der 
Altersstruktur der Wählerschaft deutlich die Folgen des 
demografischen Wandels. Bei der Bundestagswahl 
1990 hatten die über 60-Jährigen nur 26,8 % der Wahl-
berechtigten gestellt, die unter 30-Jährigen noch 23,0 %.

Bei der Bundestagswahl 2017 waren bei den Wahl-
berechtigten die Männer 
bis zu 59 Jahren abso-
lut gesehen geringfügig 
in der Überzahl. Ab den 
60-Jährigen kehrte sich 
dieses Verhältnis zuguns-
ten der Frauen um. 
Besonders stark ausge-
prägt war der Frauenüber-
hang in der Altersgruppe 
ab 70 Jahren. Hier waren 
7,5 Millionen Frauen 
wahlberechtigt, jedoch 
nur knapp 5,4 Millionen 
Männer.  Tabelle 2

4.2 Wahlbeteiligung

Die Wahlbeteiligung lag bei der Bundestagswahl 2017 

nach dem amtlichen Endergebnis bei 76,2 % und damit 

4,6 Prozentpunkte höher als bei der Bundestagswahl 

vier Jahre zuvor.

Wahlbeteiligung nach Geschlecht

Zwischen den Geschlechtern gab es nur geringe Unter-

schiede: Die Wahlbeteiligung betrug 76,0 % bei den 

Frauen und 76,3 % bei den Männern. Im Vergleich zu 

früheren Wahlen gleicht sich die Wahlbeteiligung der 

Frauen immer stärker der der Männer an. Dies bestä-

tigt auch der direkte Vergleich zur Bundestagswahl 

2013: Die Wahlbeteiligung der Frauen lag 2017 um 

4,8 Prozentpunkte höher als 2013, die der Männer um 

+ 4,5 Prozentpunkte.  Grafik 1

Wahlbeteiligung nach Altersgruppen

Alle Altersgruppen beteiligten sich stärker an dieser 

Bundestagswahl als an der vorherigen. Den größten 

Zuwachs wiesen die Wählerinnen und Wähler im Alter 

von 21 bis 24 Jahren mit 7,4 Prozentpunkten auf. Bei 

den 70-Jährigen und Älteren war mit + 2,0 Prozentpunk-

ten die geringste Veränderung zu verzeichnen.

Überdurchschnittlich hoch war die Wahlbeteiligung der 

40- bis 69-Jährigen. Die Wahlberechtigten unter 30 Jah-

Grafik 1

Abweichungen von der durchschnittlichen Wahlbeteiligung bei der Bundestagswahl 2017
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Tabelle 2

Wahlberechtigte und Wahlbeteiligung bei den Bundestagswahlen 2013 und 2017

Wahlberechtigte Wahlbeteiligung

2013 2017 Veränderung 2017 
gegenüber 2013

2013 2017

1 000 %

Insgesamt 61 946,9 61 688,5 – 0,4 71,5 76,2

18 bis 20 Jahre 2 015,2 2 045,5 + 1,5 63,7 69,9

21 bis 24 Jahre 3 365,0 2 903,0 – 13,7 59,6 67,0

25 bis 29 Jahre 4 406,2 4 206,0 – 4,5 61,6 68,6

30 bis 34 Jahre 4 289,6 4 302,3 + 0,3 64,8 72,0

35 bis 39 Jahre 3 922,1 4 264,3 + 8,7 68,1 74,4

40 bis 44 Jahre 4 777,0 3 953,5 – 17,2 71,8 76,3

45 bis 49 Jahre 6 319,9 5 230,9 – 17,2 74,0 78,8

50 bis 59 Jahre 11 521,1 12 396,3 + 7,6 74,7 79,4

60 bis 69 Jahre 8 504,1 9 487,3 + 11,6 78,7 81,0

70 Jahre und älter 12 826,8 12 899,4 + 0,6 73,7 75,8

Früheres Bundesgebiet 50 313,4 50 314,1 + 0,0 72,4 76,8

Neue Länder und Berlin-Ost 11 633,5 11 374,4 – 2,2 67,6 73,2

Frauen 32 088,0 31 875,7 – 0,7 71,2 76,0

18 bis 20 Jahre 984,0 999,1 + 1,5 63,4 70,8

21 bis 24 Jahre 1 665,1 1 423,4 – 14,5 59,9 68,2

25 bis 29 Jahre 2 172,2 2 062,6 – 5,0 62,5 70,2

30 bis 34 Jahre 2 115,7 2 116,7 + 0,0 65,8 73,3

35 bis 39 Jahre 1 937,5 2 116,4 + 9,2 68,9 75,6

40 bis 44 Jahre 2 366,7 1 963,3 – 17,0 73,0 77,3

45 bis 49 Jahre 3 130,3 2 600,5 – 16,9 74,7 79,7

50 bis 59 Jahre 5 778,2 6 190,3 + 7,1 74,9 79,9

60 bis 69 Jahre 4 395,9 4 885,2 + 11,1 78,6 80,9

70 Jahre und älter 7 542,4 7 518,1 – 0,3 70,2 72,5

Früheres Bundesgebiet 26 097,5 26 026,6 – 0,3 72,0 76,6

Neue Länder und Berlin-Ost 5 990,5 5 849,1 – 2,4 67,8 73,2

Männer 29 858,9 29 812,8 – 0,2 71,9 76,3

18 bis 20 Jahre 1 031,1 1 046,4 + 1,5 63,9 69,0

21 bis 24 Jahre 1 699,9 1 479,6 – 13,0 59,3 65,8

25 bis 29 Jahre 2 234,0 2 143,4 – 4,1 60,7 67,0

30 bis 34 Jahre 2 173,9 2 185,6 + 0,5 63,9 70,8

35 bis 39 Jahre 1 984,5 2 148,0 + 8,2 67,2 73,3

40 bis 44 Jahre 2 410,3 1 990,1 – 17,4 70,5 75,2

45 bis 49 Jahre 3 189,6 2 630,3 – 17,5 73,3 78,0

50 bis 59 Jahre 5 743,0 6 206,0 + 8,1 74,4 79,0

60 bis 69 Jahre 4 108,2 4 602,1 + 12,0 78,9 81,2

70 Jahre und älter 5 284,4 5 381,4 + 1,8 78,8 80,3

Früheres Bundesgebiet 24 215,9 24 287,5 + 0,3 72,9 77,0

Neue Länder und Berlin-Ost 5 643,0 5 525,3 – 2,1 67,3 73,3
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ren gingen dagegen nur unterdurchschnittlich häufig 

wählen, darunter am seltensten die Gruppe der 21- bis 

24-Jährigen mit einer Wahlbeteiligung von 67,0 %. Ab 

dieser Altersgruppe bis zu den 60- bis 69-Jährigen, das 

ist die Altersgruppe mit der mit 81,0 % höchsten Wahl-

beteiligung, stieg die Wahlbeteiligung kontinuierlich an. 

Danach ging sie bei den 70-Jährigen und Älteren wieder 

auf durchschnittliche 75,8 % zurück. Diese Entwicklung 

prägten die Frauen: Unter den gleichaltrigen Wahlbe-

rechtigten bildeten sie zwar die größte Gruppe, betei-

ligten sich aber mit 72,5 % gegenüber 80,3 % bei den 

Männern deutlich seltener an der Wahl.

Im zeitlichen Verlauf hat sich die Wahlbeteiligung in 

den einzelnen Altersgruppen weitgehend parallel ent-

wickelt, wenn auch auf unterschiedlichem Niveau. Seit 

den 1980er-Jahren ist tendenziell zu erkennen, dass das 

Durchschnittsalter der Wählerinnen und Wähler langsam 

steigt. Dies trifft auch auf die Bundestagswahl 2017 

zu. Grundsätzlich lässt sich sagen: Die 18- bis 39-Jäh-

rigen beteiligten sich unterdurchschnittlich, die 40- bis 

69-Jährigen überdurchschnittlich an der Wahl. Berück-

sichtigt man zusätzlich die oben dargestellte demogra-

fische Entwicklung, wird deutlich, dass das politische 

Einflusspotenzial der älteren Wahlberechtigten weiter 

zunimmt.  Grafik 2

Wahlbeteiligung in den Ländern

Wie bereits aus dem amtlichen Ergebnis bekannt, lag 

die Wahlbeteiligung im früheren Bundesgebiet mit 

76,8 % etwas höher als in den neuen Ländern und Ber-
lin-Ost (73,2 %). | 5 Anhand der repräsentativen Wahlsta-
tistik ist zu erkennen, dass im früheren Bundesgebiet 
Männer geringfügig häufiger wählten als Frauen (77,0 % 
gegenüber 76,6 %), in den neuen Ländern und Berlin-
Ost beteiligten sich Frauen und Männer nahezu gleicher-
maßen an der Wahl.

Die höchste Wahlbeteiligung hatten mit 83,5 % die 60- 
bis 69-jährigen Männer in Rheinland-Pfalz. Am seltens-
ten gingen mit 52,6 % die 21- bis 24-jährigen Männer in 
Sachsen-Anhalt zur Bundestagswahl 2017. Der Abstand 
zwischen der höchsten und der niedrigsten Wahlbeteili-
gung betrug damit 30,9 Prozentpunkte.

Verhältnis Urnen- und Briefwahl

Bei der Bundestagswahl 2017 nutzten gut 13,4 Millio-
nen Wählerinnen und Wähler die Möglichkeit der Brief-
wahl. Das entspricht einer Quote von 28,6 % an allen 
Wählerinnen und Wählern und stellt einen Höchststand 
seit Einführung der Briefwahl zur Bundestagswahl 1957 
dar. Der Trend zur verstärkten Nutzung der Briefwahl hält

 5 Die Wahlbezirke in Berlin lassen sich eindeutig dem früheren Berlin-
West beziehungsweise Berlin-Ost zuordnen, daher beziehen sich 
die Angaben zum früheren Bundesgebiet auf die Bundesrepublik 
Deutschland einschließlich Berlin-West nach dem Gebietsstand bis 
zum 3.10.1990, die Angaben zu den neuen Ländern und Berlin-Ost 
auf das Gebiet der ehemaligen DDR einschließlich Berlin-Ost.

Grafik 2

Wahlbeteiligung nach Altersgruppen bei Bundestagswahlen seit 1953
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demnach weiter an. Die anteilsmäßig meisten Briefwäh-

lerinnen und Briefwähler gab es in Bayern (37,3 %), die 

wenigsten in Sachsen-Anhalt (17,9 %).  Tabelle 3

Frauen machten häufiger von der Briefwahl Gebrauch 

als Männer (30,1 gegenüber 27,0 %). Nach dem Alter 

betrachtet wählte mehr als jede dritte Person (35,1 %) 

aus der Gruppe der 70-Jährigen und Älteren per Brief. 

Die wenigsten Briefwählerinnen und Briefwähler gab 

es unter den 40- bis 44- Jährigen, hier war es gut jede 

beziehungsweise jeder Fünfte (21,5 %).

4.3 Stimmabgabe

Verglichen mit der vorherigen Bundestagswahl sind 

die AfD und FDP die größten Gewinner: Sie gewannen 

7,9 beziehungsweise 6,0 Prozentpunkte bei den Zweit-

stimmen hinzu. Auch DIE LINKE (+ 0,6 Prozentpunkte) 

und die GRÜNEN (+ 0,5 Prozentpunkte) konnten leicht 

zulegen. Verluste mussten hingegen die CDU (– 7,4 Pro-

zentpunkte), die SPD (– 5,2 Prozentpunkte) und die CSU 

(– 1,2 Prozentpunkte) hinnehmen. Der Anteil ungültiger 

Zweitstimmen sank leicht auf 1,0 %.

Auch in den folgenden Abschnitten werden nur die abge-

gebenen Zweitstimmen näher betrachtet.

Stimmabgabe nach Geschlecht

Die CDU erzielte bei den Frauen mit 29,8 % einen um 

6,3 Prozentpunkte höheren Stimmenanteil als bei den 

Männern (23,5 %). Damit ist sie seit den 1950er-Jahren 
fast durchgehend eine von Frauen bevorzugt gewählte 
Partei. Ihr gutes Frauenergebnis von 2013 (36,7 %) 
konnte die CDU aber bei Weitem nicht halten; bei den 
Männern, die CDU gewählt haben, fällt die Differenz 
gegenüber dem Ergebnis der Bundestagswahl 2013 mit 
– 7,9 Prozentpunkten allerdings noch deutlicher aus.

Neben der CDU war auch bei den GRÜNEN der Stim-
menanteil der Frauen mit 10,2 % deutlich höher als bei 
den Männern (7,6 %). Ihr Plus gegenüber der Bundes-
tagswahl 2013 haben die GRÜNEN sowohl den Frauen 
(+ 0,7 Prozentpunkte) als auch den Männern (+ 0,3 Pro-
zentpunkte) zu verdanken. Die GRÜNEN wurden erst seit 
den 1990er-Jahren vergleichsweise häufiger von Frauen 
gewählt, vorher wählten eher Männer die GRÜNEN.

Für die CSU gaben 6,6 % der Frauen und 5,7 % der Män-
ner ihre Stimme ab. Ähnlich wie bei der CDU sorgten 
auch hier die Männer für das größere Defizit gegenüber 
2013. Bei den Männern verlor die CSU 1,5 Prozent-
punkte, bei den Frauen 1,0 Prozentpunkte.

Im Gegensatz dazu profitierte vor allem die AfD von 

männlichen Wählern: Ihr gaben 16,3 % der Männer ihre 
Stimme gegenüber 9,2 % der Frauen. Bei den Männern 
bedeutete dies eine Zunahme um 10,4 Prozentpunkte 
gegenüber der vorherigen Wahl, bei den Frauen belief 
sich das Plus auf 5,6 Prozentpunkte. Daneben fanden 
sowohl die FDP (Männer: 11,8 %, Frauen: 9,7 %) als 
auch DIE LINKE (Männer: 9,7 %, Frauen: 8,8 %) bei den 
Männern einen größeren Rückhalt. 

Die SPD wurde von Frauen und Männern gleichermaßen 

(jeweils 20,5 %) gewählt. Bei der Wahl im Jahr 2013 
hatte sie noch bei den Männern stärkeren Rückhalt. 
Dementsprechend größer sind nun auch die Verluste der 
SPD bei den Männern: – 6,0 Prozentpunkte gegenüber 
– 4,5 Prozentpunkten bei den Frauen.  Tabelle 4 auf 
Seite 150

Tabelle 3

Briefwählerinnen und Briefwähler bei der  
Bundestagswahl 2017

Insgesamt Frauen Männer

%

Insgesamt 28,6 30,1 27,0

18 bis 20  Jahre 22,4 24,6 20,2

21 bis 24  Jahre 29,8 33,2 26,4

25 bis 29  Jahre 29,6 31,4 27,7

30 bis 34  Jahre 26,0 26,9 25,1

35 bis 39  Jahre 23,3 23,8 22,7

40 bis 44  Jahre 21,5 21,7 21,3

45 bis 49  Jahre 23,1 24,2 22,0

50 bis 59  Jahre 27,2 29,0 25,5

60 bis 69  Jahre 31,4 32,6 30,2

70 Jahre und älter 35,1 36,5 33,4
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Stimmabgabe nach Altersgruppen

Die CDU war durchweg in allen Altersgruppen die 
stärkste Partei. Verhältnismäßig knapp war ihr Vor-
sprung vor der SPD nur bei den jüngsten Wählerinnen 
und Wählern zwischen 18 und 24 Jahren. Hier erreichte 
sie mit 19,9 % ihr schlechtestes Ergebnis. In allen wei-
teren Altersgruppen bis 69 Jahre schwankte der Stim-
menanteil der CDU zwischen 21,4 und 27,2 %. Bei den 
Wählerinnen und Wählern ab 70 Jahren stieg er sprung-
haft auf 36,5 % an.

Die CSU schnitt wie ihre Schwesterpartei besonders gut 
bei älteren Wählerinnen und Wählern ab. So erreichte 
sie bei den ab 70-Jährigen mit ihrem in Bayern erzielten 
Ergebnis auf Deutschland bezogen 8,1 %.

Beide Parteien haben 
gegenüber der Bun-
destagswahl 2013 in 
allen Altersgruppen Ver-
luste hinnehmen müs-
sen, besonders bei den 
Altersgruppen zwischen 
25 und 34 Jahren sowie 
zwischen 35 und 44 Jah-
ren. Hier verlor die CDU 
8,2 beziehungsweise 8,4 
Prozentpunkte, die CSU 
1,5 beziehungsweise 1,6 
Prozentpunkte.

Die SPD erzielte bei der 
Bundestagswahl 2017 
mit 25,2 % ihren höchs-
ten Stimmenanteil eben-
falls bei den Wählerin-
nen und Wählern ab 70 
Jahren. Bei den 35- bis 
44-Jährigen hatte sie mit 
15,6 % den geringsten 
Erfolg. Auch die SPD ver-
lor im Vergleich zur Wahl 
2013 in allen Altersklas-
sen, am meisten mit 6,4 
Prozentpunkten bei den 
45- bis 59-Jährigen.

Die AfD konnte in den 
Altersgruppen der 25- 
bis 69-Jährigen ein rela-
tiv konstantes Wähler-

potenzial von 12,8 bis 15,4 % für sich erschließen. 
Deutlich weniger erfolgreich war sie sowohl bei der 
jüngsten Generation (8,0 %) als auch bei den ältesten 
Wählerinnen und Wählern (8,3 %). Die AfD konnte in 
allen Altersgruppen Stimmenanteile hinzugewinnen, 
am stärksten in den Altersgruppen der 35- bis 44-Jähri-
gen sowie der 45- bis 59-Jährigen.  Grafik 3

Die FDP zeigte in den einzelnen Altersgruppen das sta-
bilste Wählerverhalten. Den höchsten Stimmenanteil 
erreichte sie mit 13,2 % in der jüngsten Altersgruppe, 
den niedrigsten mit 10,1 % bei den ab 70-Jährigen. Auch 
sie verzeichnete gegenüber 2013 in allen Altersgruppen 
einen Stimmenzuwachs, am deutlichsten bei den 18- 
bis 24-jährigen Wählerinnen und Wählern.

Tabelle 4

Zweitstimmen bei der Bundestagswahl 2017

Insgesamt Wähler/-innen in der Altersgruppe

18 bis 24 
Jahre

25 bis 34 
Jahre

35 bis 44 
Jahre

45 bis 59 
Jahre

60 bis 69 
Jahre

70 Jahre und 
älter

%

Insgesamt

CDU 26,8 19,9 21,4 24,6 24,8 27,2 36,5

SPD 20,5 18,4 17,1 15,6 19,9 23,3 25,2

DIE LINKE 9,2 10,5 10,9 9,1 9,3 10,5 6,8

GRÜNE 8,9 14,6 11,1 11,0 10,5 6,8 3,8

CSU 6,2 5,1 5,4 5,9 5,6 6,1 8,1

FDP 10,7 13,2 11,4 11,4 10,3 10,3 10,1

AfD 12,6 8,0 12,8 15,4 15,1 13,2 8,3

Sonstige 5,0 10,4 9,8 7,0 4,6 2,6 1,4

Frauen

CDU 29,8 22,0 24,2 27,4 27,2 30,5 39,8

SPD 20,5 18,6 17,7 16,4 19,7 22,6 24,4

DIE LINKE 8,8 10,4 10,4 8,8 9,2 9,9 6,1

GRÜNE 10,2 17,8 13,3 12,7 12,1 7,6 4,2

CSU 6,6 5,5 5,8 6,3 5,9 6,6 8,6

FDP 9,7 9,7 9,3 10,2 9,7 10,0 9,5

AfD 9,2 6,0 9,6 11,2 11,1 9,9 5,9

Sonstige 5,1 10,0 9,6 7,0 5,1 2,9 1,5

Männer

CDU 23,5 17,9 18,6 21,7 22,4 23,6 32,2

SPD 20,5 18,2 16,4 14,9 20,0 24,1 26,2

DIE LINKE 9,7 10,5 11,5 9,4 9,3 11,2 7,7

GRÜNE 7,6 11,4 8,8 9,2 8,8 6,0 3,3

CSU 5,7 4,7 4,9 5,4 5,3 5,6 7,5

FDP 11,8 16,7 13,5 12,6 10,9 10,6 10,7

AfD 16,3 10,0 16,1 19,7 19,2 16,7 11,3

Sonstige 4,9 10,7 10,0 7,1 4,0 2,2 1,1
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DIE LINKE erzielte ihren höchsten Stimmenanteil bei den 
25- bis 34-Jährigen mit 10,9 %. Auch bei ihr wiesen die 
Stimmenanteile zwischen den einzelnen Altersgruppen 
nur relativ geringe Schwankungen auf. 

Die GRÜNEN erreichten bei der Bundestagswahl 2017 in 
allen Altersgruppen bis 59 Jahre zweistellige Stimmen-
anteile. Am erfolgreichsten waren sie mit 14,6 % bei den 
Jung- und Erstwählerinnen und -wählern unter 25 Jah-
ren. Bei den über 60-Jährigen erreichten sie hingegen 
deutlich schlechtere Ergebnisse, bei den Wählerinnen 
und Wählern ab 70 Jahren sogar nur 3,8 %. 

Beide Parteien haben – mit jeweils einer Ausnahme – 
in allen Altersgruppen Stimmenanteile gegenüber der 
Wahl 2013 hinzugewonnen, besonders in der jüngsten 
Altersgruppe unter 25 Jahren.

Stimmabgabe nach West/Ost

Das endgültige Wahlergebnis zeigt, dass sich das 
Stimmverhalten in West und Ost am deutlichsten bei der 
AfD unterscheidet. Sie ging 2017 in den neuen Ländern 
und Berlin-Ost als zweitstärkste Partei aus der Wahl her-
vor. Der Stimmenanteil der AfD war im Osten sowohl bei 
Frauen als auch bei Männern jeweils doppelt so hoch 
wie im Westen; bei den Männern im Osten war die AfD 

mit 27,6 % die stärkste Partei vor der CDU (23,3 %). 
Unter allen Altersgruppen erzielte die AfD im Osten bei 
den 45- bis 59-Jährigen mit 26,4 % ihr bestes Ergebnis, 
im Westen bei den 35- bis 44-Jährigen mit 13,1 %. Den 
geringsten Rückhalt fand sie im früheren Bundesgebiet 
in der Altersgruppe ab 70 Jahren mit 6,9 %.  Tabelle 5

Die Partei DIE LINKE hatte in den neuen Ländern und 
Berlin-Ost ebenfalls einen stärkeren Rückhalt. In den 
beiden Altersgruppen ab 60 Jahren konnte sie dort mit 

jeweils über 21 % ihre besten Ergebnisse erzielen.

Grafik 3

Abgabe der Zweitstimmen bei der Bundestagswahl 2017
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Neben dem Zweitstimmen-
ergebnis insgesamt ist jeweils
das niedrigste und höchste
Zweitstimmenergebnis nach
Geschlecht und Altersgruppe
dargestellt.
Eine detaillierte Übersicht der
Ergebnisse enthält Tabelle 4.

Tabelle 5

Zweitstimmen im früheren Bundesgebiet und in den neuen 
Ländern bei der Bundestagswahl 2017 

Früheres Bundesgebiet Neue Länder und Berlin-Ost

Frauen Männer Frauen Männer

%

CDU 29,4 23,5 31,7 23,3

SPD 21,8 22,0 14,0 13,7

DIE LINKE 6,8 8,0 18,1 17,5

GRÜNE 11,2 8,3 5,7 4,2

CSU 8,1 6,9 – –

FDP 10,3 12,7 7,2 7,7

AfD 7,6 13,9 16,5 27,6

Sonstige 4,8 4,7 6,8 5,9
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Die CDU hat wie schon bei den beiden vorangegange-
nen Wahlen in den neuen Ländern und Berlin-Ost bes-
ser abgeschnitten als im früheren Bundesgebiet (27,6 
gegenüber 26,6 %). Die SPD hingegen war im Westen 
stärker, und zwar überdurchschnittlich in allen Alters-
gruppen. In den Altersgruppen ab 60 Jahren erreichte 
die SPD im Westen jeweils mehr als 25 %. Im Osten 
dagegen lag sie stets unter 20 %.

Die GRÜNEN schnitten in den neuen Bundesländern in 
allen Altersgruppen schlechter ab als im Westen. Der 
geringere Rückhalt bei den älteren Wählerinnen und 
Wählern zeigte sich jedoch in West und Ost gleicherma-
ßen. In den neuen Bundesländern kamen sie bei den 
ältesten Wählerinnen und Wählern auf einen Stimmen-
anteil von 2,0 %, im früheren Bundesgebiet erreichten 
sie in dieser Altersgruppe 4,2 %.

Stimmabgabe nach Urnen-/Briefwahl

Die Parteien SPD, DIE LINKE und AfD erzielten in den 

Urnenwahlbezirken ein höheres Ergebnis als in den 

Briefwahlbezirken. Besonders die AfD schnitt bei den 

Urnenwählerinnen und -wählern um 4,3 Prozentpunkte 

besser ab als bei den Briefwählerinnen und Briefwäh-

lern. Bei der SPD und DIE LINKE betrug die Differenz 

1,5 beziehungsweise 1,7 Prozentpunkte zugunsten 

der Urnenwahl. Dagegen lag das Zweitstimmenergeb-

nis der Briefwahl bei den anderen Parteien zum Teil 

deutlich über dem Urnenwahlergebnis: bei der CSU um 

3,2 Prozentpunkte, bei der CDU und der FDP jeweils um 

1,7 Prozentpunkte sowie bei den GRÜNEN um 0,8 Pro-

zentpunkte.  Grafik 4

Nach Geschlecht sind die Unterschiede bei der AfD 

noch stärker ausgeprägt: Während Urnenwählerinnen 

mit 10,1 % für die AfD stimmten, wählten Briefwähle-

rinnen die Partei mit 7,1 %. Bei den Männern lagen die 

Ergebnisse bei 17,7 gegenüber 12,6 %. Bei den übrigen 

Parteien bestehen in den Ergebnissen der Urnen- und 

Briefwahl zwischen Frauen und Männern keine nen-

nenswerten Unterschiede.

Wählerschaft

Die Ergebnisse der repräsentativen Wahlstatistik erlau-

ben nicht nur die Aussage, wie einzelne Bevölkerungs-

gruppen nach Geschlecht und Alter gewählt haben, 

sondern auch, wie sich die sogenannte Wählerschaft 

einer Partei zusammensetzt. Dieser Perspektivenwech-

sel ermöglicht Vergleiche mit der soziodemografischen 

Struktur der Wahlberechtigten beziehungsweise der 

Wählerinnen und Wähler und verdeutlicht, „wen“ die 

Parteien zu ihren Gunsten mobilisieren konnten.

In der Wählerschaft der Unionsparteien dominierten die 

Wählerinnen: Von 100 Personen, die bei der Bundestags-

wahl 2017 die CDU gewählt haben, waren 57 Frauen, bei 

der CSU waren es 55 Frauen. Altersmäßig bestand die 

Wählerschaft der Unionsparteien mit weiter steigender 

Tendenz überproportional aus älteren Wählerinnen und 

Wählern ab 60 Jahren. Bei der CDU waren 44,6 % der 

Wählerschaft 60 Jahre und älter, bei der CSU 43,2 %.

Auch die Wählerschaft der SPD war 2017 überdurch-

schnittlich stark von älteren Wählerinnen und Wählern 

geprägt: 43,9 % waren 60 Jahre und älter. Die altersmä-

Grafik 4
Zweitstimmen nach Urnen- und Briefwahl bei der Bundestagswahl 2017
in %
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ßige Zusammensetzung der Wählerschaft der SPD hat 
sich damit weiter derjenigen der CDU angenähert. Zwi-
schen den Geschlechtern war die Wählerschaft der SPD 
nahezu gleich aufgeteilt.  Grafik 5

Die Wählerstruktur der DIE LINKE und der FDP bestand 
ebenso fast gleichermaßen aus Frauen und Männern 
und entsprach noch am ehesten der Altersstruktur aller 
Wahlberechtigten. Bei der Partei DIE LINKE waren die 
45- bis 69-Jährigen im Vergleich zum Anteil der entspre-
chenden Altersgruppe an allen Wahlberechtigten über-
proportional stark vertreten. Die Wählerschaft ab 70 
Jahren ist in dieser Partei demgegenüber leicht unter-
repräsentiert.

Für die GRÜNEN kamen 59,0 % der Zweitstimmen von 
Frauen. Unter allen ihren Wählerinnen und Wählern 
waren 44,1 % jünger als 45 Jahre. Damit ist die Wäh-
lerschaft der GRÜNEN vergleichsweise jung. Auch die 
Altersgruppe der 45- bis 59-Jährigen war gemessen 
am Anteil dieser Altersgruppe an allen Wahlberechtig-
ten deutlich überproportional stark vertreten. Dagegen 
sind die Wählerinnen und Wähler der Altersgruppen ab 
60 Jahren bei den GRÜNEN erheblich unterrepräsen-
tiert.

Die Zusammensetzung der Wählerinnen und Wähler der 
AfD war so unterschiedlich wie bei sonst keiner ande-
ren Partei. Von 100 Wählerinnen und Wählern waren 
63 Männer. Insgesamt war über die Hälfte der Wähler-
schaft der AfD zwischen 45 und 69 Jahre alt, die jüngste 
und älteste Altersgruppe waren jeweils gemessen an 
allen Wahlberechtigten demgegenüber unterdurch-
schnittlich vertreten. In der Kombination von Geschlecht 
und Altersgruppe waren vor allem die 45- bis 59-jähri-
gen Männer stark vertreten: Sie allein machten 22,5 % 
aller AfD-Wählerinnen und -Wähler aus.

Gegenüber der letzten Bundestagswahl 2013 hat sich 
insbesondere die Wählerschaft der LINKEN, GRÜNEN 
und der FDP verjüngt, während die der CDU, CSU und 
SPD weiter gealtert ist.

Stimmensplitting

Stimmensplitting liegt vor, wenn die Wahlentscheidung 
zwischen Erst- und Zweitstimme differiert. Betrachtet 
man die Stimmabgabe in der Kombination der Erst- und 
Zweitstimmen, wird deutlich, welche Wählergruppen 
in welchem Umfang vom Splitting Gebrauch gemacht 
haben.

Grafik 5

Altersstruktur der Wahlberechtigten sowie der Wählerinnen und Wähler nach Parteien bei der Bundestagswahl 2017
in %
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Bis zur Bundestagswahl 1976 hatten die Wählerinnen 
und Wähler ihre Stimmen nur relativ selten gesplittet. 
Seitdem machten sie kontinuierlich immer häufiger 
davon Gebrauch. Zwar gab die überwiegende Mehrheit 
auch bei der Bundestagswahl 2017 beide Stimmen für 
dieselbe Partei ab, mit 27,3 % hat das Stimmensplitting 
aber den höchsten jemals beobachteten Stand erreicht. 
 Grafik 6

Der Anteil des Stimmensplittings unterscheidet sich bei 
den Wählerinnen und Wählern der einzelnen Parteien 
sehr stark. Wie auch bei der Bundestagswahl 2013 
haben die Zweitstimmenwählerinnen und -wähler der 
CDU und SPD sowie der CSU vergleichsweise selten das 
Stimmensplitting genutzt. Am geringsten ausgeprägt 

war es bei den Zweitstimmenwählerinnen und -wählern 
der CSU, die zu 87,3 % auch mit der Erststimme die CSU 
wählten.

Sehr viel stärker nutzen traditionell die Wählerinnen 
und Wähler der FDP und der GRÜNEN das Stimmen-
splitting. Die Wählerinnen und Wähler einer „kleineren“ 

Partei gehen häufig davon aus, dass die Direktkan-
didatin beziehungsweise der Direktkandidat ihrer Partei 
keine Mehrheitschance hat. Sie entscheiden sich daher 
bewusst für die Direktkandidatinnen und -kandidaten 
einer „großen“ Partei. Besonders häufig splitteten die 
Wählerinnen und Wähler der FDP: 56,4 % wählten mit 
der Erststimme eine andere Partei, dabei vornehmlich 
CDU (33,8 %) oder SPD (8,4 %). Bei den GRÜNEN gaben 

Grafik 6
Erststimmenverteilung ausgewählter Parteien bei gegebener Zweitstimme 
bei der Bundestagswahl 2017
in %
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die Zweitstimmenwählerinnen und -wähler nach den 
Kandidatinnen und Kandidaten der eigenen Partei mit 
26,1 % am zweithäufigsten ihre Erststimmen den Direkt-
kandidatinnen und -kandidaten der SPD.

Bei den Wählerinnen und Wählern der Linkspartei war 
eine geringe Zunahme des Stimmensplittings gegen-
über der Bundestagswahl im Jahr 2013 festzustellen. 
Personen, die mit ihrer Zweitstimme für DIE LINKE votier-

ten, gaben zu 15,8 % ihre Erststimme Kandidatinnen 
und Kandidaten der SPD und zu 6,7 % Kandidatinnen 
und Kandidaten der GRÜNEN.

Exkurs: Ergebnisse nach kreisfreien  
Städten und Landkreisen

Die amtlichen Endergebnisse ermöglichen Aussagen zu 
den Wahlergebnissen in den derzeit 401 Landkreisen 
und kreisfreien Städten in der Bundesrepublik Deutsch-
land. | 6  Tabelle 6

Gut 30 % der Wahlberechtigten der Bundestagswahl 
2017 lebten in kreisfreien Städten, die übrigen in Land-
kreisen. In den städtischen Regionen fiel die Wahlbe-
teiligung mit 74,8 % etwas geringer aus als in den länd-
lichen (76,7 %).

 6 Diese und weitere Auswertungen sind mit der Wahlbezirksstatistik 
möglich, die die Wahlergebnisse aller Wahlbezirke enthält. Diese  
stehen erstmals kostenfrei zum Download auf der Internetseite  
www.bundeswahlleiter.de zur Verfügung.

Die CDU und CSU wurden in den Landkreisen deutlich 

häufiger gewählt als in den kreisfreien Städten (um 5,6 

beziehungsweise 2,5 Prozentpunkte mehr). In einem 

geringeren Umfang traf dies auch auf die AfD zu (+ 1,7 

Prozentpunkte).

In den kreisfreien Städten wurde demgegenüber häu-

figer als in den Landkreisen DIE LINKE (+ 4,4 Prozent-

punkte), die GRÜNEN (+ 3,6 Prozentpunkte) und die 

SPD (+ 0,9 Prozentpunkte) gewählt. Nur die FDP wurde 

nahezu gleichermaßen in beiden Regionstypen gewählt.

4.4 Ungültige Zweitstimmen

Der Anteil der ungültigen Zweitstimmen betrug 1,0 % bei 

der Bundestagswahl 2017 und lag damit – wie bei den 

Bundestagswahlen zuvor – auf einem niedrigen Niveau.

Frauen gaben leicht häufiger ungültige Zweitstimmen ab 

als Männer (1,1 gegenüber 0,9 %). Deutlicher sind die 

Unterschiede in der Betrachtung nach Altersgruppen: 

Bei den Wählerinnen und Wählern bis 69 Jahre stieg der 

Anteil ungültiger Zweitstimmen kontinuierlich auf 1,0 % 

an und setzte sich bei den ab 70-Jährigen mit 1,7 % 

deutlich ab. Aus Sicht der Wählerschaft ergibt sich fol-

gendes Bild: Von allen ungültigen Zweitstimmen stamm-

ten lediglich 5,3 % von Wählerinnen und Wählern unter 

25 Jahren, demgegenüber betrafen 36,9 % der ungülti-

gen Zweitstimmen die Altersgruppe 70 Jahre und älter. 

 Grafik 7

Tabelle 6

Zweitstimmen in den kreisfreien Städten und Landkreisen 
bei der Bundestagswahl 2017

Kreisfreie Städte Landkreise

%

Wahlberechtigte 30,3 69,7

Wahlbeteiligung 74,8 76,7

CDU 22,9 28,4

SPD 21,1 20,2

DIE LINKE 12,3 7,9

GRÜNE 11,5 7,9

CSU 4,4 6,9

FDP 11,0 10,7

AfD 11,4 13,2

Sonstige 5,4 4,8

Frauen
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Grafik 7
Ungültige Stimmen bei der Bundestagswahl 2017
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Auch die Gründe für die Ungültigkeit von Stimmen las-
sen sich mit der repräsentativen Wahlstatistik feststel-
len. Bei der Bundestagswahl 2017 war der weit überwie-
gende Anteil mit 63,3 % aller ungültigen Zweitstimmen 
ausschließlich darauf zurückzuführen, dass keine Kenn-
zeichnung erfolgte oder die Seite des Stimmzettels 
durchgestrichen wurde. Dies deutet auf eine bewusste 
Entscheidung für eine ungültige Stimmabgabe hin. Die 
mit 29,2 % zweithäufigste Ursache, die zu einer ungül-
tigen Stimmabgabe führte, waren mehrere Kreuze auf 
dem Stimmzettel.

5

Schlusswort

Die repräsentative Wahlstatistik ist wesentliche Grund-
lage für die empirische Wahlforschung, zum Beispiel 
für Hochrechnungen, und liefert Ansatzpunkte für wei-
tere Untersuchungen. Somit stellt sie einen objektiven 
Bezugsrahmen bereit, um Wahlforschungsergebnisse 
einzuordnen, ermöglicht aber von ihrer Anlage her keine 
Analyse von Wahlmotiven.

Die vollständigen Ergebnisse der repräsentativen 
Wahlstatistik zur Bundestagswahl 2017 enthält die 
Publikation „Heft 4: Wahlbeteiligung und Stimmab-
gabe der Frauen und Männer nach Altersgruppen“ des 
Bundeswahlleiters, die im Januar 2018 erschienen ist  
(www.bundeswahlleiter.de). 
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